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Die deutschen Gewerkschaften müssen seit Beginn der 1990er-Jahre hohe 
Mitgliederverluste verkraften. Neben einer allgemein schwindenden Bindungs-
fähigkeit der Mitglieder und einer zunehmenden Rekrutierungsschwäche, die 
auch andere intermediäre Akteure betrifft, unterliegt die Mitgliederentwicklung 
der Gewerkschaften auch den Folgen des wirtschaftlichen Wandels. Die anhal-
tende Tertiarisierung der Wirtschaftssektoren bedingt den quantitativen Rück-
gang des gewerkschaftlich gut organisierten Industriearbeiters, und zunehmen-
de Frauenerwerbstätigkeit – insbesondere in Teilzeit und in grundsätzlich gering 
organisierten Wirtschaftszweigen – schwächt gewerkschaftliche Rekrutierungs-
strategien. Zudem sind insgesamt mehr schwach organisierte Personengrup-
pen – Leiharbeitnehmer und befristet Beschäftigte – auf dem Arbeitsmarkt aktiv. 
Eine Möglichkeit, diesen Trend zu bremsen, wird von den DGB-Gewerkschaften 
in dem Zusammenschluss von Einzelgewerkschaften zu ver.di gesehen.  
Die im Frühjahr 2001 vollzogene Vereinigung der fünf Gründungsgewerkschaf-
ten DAG, DPG, HBV, IG Medien und ÖTV zur Vereinten Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di hatte deshalb als Gründungsziele u. a. die Gewinnung von 
potenziellen Mitgliedern aus neuen Beschäftigungsfeldern und -formen. Gleich-
zeitig soll die Orientierung an den alten Mitgliederinteressen und den neuen 
noch zu erreichenden Personengruppen durch eine neue Dienstleistungsorien-
tierung entstehen, bei der ver.di als „Name und Programm“ (Mai 1999: 584) die 
Richtung vorgibt. Aufgrund der Größe der Mitgliederzahl, der Anzahl der betei-
ligten Gewerkschaften und des Umfangs der zu vertretenden Branchen handel-
te es sich bei der ver.di-Gründung um „die bislang bedeutendste organisations-
politische Veränderung der Gewerkschaftsbewegung Deutschlands“ (Bsirske 
2003: 593). Zudem wurden durch die Zusammenführung der privaten und öf-
fentlichen Dienste sowie durch die Einbeziehung der DAG als vormals nicht 
zum DGB gehörende Konkurrenzorganisation neue Wege beschritten. 
Der Zusammenschluss von ver.di hat nicht nur die Gewerkschaftslandschaft in 
Deutschland neu formiert, auch innerhalb von ver.di treten für die beteiligten 
Funktionäre und Mitglieder erhebliche Veränderungen auf: So treffen in ver.di 
der übersichtlich strukturierte Bereich des Öffentlichen Dienstes der ÖTV auf 
die gut organisierte Betriebsgewerkschaft DPG, die politisch gegenmachtsorien-
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tierte HBV muss sich mit der ehemaligen sozialpartnerschaftlich orientierten 
Konkurrenzgewerkschaft DAG arrangieren, und in der IG Medien sind Mitglie-
der organisiert, die nicht das klassische Dienstleistungsklientel der anderen 
Gründungsgewerkschaften darstellen – die Industriearbeiter im Bereich Druck 
und Papier bzw. die freien Mitarbeiter in der Medienbranche.  
Zudem hatten die Gründungsgewerkschaften bis dato unterschiedliche Ausrich-
tungen in ihrer Organisationsstruktur verfolgt. So setzte die ÖTV auf eine starke 
Präsenz ihrer Vertretungen in der Fläche (Kreisverwaltungen), während die 
HBV als Extrem auf der anderen Seite aufgrund ihrer Schwäche in der Fläche 
bei der Organisationsstruktur die Fachlichkeit der Branchen in den Vordergrund 
rückte.  
Alle diese Unterschiede auf einen Nenner zu bringen, stellte ver.di während des 
Gründungsprozesses vor eine große Herausforderung. Diese Problematik wur-
de mit der Schaffung einer für die Gewerkschaft neuen Organisationsstruktur, 
der Matrixorganisation, beantwortet. Hierdurch sollte der Spagat zwischen di-
vergierenden Mitglieder- und Funktionärsinteressen, unterschiedlichen Organi-
sationsformen und verschiedenen inhaltlichen Schwerpunkten gelingen. 
Da der Vereinigungsprozess von ver.di nur von einem kleinen Kreis von haupt- 
und ehrenamtlichen Funktionären durchgeführt wurde, bleibt unklar, wie die 
Interessenlagen der einzelnen Mitglieder gewichtet sind. Völlig offen ist die Fra-
ge, inwieweit die Mitglieder der neuen Dienstleistungsgewerkschaft diese politi-
sche Willensbildung „von oben“ mit nachvollzogen und akzeptiert haben, und ob 
bereits einige der angestrebten ver.di-Gründungsziele erreicht werden konnten.  
Zwar wird die Verbesserung der Mitgliederinteressen auch als ver.di-
Gründungsziel genannt, es besteht aber Erkenntnis darüber, wie sich die orga-
nisatorischen Veränderungen auf die Befriedigung der Mitgliederinteressen 
auswirken. Diese Arbeit versteht sich als Zwischenbilanz und will eine Antwort 
darauf geben, ob die von ver.di formulierten Organisationsziele mit den Mitglie-
derinteressen übereinstimmen und ob der ver.di-Zusammenschluss als Zu-
kunftsmodell für deutsche Gewerkschaften dienen kann. 
Konkret werden folgende Fragestellungen verfolgt: 
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• Welche Interessenlage haben die Mitglieder von ver.di? 
• Empfinden die Mitglieder einen Bedeutungsverlust ihrer jeweiligen Bran-
che innerhalb der großen Multibranchenorganisation? Oder: Wird durch 
die Fachbereichsaufteilung innerhalb von ver.di zusätzliche Autonomie er-
lebt? 
• Sind Synergieeffekte aufgrund des Zusammenschlusses von ehemaligen 
Konkurrenzorganisationen feststellbar, oder überdauern in ver.di die alten 
Strukturen und Positionen der Gründungsorganisationen? 
• Welchen Anspruch haben die Mitglieder an ver.di: Sehen sie als 
„Dienstleistungs“-Gewerkschaft, oder gilt sie in erster Linie als Instanz zur 
Vermittlung von Werten mit politischer und sozialer Integrationsfunktion? 
• Werden diejenigen Beschäftigungstypen von ver.di angesprochen, bei de-
nen Gewerkschaften strukturell ihre Rekrutierungsprobleme haben: Frau-
en, jüngere Arbeitnehmer und Teilzeitbeschäftigte? 
• Werden durch ver.di die Partizipationsmöglichkeiten der aktiven Gewerk-
schaftsmitglieder eher verbessert oder bestehen Defizite? 
Ziel dieser Arbeit ist es festzustellen, in welchem Maß die Akzeptanz1 der Mit-
glieder in Bezug auf ver.di, die ver.di-Gründung und die daraus resultierenden 
Folgen besteht. Diese Akzeptanz der Mitglieder lässt sich zunächst auf der per-
sönlichen Einstellungsebene ermitteln, indem die Mitglieder z. B. bestimmte 
Leistungen von ver.di befürworten oder ablehnen. Diese Einstellung mittelbare 
Auswirkungen auf die Handlungsebene der Mitglieder, denn eine hohe Zustim-
mung mit ver.di dürfte verhindern, dass Mitglieder aus Unzufriedenheit die Ge-
werkschaft verlassen. Demgegenüber würde eine ablehnende Haltung zu ver.di 
dazu führen, dass die gewerkschaftliche Mitgliedergewinnung in den Betrieben 
von diesen Mitgliedern nicht erwartet werden kann.  
Während die ver.di-Gründung in ihrem Prozess durch die strukturell abgesicher-
ten und institutionalisierten Verfahren legitimiert ist, bildet die Akzeptanz der 
Mitglieder das subjektive Gegenstück hierzu. Ohne diese Akzeptanz könnten 
Institutionen wie ver.di „in demokratischen Gegenwartsgesellschaften weder 
  
1 Akzeptanz wird hier verstanden als „die Chance für bestimmte Meinungen, Maßnahmen, 
Vorschläge und Entscheidungen bei einer identifizierbaren Personengruppe ausdrückli-
che oder stillschweigende Zustimmung zu finden und unter angebbaren Bedingungen 
aussichtsreich auf deren Einverständnis rechnen zu können“ (Lucke 1995: 104). 
 4
Geltung noch Verbindlichkeit noch Legitimation im umfassenden, auch deren 
subjektiv-soziale Grundlagen einbeziehenden Sinne erlangen“ (Lucke 1995: 
93). 
Da für die Erfassung der Mitgliederinteressen bei ver.di bislang kaum Ergebnis-
se vorliegen, wurde die Methode der schriftlichen Mitgliederbefragung in Form 
eines standardisierten Fragebogens gewählt. Um auch die in den Fragestellun-
gen formulierten möglichen Synergieeffekte und eventuell unterrepräsentierte 
Personengruppen erfassen zu können, wurde die Befragung im Fachbereich 
Handel von ver.di durchgeführt. Denn dieser stellt innerhalb von ver.di den 
größten Fachbereich, besteht lediglich aus zwei Teilbranchen (Einzel- und 
Großhandel) und zeichnet sich durch eine relativ homogene Tätigkeitsstruktur, 
die des Verkäufers, aus. Im Handel sind zudem Frauen und Teilzeitbeschäftigte 
deutlich überrepräsentiert, was die Erschließung der Einstellungen dieser ge-
werkschaftlich ansonsten unterrepräsentierten Gruppen ermöglicht. Außerdem 
organisiert der Handel die Mitglieder aus zwei ehemaligen Konkurrenzgewerk-
schaften, HBV und DAG.  
Die Eingrenzung der Befragung auf das Bundesland Nordrhein-Westfalen sorgt 
dafür, dass zum einen die Mitgliederzahl eine ausreichende Größe darstellt, 
zum anderen aber die spezifische Ost-West-Problematik aus der Fragestellung 
herausgehalten werden konnte.  
Da es für die Mitgliederinteressen in Gewerkschaften und speziell die Interes-
sen bei Gewerkschaftszusammenschlüssen keine eigenständigen Theorien 
gibt, werden im zweiten Kapitel zunächst die einschlägigen Verbändetheorien 
dargestellt. Dabei geht es neben einer kurzen Erläuterung der Theorien und 
ihrer Funktionen auch darum, inwieweit diese dazu beitragen können, die Or-
ganisationsfähigkeit von Interessen und die Einflussmöglichkeit gegenüber kon-
kurrierenden Interessen im Hinblick auf die gewerkschaftliche Organisation so-
wie den Zusammenschluss von Gewerkschaften zu erklären. Außerdem wer-
den die Theorien auf ihren Erklärungsgehalt im Hinblick auf die Interessenlage 
der Mitglieder und deren Partizipationsmöglichkeiten innerhalb von gewerk-
schaftlichen Organisationen überprüft. 
In Kapitel 3 wird der organisatorische Wandel von Gewerkschaften unter Einbe-
ziehung gewerkschaftlicher Organisationsziele beleuchtet. Dabei stehen neben 
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einem kurzen Überblick über die Organisationsforschung die gewerkschaftli-
chen Leitbilder und die konkreten organisationspolitischen Problemlagen bei 
ver.di im Vordergrund. Die Darstellung der gewerkschaftlichen Leitbilder und 
der konkreten Situation bei ver.di erfolgt vor dem Hintergrund der Interessen 
der Mitglieder und deren Partizipationsmöglichkeiten. Die Fragestellung hierbei 
lautet, inwieweit bei diesen Leitbildern und deren organisatorischer Umsetzung 
innerhalb von ver.di Mitgliederinteressen eine Rolle spielen bzw. berücksichtigt 
werden. 
In Kapitel 4 werden die bereits vorliegenden empirischen Studien zur Gewerk-
schaftsforschung eingehend dargestellt. Hier ergeben sich zwei Schwerpunkte: 
Einmal wird die allgemeine Mitgliederentwicklung der deutschen Gewerkschaf-
ten insgesamt und der von ver.di mit einem Fokus auf die unterrepräsentierten 
Mitgliedergruppen in den Gewerkschaften dargelegt. Daneben werden auch der 
gewerkschaftliche Organisationsgrad der betrieblichen Interessenvertreter und 
deren Bestimmungsgründe aufgezeigt, da diese für die gewerkschaftliche Or-
ganisationsfähigkeit in den Betrieben eine herausragende Rolle spielen. Zudem 
erfolgt eine systematische Darstellung der Ergebnisse aus den wenigen empiri-
schen Studien, in denen auch die Interessen der Mitglieder erfasst wurden. 
Auch hier erfolgt eine Unterteilung der Mitgliederinteressen nach den unterre-
präsentierten Personengruppen und der besonderen Interessenlage der be-
trieblichen Funktionsträger. Soweit Ergebnisse darüber vorhanden sind, werden 
auch Entwicklungen der gewerkschaftlichen Mitgliederstruktur im Handel und 
deren Interessen eingebracht.  
Dieser ausführliche Überblick über die bisherigen empirischen Studien dient 
dem Zweck, die Untersuchungsergebnisse der Mitgliederbefragung bei ver.di 
einer Vergleichbarkeit auszusetzen, um so allgemeine Entwicklungstendenzen 
der Mitgliederinteressen, die alle Gewerkschaften betreffen, und Besonderhei-
ten bei ver.di herauszufiltern. 
Bei der Darstellung der Ergebnisse der eigenen Befragung der ver.di-Mitglieder 
aus dem Handel in Nordrhein-Westfalen im darauf folgenden Abschnitt (Kapitel 
5) liegt der Schwerpunkt auf den Mitgliederinteressen und deren Befriedigung, 
den Positionen zur ver.di-Gründung und den Einstellungen zur innergewerk-
schaftlichen Partizipation. Besonderes Interesse gilt dem Vergleich der unter-
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schiedlichen Aussagen und Einstellungen von einfachen Mitgliedern und be-
trieblichen Funktionsträgern.  
Gerade die betrieblichen Funktionsträger sind nicht nur aufgrund ihrer für die 
Gewerkschaften bedeutenden Stellung im Betrieb von herausragender Bedeu-
tung, denn durch ihr höheres Engagement innerhalb der Gewerkschaft verfügen 
sie über eine bessere Kenntnis der innerorganisatorischen Abläufe, sodass ih-
ren Einstellungen zu ver.di ein größerer Erfahrungshorizont zugrunde liegt. 
Auch die Einstellungen zu den innergewerkschaftlichen Beteiligungsmöglichkei-
ten sind hauptsächlich in den Aussagen der Funktionäre relevant, da sie in der 
Mehrzahl von diesen Angeboten Gebrauch machen. 
Bei der Analyse dieser Ergebnisse (Kapitel 6) steht neben einem Vergleich der 
Resultate der ver.di-Mitgliederbefragung mit den Ergebnissen aus bereits vor-
handenen empirischen Studien der Abgleich mit den gewerkschaftlichen Leitbil-
dern und den in Kapitel 3 identifizierten organisatorischen Problemlagen bei 
ver.di im Vordergrund. Hierbei werden Schlussfolgerungen gezogen, inwieweit 
sich die gewerkschaftlichen Leitbilder in den Mitgliederinteressen widerspiegeln 
und ob die Mitglieder diesen Anspruch als erfüllt ansehen. Es gilt diesbezüglich 
weiterhin zu klären, welche Rolle die besonderen organisatorischen Verände-
rungen bei ver.di im Hinblick auf die Befriedigung der Mitgliederinteressen, den 
Einstellungen zur innergewerkschaftlichen Partizipation und zur ver.di-
Gründung insgesamt spielen.  
Anschließend erfolgt die Einordnung der Befragungsergebnisse in die eingangs 
dargestellten Verbändetheorien (Kapitel 6). Hier werden jene Ansätze identifi-
ziert, die nicht nur auf theoretischer Grundlage, sondern auch Einbeziehung der 
konkreten empirischen Ergebnisse einen Beitrag dazu leisten, die Bedürfnisse 
von Gewerkschaftsmitgliedern in einen theoretischen Erklärungsrahmen zu stel-
len. 
Den Abschluss dieser Arbeit (Kapitel 7) bildet ein Überblick über die von ver.di 
bereits durchgeführten Maßnahmen, Gewerkschaften attraktiver zu gestalten. 
Diese Aktivitäten – sie beziehen sich auf die Mitgliederwerbung, die Verbesse-
rung des Leistungsangebotes und der gewerkschaftlichen Betreuung – werden 
vor dem Hintergrund der ermittelten Mitgliederinteressen dahingehend über-
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prüft, ob sie geeignet sind, zukünftig erfolgreich Mitglieder zu rekrutieren und 
deren Interessen hinreichend zu befriedigen. 
Diese Arbeit trägt dazu bei, die immer noch vorhandenen Defizite bei der empi-
risch-analytischen Erforschung von Mitgliedschaften in Verbänden zu verrin-
gern, die von Alemann bereits 1993 als „politikwissenschaftliches Desiderat“ 
bezeichnet hat (1993a: 175). Bei dem hier gewählten Vorgehen werden zwar 
die jeweiligen Theorien aus der Verbändeforschung auf ihren Erklärungsgehalt 
hin überprüft, es wird aber nicht die Perspektive einer einzelnen Theorie durch-
gehend übernommen. Auch der Erläuterung der gewerkschaftlichen Organisati-
onsforschung (Kapitel 3), die „kein etabliertes Themengebiet in der Gewerk-
schaftsforschung bildet“ (von Alemann/Schmidt 1998b: 56), liegt kein einheitli-
ches Theoriekonzept zugrunde. Allerdings wird hier – soweit möglich – eine 
institutionenökonomische Perspektive eingenommen. 
Mit Blick auf die ver.di-Gründung sind auch komparative Ansätze wenig hilf-
reich. Neben der Einmaligkeit des Zusammenschlusses aufgrund seiner Größe 
trägt durch die spezielle Einbettung der deutschen Gewerkschaften in das na-
tionale System der Arbeitsbeziehungen ein Vergleich mit den Gewerkschafts-
zusammenschlüssen in anderen, insbesondere angelsächsischen Ländern 
kaum zum Erkenntnisgewinn bei. Dieses System der Arbeitsbeziehungen in 
Deutschland hat unmittelbare Folgen für die Funktion und die Art der Interes-
senvertretung der Gewerkschaften, was mittelbar auch zu spezielleren Mitglie-
derinteressen beiträgt. Ebenfalls ungeeignet ist ein Vergleich der ver.di-Fusion 
mit den Zusammenschlüssen im privatwirtschaftlichen Bereich, da Gewerk-
schaften im Gegensatz zu Unternehmen auch politische und demokratische 
Rationalitäten zu beachten haben.  
Insofern leistet diese Arbeit einen Beitrag, die bestehenden Defizite innerhalb 
der komplexen Sachverhalte der empirischen Gewerkschaftsforschung zu ver-
ringern und damit ergebnisoptimierte Perspektiven für die Zukunft aufzuzeigen. 
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2. Theoretische Einordnung der  
Gewerkschaften in die Verbändeforschung  
Gewerkschaften werden je nach politischem und gesellschaftlichem Standpunkt 
unterschiedlichste Funktionen und Anforderungen zugeschrieben: Arbeitgeber-
verbände appellieren an die soziale Verantwortung der Gewerkschaften. Be-
triebsräte fordern die gewerkschaftliche Betreuung in ihrem Betrieb an. Politisch 
Linke verlangen eine stärkere Politisierung der Gewerkschaften. Mitglieder 
wünschen eine unverzügliche individuelle Rechtsberatung. Gewerkschaftsse-
kretäre beklagen demgegenüber das mangelnde Engagement von Mitgliedern. 
Die Motive berühren je nach ihrer Herkunft individuelle, politische, gesellschaft-
liche oder organisationsinterne Interessen. Mit Hilfe der Verbändeforschung 
wird ein Raster der divergierenden Interessenlage erstellt. Dabei müssen Orga-
nisationsziele, Mitgliederinteressen, Positionen der Arbeitgeber und die Binnen-
perspektive der Gewerkschaften berücksichtigt werden. 
Im Folgenden werden die einschlägigen Theorien der Verbändeforschung – 
(Neo-)Pluralismus, (Neo-)Korporatismus, Konflikttheorie, Neue Politische Öko-
nomie, Theorie der kritischen Masse, Dritter-Sektor-Theorie und Netzwerktheo-
rie – auf ihren Erklärungsgehalt in Bezug auf die Interessenvertretung der Ge-
werkschaften untersucht. Anschließend werden Funktionen und Interessenla-
gen der Gewerkschaften beschrieben, die sich an den vorher behandelten gän-
gigen Theorien orientieren. 
2.1. Theorien in der Verbändeforschung 
und die Einordnung von Gewerkschaften 
In diesem Abschnitt wird zunächst eine Einordnung von Gewerkschaften in die 
einschlägigen Verbändetheorien vorgenommen. Neben einer kurzen Darstel-
lung von Theorie und Kritik stehen die organisierten Interessen in den industriel-
len Beziehungen im Mittelpunkt. Hierbei geht es weniger darum, inwieweit diese 
Theorien einen umfassenden Erklärungsgehalt beinhalten, sondern vielmehr 
um die Frage, ob sie zu einem Verständnis von Gewerkschaften in Bezug auf 
deren Organisationsfähigkeit, Einflussmöglichkeiten gegenüber konkurrieren-
den Interessen, der Befriedigung ihrer internen Bedürfnisse und der innerorga-
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nisatorischen Demokratievorstellungen beitragen. Weiterhin gilt es zu klären, ob 
die hier besprochenen Theorien einen Beitrag dazu leisten, den Zusammen-
hang von Organisationsziel und Mitgliederinteressen aufzuzeigen. Daneben 
wird untersucht, inwieweit der Zusammenschluss von Interessen – wie bei der 
ver.di-Gründung – sich in die bestehenden Theorien einordnen lässt. Abschlie-
ßend wird eine Beurteilung vorgenommen, welche der Verbändetheorien sich 
dafür eignet, die Mitgliederinteressen in Verbänden hinreichend zu ermitteln. 
Die Darstellung der Theorien erfolgt vor dem Hintergrund der konkreten Situati-
on des Organisationswandels von den Gründungsgewerkschaften hin zu ver.di. 
Im komplizierten Beziehungsgeflecht der dort handelnden Akteure kommt es 
dabei auf die Kombination der verschiedenen Aspekte der unterschiedlichen 
Theorien an, um eine angemessene analytisch-theoretische Grundlage zu erar-
beiten. 
2.1.1. (Neo-)Pluralismus 
Die Vertreter des Pluralismus gehen als Grundannahme davon aus, dass die 
unterschiedlichen Interessen in einer Gesellschaft prinzipiell gleichberechtigt 
nebeneinander stehen; „ihre Organisation ist legitim, und sie haben grundsätz-
lich die gleiche Chance ihrer Durchsetzung“ (Sebaldt/Straßner 2004: 29). Dabei 
wird von einem politischen System ausgegangen, „das in der Konkurrenz einer 
Vielzahl politischer Kräfte bei der Herstellung und Implementation allgemein 
verbindlicher Entscheidungen besteht“ (Sebaldt 1997: 14). Die verschiedenen 
gesellschaftlichen Interessengruppen begrenzen sich gegenseitig, und idealty-
pisch steht einer Organisation immer eine ähnlich mächtige Gegenorganisation 
gegenüber (Woyke 1997: 431). Der Staat tritt zwischen den organisierten Inter-
essen als Schiedsrichter mit dem Ziel der Steigerung des Gemeinwohls auf. 
Fraenckel, einer der Begründer des Neopluralismus in Deutschland, vertritt die 
These, dass  
„in einer differenzierten Gesellschaft im Bereich der Politik das Gemeinwohl lediglich a 
posteriori als das Ergebnis eines dialektischen Prozesses der divergierenden Ideen und 
Interessen der Gruppen und Parteien erreicht werden könne (kann)“ (Fraenckel 1964: 8).  
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Dazu bedarf es aber eines „Minimums an allgemeingültigen Prinzipien“ (Fraen-
ckel 1991: 66) – in der Regel die Verfassungsordnung – der Interessengruppen, 
um ihre Legimitation gegenüber der Gesellschaft zu erreichen. 
Vor diesem Hintergrund stellt von Alemann (1987: 43) fünf Bedingungen auf, 
die mindestens erfüllt sein müssen, um die Pluralismustheorie zu bestätigen: 
• Alle wesentlichen Interessen der Gesellschaft sind über Verbände und 
Parteien organisierbar bzw. organisiert. 
• Für die verbandsmäßig organisierten Interessen herrschen grundsätzlich 
und unabhängig von der späteren Durchsetzung zunächst dieselben 
Spielregeln und Wirkungsmöglichkeiten. 
• Das System ist offen und empfänglich für sich neu artikulierende Interes-
sen. 
• Droht die Monopolisierung oder eine einseitige Interessendurchsetzung, 
so besteht die Garantie einer Gegenverbandsbildung. 
• Es herrscht ein Grundkonsens über diese Spielregeln des pluralistischen 
Wettbewerbs. 
Die Pluralismustheorie bietet mit ihren weit gesteckten Voraussetzungen ledig-
lich Grundbedingungen für das Entstehen von organisierten Interessen. Die 
Kritik an der Pluralismustheorie2 setzt vor allem an fünf Punkten an (von Ale-
mann 1987: 43): 
Erstens wird bestritten, dass alle gesellschaftlichen Interessen die gleichen 
Möglichkeiten haben, Interessenverbände zu bilden. Insbesondere die allge-
meinen Interessen – hier sind Interessen gemeint, die sich z. B. im Verbrau-
cher- oder Umweltbereich verorten lassen – lassen sich nur unzureichend or-
ganisieren.  
Zweitens wird kritisiert, dass es keineswegs zu einem Machtgleichgewicht und 
einer Chancengleichheit zwischen den Interessen kommt, insbesondere nicht 
zwischen Arbeit und Kapital. 
Dritter Kritikpunkt ist die fehlende Offenheit dieses Systems der Interessenver-
tretung für sich neu artikulierende Interessen, weil sich die vorhandenen Inter-
essen verfestigt haben.  
  
2 Einen Überblick bietet Kremendahl 1977. 
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An vierter Stelle wird die fehlende Garantie dafür benannt, dass es tatsächlich 
zu einer Gegenverbandsbildung kommt, weil sich nicht alle Interessen organi-
sieren lassen.  
Zuletzt wird noch auf den Punkt der fehlenden Konfliktfähigkeit bei einigen In-
teressen hingewiesen, der dazu führt, dass diese Interessen nicht in Konkur-
renz treten können.3  
Da die Pluralismustheorie allen gesellschaftlichen Interessen eine prinzipielle 
Organisationsfähigkeit bescheinigt, nehmen die Interessenvertretungen durch 
Gewerkschaften und Arbeitgeber im Gegensatz zur Konflikttheorie keine her-
ausragende Stellung ein – sie stehen gleichrangig neben organisierten Interes-
sen des Freizeit- und Umweltbereichs, der Wohlfahrtspflege und der Selbsthil-
fegruppen. Die postulierten gleichen Spielregeln und Wirkungsmöglichkeiten 
decken sich jedoch nicht mit dem gegenwärtigen Verhältnis von Arbeitgebern 
und Gewerkschaften auf der Tarifebene, wo es zu einem massiven Rückgang 
der Bedeutung des Flächentarifvertrags gekommen ist (vgl. Artus 2001). 
Die Chancengleichheit bei der Organisierbarkeit der Interessen erklärt auch 
nicht, warum Gewerkschaften sich durch eine relativ homogene Mitgliederstruk-
tur auszeichnen und insbesondere Frauen sowie geringfügig Beschäftigte stark 
unterrepräsentiert sind – es sei denn, man geht davon aus, dass diese Perso-
nengruppen nicht ausreichend durch die Gewerkschaften repräsentiert werden.  
Auch die Zusammenschlüsse von Gewerkschaften in den letzten zehn Jahren 
decken sich nur unzureichend mit dem Pluralismus-Ansatz. Aufgrund der stär-
keren Ausdifferenzierung von Arbeits- und Lebensverhältnissen hätte es einer-
seits zu einem Anstieg von Arbeitnehmerorganisationen kommen müssen (die 
es ja auch vereinzelt gab, z. B. Cockpit), aber nicht zu einer Konzentration. 
Gleichzeitig führten die Zusammenschlüsse von Gewerkschaften auf der ande-
ren Seite nicht – wie beim Pluralismus vorhergesagt – zu einer Gegenver-
bandsbildung bei den Arbeitgebern, sondern im Gegenteil zu einem Rückgang 
der Verbandsbildung (Schroeder/Silvia 2003). 
Die innerverbandliche Willensbildung wird im Pluralismuskonzept nur mangel-
haft beleuchtet. Selbst wenn man den demokratischen Grundkonsens auch auf 
  
3 Ullmann (1988: 272) weist zusätzlich darauf hin, dass auch die angenommene Neutralität 
des Staates bezweifelt werden kann. 
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die internen Entscheidungsstrukturen anwendet, ergeben sich hieraus keine 
Erkenntnisse über mögliche Handlungs- und Entscheidungsmuster. Organisati-
onsziel und Mitgliederinteressen decken sich. Mitgliederaustritte sind aus dieser 
Perspektive allein Zeichen einer Verfehlung von deren, d. h. es müsste zu einer 
Verlagerung der Interessen der Mitglieder gekommen sein oder die Gewerk-
schaften thematisieren andere Aufgabengebiete. In der Folge müssten neue 
Organisationen entstehen, die sich dieser neuen Interessen der ehemaligen 
Mitglieder annehmen, was nur sehr vereinzelt der Fall ist.4  
Die gleichzeitige Interessenvertretung der Mitglieder und die Orientierung am 
Gemeinwohl,5 wie es die Pluralismustheorie verlangt, ist problematisch. Sie er-
wartet von Gewerkschaften damit das Prinzip der Sozialpartnerschaft anstelle 
dem einer Gegenmachtposition, was durch die Präambel der Systemkonformi-
tät nochmals bestätigt wird.6 
2.1.2. (Neo-)Korporatismus 
Während der Pluralismus einen Typ der Gesellschaftsformation darstellt, be-
schreibt und erklärt der Korporatismus ein System der Interessenvermittlung 
zwischen organisierten Interessengruppen und dem Staat: In der gegenwärti-
gen Diskussion ist eine pluralistische Grundausrichtung des Staates Vorausset-
zung für das Entstehen von korporatistischen Strukturen,7 Korporatismus ist 
„nur ein möglicher, durch historisch bestimmte Konstellationen begünstigter Un-
terfall“ (von Alemann 2000: 3).  
  
4 So gründeten 2005 die Angestellten der Techniker Krankenkasse eine eigene Arbeit-
nehmervertretung gegen ver.di (ver.di: 2005: 5).  
5 Kocka sieht diesen „schwierigen Spagat zwischen Interessenvertretung und Allgemein-
wohlorientierung“(2004: 579) bei den deutschen Gewerkschaften zumindest bis in die 
1980er-Jahre als gelungen an. 
6 Fraenckel sieht sie nur dann als „echte“ Gewerkschaften, „wenn sie in der Theorie das 
Prinzip erfassen und in der Praxis bestätigen, dass ihrer Betätigung immanente Grenzen 
gesetzt sind, die sich aus der Notwendigkeit ergeben, die Grenze des Allgemeinwohls zu 
beachten“ (1991: 63f.). In diesem pluralistischen Verständnis ist auch eine neoliberale 
Kritik an den Gewerkschaften zu verstehen, die sie lieber als Vermittler (anstatt als „Nörg-
ler“) der Folgen des globalen Wettbewerbs für die sozial Schwachen ansieht und ihnen 
hierfür die Verantwortung zuweist (Burda 2004: 42). 
7 Von Alemann/Heinze bezeichnen den „Korporatismus als institutionalisierten Pluralismus“ 
(1981: 51). 
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Die Interessenvermittlung geschieht dabei durch Aushandlungsprozesse zwi-
schen dem Staat und den beteiligten Interessengruppen. Anders als beim Plu-
ralismuskonzept sind die Verhandlungsprozesse aber institutionalisiert und den 
Verbänden vom Staat zugesichert. Dieser Austauschprozess kommt Interes-
sengruppen und Staat zugute, da dem Staat eine größere Steuerungsgarantie 
zugesichert und den Verbänden der Fortbestand und eine wirksame Durchset-
zung ihrer Interessen garantiert wird (Heinze 1981: 86). Philippe C. Schmitter, 
einer der Begründer der deutschen Korporatismusdiskussion, definiert Korpora-
tismus 8  
„als ein System der Interessenvermittlung, dessen wesentliche Bestandteile organisiert 
sind in einer begrenzten Anzahl singulärer Zweckverbände, die nicht miteinander im 
Wettbewerb stehen, über eine hierarchische Struktur verfügen und nach funktionalen As-
pekten voneinander abgegrenzt sind. Sie verfügen über staatliche Anerkennung oder Li-
zenz, wenn sie nicht sogar auf Betreiben des Staates hin gebildet worden sind. Innerhalb 
der von ihnen vertretenen Bereiche wird ihnen ausdrücklich ein Repräsentationsmodell 
zugestanden, wofür sie als Gegenleistung bestimmte Auflagen bei der Auswahl des Füh-
rungspersonals und bei der Artikulation von Ansprüchen oder Unterstützung zu beachten 
haben“ (1979: 94f.). 
Beim Korporatismus wird auf den politischen Austausch von konkurrierenden 
Interessen vertraut. Dieses Tauschprinzip – im Gegensatz zur Allgemeinwohl-
orientierung im Pluralismus – ist situativen Bedingungen und strukturellen Ver-
änderungen unterworfen, die sich jederzeit ändern können. Daher gründet die  
„Stabilität des Neokorporatismus darauf, dass individuelle und kollektive Akteure grund-
sätzlich so lange miteinander kooperieren, als sie der Ansicht sind, dass die Zusammen-
arbeit mit ihrem Gegenüber allemal profitabler ist als der Konflikt“ (Nollert 1992: 301). 
In der Logik der Korporatismus wird davon ausgegangen, dass durch Einbin-
dung der wesentlichen Interessen der Koordinationsaufwand gering ist und 
Konflikte minimiert werden können.9  
Eine weitere Prämisse ist, dass Großorganisationen auch ein Eigeninteresse 
daran haben, sich auf gesamtgesellschaftliche Ziele verpflichten zu lassen, da 
eine unkoordinierte Interessendurchsetzung Folgen haben kann, die ihren eige-
nen Interessen zuwiderlaufen (Weßels 2000: 17). Hier setzt jedoch auch eine 
Selbstkritik dieser eingebundenen Verbände ein: Wenn Interessenverbände 
  
8 Über die Probleme einer Eingrenzung des Begriffs vgl. Kastendiek 1981. 
9 Deutlicher formuliert es Fürstenberg (1970: 60) für die industriellen Arbeitsbeziehungen: 
Es wird dann nach dem Eingreifen des Staates verlangt, wenn die Konfliktlinien zwischen 
den gegensätzlichen Interessen am größten sind, während es bei ähnlich gelagerter In-
teressenkonstellation von Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern dazu keine Veranlas-
sung gibt. 
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staatlichen Zielen untergeordnet sind, so können sie nicht mehr wirksam die 
Interessen der Mitglieder verfolgen. 
Die Einbindung bestimmter Verbände bringt aber auch Probleme mit sich. So 
leidet die Demokratieverträglichkeit dann, wenn sich bei großen Verbänden Eli-
tekartelle bilden oder es durch ständige und garantierte Beteiligung von Ver-
bänden zu nicht legitimierten Netzwerken kommt, in denen andere Verbände 
ausgeschlossen. Zu stark korporatistisch angelegte Systeme bringen dann Ent-
scheidungen hervor, die unter Ausschluss der Öffentlichkeit entstanden sind. 
Zwar profitiert der Staat von der Entlastung der Verbände, die ihrerseits für eine 
wirksame Durchsetzung ihrer Interessen sorgen können (von Alemann 1985: 
14), gleichzeitig können aber beide Seiten – Staat und Verbände – durch diese 
starke Abhängigkeit im System des Korporatismus gefangen sein. 
Da ein Hauptaugenmerk in der Korporatismusforschung auf gesamtgesell-
schaftlichen Parametern liegt, wird in der Anwendung ein Schwerpunkt auf die 
Einbindung von Arbeit und Kapital in staatliche Aushandlungsprozesse ge-
setzt10 – der so genannte Tripartismus. Neben der gesamtwirtschaftlichen Be-
deutung der Aushandlungsergebnisse zwischen Arbeit und Kapital ist dies auch 
einer der wenigen Bereiche, wo sich tatsächlich zwei konfligierende mächtige 
Interessen begegnen.11  
So stand die Regulierung der Löhne in der Konzertierten Aktion12 in Deutsch-
land im Fokus der gerade aufkommenden Korporatismusforschung. Hier wur-
den allerdings auch erste Schwächen dieses Konzepts deutlich: Wurden insbe-
sondere die Gewerkschaften vom Staat zu einer kooperativen Politik bewegt, so 
war die andere Seite der Wirtschaftspolitik – Preise und Investitionen – kaum 
Thema einer Steuerung (Heinze 1981: 84). Durch ein langsam entstehendes 
Ungleichgewicht zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften konnten sich die 
  
10 So definiert Lehmbruch den Korporatismus auch enger als „Kooperation des Staates und 
der großen Interessenorganisationen zur Realisierung von als übergreifend (‚gesamtwirt-
schaftlichen’) Zielen“(1983: 408). 
11 Von Beyme will auch nur dann von Korporatismus sprechen, wenn mehr als ein Verband 
mit Repräsentationsmonopol mit dem Staat verhandelt (1984: 224). 
12  Die Konzertierte Aktion gründet auf das „Gesetz zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft“ von 1967, dessen bekanntestes Instrument die Konzertierte 
Aktion war, die einen institutionalisierten Gesprächskreis aus Regierung, Bundesbank, 
Sachverständigen, Unternehmensverbänden und Gewerkschaften darstellte. Hauptziel 
war es, auf eine stabilitätsorientierte Lohnpolitik hinzuwirken, ohne die Autonomie der Ta-
rifvertragsparteien anzutasten (Abelshauser 2004: 415). 
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Gewerkschaften ab den 1990er-Jahren in wichtigen gesamtgesellschaftlichen 
Fragen, z. B. Bündnis für Arbeit13 oder Hartz IV, nicht mehr durchsetzen.14 
Ein Schwachpunkt der Korporatismustherorie ist die starke Überbewertung der 
Bedeutung des politischen Systems auf die Struktur, Funktionsweise und das 
Organisationspotenzial von Verbänden (Reutter 2002: 506). Hierdurch werden 
andere Logiken der Interessenorganisation vernachlässigt. So erklärt der Kor-
poratismusansatz das Dilemma, in dem insbesondere Gewerkschaften als Mit-
gliederorganisationen stehen,15 immer zugunsten einer korporativen Einflusslo-
gik. Neben der Vernachlässigung der Mitgliederinteressen wird auch der inner-
verbandlichen Willensbildung nicht genug Beachtung geschenkt. So gibt der 
Korporatismus keine Auskunft darüber, welche Themen sich innerhalb des Ver-
bandes durchsetzen, um in einem korporativen Konfliktregelungssystem be-
handelt zu werden, und wo die Grenzen der Kompromissfähigkeit liegen. 
Der Zusammenschluss von Gewerkschaften folgt dagegen klar einem korpora-
tistischen Handlungsmuster. Hier kommt es einerseits zu einem Machtzuwachs 
aufgrund steigender Mitgliederzahlen, und die vorhandene Gewerkschaftsstruk-
tur wird noch einheitlicher, was die korporatistischen Grundelemente der deut-
schen Gesellschaft weiter stärkt. 
2.1.3. Konflikttheorie 
Im Gegensatz zum (Neo-)Pluralismus geht die neomarxistisch geprägte Kon-
flikttheorie nicht davon aus, dass es durch den demokratisch geprägten Zugang 
der Interessen zu einem geregelten Austausch und Gleichgewicht der Interes-
sen kommt, sondern dass stattdessen weiterhin herrschende Interessen von 
privilegierten Gruppen vorhanden sind (Offe 1969: 156). Der Hauptgegensatz 
  
13 Für einen Überblick über lokale und regionale Bündnisse für Arbeit vgl. Maliszewski/Neu-
mann 2003. 
14 Windorf macht für diesen Machtverlust nicht nur die ökonomische Krise verantwortlich, in 
der das Argument Arbeitslosigkeit wirkungsvoller ist als disziplinarische Maßnahmen der 
korporatistischen Institutionen, sondern auch die gesellschaftliche Modernisierung. Hier-
durch kommt es zu einer Differenzierung der Lebenslagen, die den faktischen Einfluss 
der Gewerkschaften auf die Normierung z. B. in der Sozial- und Bildungspolitik schwin-
den lässt (1989: 370f.). 
15 Verfolgen Gewerkschaften einen korporatistischen Ansatz, so verlieren sie Mitglieder, da 
sie deren Interessen nicht mehr konsequent vertreten, folgen sie aber den Mitgliederin-
teressen, so verlieren sie gesamtgesellschaftlich an Einfluss (Bleses/Veterlein 2002: 
117). 
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wird hierbei in dem historisch entstandenen und unverändert übernommenen 
Gegensatz von Arbeit und Kapital gesehen, wobei die politischen Institutionen 
im derzeitigen kapitalistischen System den wirtschaftlichen Interessen unterge-
ordnet wurden. Da die Interessenorganisationen von Arbeit und Kapital nach 
den Spielregeln des kapitalistischen Systems agieren müssen,16 was vom Staat 
vorgegeben wird, sich der Staat aber gleichzeitig aus dem ökonomischen Feld 
heraushält – wie etwa bei den Tarifverhandlungen –, entsteht dadurch ein gene-
relles Ungleichgewicht zu Ungunsten der Arbeit (Gewerkschaften).17 Bei diesem 
Hauptgegensatz zwischen Arbeit und Kapital kommt es zu einer ständigen Be-
nachteiligung der menschlichen Arbeit gegenüber den Kapitalinteressen (Offe 
1977: 161).18 Aufgrund der Systemvorgabe des Kapitalismus gewinnen nur sol-
che Interessen an Bedeutung, die sich im kapitalistischen Wirtschaftssystem 
verwerten lassen: Es kommt zu einer unterschiedlichen Organisationsfähigkeit 
der Interessen, bei der nur organisationsfähig ist, was einer materiellen Aus-
tauschlogik folgt. Deshalb lassen sich allgemeine Interessen, wie z. B. Umwelt-
schutz, nur schwer organisieren. 
Neben der Organisationsfähigkeit spielt die Konfliktfähigkeit19 eine große Rolle. 
So kommt es neben den nicht organisationsfähigen Interessen auch zu nicht 
konfliktfähigen Interessen: Studenten und Arbeitslose verfügen beispielsweise 
über keine ausreichenden Sanktionsmöglichkeiten, um ihre Interessen durch-
zusetzen. Allerdings liegt die Anwendung der Konfliktfähigkeit hautsächlich in 
der Androhung von Sanktionen, da eine wiederholte Durchführung zu einer 
Schwächung der eigenen Ressourcen führen würde (z. B. bei einem Streik). 
Aus diesem Grund muss die verhandlungsfähige Konsenslinie auch gegenüber 
der innerorganisatorischen Öffentlichkeit entzogen werden, da ansonsten takti-
sche und strategische Handlungsoptionen unmöglich wären. Damit trägt die 
  
16 Offe zeigt diese kapitalistische Spielregel am Beispiel der Arbeitslosigkeit auf: Anstatt die 
Arbeitslosigkeit als Systemproblem ernst zu nehmen, wird es für die Arbeitgeber zu ei-
nem nicht ganz unwillkommenen „Problem der anderen Seite“ (Offe 1984: 247). 
17 Gleichzeitig müssen Gewerkschaften – im Gegensatz zu den Arbeitgeberverbänden – 
ihre Mitglieder, die sich in diesem kapitalistischen System bewegen, durch Disziplin dahin 
bringen, dass sie nicht individualistische Alleingänge zur Nutzenmaximierung beschrei-
ten, sondern sich dem kollektiven Gemeininteresse unterwerfen (Offe 1981: 147). 
18 Aufgrund der Ausbreitung der Kapitalinteressen nimmt die Benachteiligung der menschli-
chen Arbeit weiter zu (vgl. Negt 2001). 
19 Offe definiert Konfliktfähigkeit als die „Fähigkeit einer Organisation bzw. der ihr entspre-
chenden Funktionsgruppe, kollektiv die Leistung zu verweigern bzw. eine systemrelevan-
te Leistungsverweigerung glaubhaft anzudrohen“ (Offe 1972: 338).  
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erfolgreiche Durchführung der eigenen Konfliktfähigkeit gleichzeitig zu einer 
Abtrennung von eventuell radikaleren Mitgliederforderungen und einer ver-
bandsinternen Entdemokratisierung bei. Stattdessen müssen die Mitglieder dis-
zipliniert werden (Offe 1969: 170f.), d. h. radikalere Forderungen von Teilen der 
Mitgliedschaft müssen auf eine gemäßigte und allgemein vertretbare Linie ge-
bracht werden, um die Organisations- und Mitgliederforderungen zu synchroni-
sieren und damit mehrheitsfähig zu machen. 
Gerade weil die Konflikttheorie ihren Fokus fast ausschließlich auf den Gegen-
satz von Arbeit und Kapital ausrichtet und damit andere Interessen weit gehend 
ausblendet – was auch zu ihrer Kritik beiträgt (Sebaldt/Straßner 2004: 48) –, 
eignet sie sich als Erklärungsmodell für die gewerkschaftliche Interessenorgani-
sation.20 Denn anders als andere Interessenorganisationen werden bei Ge-
werkschaften nicht einfach die Interessen der Mitglieder gebündelt und von den 
Funktionären vertreten. Vielmehr geht „die Organisation den Interessenvertre-
tungen voraus“ (Offe 1979: 76), weil die Mitglieder durch ihre konkrete Situation 
in den Arbeitsbeziehungen zunächst in Konkurrenz zueinander stehen und erst 
durch die Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft ein gemeinsames Interesse 
entwickeln können. So ergibt sich für den Zusammenschluss von Gewerkschaf-
ten ein zwiespältiges Bild. Einerseits scheint es in der Konflikttheorie nahezu 
„natürlich“ zu sein, dass sich Gewerkschaften bei dem elementaren Interessen-
gegensatz gegenüber dem Kapital zusammenschließen, um so mehr Gegen-
macht zu erzeugen. Andererseits wird die Heterogenität der Arbeitsbeziehun-
gen, die sich in den vergangenen Jahren durch den Verlust des Normalarbeits-
zeitverhältnisses bereits abgezeichnet hat, durch das Aufeinandertreffen von 
unterschiedlichsten Branchen noch verstärkt. Inwieweit hier noch Organisati-
onsziele, die für alle Mitglieder verbindlich sein können und über die Forderung 
nach Lohnerhöhungen hinausgehen, formuliert werden können, bleibt fraglich. 
Vor diesem Hintergrund der Organisationsziele von Gewerkschaften und den 
Mitgliederinteressen lassen sich hier folgende Fragestellungen formulieren: In-
  
20 Ihre Fortsetzung und Anwendung auf die jüngere deutsche Vergangenheit findet die Kon-
flikttheorie in weitergehenden Vorstellungen über die politische Rolle der Gewerkschaften 
als Gegenmacht, die vor allem von der so genannten „Marburger Schule“ (Deppe 1979, 
Deppe/Fülberth/Harrer 1977) vertreten wurde. Allerdings wird dieser Theorieauffassung 
aufgrund der Kluft zwischen theoretischem Anspruch auf Gegenmacht und faktischem 
systemstabilisierenden Handeln der Gewerkschaften von Kritikern eine „emphatische 
Gewerkschaftstheorie“ (Wiesenthal 1987: 54) vorgeworfen. 
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wieweit weichen Mitgliederinteressen, Funktionärsinteressen und Organisati-
onsziele voneinander ab? Ist es durch den Zusammenschluss zu ver.di zu ei-
nem Auseinanderdriften von Organisationsziel und Mitgliederinteresse gekom-
men, weil einzelne Gruppen nicht mehr so bedeutsam sind oder ver.di sich als 
Organisation auf den kleinsten gemeinsamen Nenner verständigt hat? Nehmen 
die Mitglieder eine Disziplinierung seitens der Organisation, eine Entdemokrati-
sierung von Entscheidungen und ein Informationsdefizit wahr?21 Hat der Dop-
pelcharakter des Mitglieds – als Verkäufer der eigenen Arbeit im kapitalisti-
schen Verwertungssystem und gleichzeitig zur Solidarität verpflichtetes Ge-
werkschaftsmitglied – Auswirkungen auf die Zufriedenheit mit der gewerkschaft-
lichen Interessenvertretung? 
2.1.4. Neue Politische Ökonomie (NPÖ)  
Die von den Wirtschaftswissenschaften abgeleitete Neue Politische Ökonomie 
wählt als Zugang zur Organisation und Durchsetzung von Interessen einen mi-
krosoziologischen Ansatz, d. h. kollektive soziale Phänomene werden aus-
schließlich über individuelle Handlungen abgeleitet. Sie sieht dabei das Indivi-
duum als „homo oeconomicus“, das sein Verhalten einem radikalen Nutzenkal-
kül unterwirft. Jegliche Entscheidung ist das Ergebnis einer Kosten-Nutzen-
Abwägung des Individuums. 
Der bedeutendste Vertreter der NPÖ, Mancur Olsen (1968, 1985), geht der Fra-
ge nach, wie nun Interessen organisiert sein müssen, die ein Gemein- oder Kol-
lektivgut22 durchsetzen wollen. Dabei kommt er zu dem Ergebnis, dass kleinere 
Gruppen ihre Interessen besser durchsetzen können als große, weil in den klei-
neren Gruppen der Anteil an dem voraussichtlichen unterstellten Nutzen des 
Kollektivgutes größer ist. Zudem ist der Zusammenhalt in kleineren Gruppen 
wichtiger, da mit dem Ausfall einzelner Mitglieder auch die gesamte Durchset-
zungsfähigkeit in Frage gestellt wird (Olsen 1968: 32f.). 
  
21 Nach Wiesenthal/Clasen half die in der Vergangenheit von den Gewerkschaften propa-
gierte Konflikttheorie, „sich sowohl gegen Mitgliederforderungen nach mehr Organisati-
onsdemokratie als auch rhetorische Attacken des ‚Klassenfeindes’ zu immunisieren“ 
(2003: 302).  
22 Olsen definiert Gemein-, Kollektiv- oder öffentliche Güter „als jedes Gut, das den anderen 
Personen in einer Gruppe nicht vorenthalten werden kann“ (Olsen 1968: 13). 
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Da Kollektivgüter nicht nur den Mitgliedern zugute kommen, sondern auch Per-
sonengruppen außerhalb der Interessenorganisation – bei Gütern wie Umwelt-
schutzmaßnahmen sogar allen – stellt sich die Frage, wieso ein einzelnes Indi-
viduum Ressourcen wie Geld und Zeit einbringen soll, wenn es auch ohne ei-
genen Beitrag in den Besitz des Gutes kommen kann. Dieses Trittbrettfahrer-
problem („free rider“) beantworten die Interessengruppen durch die Strategie 
der selektiven Anreize (Olsen 1968: 49): Neben dem kollektiven Gut, das für 
jeden zugänglich ist, bieten die Organisationen ihren Mitgliedern Zusatzleistun-
gen an, wie Versicherungsleistungen, Rabatte etc., die nur den Mitgliedern ex-
klusiv zur Verfügung stehen.23 Gleichzeitig errichten die Interessengruppen ei-
nen Kontrollapparat und bürokratische Organisationsstrukturen mit Aufstiegs-
chancen für die Mitglieder, welche die Trittbrettfahrer nicht nutzen können.  
Ein neuerer Ansatz der NPÖ behandelt zusätzlich die Problemstellung des so 
genannten „rent-seeking“ (Buchanan/Tollison/Tullock 1980). Hierbei verzichten 
die Individuen aufgrund rationaler Entscheidung auf die kurzfristige Durchset-
zung ihrer Interessen zugunsten einer „politischen“ Rente (Märtz 1990: 11). Das 
bedeutet, dass sich die (gezielte) Aktivität der Interessengruppen auf eine lang-
fristige Einflussnahme auf den Staat ausrichtet, der ihnen Transferleistungen 
(z. B. in der sozialen Sicherung) zusagt. Schließen sich mehrere Interessen-
gruppen in diesem Prozess zusammen, so entstehen „Verteilungskoalitionen“ 
(Olsen 1985: 56ff.), die gemeinsam Kartelle bilden und damit das übergeordne-
te System (Staat) zunehmend beeinträchtigen können. 
Obwohl die Gewerkschaften mit ihrer Bereitstellung des Kollektivgutes Tarifver-
trag ein idealtypisches Beispiel für die NPÖ sind, ergibt sich hier ein Dilemma: 
Nach Olsens Theorie dürfte die Erstellung von Kollektivgütern durch Gewerk-
schaften nur durch die Schaffung der zusätzlichen selektiven Güter möglich 
sein. Diese selektiven Güter, welche die Gewerkschaften in Form von Streik-
geld, Rechtsberatung und Rechtsschutz anbieten, sind auf dem freien Markt 
viel günstiger zu erhalten (bis auf das Streikgeld). Auch die Alternative der „clo-
sed-shops“ (Zwangsmitgliedschaft), wie Olsen sie in den angelsächsischen 
Ländern beobachtet hat, existiert in Deutschland nicht, obwohl vereinzelt Forde-
rungen danach aufkommen (so z. B. Bontrup 2004). Insgesamt würde sich eine 
  
23 Salisbury (1969: 15f.) unterscheidet diese selektiven Anreize nochmals in materielle 
(Sachgüter, Dienstleistungen) und immaterielle Anreize (Zusammensein, Solidarität). 
 20
Mitgliedschaft in Gewerkschaften aus rein zweckrationalen Gründen nicht loh-
nen. Erweitert man nun das rationale Handeln der NPÖ um den Begriff des 
wertrationalen Handelns24 (Pyhel 2004), so ergibt sich eine andere Perspektive: 
Wertrationales und zweckrationales Handeln begründen gemeinsam – sicher-
lich von Einzelfall zu Einzelfall verschieden gewichtet – die Mitgliedschaft zu 
einer Gewerkschaft. 
Dennoch haben Gewerkschaften bezogen auf die Gruppengröße insgesamt 
schlechte Aussichten, ihre Mitglieder zu aktivieren und deren Interessen durch-
zusetzen. Bei den anonymen Großgruppen fällt das fehlende Engagement des 
Einzelnen nicht auf, und dem einzelnen Mitglied ist es nicht möglich, sein eige-
nes Handeln bei der Durchsetzung von Interessen (z. B. beim Abschluss eines 
Tarifvertrages) wiederzuerkennen. Insofern trägt ein Zusammenschluss von 
mehreren Gewerkschaften noch zu einer Verschärfung dieses Problems bei, 
während gleichzeitig die rent-seeking-Perspektive eine gegensätzliche Einord-
nung vermuten lässt. Hiernach wird durch den Zusammenschluss zu einer grö-
ßeren Organisation der Einfluss auf politische Entscheidungsprozesse ver-
stärkt. 
Die NPÖ verfügt über eine Erklärungsschwäche der Theorie auf der Makroebe-
ne durch die undifferenzierte Determinante der rein quantitativen Größe einer 
Interessenorganisation, und auf der Mesoebene fehlen die unberücksichtigten 
Einflussfaktoren der innerverbandlichen Binnenstruktur (Keller 1992: 100f.). Bei 
aller Kritik an der NPÖ25 bleiben aber die mikrosoziologischen Erklärungsgehal-
te. Beitritts-, Verbleib- und Austrittsmotive der Mitglieder von Interessengruppen 
lassen sich – unter der Berücksichtigung von wert- und zweckrationalem Ver-
halten – identifizieren. Empirisch zu klären ist nun, welche Mitgliedschaftsmoti-
vationen – zweck- und/oder wertrationale Motive – bei Gewerkschaften Aus-
schlag gebend sind, ob sich diese verändert haben und inwiefern rent-seeking-
Aspekte wahrgenommen werden bzw. eine Rolle spielen. Gleichzeitig muss 
dabei verglichen werden, wie sich die Gewerkschaften selbst, ihre Leistungen 
  
24 Wertrationales Handeln wird hier definiert als „durch bewussten Glauben an den – ethi-
schen, ästhetischen, religiösen oder wie sonst zu deutenden – unbedingten Eigenwert 
eines bestimmten Sichverhaltens rein als solchen und unabhängig vom Erfolg“ (Weber 
1976: 12). 
25 Zur Kritik an der Neuen Politischen Ökonomie siehe Schubert 1992. 
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und Beitrittsmotive thematisieren und ob sie gegebenenfalls einer Veränderung 
der Mitgliedschaftsmotivationen Rechnung tragen. 
2.1.5. Theorie der kritischen Masse 
Im Anschluss an die NPÖ entwickelte sich die Theorie der kritischen Masse. 
Diese thematisiert die defizitäre Berücksichtigung der Binnenstruktur einer In-
teressenorganisation, die nicht durch eine homogene Gruppenstruktur geprägt 
ist. Danach wird das Handeln der Gruppenmitglieder nicht allein vom rational-
choice-Ansatz dominiert, sondern die Individuen richten den Blick auf die ande-
ren Engagierten in der Gruppe (Marwell/Oliver 1993: 9). Es findet eine Analyse 
der Dichte, des Zentralisierungsgrades und der Kosten innerhalb dieses Netz-
werkes statt (Marwell/Oliver/Prahl 1988: 505ff.), bei der es dann zu einer Orga-
nisation und Aktivität der Gruppe kommt, sobald genügend Mitglieder bereit 
sind, ihre eigenen Ressourcen – Geld und Zeit – einzubringen. Entscheidend 
für deren Aktivierung ist dabei nicht die quantitative Zahl, sondern der Kern der 
Mitglieder, die bereit sind, ihre eigenen Ressourcen mit einzubringen und eine 
hohe Engagementbereitschaft zeigen. Nur wenn dabei eine „kritische Masse“ 
erreicht wird, kommt es zu einer kollektiven Aktion, wobei sich diese „kritische 
Masse“ durch die Heterogenität der Gruppenmitglieder von Situation zu Situati-
on immer wieder neu bilden kann. 
Auch werden im Gegensatz zur NPÖ die Kollektivgüter unterschieden nach bil-
ligen (z. B. saubere Luft) und teuren Kollektivgütern (z. B. nationale Sicherheit), 
sowie nach der Zahl der Individuen, die für die Bereitstellung eines Kollektivgu-
tes notwendig sind. So sind etwa für den Abschluss von Tarifverträgen nur we-
nige Personen notwendig, während für die Reinhaltung der Luft alle Autofahrer 
(etc.) gefragt sind. 
Bezogen auf die Interessenorganisation der Gewerkschaften kommt dieser 
Theorie, neben einer historischen Analyse bei der Entstehung von Gewerk-
schaften, besonders im Hinblick auf die Beziehung zwischen Funktionären und 
einfachen Mitgliedern eine Bedeutung zu. Es gilt zu hinterfragen, inwieweit die 
von den Funktionären eingebrachten Interessenartikulationen (z. B. im Bereich 
der Sozialpolitik, Arbeitszeitverkürzung) von den Mitgliedern mitgetragen wer-
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den,26 und in welchen Punkten sich die Interessen der Funktionäre und Mitglie-
der decken bzw. unterscheiden. Langfristig fehlende Schnittmengen gemein-
samer Interessen zwischen Funktionären und Mitgliedern sowie die fehlende 
Fluktuation der Funktionsträger bei unterschiedlichen Interessensituationen, 
etwa aufgrund innerverbandlicher Institutionalisierung und Bürokratisierung, 
selbst bei gleich bleibender Mitgliederzahl, tragen dann zu einer Schwächung 
der kollektiven Interessenartikulation und -durchsetzung bei. 
Ein Zusammenschluss von Gewerkschaften hat nach der Theorie der kritischen 
Masse eher einen negativen Effekt. Durch die gestiegene Zahl an Mitgliedern 
wird die Anzahl der Aktiven, die nötig sind, eine kritische Masse zu bilden und 
damit zu einer Aktion führen, zwangsläufig ansteigen müssen (quantitativ) oder 
zumindest deren Einsatz muss sich spürbar erhöhen (qualitativ). Daneben wird 
durch die Zunahme an möglichen Themenfeldern innerhalb der nun vergrößer-
ten Gewerkschaft sich insgesamt der Zusammenschluss auf ein Interessenge-
biet erschweren. 
2.1.6. Dritter-Sektor-Theorie 
Im Dritten Sektor lassen sich zunächst alle Interessen zusammenfassen, deren 
Handlungslogiken nicht dem Markt oder dem Staat zuzuordnen sind (Zimmer/ 
Scholz 1992: 21), d. h. sie erfüllen weder eigenwirtschaftliche noch hoheitliche 
Aufgaben. In der Theorie des Dritten Sektors wird ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen den drei Sektoren „Markt“, „Staat“ und „Dritter Sektor“ angenommen 
(Zimmer 1996a: 86). Unter dem weit gefassten Ausschlusskriterium – weder 
Markt noch Staat – lässt sich zunächst einmal ein weites Spektrum von organi-
sierten Interessen fassen: Vereine, Wirtschaftsverbände, Gewerkschaften, 
Selbsthilfegruppen, aber auch Anstalten des öffentlichen Rechts. Wird jedoch, 
wie in der neueren Forschung, die Definition vom Dritten Sektor präzisiert und 
als ein Ausschlusskriterium die Förderung von kommerziellen Partikularinteres-
sen benannt (Salomon/Anheier 1997), so fallen Gewerkschaften aus dieser Be-
  
26 Ein neueres Beispiel für das nicht Zustandekommen der „kritischen Masse“ ist der fehl-
geschlagene Arbeitszeitkonflikt der IG Metall in Ostdeutschland 2003, der nicht zuletzt an 
der mangelnden Unterstützung durch die westdeutsche IG Metall scheiterte (vgl. Könke 
2004). 
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griffsbestimmung heraus – zumindest in den Kernbereichen der Tarif- und Be-
triebspolitik.27 
Dieser Dritte Sektor bildet eine Mittlerfunktion zwischen Markt und Staat.28 Er 
zeichnet sich aus durch eine im Vergleich zur öffentlichen Verwaltung weniger 
hierarchische Organisation und die fehlende Gewinnorientierung (Zimmer 2002: 
3). Prinzipiell lassen sich im Dritten Sektor alle Interessen verorten. 
Die Dritte-Sektor-Theorie richtet sich mit ihrer Betonung des ehrenamtlichen 
Engagements gegen den rational-choice-Ansatz der NPÖ. Sie verfolgt ein Men-
schenbild, bei der das individuelle Handeln erweitert wird durch eine „soziale 
sowie vor allem intersubjektive Komponente“ (Zimmer 1996b: 52), in der nicht 
nur die Konsequenzen für die eigene Person gesehen werden, sondern auch 
für das Gegenüber und die Mitglieder der eigenen Gruppe (Zimmer 1996a: 88). 
Diese Theorie tritt ein für Partizipation und bürgerschaftliches Engagement.29 
Kritisch anzumerken bleibt bei der Theorie des Dritten Sektors der fehlende Fo-
kus auf die Organisations- und Konfliktfähigkeit30 von Interessen, insbesondere 
dann, wenn sich konkurrierende Interessen gegenüberstehen. Mit der gleichzei-
tigen Betonung des ehrenamtlichen Engagements tritt damit zumindest im Be-
reich der industriellen Beziehungen neben dem prinzipiellen Ungleichgewicht 
ein zusätzlicher Nachteil der mangelnden Professionalität auf Seiten der Inter-
essenorganisationen der Arbeit ein. Daneben ist auch das einseitig optimisti-
sche Menschenbild fragwürdig – ebenso wie die einseitige Ausrichtung auf die 
Nutzenmaximierung bei der NPÖ. 
Vor dem Hintergrund der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit und der Auseinan-
derentwicklung der gewerkschaftlichen Mitgliedschaft – New Economy und 
neue Dienstleistungsberufe – sieht Schmid (2002) einen Handlungsbedarf der 
Gewerkschaften für ein bürgerschaftliches Engagement, da ansonsten diese 
  
27 Es gibt auch Stimmen von gewerkschaftsnaher Seite, die für die Zukunftsfähigkeit der 
Gewerkschaften eine inklusive Solidarität einfordern, d. h. die Erweiterung der Interes-
senausrichtung explizit auch auf ganze Gruppen von Nichtmitgliedern (Zeuner 2001a). 
28 Dabei geht es dem dritten Sektor um die „Zivilisierung staatlicher Politik und wirtschaftli-
chen Handelns“ (Evers 2004: 9). 
29 Voraussetzung hierfür ist eine Grundeinstellung der Individuen, die Priller/Zimmer als 
„Gemeinsinn“ (2000: 10) bezeichnen. 
30 So sind vor allem finanziell schwach ausgestattete Interessen auf die Unterstützung des 
Staates angewiesen, und auch die Zusammenarbeit mit dem Markt (vgl. Kinds 2000) för-
dert nicht die Konfliktfähigkeit. 
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Gruppen nicht erreicht werden können. Konkret macht Schmid (2002: 18f.) als 
erweitertes Aufgabenspektrum das Angebot von neuen Partizipationsangeboten 
via Internet und angemessene Dienstleistungen31 fest. Ebenso plädiert er für 
ein stärkeres Engagement im Bereich der Weiterbildung. 
Aus der Sicht der Theorie des Dritten Sektors lässt sich für die Problemstellung 
des Organisationsziels von Gewerkschaften und deren Mitglieder fragen, wel-
che übergeordneten Ziele Organisation und Mitglieder außerhalb der eigenen 
Partikularinteressen haben und ob diese übereinstimmen, und welche Rolle 
diese am Allgemeinwohl orientierten Ziele im Vergleich zu den Partikularinter-
essen spielen. Ein weiterer Punkt ist die Motivation der Mitgliedschaft und des 
gewerkschaftlichen Handelns: So würden altruistische Motive beim Gewerk-
schaftsbeitritt und beim späteren Engagement von Mitgliedern und Funktionä-
ren gegenüber nutzenmaximierenden Motiven diese Theorie stützen. Weiterhin 
muss hier überprüft werden, ob sich der Partizipationsgedanke in den innerver-
bandlichen Beteiligungserfahrungen der Mitglieder widerspiegelt. Zuletzt gilt es 
zu klären, ob das Konzept des bürgerschaftlichen Engagements eine Option für 
den gewerkschaftlichen Handlungsapparat sein kann.32 
2.1.7. Netzwerktheorie 
Die Art der Einflussnahme von Interessengruppen auf die Entscheidungsträger 
in der Politik steht im Mittelpunkt der Netzwerktheorie33 (Schmid 1998: 55-60), 
wobei es über formelle und informelle Kontakte zu einem Informationsfluss zwi-
schen Interessenvertretern und Politik kommt. Anders als beim Pluralismus-
Ansatz tritt der Staat dabei nicht als neutraler Schiedsrichter auf, sondern er 
formuliert seine eigenen Interessen, und anders als im Korporatismus-Ansatz 
wird auch die Vorstellung aufgegeben, dass der Staat als einheitlicher Akteur 
auftritt (Pappi/König/Knoke 1995: 150). Der Zugang der Interessenvertreter er-
folgt hierbei meist über die Politikinhalte („policy“), deren Beeinflussung in den 
  
31 Ein Beispiel hierfür ist der in den 1990er-Jahren von der ÖTV initiierte „Bürgerladen Ha-
gen“ (vgl. Möbus 1998). 
32 Rainer Zech (1996) lehnt dieses mit dem provokanten Titel „Mitmach-Gewerkschaften 
gibt es nicht“ ab. 
33 Dabei wird ein korporatistisches Grundmodell angenommen, bei dem die „Großorganisa-
tionen die einzig wirksamen Teilnehmer an den grundsätzlichen politischen Entscheidun-
gen entwickelter kapitalistischer Gesellschaften“ (Laumann/Knoke 1987: 381) sind.  
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Phasen der Problemwahrnehmung, des Agenda-Settings und der Politikent-
wicklung von den organisierten Interessen versucht wird (Pappi/König/Knoke 
1995: 33). Das daraus entstehende Beziehungsgeflecht34 dient zwar dem Er-
stellen eines Kollektivgutes (z. B. einer Gesetzesvorlage) oder einer gemein-
samen Interessenformulierung, da das Beziehungsgeflecht aber nicht formal 
organisiert ist, basiert das erreichte Kollektivgut oftmals auf einer hierarchisch 
nicht organisierten Interessenvielfalt. 
Die Kritik an der Netzwerktheorie richtet sich v. a. auf die Eigendynamik einmal 
gebildeter Netzwerke, die durch ihre spezifischen Selektions- und Interaktions-
regeln zwar einerseits einen beliebigen Zugang garantieren, andererseits zur 
Exklusivität und damit zum Ausschluss bestimmter Interessen tendieren. Auf-
grund dieser fehlenden formalen Zugangsbedingungen zu Netzwerken kann es 
zu einer mangelnden Legitimation von Entscheidungen kommen, die im Endef-
fekt auf ein Demokratiedefizit hinweisen. 
Sicherlich spielt die Netzwerktheorie bei der Durchsetzung gewerkschaftlicher 
Interessen auf der Ebene der Politik eine nicht zu unterschätzende Rolle – ins-
besondere zwischen SPD und Gewerkschaften35 – allerdings berührt sie in der 
Regel nur den Bereich der Interessenformulierung und -durchsetzung. Organi-
sationsziel und Mitgliederinteresse werden zunächst nicht tangiert. Entfernt sich 
jedoch im Rahmen wechselseitiger Abhängigkeiten innerhalb des Netzwerkes 
das zuletzt formulierte Interesse zu weit von Organisations- oder Mitglieder-
standpunkten – wie bei der zurückhaltenden Position des DGB zu den Hartz-IV-
Gesetzen –, so kann es durchaus zu Konflikten kommen. Dies äußert sich dann 
durch Mitgliederunzufriedenheit gegenüber der gewerkschaftlichen Führung 
und ist oberhalb der Spannungslinie Organisation versus Mitglied angesiedelt. 
Eine Analyse netzwerktheoretischer Handlungsfelder müsste an konkreten ein-
zelnen Politikinhalten festgemacht werden.  
 
  
34 Diese Beziehungsgeflechte sind dabei „nicht generell gleichzusetzen mit Kooperation im 
Sinne einer gemeinsamen Aufgabenerfüllung, aber sie stellen vielfach die Grundlage von 
Kooperation dar“ (Benz 1997: 104). 
35 So konstatieren von Alemann/Brandenburg für Nordrhein-Westfalen zwischen SPD-
Landesregierung und Gewerkschaften dichte und langfristige „personelle Verflechtungen 
und Austauschprozesse“ (2000: 137). Die Bindung zwischen Gewerkschaften und SPD 
ist aber gleichzeitig seit den 1980er-Jahren rückläufig (vgl. Hassel 2006a). 
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Der Zusammenschluss von Gewerkschaften kann unterschiedliche Auswirkun-
gen innerhalb der Netzwerktheorie haben: Können die bestehenden Netzwerk-
strukturen erhalten bleiben, so kommt es zu einer gesteigerten Einflussnahme; 
brechen diese Strukturen jedoch aufgrund innerorganisatorischer Prozesse zu-
sammen, so müssen neue Netzwerke erst wieder aufgebaut werden. Im Fall 
von ver.di ist von einer Kontinuität auf der obersten Politikebene auszugehen, 
da es keine Fluktuation unter den handelnden Personen gab. Ob dies allerdings 
auch auf den unteren Ebenen – im betrieblichen, lokalen und kommunalen Be-
reich – der Fall ist, darf angesichts der internen Umstrukturierungsprozesse und 
personellen Wechseln bezweifelt werden. Die mögliche Kritik von betrieblichen 
Funktionären an einer mangelnden Betreuung durch gewerkschaftliche Sekre-
täre könnte auf solche fehlerhaften Netzwerke hinweisen. 
2.1.8. Zusammenfassung und Vergleich 
Von den hier vorgestellten Verbändetheorien (siehe Tabelle 1.1) bieten insbe-
sondere die Konflikttheorie sowie die NPÖ mit der Ergänzung der Theorie der 
Masse ausreichende Erklärungsansätze im Hinblick auf die Folgen von Zu-
sammenschlüssen der Gewerkschaften, den Zusammenhang zwischen Organi-
sationsziel und Mitgliederinteressen, die innerverbandliche Willensbildung und 
die Motivation zu einer Mitgliedschaft in einem Interessenverband. Deshalb 
werden die Funktionen der Interessenverbände im folgenden Abschnitt vor dem 
Hintergrund dieser Theorien in Gegenüberstellung zum pluralistischen Modell 
dargestellt. 
Die Theorien des Pluralismus, des Korporatismus und der Netzwerkbildung 
richten ihren Schwerpunkt zu stark auf die Ebene der Durchsetzung von Inter-
essen und vernachlässigen dabei die Bedingungen und Handlungsmuster, wie 
sich diese Interessen innerhalb einer Organisation bilden. Auch ist ihr Erklä-
rungsansatz der Interessenvertretung als Motiv der Mitgliedschaft undifferen-
ziert. Die Theorie des Dritten Sektors vernachlässigt dagegen die Ebene der 
Organisations- und Durchsetzungsfähigkeit von Interessen. Da hier alle Interes-
sen jenseits von Markt und Staat gleichrangig behandelt werden, kommt es 
auch nicht zu einer Hierarchie oder einer unmittelbaren Konkurrenzsituation 
























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































grund des bürgerschaftlichen Engagements einen weiteren Aspekt von mit-
gliedschaftlichen Handlungslogiken, die weder in der Konflikttheorie noch in der 
NPÖ behandelt werden. 
2.2. Die Funktionen und Interessenlagen  
von Gewerkschaften 
Damit Gewerkschaften die ihnen zugewiesene Rolle als Interessenorganisation 
erfüllen können, sei es nun nach dem Modell der Pluralismus, der Konflikttheo-
rie oder nach der NPÖ, müssen sie im Rahmen von demokratischen Grund-
prinzipien der Mit- und Selbstbestimmung gewisse Funktionen erfüllen, die vor-
handenen Interessen durchsetzen zu können. Hier lassen sich äquivalent zu 
den unterschiedlichen Theorien über die Verbändeforschung drei Richtungen 
ausmachen (von Alemann 1987: 187ff.): eine Funktionsbeschreibung der Inter-
essenorganisationen, die sich dem pluralistischen Modell verpflichtet fühlt, die 
Funktionsweisen nach der Konflikttheorie und jene nach der NPÖ.  
Auch hier wird es bei der Darstellung der unterschiedlichen Funktionen darum 
gehen, inwieweit Gewerkschaften diese Anforderungen der verschiedenen 
Theorieansätze erfüllen und ob sich durch den Zusammenschluss zu ver.di be-
sondere Problemlagen ergeben oder Funktionen nun leichter zu erfüllen sind. 
Da es bei den Funktionen von Interessenorganisationen innerhalb der drei dar-
zustellenden Theorien zu inhaltlichen Überlappungen kommt, werden die jewei-
ligen Schwerpunkte der Theorie auf ihre Praxistauglichkeit überprüft. 
2.2.1. Die Funktionen von Interessenverbänden im Pluralismus 
In Anlehnung an Jürgen Weber (1977) lassen sich vier Funktionen und Aufga-
ben für alle Interessenorganisationen ausmachen: Artikulation, Aggregation, 
Selektion und Integration politischer Interessen. Diese Funktionen betreffen 
v. a. das Binnenverhältnis von Gruppen. Erweitern lässt sich diese Funktionsli-
ste um die Bereiche der Partizipation, der Legitimation und der sozioökomomi-
schen Selbstregulierung, die zwar nicht in erster Linie den Aufgabenbereich 




Unter Interessenaggregation wird die „Bündelung einer Vielzahl von Forderun-
gen und Wünschen zu unterscheidbaren, verbandspolitischen Zielen und pro-
grammatischen Aussagen“ (Weber 1977: 347) verstanden. Diese verbandsin-
terne Willensbildung findet in allen Interessenorganisationen36 statt, wobei mit 
steigender Mitgliederzahl auch die Menge an möglichen zu vertretenden Inter-
essen wächst. Damit stehen Großorganisationen vor der Aufgabe, die unter-
schiedlichsten Interessen zu bündeln. Entweder einigt man sich dann auf den 
kleinsten gemeinsamen Nenner. Dies führt dazu, dass die Positionen an Aus-
sagekraft verlieren. Oder aber der Verband nutzt die Möglichkeit der Interesse-
naggregation – mit dem Nachteil, speziellere oder extreme Positionen von 
Kleingruppen zu vernachlässigen (von Alemann 1987:188). 
Die Bündelung von einheitlichen Interessen der Arbeitnehmer wird für Gewerk-
schaften aber zunehmend schwieriger. Stand bei ihrer Entstehung im 19. Jahr-
hundert bis hinein in die 1970er-Jahre die Interessenvertretung der ausgebeute-
ten Arbeitskraft,37 die überwiegend männlich und in Vollzeit tätig war, gegen-
über dem Kapital im Vordergrund, so bröckelt seitdem diese homogene Interes-
senlage. Die fortschreitende Erosion des Normalarbeitsverhältnisses basiert auf 
den gewandelten Ansprüchen seitens einer zunehmenden Anzahl von Frauen 
und auf den allgemein unterstellten Auflösungstendenzen des Sozialstaats, 
welche die bislang erkämpften Erfolge der Gewerkschaften deutlich in Frage 
stellen. Eine klare Positionierung der Gewerkschaften wird durch heterogene 
Interessenlagen unterschiedlicher Mitgliedsgruppen erschwert. Bei ver.di zeigt 
sich dieses Problem verstärkt, da sich die Mitglieder aus Angehörigen des Öf-
fentlichen Dienstes, geringfügig Beschäftigten im Einzelhandel und Freiberuf-
lern rekrutieren, deren einzelne Interessen kaum zu synchronisieren sind. 
Die Abgrenzung zu anderen Interessenorganisationen der Arbeitnehmer löst 
der DGB seit seiner Gründung 1949 mit dem Prinzip der „Einheitsgewerkschaft“ 
und dem Industrieverbandsprinzip. So existiert neben den Einzelgewerkschaf-
  
36 Die Interessenaggregation hat in der Pluralismustheorie eine herausragende Bedeutung, 
denn hier werden bereits verbandsintern Interessen ausgewählt und andere verworfen, 
weil intern nicht durchsetzungsfähig, sodass den staatlichen Organen die Entscheidungs-
findung erleichtert wird (Steinberg 1973: 30). 
 30
ten des DGB lediglich der Deutsche Beamtenbund mit seinen rund 1,25 Millio-
nen Mitgliedern im Bereich des Öffentlichen Dienstes und der Sozialversiche-
rungen als ernstzunehmende Konkurrenz38 – so sind die Einzelgewerkschaften 
weit gehend von Wettbewerbsorientierung und interner Kritik befreit (Hassel 
2006b). Mit der Fusion zu ver.di konnte diese Konkurrenz durch die Aufnahme 
der DAG in den DGB nochmals vermindert werden. Allerdings wird mit ver.di 
das Industrieverbandsprinzip des DGB brüchig, da der Zusammenschluss als 
Multibranchengewerkschaft der Dienstleistungen keine klare Zuordnung zu ein-
zelnen Branchen mehr zulässt und die Grenzen zu den Industriegewerkschaf-
ten verschwimmen.39  
Der ver.di-Zusammenschluss führte zudem dazu, dass diverse Berufsverbände, 
die zuvor Kooperationsverträge v. a. mit der DAG abgeschlossen hatten, sich 
nach der ver.di-Gründung von der Multibranchengewerkschaft lösten, da sie 
befürchteten, in einer Großorganisation mit ihren teilweise spezifischen Interes-
sen kein Gehör mehr zu finden. Außerdem sind diese Berufsverbände in ver.di 
– anders als in der DAG – nicht mehr in einer Spitzenorganisation vertreten.40 
Interessenartikulation 
Von den – zunächst latent vorhandenen – aggregierten Interessen werden 
durch die Interessenartikulation diejenigen ausgewählt, die es als Forderungen 
anzumelden gilt und die durchgesetzt werden sollen. Hierzu bedarf es einer 
  
37 Baecker formuliert es drastischer: „Wer an die Gewerkschaften glaubt, glaubt damit an 
die Ausbeutung der Arbeit und an die zumindest relative Unverantwortlichkeit der Positi-
on des Arbeitnehmers im Betrieb“ (2004: 12). 
38 Auch wenn der Christliche Gewerkschaftsbund (CGB) über eine stabile Mitgliederzahl 
von ca. 300.000 verfügt, so zeigt doch der andauernde Streit um die Tariffähigkeit der 
CGB-Gewerkschaften die Übermacht der DGB-Gewerkschaften an. 
39 So sieht Hartwich (2001: 207f.) ein besonderes Spannungsfeld der konkurrierenden Ge-
werkschaftsinteressen in der New Economy. 
40 Nach der Pilotenvereinigung Cockpit (VC), die schon vor der Gründung zu ver.di im Juni 
1999 ihren Kooperationsvertrag mit der DAG beendete und seitdem als eigene Gewerk-
schaft auftritt, folgte im September 2002 der Verband Deutscher Flugleiter (VDF) und im 
September 2005 der Marburger Bund mit seinen 30.000 Mitgliedern. Der Bund Deutscher 
Kriminalbeamter (BDK) beschloss im November 2001 eine Tarifunion mit dem Deutschen 
Beamtenbund, und mit der Genossenschaft Deutscher Bühnen-Angestellter (GDBA) kam 
ebenfalls keine Kooperation zustande. Dagegen verblieben in einem Kooperationsvertrag 
mit ver.di die Vereinigung Luftfahrt (VL), der Bundesverband Deutscher Psychologen 
(bdp), die Deutsche Orchestervereinigung (DOV) und die Vereinigung deutscher Opern-
chöre und Bühnentänzer (VdO). Neu hinzugekommen ist 2003 ein Kooperationsvertrag 
mit dem Bundesverband der bildgestaltenden Kameramänner und -frauen (bvk). (Infor-
mationsstand: Januar 2006). 
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Transformation der häufig diffusen und emotional besetzten Wünsche der Mit-
glieder in konkrete Aussagen (Weber 1977: 346). Damit werden aus individuel-
len Meinungen entscheidungsfähig formulierte und verallgemeinerbare Grup-
penangelegenheiten.  
Diese in der Theorie angezeigte Richtung der Interessenartikulation von unten 
nach oben verläuft in der Praxis allerdings meist umgekehrt: Die Initiative von 
Forderungen geht häufig von der Spitze eines Verbandes aus. Um dafür nicht 
Interessen ins Spiel zu bringen, die von den Mitgliedern und Funktionären un-
erwünscht sind, ist Voraussetzung für eine erfolgreiche Interessensartikulation 
von der Verbandsspitze aus ein intensiver interner Kommunikationsaustausch. 
Bei Gewerkschaften, die nach dem Industrieverbandsprinzip organisiert sind 
und zudem von einigen Großbetrieben dominiert werden, ist die Interessenarti-
kulation aufgrund ähnlich gelagerter Interessen ungleich einfacher als bei einer 
Multibranchengewerkschaft wie ver.di. Um die innerverbandliche Gruppenhete-
rogenität zu reduzieren, werden Untergliederungen mit ehrenamtlicher Teilhabe 
ohne Entscheidungsmöglichkeiten eingeführt, wodurch eine Tendenz der ab-
nehmenden Relevanz der Fachgruppen zugunsten von Personengruppen 
(Frauen, Jugend) entsteht (Keller 1997: 42). Ver.di versucht das Problem der 
unterschiedlichen Interessenlagen durch die Bildung von 13 Fachbereichen un-
terschiedlicher Branchen zu minimieren. 
Neben den üblichen verbandsdemokratischen Verfahrensregeln verfügen Ge-
werkschaften bei den Tarifverhandlungen über Elemente der unmittelbaren Be-
teiligung der Mitglieder, wenn es mittels Urabstimmung zu entscheiden gilt, ob 
ein Streik stattfinden soll. Darüber hinaus kann indirekt über das legitimierte 
Organ der Tarifkommission, die autonom Entscheidungen treffen kann,41 Ein-
fluss auf das gewerkschaftliche Handeln genommen werden,  
Interessenselektion 
Die Interessenselektion bezieht sich auf die Außenwirkung der formulierten 
Forderungen. Weil das politische System von einem ungefilterten Herantreten 
  
41 Die „Richtlinien zur Tarifarbeit“ von ver.di gestehen dem Bundesvorstand ein Veto-Recht 
zu, wenn „Tarifforderungen oder Verhandlungsergebnisse gegen beschlossene tarifpoliti-
sche Grundsätze und Zielsetzungen“ verstoßen. 
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aller Interessen überfordert wäre, findet eine organisationsinterne Selektion der 
Interessen statt (Weber 1977: 349). Die Interessenorganisationen wählen in der 
Regel diejenigen Interessen aus, die sie für besonders wichtig erachten und die 
sie zu einem bestimmten Zeitpunkt für durchsetzfähig ansehen. Damit findet 
innerhalb der Verbände eine zweifache Fokussierung von Interessen statt: Es 
werden nur diejenigen Interessen thematisiert, die organisationsintern und in 
der Außendarstellung durchsetzungsfähig sind. 
Folgt man Neumanns Definition von 1935 über die Funktionen von Gewerk-
schaften – gegenseitige Hilfe, Markt- und Kartellfunktion mit dem Instrument 
Tarifvertrag und der Funktion als politischer Verband (Neumann 1978: 150f.) –, 
so bezieht sich die Interessenselektion hauptsächlich auf die politische Funktion 
und in zweiter Linie auf die Tarifpolitik42. Gewerkschaften müssen dabei auf-
grund ihrer zahlenmäßig hohen und heterogenen Mitgliederschaft sowie der 
teilweise weit reichenden Folgen ihrer Entscheidungen auf gesamtwirtschaftli-
che Entwicklungen wesentlich moderatere Forderungen formulieren als kleinere 
Berufsverbände. Dabei entsteht dann eine Art paradoxer Effekt: Obwohl sie 
über quantitativ größere Mitgliederverbände verfügen, die im Zweifel durchset-
zungsstärker sind und eine höhere Konflikt- und Sanktionsfähigkeit inne haben, 
beschneiden bzw. nivellieren die Gewerkschaften ihre Ansprüche schon auf-
grund organisationsinterner Selektion. 
Die ökonomischen Effekte (Löhne, Preise, Beschäftigung, Produktivität) von 
gewerkschaftlicher Interessenvertretung fallen dabei recht unterschiedlich aus: 
Während amerikanische Autoren (Freeman 1986, Freeman/Medoff 1984) den 
Gewerkschaften insgesamt einen positiven Einfluss auf gesamtwirtschaftliche 
Entwicklungen bescheinigen, fällt die Bewertung für Deutschland differenzierter 
aus (vgl. Frick 1995). 
Durch die anhaltende hohe Arbeitslosigkeit und die zunehmende Staatsver-
schuldung sind die Gewerkschaften in den letzten 15 Jahren zunehmend mit 
ihren allgemeinpolitischen Forderungen in die Defensive geraten. Mit ihrem 
Festhalten an den erreichten sozialen Standards sind sie in die Rolle der ge-
sellschaftlichen „Blockierer“ (vgl. Gerstenkamp 2004) oder „Traditionswächter“ 
  
42 Bei der Privatisierung öffentlicher Dienste ist bei ver.di als Tarifvertragspartei des Öffent-
lichen Dienstes die allgemeinpolitische Interessenvertretung und die Tarifpolitik direkt mit-
einander verzahnt (vgl. Lorenz/Schneider 2004). 
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(Wiesenthal/Clasen 2003) geraten, sodass innovative Forderungen der Ge-
werkschaften43 demgegenüber nicht mehr wahrgenommen werden.  
Der Zusammenschluss zu ver.di ergibt prinzipiell eine bessere Ausgangspositi-
on für die Interessenselektion. Sowohl im politischen Bereich als auch in der 
Tarifpolitik kann ver.di durch Größe und fehlende Konkurrenz zwischen HBV 
und DAG Forderungen einheitlicher und durchschlagskräftiger formulieren. Der 
Zusammenschluss fiel jedoch auch in eine Zeit zunehmender Verbetrieblichung 
von Tarifverträgen, die) diesen Effekt teilweise wieder zunichte machte. Zudem 
ist aufgrund der weit reichenden Autonomie der Fachbereiche auch in Zukunft 
mit deutlichen Unterschieden in der Tarifpolitik zu rechnen. Gemeinsame 
Schwerpunkte könnten sich eher auf die Bereiche Weiterbildung, Überstunden-
regelung und betriebliche Altervorsorge beziehen (Keller 2001b: 48). Weiterhin 
ist zu vermuten, dass ver.di durch sein weites Spektrum an Organisationsberei-
chen Mitglieder an berufsständische Vereinigungen verliert. 
Interessenlegitimation 
Mit diesen drei Funktionen – Aggregation, Artikulation und Selektion – leisten 
die Verbände einen erheblichen Beitrag zur Integration von gesellschaftlichen 
Gruppen in das politische System (Weber 1977: 351). Durch ihr Handeln binden 
sie den Einzelnen in Vermittlungsprozesse ein und verdeutlichen ihm die Kom-
plexität diametral entgegengesetzter Interessen (Sebaldt/Straßner 2004: 64). 
Gerade in Gesellschaften, die sich in politisch extreme Lager aufteilen und in 
denen die politische Willensbildung durch starke Subgruppen beeinflusst wird, 
leisten die Interessenorganisationen einen erheblichen Beitrag zur Integration 
und Stabilisierung des politischen Systems. Damit werden organisierte Interes-
sen aber auch immer zu einem System erhaltenden und System anerkennen-
den Faktor. 
Da die Interessenlegitimation als Funktion von Interessenorganisationen in der 
Konflikttheorie unter dem Begriff der Selektivität eine zentrale Rolle spielt, wird 
dort diese Funktion auf die Gewerkschaften angewandt.  
  
43 So z. B. für die Bürgerversicherung (vgl. Opielka 2004). 
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Partizipation 
Eng verbunden mit der Integration von Interessen ist die Partizipation des Ein-
zelnen in gesamtgesellschaftlicher Funktion. Da organisierte Interessen in der 
Regel dem Individuum die Teilnahme an der innerverbandlichen Entschei-
dungsfindung ermöglichen, können Verbände und Vereine als „Schule der De-
mokratie“ gelten. Damit werden die Mitgliedschaft und das Engagement in Ver-
einigungen der organisierten Interessen zu einem Grundpfeiler der Demokratie 
und der politischen Aktivität.44  
Gewerkschaften als große demokratische Mitgliederorganisationen können si-
cherlich einen wichtigen Beitrag zum Lernen und Erleben demokratischer Spiel-
regeln für ihre Mitglieder leisten. Ob sich damit aber dieses eher theoretische 
Konzept auch in der Praxis umsetzen lässt, bleibt fraglich45. Das Thema Partizi-
pation wird für die Gewerkschaften in Kapitel 4 aufgegriffen und für ver.di spe-
ziell in Kapitel 6. 
Sozioökonomische Selbstregulierung  
Durch eine teilweise sozioökonomische Selbstregulierung tragen die Verbände 
dazu bei, dass der Staat von bestimmten Aufgaben entlastet wird. Dieser dele-
giert dabei ganze Aufgabengebiete an die Verbände und erteilt ihnen somit eine 
Ordnungsfunktion. Gleichzeitig legitimieren die Verbände durch die Einbindung 
in politische Entscheidungen die dort getroffenen Beschlüsse (Legitimations-
funktion). Da die Verbände versuchen, diese Entscheidungen auf der politi-
schen Ebene – auch wenn sie gegenläufig zu den eigenen Interessen stehen – 
vor den eigenen Mitgliedern zu begründen und zu rechtfertigen, tragen sie dazu 
bei, dass abstrakte Gesetze in soziale Realität transformiert werden. Dadurch 
sind sie Interpreten des öffentlichen Interesses im verbandsinternen Kommuni-
kationsprozess (Weber 1987: 211). 
  
44 Hierzu bemerkt von Alemann, dass – entgegen dieser optimistischen Einschätzung – die 
meisten Mitglieder nur an wenigen Leistungen interessiert sind und ansonsten passiv 
bleiben, wogegen sich die Aktiven in der Regel aus einer ökonomisch abgesicherten und 
gut ausgebildeten Mittelschicht rekrutieren (1987: 188). 
45 So stellten Fichter/Stöss/Zeuner (2005) fest, dass der Anteil von Personen mit rechtsra-
dikalem Gedankengut bei Gewerkschaftsmitgliedern genauso hoch ist wie bei Nicht-
Mitgliedern. 
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Die bedeutendste sozioökonomische Selbstregulierung findet durch die Tarifau-
tonomie statt. Auch wenn es in den letzten Jahren zu einer Verlagerung der 
Flächentarifverträge hin zu Firmentarifverträgen gekommen ist, so bleibt die 
regulative Wirkung der Tarifverträge insgesamt stabil (Ellguth/Kohaut 2003).46 
Daneben sind Gewerkschaften in den Selbstverwaltungsorganen der Sozialver-
sicherungen aktiv, sie wirken mit an der Gestaltung des beruflichen Bildungssy-
stems, an der Leitung der Bundesagentur für Arbeit und an der Benennung von 
ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern der Arbeitsgerichtsbarkeit. Auch 
wenn diese starke institutionelle Einflussmöglichkeit der Gewerkschaften ver-
einzelt kritisiert wird, so ist die Abschaffung oder Schwächung dieser Position 
derzeit politisch nicht mehrheitsfähig.47 
Durch den Zusammenschluss zu ver.di wurde die Funktion der sozioökonomi-
schen Selbstregulierung nur insofern berührt, dass die Funktionen der DAG als 
Spitzenorganisation auf den DGB übergingen. 
2.2.2. Die Funktionen von Interessenorganisationen  
in der Konflikttheorie 
Da in der Konflikttheorie bei der Einbindung der organisierten Interessen, v. a. 
Arbeit und Kapital, ein erhebliches Ungleichgewicht zu Ungunsten der Arbeit 
besteht, fällt die Analyse der Funktion von organisierten Interessen anders aus. 
Greven (1979) formuliert für die politischen Parteien die Funktionen der Trans-
mission, der Selektivität und der Legitimierung.  
Auf die Interessenverbände angewandt definiert Schulz (1984: 20) Transmissi-
on als die Fähigkeit, bestimmte Partikularinteressen zusammenzufassen, deren 
verbandsinterne Thematisierung und die Artikulation nach außen. Damit bündelt 
die Transmission die vorgenannten Funktionen der Aggregation, der Artikulation 
und der Selektion in einem Begriff. 
  
46 Schnabel (2005: 24) sieht dagegen aufgrund des Mitgliederschwundes von Arbeitgeber-
verbänden und Gewerkschaften und dem Rückzug des Flächentarifvertrages die Tarif-
vertragsparteien nur noch eingeschränkt als Repräsentanten der Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerinteressen. 
47 So fordert gegenwärtig nur die FDP konkret eine (teilweise) Verbetrieblichung der Tarif-
politik unter Ausschaltung der Tarifautonomie. 
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Eine zentrale Funktion von Verbänden in der Konflikttheorie stellt die Selektivi-
tät dar. Darunter wird die Funktion der Verbände verstanden, „dass sie erstens 
mehr oder weniger deutlich voneinander abgrenzbare, homogene soziale Inter-
essen erfassen, vorzugsweise materielle Reproduktionsinteressen, und da-
durch zweitens enger als alle anderen relevanten Typen interessenverarbeiten-
der Organisationen an die gesellschaftliche Basis rückgekoppelt sind“ (Schulz 
1984: 21). Hierin wird die Auffassung der antagonistisch gegenüberstehenden 
Interessen von Arbeit und Kapital in der Konflikttheorie sichtbar, indem die Or-
ganisationen nicht nur deren Interessen vertreten, sondern grundsätzlich durch 
die Bindung an ihre Klientel in ihren Positionen verwurzelt sind. Gleichzeitig tritt 
neben diese Funktion der Selektivität der Interessenvertretung das Interesse 
des Verbandes an Selbsterhaltung (Schulz 1984: 21). 
Die Interpretation dieser Funktion der Selektivität wird von den Gewerkschaften 
in zwei Richtungen vollzogen. Wird der grundsätzliche Gegensatz von Arbeit 
und Kapital in einer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, die zugunsten der 
Kapitalseite agiert, als der elementare, allumfassende Konflikt gesehen, so a-
gieren Gewerkschaften als Gegenmacht. Verstehen sie sich dagegen eher ein-
gebettet in die gesellschaftliche und wirtschaftliche Ordnung, die sie mitgestal-
ten, so begreifen sie sich als Sozialpartner. Diese beiden Perspektiven führen 
zu unterschiedlichen Betrachtungs- und Problemlösungsszenarien auf den Fel-
dern der allgemeinen Interessenpolitik, der Tarifpolitik und der Unterstützung 
der betrieblichen Interessenvertretung48.  
Unter den DGB-Gewerkschaften reicht das Spektrum von der klar sozialpart-
nerschaftlich organisierten IG BCE bis zu den kleineren ver.di-Gründungs-
gewerkschaften IG Medien und HBV, die sich vorwiegend als Gegenmacht po-
sitionierten.49 
Auch wenn unter den ver.di-Gründungsgewerkschaften nahezu das gesamte 
politische Spektrum – von den sozialpartnerschaftlich orientierten Gewerkschaf-
ten DAG und ÖTV über die „Betriebsgewerkschaft“ DPG bis hin zu den oben 
genannten gegenmachtsorientierten Gründungsorganisationen – vertreten ist, 
so wurde eine solche inhaltliche Diskussion im Vorfeld nicht geführt (Keller 
  
48 Zu den unterschiedlichen Auswirkungen von Gegenmacht und Sozialpartnerschaft auf 
die betriebliche Interessenpolitik vgl. Klitzke/Betz/Möreke 2000. 
49 Einen historischen Überblick für die Nachkriegszeit bietet Schmidt 1972. 
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2001b: 97). Ob und in welche Richtung sich ver.di zwischenzeitlich verändert 
hat, kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden, zumal die relative Unab-
hängigkeit der Fachbereiche weiter besteht.  
Für den empirischen Teil der Arbeit kann jedoch die Frage gestellt werden, ob 
sich bei den Mitgliedern und Funktionären überhaupt Unterschiede nach den 
Gründungsgewerkschaften hinsichtlich ihrer politischen Grundüberzeugung 
ausmachen lassen und ob es eine Wahrnehmung dieses programmatischen 
Vakuums gibt. 
Die Legitimierung als nach innen gerichtete Funktion von Interessenorganisa-
tionen beschreibt die Fähigkeit eines Verbandes, bei seinen Mitgliedern Zu-
stimmung zu erhalten. Dies kann auf zweierlei Weise erfolgen: Zum einen pro-
duziert der Verband materielle Erfolge für seine Mitglieder, z. B. Lohnerhöhun-
gen bei den Gewerkschaften, und befriedigt damit deren Interessen, was auch 
zu einer Loyalitätssteigerung der Mitglieder führt. Zum anderen partizipieren die 
Mitglieder an der innerverbandlichen Entscheidungsfindung und legitimieren 
damit die Handlungen der Organisation (Schulz 1984: 22). In der Regel ent-
scheiden sich die Mitglieder der Interessenverbände dabei die Befriedigung ih-
rer materiellen Bedürfnisse.50 
Für Gewerkschaften besteht insbesondere bei der Durchführung von Tarifver-
handlungen ein Dilemma bei der Legitimierung. So ist zur Verhandlungsfähig-
keit der Gewerkschaften nur eine geringe Beteiligung der Mitglieder erforderlich 
(die Tarifkommission), während für die Durchsetzung der Forderungen gegebe-
nenfalls eine hohe Beteiligung der Mitglieder notwendig ist. Weitbrecht (1969) 
konnte dabei für die Metallindustrie aufzeigen, dass die Problemlösungsstrate-
gie der Gewerkschaften darin besteht, dieses beiden Entscheidungsprozesse 
voneinander zu trennen.  
Durch die Vereinigung zu ver.di dürfte es zu erheblichen innerorganisatorischen 
Legitimierungsproblemen gekommen sein. Die stark gewachsene Zahl von Mit-
gliedern und Berufszweigen sowie die fachliche und räumliche Neuorganisation 
kann selbst bei einer größtmöglichen Beteiligung nicht spurlos an Mitgliedern 
  
50 Aus diesem Grund ist auch in der Konflikttheorie die Einbindung der Verbände in korpo-
ratistische Systeme als Legitimationsleistung gegenüber den Mitgliedern zu sehen, und 
nicht als Leistung des Staates, wie in der Korporatismustheorie. In diesem Sinne plädiert 
Streeck (2001) für eine Beteiligung der Gewerkschaften am Bündnis für Arbeit. 
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und Funktionären vorbeigegangen sein. Offen bleibt aber, ob sich tatsächlich 
ein Beteiligungsdefizit bei Mitgliedern und Funktionären ausmachen lässt, oder 
ob sich deren Interesse eher auf die Befriedigung ihrer materiellen Bedürfnisse 
bezieht. Dies gilt es im empirischen Teil zu klären. 
2.2.3. Die Funktionen von Interessenorganisationen in der NPÖ 
Die NPÖ konzentriert sich in ihrer Analyse der organisierten Interessen v. a. auf 
die Binnenfunktionen, die sie für ihre Mitglieder erfüllen. So steht hier die Moti-
vation der Mitglieder im Vordergrund, ihre Interessen durch die Durchsetzung 
von materiellen Forderungen zu befriedigen. Daneben spielen aber auch imma-
terielle Gründe für die Mitgliedschaft eine Rolle. Weber (1977: 344) sieht hierin 
das gesellige Vereinsleben, das Erlebnis einer Gruppenzugehörigkeit, insbe-
sondere bei Auseinandersetzungen mit gegnerischen Gruppen und die Informa-
tion der Mitglieder über berufsspezifische Fragen. Die Betonung dieser auf 
Gruppenzugehörigkeit ausgerichteten Funktionen hat in der Vergangenheit da-
zu beigetragen, dass sich starke Milieus und Kulturen ausbilden konnten, wie 
z. B. die Arbeiterbewegung zum Ende des 19. bis Mitte des 20. Jahrhunderts.  
Da die Interessenorganisationen in der NPÖ weniger als Akteure innerhalb poli-
tischer „pressure groups“ oder Netzwerken gesehen werden, bedienen sie ihre 
Mitglieder mit den selektiven Anreizen aus dem Bereich der Dienstleistungen, 
der Selbsthilfe, der Selbstverwaltung und der praktischen Solidarität. Diese 
Serviceleistungen umfassen u. a.: 
• Rechtsberatung und Rechtshilfe, 
• allgemeine Informationen über gesetzgeberische Absichten und Maßnah-
men, 
• Erläuterungen von Gesetzen und Verordnungen, 
• praktische Hilfe wie Pannendienste (Automobilclubs) und berufsbezogene 
Fortbildungsmaßnahmen, 
• Umschulungskurse und Veranstaltungen zur politischen Bildung (Weber 
1977: 345). 
Gewerkschaften können ihren Mitgliedern die selektiven Anreize nur zu einem 
vergleichsweise überteuerten Preis anbieten – selbst wenn man den Tarifver-
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trag als „Kern einer guten Dienstleistung“ (von Alemann 1999: 731) mit einbe-
zieht. Für ein angemesseneres Preis-Leistungs-Verhältnis sind einerseits die 
Kosten des hauptamtlichen Verwaltungsapparats zu hoch, der einen großen 
Teil seiner Arbeit in betriebliche Betreuung und politische Kampagnen steckt. 
Andererseits ist die Finanzierung über einen solidarischen Mitgliedsbeitrag von 
1 Prozent des Bruttogehaltes nicht marktgerecht.  
Betriebs- und Kampagnenarbeit lassen sich nicht unmittelbar in Dienstleistun-
gen für die Mitglieder transformieren, und die Beitragshöhe korreliert nur dann 
mit den selektiven Anreizen, wenn man lediglich die Leistungen aus dem Tarif-
vertrag als Dienstleistung zugrunde legt.51 Aber auch innerhalb der Gewerk-
schaften wird die Funktion als Dienstleister problematisch gesehen. Zwar wird 
von Seiten der Gewerkschaften immer wieder die Notwendigkeit betont, den 
Mitgliedern Dienstleistungen zur Verfügung zu stellen und einen guten Service 
zu bieten,52 in der Praxis wird dies jedoch häufig konterkariert53 und stellt ledig-
lich einen Zweck zur besseren Durchführung politischer Zielsetzungen dar.54 
Auch die Selektivität ist als Funktion in der NPÖ vorhanden. Durch diese Funk-
tion werden alle Interessen, die nicht organisations- und konfliktfähig sind, vom 
politischen System ausgefiltert. Mit der Selektivität kann man in Bezug auf die 
Gewerkschaften herleiten, warum sie ihren Fokus so lange auf den männlichen 
Industriearbeiter gesetzt hat: Hier ist die größte Organisations- und Konfliktfä-
higkeit vorhanden. Selbst wenn die Gewerkschaften planen, ihren Schwerpunkt 
mehr auf konfliktschwache Interessen auszudehnen, z. B. Erwerbslose und 
Studenten, so müssten sie damit bei der Durchsetzung von Forderungen späte-
stens am politischen System scheitern. So ist die Möglichkeit der Mitgliedschaft 
  
51 An dieser Stelle wird auch deutlich, warum Gewerkschaften Probleme bei der Rekrutie-
rung bzw. Aufrechterhaltung der Mitgliedschaft bei Erwerbslosen haben – neben einer 
gegebenenfalls unzureichenden Interessenvertretung: Erwerbslose können die elementa-
ren Leistungen aus dem Tarifvertrag, das Streikgeld und den Rechtsschutz im Arbeits-
recht, nicht in Anspruch nehmen. 
52 So z. B. für die IG Metall Schreiber 1996, für die ÖTV Frey 1998. 
53 Graf (1998: 179) resümiert für die ÖTV: „Eine konsequente Dienstleistungsorientierung 
ist in den untersuchten Kreisverwaltungen nicht beobachtbar“. 
54 Bemerkenswerterweise ist dabei das Schlagwort „ADAC für Arbeitnehmer“ überwiegend 
von gewerkschaftlicher Seite mit einem negativen Image behaftet, obwohl der ADAC so-
wohl in Bezug auf seine Mitgliederentwicklung als auch auf seine Interessendurchset-
zung als erfolgreicher Verband anzusehen ist. 
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von Erwerbslosen bei den DGB-Gewerkschaften erst seit den 1980er-Jahren 
entstanden.55  
ver.di ist mit seinen ca. 200.000 nicht erwerbstätigen Mitgliedern der größte Zu-
sammenschluss von Erwerbslosen in Deutschland. Diese bilden eine offizielle 
Gruppe innerhalb von ver.di mit eigenem Budget. Da diese Mitglieder auch wei-
terhin zusätzlich in ihren beruflichen Fachbereichen geführt werden, ist für den 
empirischen Teil zu fragen, wie zufrieden die Erwerbslosen mit der Interessen-
vertretung und den Mitgliederleistungen von ver.di sind. 
2.2.4. Vergleich und Zusammenfassung 
Mit Blick auf die Funktionen von Interessenorganisationen lassen sich unter-
schiedliche Erklärungsgehalte für das Organisationsziel und die Mitgliederinter-
essen von Gewerkschaften festmachen. Die beiden Funktionen Interessen-
aggregation und Interessenselektion beziehen sich auf das Organisationsziel. 
Während die Interessenaggregation die verbandsinterne Zielfindung beschreibt, 
richtet die Selektion ihren Blick auf die intermediären Handlungsfelder, mit de-
nen sich die Organisation auseinander setzen muss. Die Konflikttheorie fasst 
diese Funktionen unter dem Begriff der Transmission zusammen. Für Gewerk-
schaften wird die erfolgreiche Erfüllung dieser beiden Funktionen zu einem 
Problem. Die zunehmende Heterogenität der Interessen macht eine Vereinheit-
lichung nach innen gerade bei einer Multibranchengewerkschaft schwieriger, 
und nach außen hin werden nur noch Abwehrkämpfe zur Verteidigung des be-
reits Erreichten geführt. 
Mitgliederinteressen stehen dabei eher im Mittelpunkt der Funktionsbeschrei-
bung der NPÖ, in der Funktion der Interessenartikulation aus dem Pluralismus-
konzept und in der Funktion der Legitimierung aus der Konflikttheorie. Während 
die NPÖ bei der Funktionslogik der Mitgliederinteressen eindeutig auf die Be-
friedigung der materiellen Bedürfnisse v. a. durch selektive Anreize verweist, 
steht bei der Interessenartikulation der interne Willensbildungsprozess von zu 
  
55 Dabei bleibt das Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Arbeitslosen-Initiativen bis in 
die Gegenwart zwiespältig: Die Arbeitslosen-Initiativen brauchen die Gewerkschaften als 
starke Partner im Feld der politischen Akteure, gleichzeitig zeigen die Gewerkschaften 
aber keine große Motivation für dieses Thema (Baumgarten 2003: 16). 
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formulierenden Interessen im Vordergrund. Der interne Willensbildungsprozess 
bzw. dessen Legitimierung wird auch als Funktion in der Konflikttheorie gese-
hen, er wird aber ähnlich wie bei der NPÖ beantwortet: Der interne Entschei-
dungsprozess ist lediglich ein Instrument zur Handlungsfähigkeit der Organisa-
tion. Tatsächlich wird die Legitimierung der Mitglieder durch die Befriedigung 
ihrer materiellen Bedürfnisse erreicht.  
Zur Klärung der Frage, ob sich die Mitgliederinteressen in Gewerkschaften eher 
durch die Befriedigung ihrer materiellen Bedürfnisse oder über die Teilhabe am 
Prozess der internen Bildung von Forderungen erfüllen lassen, muss auf die 
empirischen Kapitel dieser Arbeit verwiesen werden (Kapitel 4 und 5). Festzu-
halten bleibt aber bereits hier, dass ein Zusammenschluss zu einer Multibran-
chengewerkschaft in beiden Fällen zu Problemen führt. Die Heterogenität der 
verschiedenen Interessen nimmt zu, und damit auch die Unterschiedlichkeit der 
materiellen Bedürfnisse. Gleichzeitig konkurrieren diese Interessen vermehrt in 
einem internen Willenprozess miteinander und müssen in einer größeren und 
unübersichtlicheren Organisation durchgesetzt werden. 
Mit der Funktion der Selektivität, vorhanden in der NPÖ und der Konflikttheorie, 
wird der gesellschaftliche Rahmen der organisierten Interessen beschrieben. 
Die NPÖ verweist dabei auf die allgemeinen Bedingungen von erfolgreicher 
Interessendurchsetzung, die in der Organisations- und Konfliktfähigkeit beste-
hen, und die Konflikttheorie sieht durch den elementaren Gegensatz von Arbeit 
und Kapital auch einen grundsätzlich unveränderlichen Konflikt zwischen den 
Vertretern dieser beiden Interessen. Dieser Grundkonflikt wird in der Funktion 
der Legitimation des Pluralismus nicht gesehen. Hier leisten die Organisationen 
durch ihr Handeln eine gesellschaftsintegrative Funktion. 
Mit Blick auf die Organisations- und Konfliktfähigkeit bleibt zu klären, ob die 
Thematisierung von schwachen Interessen (z. B. Arbeitslosigkeit) durch die 
Gewerkschaften von den Mitgliedern als befriedigend empfunden wird und ob 
es Unterschiede zwischen Arbeitsplatzbesitzern und Erwerbslosen gibt. Eben-
falls ungeklärt ist, ob der grundsätzliche Interessengegensatz von Arbeit und 
Kapital, in Form der Selektivität bei der Konflikttheorie, von den Mitgliedern 
nachempfunden wird oder ob sie mehrheitlich die gesellschaftsintegrative Funk-
tion ihrer Interessenvertretung sehen.  
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2.3. Schlussfolgerungen 
Gewerkschaften brauchen viele Mitglieder, nicht nur um über deren Beiträge 
das Bestehen der Organisation zu sichern, sondern auch, damit sie in ihrem 
Kerngeschäft, der Tarifpolitik, überhaupt einen Vertretungsanspruch haben. 
Insofern müssen sich die Organisationsziele von Gewerkschaften und die Mit-
gliederinteressen weit gehend überschneiden. Daneben sind Gewerkschaften 
aber auch eingebunden in korporative Verhandlungsmuster sowie politische 
und gesellschaftliche Vorgaben, die sie aufgrund ihrer Größe und ihres Vertre-
tungsanspruches nicht ignorieren können. 
Die Gründe für den ver.di-Zusammenschluss folgen weit gehend den Argumen-
ten aus dem Korporatismus und der Konflikttheorie. Zunehmende Größe führt 
demnach zu einer verstärkten Einflussnahme in korporatistische Verhandlungs-
systeme und zu einer gestiegenen Konfliktfähigkeit. Mitgliederinteressen, wie 
sie v. a. die NPÖ in den Vordergrund stellt, sind nicht unmittelbarer Grund für 
den Zusammenschluss zu ver.di. Die Vereinbarkeit von Organisationszielen 
und Mitgliederinteressen wird lediglich in der Konflikttheorie ausreichend be-
leuchtet. Hiernach stell) die Organisation die Zielvorgaben, denen dann die Mit-
gliederinteressen folgen müssen. Um eine Deckungsgleichheit beider Faktoren 
zu erzielen), müssen innerhalb der Organisation die Mitgliederinteressen be-
kannt sein. Zwar findet in der Konflikttheorie eine Disziplinierung der Mitglieder 
statt – mit dem Ziel einer einheitlichen und mehrheitsfähigen Interessenwahr-
nehmung –, aber auch diese mehrheitsfähigen Interessen der Mitglieder müs-
sen von der Organisationsseite erkannt werden. Sollte sich bei der Befragung 
herausstellen, dass sich die Mitgliederinteressen hauptsächlich im Bereich der 
selektiven Anreize bewegen, so greifen die Vorzüge der ver.di-Gründung bei 
den Mitgliedern ins Leere und die Legitimation der Vereinigung gerät dann in 
Gefahr, wenn diese Bedürfnisse von ver.di nur unzureichend befriedigt werden 
können. Diese Folgen decken sich dann wieder mit den Resultaten aus der 
NPÖ. Lassen sich dagegen die Mitgliederinteressen eher in der Interessenver-
tretung in der Politik und im Tarifgeschehen verorten, so bestätigen sich die 
Annahmen aus dem Pluralismusansatz, dem Korporatismus und der Konflikt-
theorie. Ob damit allerdings eine höhere Zufriedenheit der Mitglieder einher-
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geht, ist ungewiss, denn zu einer größeren Einflussfähigkeit von ver.di gesellt 
sich gleichzeitig auch eine höhere Heterogenität der Mitgliederinteressen. 
Auch die Beantwortung der Frage nach den Einstellungen zur innergewerk-
schaftlichen Partizipation durch die Mitglieder hat in den dargestellten Theorien 
unterschiedliche Auswirkungen. Während im Pluralismusansatz und in der Kon-
flikttheorie mangelnde Partizipationsmöglichkeiten von Mitgliedern und Funktio-
nären zu einem Legitimationsdefizit von ver.di führen, hat dies für die NPÖ kei-
ne weitergehenden Folgen, so lange die materiellen Bedürfnisse der Mitglieder 
befriedigt werden können. Eine positive Einstellung zu innergewerkschaftlichen 
Beteiligungsmöglichkeiten würde zudem die Dritte-Sektor-Theorie stützen und 
die Mitgliederinteressen über die materiellen Bedürfnisse hinaus um einen wei-
teren Faktor erweitern. 
Im nächsten Abschnitt gilt es daher zu klären, wie sich die gewerkschaftlichen 
Organisationsziele in den internen Leitbildern und Organisationsmodellen abbil-
den können, und zwar unter der Bedingung eines Zusammenschlusses von 
mehreren Organisationen, denen unterschiedliche Organisationserfahrungen 
und -modelle zugrunde liegen. 
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3. Gewerkschaftliche Organisationsziele  
und gewerkschaftlicher Wandel 
Der Wandel der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen – Individualisierung, 
Globalisierung, Folgen der deutschen Einheit – hat auch bei den Gewerkschaf-
ten eine Modernisierung und Reform der Organisationsstrukturen in Gang ge-
setzt, die sowohl ihre traditionellen Zielvorstellungen als auch die etablierten 
Strukturen im Kern berühren. 
Dabei ist der Zusammenschluss von Gewerkschaften, wie der ver.di-Gründung 
auch besonders in den 1990er-Jahren von einigen Einzelgewerkschaften inner-
halb des DGB vollzogen, nur eine Möglichkeit, auf die Veränderungen im politi-
schen und gesellschaftlichen Umfeld zu reagieren. Zugleich hat es Debatten um 
eine Organisationsreform und Modernisierung in den Einzelgewerkschaften56 
und des DGB57 sowie eine Diskussion über das Verhältnis zwischen Dachorga-
nisation und Einzelgewerkschaft58 gegeben.  
Die Folgen dieser Organisationsreformen, sofern sie tatsächlich konsequent 
umgesetzt werden,59 erreichen eine Komplexität, die nur schwer zu beschreiben 
und zu interpretieren ist, da sie sich zum einen auf Struktur-, Prozess- und Eva-
luationsaspekte beziehen und zum anderen kein etabliertes Themengebiet in 
der Gewerkschaftsforschung darstellen (von Alemann/Schmid 1998b: 56). 
Um an dieser Stelle die wissenschaftlichen Forschungsdesiderate auszuklam-
mern, werden in diesem Abschnitt daher zunächst einige analytische Ansätze 
der Organisationsforschung aufgezeigt, um die wichtigsten Aspekte des Phä-
nomens des organisatorischen Wandels zu beleuchten.  
  
56 So z. B. für die ÖTV vgl. von Alemann (1993) und von Alemann/Schmid (1998d), für die 
IG Metall vgl. IG Metall (1995). 
57 Vgl. Leif/Klein/Legrand 1993. 
58 Weitere Diskussionen, die nicht unmittelbar an den Organisationsstrukturen der Gewerk-
schaften ansetzen, sondern mögliche Themenfelder von Gewerkschaften in den Vorder-
grund rücken, sind u. a. die Debatten um die Verbetrieblichung der Arbeitsbeziehungen, 
der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungswandel, der soziokulturelle Wandel und der Wandel 
des politischen Umfelds (vgl. Schröder/Wessels 2003).  
59 So krankte die Umsetzung der Reformdebatte der ÖTV „am Zentralismus des Prozesses 
und vor allem daran, dass die finanzielle Konsolidierung und der Personalabbau im Vor-
dergrund standen, während die Leitbilddebatte ins Hintertreffen geriet“ (Müller/Wilke 
2003: 135). 
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Anschließend wird die Diskussion um aktuelle gewerkschaftliche Leitbilder im 
Zusammenhang mit der Organisation von Gewerkschaften aufgegriffen. Sofern 
diese Leitbilder bei der Gründung von ver.di eine Rolle spielten, wird dies eben-
falls thematisiert. Abgeschlossen wird dieses Kapitel mit dem Blick auf zwei be-
sondere organisatorische Problemlagen, die ver.di schon seit Beginn des Fusi-
onsprozesses anhafteten und mit ihren Folgen auch noch gegenwärtig Schwie-
rigkeiten aufwerfen: die unterschiedlichen Interessenlagen von Haupt- und Eh-
renamtlichen sowie das Organisationsprinzip der Matrix. Bei der Darstellung der 
gewerkschaftlichen Leitbilder und der beiden Problemfelder im Zusammenhang 
mit dem Organisationswandel durch die ver.di-Gründung wird auch die Frage 
zu klären sein, inwieweit hierdurch die Mitgliederinteressen berührt werden bzw. 
ob Mitgliederinteressen dabei berücksichtigt werden. 
3.1. Gewerkschaftlicher Organisationswandel  
in der Forschung 
Auch wenn es in der Gewerkschaftsforschung bislang keine Theorien über die 
Probleme der gewerkschaftlichen Organisation gibt – geschweige denn über 
organisatorischen Wandel –, so lassen sich doch in Anlehnung an die allgemei-
ne Organisationsforschung Ansätze für das Verständnis und die Ursachen von 
organisatorischen Veränderungen in Gewerkschaften finden. Von Ale-
mann/Schmid (1998b: 66f.) identifizieren dabei drei grundlegende theoretische 
Ansätze,60 welche die Ursachen und den Ablauf eines Organisationswandels 
erklären können. 
Der erste Ansatz, der sich auf die klassische Betriebswirtschaftslehre bzw. die 
Kontingenztheorie beruft, geht von einer rationalen Entscheidungsfindung in-
nerhalb von Organisationen aus. Danach bestimmen zunächst die individuelle 
Nachfrage potenzieller Mitglieder, die Arbeitsmarktsituation sowie die politi-
schen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen die Strukturen und Arbeits-
formen einer Gewerkschaft. Nach diesem Modell gibt es eine optimale Lösung 
für die Organisation. Bei äußeren Veränderungen reagiert die Organisation mit 
einfachen Mechanismen wie Beitragsanpassungen, während Mitglieder prote-
stieren oder abwandern können. Dies führt zu einer zeitnahen rationalen An-
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passungsleistung durch die Organisationsleitung. Bei Organisationen mit vielen 
Handlungsfeldern wird die Themenvielfalt nach innen gespiegelt, was erhebli-
che Integrations- und Steuerungsprobleme auslöst. 
Kritisch bei diesem Modell bleibt anzumerken,61 dass hierbei von ausschließlich 
rationalistischen Vorstellungen von Organisationsabläufen ausgegangen wird, 
bei denen Entscheidungen lediglich rational getroffen werden. Es wird hiernach 
ein Werte- und Interessenkonsens innerhalb der Organisationen und unter den 
Organisationsmitgliedern vorausgesetzt. Aufgrund des Fehlens von Ziel- und 
Interessenkonflikten sowie der Ausklammerung individueller Interessen bei der 
Formulierung von Organisationszielen ist diese Theorie nur eingeschränkt zur 
Beschreibung des organisatorischen Wandels in Gewerkschaften geeignet. 
Die Einbeziehung des Individuums in den Ablauf des Wandels von Organisatio-
nen betont dagegen der zweite Ansatz, der bereits im Koalitionsansatz von 
March/Simon (1976) thematisiert wird. Hierbei sind Organisationen pluralistisch 
angelegt und bestehen aus Koalitionen, die durch politischen Wettbewerb und 
Kompromisse anstatt eines Modells mit zentraler Steuerung und formaler Ra-
tionalität gekennzeichnet sind. In dieser mikropolitischen Vorstellung sind Orga-
nisationen „in Wirklichkeit Arenen heftiger Kämpfe, heimlicher Mauscheleien 
und gefährlicher Spiele mit wechselnden Spielern, Strategien, Regeln und Fron-
ten“ (Küpper/Ortmann 1988: 7). Die Betonung der individuellen Interessen – der 
Kampf um Macht, Einfluss, Positionen und Karrieren – führt dazu, dass Verän-
derungen in Organisationen nicht Ergebnis von Effizienzüberlegungen sind, 
sondern allenfalls das Resultat „interessengeleiteter Interventionen, Aushand-
lungen, Konflikten mit jeweils nur temporären Problemlösungen“ (Türk 1989: 
122). 
Die Einbeziehung individueller Interessen als Einflusskriterium für die Richtung 
von Organisationsentscheidungen findet sicherlich auch – und sogar gerade – 
bei Gewerkschaften statt,62 dieser Ansatz vernachlässigt aber die strukturell 
begrenzten Handlungsmöglichkeiten von Gewerkschaften. So ist der bisherige 
Organisationswandel innerhalb der Gewerkschaften Folge eines massiven 
  
60 Die Autoren stützen sich dabei auf Wimmer (1993) und Barnett/Caroll (1995). 
61 Zur ausführlichen Kritik vgl. Türk (1989: 1ff.). 
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Umweltdrucks, verursacht durch Veränderungen in der Wirtschaftsstruktur und 
rückläufige Mitgliederzahlen Gleichzeitig bewegen sich Gewerkschaften in ei-
nem institutionellen Rahmen, der sich durch asymmetrische Informations-, 
Macht- und Kompetenzverteilung auszeichnet und nicht einfach von individuel-
len Interessen durchbrochen werden kann.  
Der dritte Ansatz, der Neo-Institutionalismus, bewegt sich zwischen den beiden 
zuvor beschriebenen Theorien. Er geht von der begrenzten Rationalität der Ak-
teure aus, die zwar nutzenmaximierend handeln wollen, dies aber aufgrund von 
Unsicherheit, Komplexität und Informationsverarbeitungsdefiziten nicht leisten 
können (March/Olsen 1989: 5). Institutionen, hier verstanden als Handlungsre-
gularien, helfen den Akteuren dabei, diese Risiken kalkulierbar zu machen und 
entsprechende Lösungen zu finden. Zentrale Leitlinie ist hierbei die Angemes-
senheit (March/Olsen 1984: 741). Was in einer bestimmten Situation angemes-
sen ist, wird durch das politische und soziale System definiert und durch Sozia-
lisation vermittelt. Handlungen resultieren somit aus Pflichten und Verbindlich-
keiten. Die Institutionen müssen den Akteuren sowohl erfolgreich Unterstützung 
und Loyalität verschaffen als auch hinreichende Lösungen für die Probleme 
anbieten (Offe 1996: 201f.). Da es eine wechselseitige Abhängigkeit zwischen 
den Akteuren und den Institutionen gibt – die Institutionen sind Abbild der Inter-
essen der Akteure und bestimmen gleichzeitig deren Handlungsspielraum – 
können die Institutionen sowohl bremsend als auch beschleunigend auf Organi-
sationsveränderungen einwirken.  
Der Vorteil des Neo-Institutionalismus – die Betonung sowohl der Akteurs- als 
auch der Organisationsebene – ist gleichzeitig auch sein Nachteil. Wenn die 
Präferenzen der Akteure durch den Einfluss von Institutionen geformt sind, ist 
es nicht mehr möglich, die ursprünglichen Präferenzen der Akteure zu bestim-
men. Da es der Neo-Institutionalismus gleichzeitig vermeidet, jegliche Form 
essenzieller Erklärungen über die Interessenlage der Akteure abzugeben, feh-
len positive Standards, um die Entscheidungen der Akteure über eine deskripti-
ve Darstellung hinaus zu analysieren.  
  
62 Der drohende Rückzug der ÖTV 1999/2000 aus dem Vereinigungsprozess von ver.di, 
der v. a. auf Funktionärsinteressen aus Bayern und Nordrhein-Westfalen zurückzuführen 
ist, war Ausdruck dieser individuellen Interessenkonstellation. 
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Die Darstellung und Analyse des gewerkschaftlichen Wandels in der Wissen-
schaft in den letzten Jahren folgt institutionentheoretischen Überlegungen aus 
der Organisationsforschung, wobei mikropolitische Ansätze in diese Überlegun-
gen mit einbezogen werden.63 Bei der folgenden Beschreibung der gewerk-
schaftlichen Leitbilder überwiegt die neo-institutionalistische Perspektive, wäh-
rend sich bei der Darstellung der beiden organisatorischen Besonderheiten, 
Matrixorganisation und Interessenlage der Hauptamtlichen, diese Perspektive 
nicht durchgehend beibehalten lässt. Zum einen fehlen bei der Matrixorganisa-
tion die „Vorbilder im Sinne von Imitations- oder Replikationsmöglichkeiten in 
Bezug auf ihre Strukturvorgaben und -formen“ (Keller 2004b: 26), die für ein 
neo-institutionelles Modell notwendig gewesen wären, zum anderen spielen bei 
der Interessenlage der Hauptamtlichen auch die mikropolitischen Aspekte eine 
bedeutende Rolle. Die Diskrepanzen, die sich am Ende dieses Kapitels bei der 
Gegenüberstellung der gewerkschaftlichen Leitbilder und der Mitgliederinteres-
sen mit den Folgen der Matrixorganisation und der Lage der Hauptamtlichen 
ergeben, resultieren zum Teil aus dieser unterschiedlichen Perspektive. 
3.2. Gewerkschaftliche Leitbilder 
Während in der Nachkriegszeit bis in die 1970er-Jahre ein Organisationsmodell 
vorherrschte, bei dem „der hierarchisch aufgebaute, zentralisierte, von einer 
hoch qualifizierten hauptamtlich tätigen Funktionärsschicht geleitete disziplinie-
rende Zentralverband“ (Oertzen 1998: 118) im Vordergrund stand, sind in den 
Gewerkschaften inzwischen andere Organisationsbilder gefragt. Da sich alte 
Traditionen und das Milieu der Arbeiterbewegung weit gehend aufgelöst haben 
und die Arbeitswelt einer tief greifenden Modernisierung unterworfen wurde, 
entwickeln sich unterschiedliche organisationspolitische Leitbilder und Vorstel-
lungen. 
Je nach Perspektive der gewerkschaftspolitischen Aufgabenstellungen, von der 
Berufsgruppenorientierung bis hin zur Massenunterstützung, lassen sich den 
Gewerkschaften entsprechende Schlüsselfunktionen zuweisen. Die von Hyman 
(1996) aufgelisteten möglichen Gewerkschaftsidentitäten (vgl. Tabelle 3.1.) mit 
  
63 So für die Reform der ÖTV von Alemann/Schmidt (1998e), für ver.di Keller (2001b, 
2004b), Schommer (2001). 
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ihren unterschiedlichen Handlungsschwerpunkten sind historisch bereits alle bei 
den Gewerkschaften aufgetreten und bilden auch heute noch Teilaspekte der 
jeweiligen Organisationsziele. Die Herausforderung der Gewerkschaften be-
steht nun darin, ihr Organisationsmodell mit den verschiedenen Schlüsselfunk-
tionen in Einklang zu bringen. 
Tabelle 3.1. Mögliche Gewerkschaftsidentitäten 
Fokus der Handlung Schlüsselfunktion Idealtyp 
Beschäftigungselite ausschließende Vertretung Zunft 
individueller Arbeiter Dienstleistungen Unterstützungskasse 
Management Produktivitätskoalition Betriebsgewerkschaft 
Regierung politischer Austausch Sozialpartner 
Massenunterstützung Kampagnen soziale Bewegung 
Quelle: Hyman (1996: 49) 
Für Gewerkschaften, die nach dem Prinzip der Freiwilligkeit und der innerorga-
nisatorischen Demokratie aufgestellt sind, kristallisieren sich derzeit drei Leitbil-
der heraus, welche die organisatorischen Handlungsmuster determinieren: Das 
Kriterium der Partizipation bestimmt den Willensbildungsprozess, für die Orga-
nisation gilt das Prinzip der Offenheit und die Effizienz spiegelt den Leistungs-
charakter gewerkschaftlicher Organisationen wider (von Alemann/Schmidt 
1998d: 32).64 In diesem Zusammenhang weisen die beiden Autoren darauf hin, 
dass die einzelnen Kriterien nicht absolut gesetzt werden dürfen, sondern wie in 
einem „magischen Dreieck“ nur gemeinsam optimiert werden können (von Ale-
mann/Schmidt 1998d: 33). 
3.2.1. Effizienz und Handlungsfähigkeit 
Unter dem Begriff der Effizienz lassen sich – je nach Perspektive des Hand-
lungsschwerpunktes – sehr unterschiedliche Leitbilder vereinigen. So können 
unter der Leistungsfähigkeit der Gewerkschaften Begriffe wie „‚Kundenorientie-
rung’, ‚Dienstleistungsgemeinschaft’, ‚Dienstleistungsbetrieb’, ‚Dienstleistungs-
  
64 Ähnlich formulieren es Bundesmann-Jansen/Frerichs (1995: 132) im Zusammenhang mit 
den Organisationsentwicklungsprozessen von Gewerkschaften unter den Begriffen De-
mokratisierung, Flexibilität und Effektivität. 
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verband’, ‚Professionalisierung’ und unter mehr inhaltlichen Gesichtpunkten‚ 
‚Konzentration auf Kernkompetenzen’ bzw. als Gegenpart ‚Erweiterung des po-
litischen Mandats’“ (Frerichs/Pohl 2001: 38) verstanden werden. 
Die differenzierte inhaltliche Semantik des Begriffs kann dabei nur erschlossen 
werden, wenn die dazugehörigen Gewerkschaftsbilder einbezogen werden. 
Wird ein sehr pragmatisches Gewerkschaftsprofil vertreten, das den Interes-
sengegensatz von Arbeit und Kapital – wie beim Institut der deutschen Wirt-
schaft – weit gehend außer Acht lässt, so verblasst die Dienstleistungsorientie-
rung zur reinen Serviceleistung. So fordern Niedenhoff/Reiter von den Gewerk-
schaften auf der Grundlage von Arbeitnehmerbefragungen: „Gewerkschaften 
müssen vielmehr moderne Dienstleistungsverbände der Arbeitnehmer werden. 
Informations- und Berufsförderungspolitik, Service und Beratung sollen Haupt-
bestandteile moderner Gewerkschaftspolitik sein“ (Niedenhoff/Reiter 2000: 
29).65 Steht dagegen die Dimension der Gewerkschaften als politische Interes-
senorganisation im Vordergrund, so wird der Effizienzbegriff als Handlungsleitli-
nie für die Gewerkschaften eher abgelehnt. So argumentiert Weischer (1998) 
gegen eine Gewerkschaft als Dienstleistungsunternehmen, auch wenn die 
meist verrechtlichen Ansprüche und Interessen von einer kleinen Gruppe von 
Funktionären und Experten allein vertreten werden könnten, denn „Gewerk-
schaften bedürfen der Mobilisierung der Mitglieder, um sie als politisch Han-
delnde (innerhalb und außerhalb der etablierten Interessenvertretung) zu ge-
winnen“ (Weischer 1998: 122). 
Einen Mittelweg zwischen diesen beiden Positionen zur gewerkschaftlichen Ef-
fizienz vertreten von Alemann /Schmidt (1998d). Sie verstehen unter Effizienz, 
„dass die gewerkschaftliche Organisation ihr Leistungsspektrum stärker in den Vorder-
grund rückt und dieses an den Bedürfnissen der Mitglieder, nicht an denen der Funktio-
näre misst. Die Effizienz von Service und Dienstleistung, ja die, Kundenorientierung’ ist in 
Zukunft als Leistungskriterium der Gewerkschaften stärker gefragt als in der Vergangen-
heit (…) Auch Identifikation, Motivation und Sinnstiftung können zur Leistungseffizienz 
dazugehören“ (von Alemann/Schmidt 1998d: 33). 
 
  
65 In Bezug auf die Tarifpolitik hält Zeuner dagegen: „Gewerkschaften, die nur noch Infor-
mationen über Tarifverträge verbreiten, aber nicht mehr selber verbindliche und einklag-
bare Tarifverträge abschließen und dafür ihre Mitglieder zu Kämpfen aktivieren, geben 
sich selbst auf“ (2001b: 248). 
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Zu dieser Dienstleistungsorientierung gehören für von Alemann/Schmidt 
(1998c: 410) Angebote, welche die Tarifpolitik, die Weiterbildung, die Rechtsbe-
ratung und die Betreuung im Betrieb umschließen. Auch wenn von Alemann 
dabei den Dienstleistungscharakter der Gewerkschaften dem Weltanschau-
ungscharakter vorzieht (von Alemann 1999: 731), so sieht er dennoch die Not-
wendigkeit, dass es über die Dienstleistungsorientierung der Gewerkschaften 
hinaus etwas geben muss, „was man modernistisch als Corporate Identity be-
zeichnen könnte“ (Gewerkschaftliche Monatshefte 1999: 739). Er lehnt hierfür 
allerdings das Bild der Gegenmacht ab und schlägt stattdessen den Gerechtig-
keitsbegriff vor. 
Eng verknüpft mit dem Begriff der Effizienz ist die Diskussion um den Rückzug 
auf das „gewerkschaftliche Kerngeschäft“. Während Befürworter des gewerk-
schaftlichen Kerngeschäfts eine Konzentration auf die Fragen der Tarif-, Be-
triebs- und Beschäftigungspolitik fordern, steht auf der anderen Seite die Positi-
on für eine Erweiterung des politischen Mandats. So sehen Kurz-Scherf/Zeuner 
(2001) als Vertreter für die Konzentration auf die Kernaufgaben nicht die belie-
bige Erweiterung des Aufgabenspektrums der Gewerkschaften als erstrebens-
wert an, denn Gewerkschaften können „die Defizite des politischen Systems 
und den Substanzverlust der Programmatik politischer Parteien nicht dadurch 
kompensieren, dass sie sich der illusionären Selbstüberhöhung zu einer Er-
satzpartei hingeben“ (Kurz-Scherf/Zeuner 2001: 160).66 Dagegen fordert Negt 
noch unter dem Leitsatz „Man muss dem Arbeiter dahin folgen, wohin er geht“ 
(Negt 1989: 52) eine Erweiterung des politischen und gesellschaftlichen Man-
dats verbunden mit einer Öffnung der Gewerkschaften in den außerbetriebli-
chen Lebensbereich.67 
Die Diskussion um das gewerkschaftliche Kerngeschäft und die damit verbun-
dene potenzielle gewerkschaftliche Klientel ist eng verknüpft mit der sinkenden 
Mitgliederentwicklung in den letzten zehn Jahren. Ebbinghaus sieht das Dilem-
ma dieser Entwicklung für die betroffenen Gewerkschaften darin, „sich gleich-
  
66 Für Westermann (1998: 310f.) neigen Gewerkschaften wie andere politische Organisa-
tionen dazu, ihr Aufgabenspektrum aufgrund der fehlenden strategischen Ausrichtung der 
operativen Tätigkeiten unkontrolliert zu erweitern, was eine Konzentration auf das Kern-
geschäft verhindert. 
67 Vereinzelt werden diese Forderungen auch gegenwärtig noch aufgegriffen, so z. B. für 
eine Ausweitung der Gewerkschaftsarbeit in die Wohngebiete, Hielscher (1999), und für 
ein Handlungsfeld in der Work-Life-Balance (Dettling 2004). 
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zeitig für neue soziale Gruppen und Interessenlagen öffnen zu müssen, wäh-
rend sie weiterhin und unter zunehmend erschwerten Rahmenbedingungen ihre 
Tarifarbeit für die noch mobilisierbaren Kernmitgliedschaftsgruppen betreiben 
müssen“ (Ebbinghaus 2003: 202). 
Inzwischen ist diese Diskussion, die v. a. in den 1990er-Jahren stattgefunden 
hat, mit Blick auf die schlechte finanzielle Lage der Gewerkschaften jedoch weit 
gehend verstummt und einer Konzentration auf das Kerngeschäft gewichen 
(Martens 2000: 310), auch wenn es hierzu nach wie vor Kritik gibt.68 Allerdings 
ist es auch auf dem Gebiet des gewerkschaftlichen Kerngeschäfts inzwischen 
zu unübersehbaren Schwierigkeiten gekommen – Stichworte sind Erosion des 
Flächentarifvertrags, Deregulierung der Arbeitsbeziehungen –, sodass auf Be-
triebsebene eine wachsende Überlastung der Gewerkschafts- und Betriebs-
ratsmitglieder durch Professionalisierungsansprüche zu beobachten ist (Fre-
richs/Pohl 2000: 106ff.). 
Effizienzkriterien sind zum Teil auch Ursache für die Unterrepräsentanz be-
stimmter Beschäftigungsgruppen.69 Wenn bei den Gewerkschaften die Tarifpoli-
tik im Vordergrund steht, so richtet sich die Aufmerksamkeit auf die Organisie-
rung der wichtigen Betriebe und Personengruppen in einer bestimmten Bran-
che, um dort eine Streikfähigkeit herzustellen bzw. zu erhöhen. Kleinbetriebe 
und Personengruppen mit geringer Konfliktfähigkeit, z. B. geringfügig Beschäf-
tigte, stehen dann nicht im Fokus gewerkschaftlicher Mitgliederwerbung und 
Betreuung. Auch im Zusammenhang mit der ver.di-Gründung spielen Effizienz-
gedanken eine Rolle. Diese beziehen sich allerdings weniger auf eine Steige-
rung der innerorganisatorischen Handlungsfähigkeit im Sinne einer besseren 
Kundenorientierung,70 denn dies wurde kaum thematisiert.71 Der Effizienzcha-
  
68 So sieht das Verbundprojekt Arbeit und Ökologie hierin eine Fehlentwicklung: „Der Kapa-
zitätsabbau unter Finanzierungsaspekten, der Rückzug auf das so genannte Kernge-
schäft und weitere Zentralisierungen deuten uns in die falsche Richtung; sie erzeugen 
weitaus existentiellere Risiken, da sie die mit dem Konzept der Nachhaltigkeit themati-
sierten Realprobleme und Dynamiken weiterhin zu externalisieren suchen“ (DIW/WI/WZB 
2000: 619). 
69 Vgl. für die Teilzeitarbeit Klein 1995. 
70 So ist der umfangreichere Rechtschutz bei ver.di im Vergleich zu den Gründungsorgani-
sationen lediglich als Zusammenfassung der vorherigen Rechtschutzleistungen der 
Gründungsgewerkschaften zu verstehen (vgl. Hasibether 2001: 181). 
71 Resümierend stellt Mehwald für den Fusionsprozess bei ver.di fest, dass es zwar sinnvoll 
sei, das bestehende Leistungsspektrum um die bestehenden Kernkompetenzen hinaus 
zu erweitern, es den beteiligten Gewerkschaften aber nicht klar war, wo die Kernkompe-
tenzen in Zukunft liegen sollten (2000: 75f.).  
 53
rakter bezog sich eher auf Synergieeffekte, die gleichsam automatisch durch 
den Zusammenschluss entstehen sollten. 
Dabei war es Ziel des Zusammenschlusses die „weißen Flecken“ v. a. in der 
Computer- und Multimediabranche besser zu erreichen, bei denen die fünf 
Gründungsorganisationen vorher nebeneinander gewirkt haben (Bsirske zitiert 
in Müller/Niedenhoff/Wilke 2002: 184).72 Die Überwindung der Organisations-
konkurrenz zwischen den beteiligten Gewerkschaften wurde per se als Gewinn 
angesehen (Bsirske 2001: 323), um die damit frei werdenden Kräfte an anderer 
Stelle einzusetzen. 
Ob die wichtigste innerorganisatorische Veränderung bei ver.di gegenüber den 
Gründungsorganisationen – die Matrixform (vgl. Kapitel 3.3.1.) – zu einer Effi-
zienzsteigerung beigetragen hat, bleibt ungewiss, da der Vergleich fehlt. Die 
Gründe für die Entscheidung zur Bildung einer Matrixform lagen jedenfalls im 
internen Interessenausgleich der Gründungsgewerkschaften (Keller 2001b: 
32ff.) und nicht in einer Effizienzsteigerungsperspektive. Die aus der Matrixform 
resultierende Budgetierung, d. h. die feste Zuweisung von Personal- und Sach-
kosten zu den einzelnen Fachbereichen und Ebenengliederungen, führt zumin-
dest zu einem sparsameren Umgang mit den finanziellen Mitteln – was aber 
noch nicht heißt, dass es dadurch zwangsläufig zu einer Effizienzsteigerung 
kommt. 
Grundsätzlich ist eine Erhöhung der gewerkschaftlichen Handlungsfähigkeit 
durch Effizienzsteigerung im Sinne der Mitgliederinteressen, da die Mitglieder 
von einer stärkeren Durchsetzungsfähigkeit, besserem Leistungsangebot und 
Service unmittelbar profitieren. Dabei folgt die Erstellung von Dienstleistungen 
für die Mitglieder ebenfalls weit gehend ökonomischen Regeln. Da jedoch das 
Spektrum möglicher Effizienzsteigerungen – vom Rückzug auf das Kernge-
schäft bis zur Erweiterung der Aufgabenfelder – sehr weit gestreut ist, dürften 
die Mitglieder von diesen Auswirkungen unterschiedlich betroffen sein; sowohl 
positiv als auch negativ. Findet eine Steigerung der Effizienz allerdings nur un-
ter finanziellen Aspekten statt, so rücken Mitgliederinteressen sicherlich in den 
Hintergrund. Zudem kann eine ausschließlich effizient arbeitende Organisation 
  
72 Keller weist darauf hin, dass zur Erreichung dieses potenziellen Klientels weitere Strate-
gien notwendig sind, wie z. B. die Professionalisierung der eigenen Kompetenzen und die 
Erweiterung der Dienstleistungspalette (2001a: 386). 
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nicht mehr die Integrationsleistung für die ehrenamtlich Aktiven leisten (Zech 
1998: 366). 
3.2.2. Offenheit und Transparenz 
Ähnlich wie bei dem Leitbild der Effizienz und Handlungsfähigkeit herrscht auch 
bei dem Begriffspaar Offenheit und Transparenz zunächst Einigkeit darüber, 
dass es sich um erstrebenswerte Bestandteile von gewerkschaftlichen Organi-
sationsmodellen handelt. Eng verknüpft mit diesem Begriffspaar sind die Forde-
rungen nach Öffnung, Dezentralisierung und Flexibilisierung der Organisations-
strukturen. Strittig ist dagegen, wie weit die Abkehr von den vorhandenen straf-
fen Entscheidungsstrukturen gehen soll. 
Während von Alemann/Schmid (1998d) sich zwar für eine organisatorische Öff-
nung aussprechen ziehen sie gleichzeitig die Grenze recht eng. Für sie bedeu-
tet Offenheit,  
„dass die Hierarchie des strengen vertikalen Aufbaus nicht über alles gesetzt wird, dass 
die Organisation nach innen Transparenz bietet sowie nach außen und von außen sich 
öffnet für gesellschaftliche Transformation. Offenheit bedeutet nicht Beliebigkeit einer dif-
fusen Zukunftswerkstatt oder bewegten Diskursorganisation, wie manche den Gewerk-
schaften empfehlen. Die Organisation soll sich nicht selbst aufgeben, sondern eine klare 
stabile Architektur entwickeln, die aber flexibel und transparent ist (von Alemann/Schmid 
1998d: 32). 
Dagegen wurde in den 1990er-Jahren die Herstellung einer umfassenden Dis-
kursfähigkeit innerhalb der Gewerkschaften (Hoffmann u. a. 1990) gefordert, die 
sich nicht nur auf die Organisationsstrukturen bezog, sondern auch auf die ein-
fachen Gewerkschaftsmitglieder (Zoll 1991, Zoll 1994) und unter der Leitlinie 
„Diskurs statt Programm“ (Hattinger Kreis 1994) die Programmdebatte wichtiger 
wurde als das Programm selbst.73 
Pragmatischer ist der Ansatz von Martens (2000), der im Hinblick auf die Be-
grifflichkeit von der flexiblen und dezentralen Organisation in Zukunft eine 
„Netzwerkgewerkschaft“ fordert. Dabei geht es ihm darum, dass die Handlungs-
initiativen der lokalen Organisationsgliederungen durch einen wiederbelebten 
DGB vor Ort dezentral vernetzt werden können (Martens 2000: 314). Er befür-
  
73 In ähnlicher Weise fordert Negt die „Öffnung der Gewerkschaften zu einer Art Diskursor-
ganisation, in der dieser politische Selbstverständigungsprozess öffentlich und ohne Po-
sitionsausgrenzungen stattfinden kann“ (1993: 235). 
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wortet ein erweitertes ehrenamtliches Engagement, das jedoch in der Rück-
kopplung mit den hauptamtlichen Funktionsträgern nur erreicht werden kann, 
wenn die Gewerkschaften das Leitbild der „lernenden Organisationen“ anneh-
men. 
Eine Möglichkeit der Netzwerkbildung wird auf regionaler Ebene durch die Ein-
richtung von Betriebsrätenetzwerken erreicht, bei der durch eine kollektive eh-
renamtliche Beratung der Betriebsräte untereinander dem Bedürfnis dieser ge-
folgt wird, jenseits der Schwelle der Expertenberatung nach dem Betriebsver-
fassungsgesetz eine Beratungsinstanz zu schaffen.74 Diese Erfahrungen wer-
den aber bei der innergewerkschaftlichen Diskussion um die Organisationsent-
wicklung zu wenig genutzt (Frerichs/Pohl 2001: 43). Auch die Entstehung einer 
Matrixorganisation, wie sie bei ver.di vollzogen wurde, kann tendenziell in Rich-
tung einer Dezentralisierung und Netzwerkbildung führen. Die Überlagerung 
einer vertikalen Hierarchie durch eine horizontale Ebene, wie dies bei der Ma-
trixorganisation der Fall ist, kann dazu beitragen, dass die Organisationsstruktur 
den tatsächlichen Bedürfnissen nach Offenheit und Transparenz Rechnung 
trägt. Die Gründe für die Entstehung der Matrixstruktur bei ver.di sind jedoch 
nur bedingt unter diesem Aspekt zu sehen (vgl. Kapitel 3.3.1.). 
Unter dem Gesichtspunkt der lokalen Netzwerkbildung hat sich ver.di zugun-
sten einer vierten Ebene, der „Ortsebene“,75 die unterhalb der Bezirksebene 
angesiedelt ist, entschieden – und damit gegen eine Stärkung der Betriebsräte-
ebene. Die Entscheidung für die Möglichkeit dieser vierten Ebene hat weniger 
strategische Gründe, sondern spiegelt vielmehr die Tradition der beiden Grün-
dungsgewerkschaften IG Medien und DPG wider, bei der die Ortsvereine eine 
große Bedeutung hatten.  
Die Interessenorganisation connex.av ist unter dem Aspekt der dezentralen und 
flexiblen Ansprache von Arbeitnehmern als ein erfolgreiches Projekt von ver.di 
in Richtung Transparenz und Offenheit zu bezeichnen. Seit 1999, noch unter 
den Vorläuferorganisationen DAG und IG Medien gegründet, besteht das inzwi-
schen transnationale Kooperationsprojekt für Medienschaffende, das sich be-
  
74 Vgl. für die IG Metall Kassebaum 2000; Prott 2001.  
75 § 24 der Satzung sieht vor, dass „auf Initiative betroffener Mitglieder“ der Bezirksvorstand 
entsprechende Fachbereiche auf Ortsebene einführen kann. 
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sonders durch sein spezifisches Informations- und Beratungsangebot deutlich 
vom übrigen Auftreten der Gewerkschaften unterscheidet.76 
Unter dem Blickwinkel heterogener, sich weiter differenzierender Mitgliederin-
teressen kommt den gewerkschaftlichen Leitbildern der Offenheit und Transpa-
renz eine immer größere Bedeutung zu. Besonders „niedrigschwellige“ und be-
rufs- und branchenbezogene Organisationsangebote der Gewerkschaften dek-
ken sich mit den wandelnden Interessenlagen der Mitglieder.  
3.2.3. Partizipation und Demokratie 
Für Gewerkschaften gehören die innergewerkschaftliche Demokratie und Teil-
habe zunächst zu ihrem traditionellen Selbstverständnis und sind satzungsge-
mäß verankert. Für von Alemann/Schmidt, die dieses Leitbild unterstützen, be-
deutet Partizipation 
„die Teilhabe der breiten Mitgliedschaft an der demokratischen Willensbildung, heißt Wil-
lensbildung von unten nach oben durch eine ununterbrochene Delegationskette, Wähl-
barkeit und Abwählbarkeit aller Entscheidungsträger und Vorstände, Herrschaft auf Zeit, 
Mehrheitsprinzip mit Minderheitenschutz“ (1998d: 32). 
Dieses Leitbild, das den ehrenamtlichen Funktionären eine entscheidende Posi-
tion einräumt,77 wird jedoch in der gewerkschaftlichen Praxis häufig unterlaufen. 
So sieht Zech ein „faktisches Demokratiedefizit“, bei der auf der einen Seite 
aufwändig Demokratie betrieben wird, während andererseits die wahren Ent-
scheidungsmechanismen im Hintergrund bleiben (Zech 1998: 353). Zudem 
können Entscheidungen ohne persönliche Verantwortung getroffen werden, 
was dazu führt, dass aus betriebswirtschaftlich falschen Entscheidungen poli-
tisch für den Einzelnen vorteilhafte Resultate entspringen können. Die Gründe 
hierfür sieht Zech in der fehlenden personellen Entflechtung von Entschei-
dungs- und Kontrollgremien, die zudem bei den ehrenamtlichen Strukturen die-
ser Gremien zu wenig professionalisiert sind, um den hauptamtlichen Apparat 
wirksam kontrollieren zu können (Zech 1998: 353f.). 
Dem „ehernen Gesetz der Oligarchie“ von Michels (1925), demzufolge Demo-
kratie und Effizienz in Organisationen nicht miteinander vereinbar seien, halten 
  
76 Vgl. www.connex-av.de. 
77 Noch weiter geht Riexinger (2000: 56), der die Mitgliederbeteiligung durch Formen der 
direkten Demokratie ausweiten will. 
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von Alemann/Schmid entgegen, dass diese beiden Funktionen aufeinander an-
gewiesen seien, denn „eigene Motivation und Partizipation von Organisations-
mitgliedern, Dezentralisierung und erhöhte Kommunikation behindern sich 
nicht, sondern stärken Großorganisationen (…) Komplexe Gesellschaften brau-
chen komplexe Organisationen, die einen Sachzwang zu mehr Demokratie pro-
duzieren, wollen sie nicht sklerotisch werden“ (von Alemann/Schmid 1998d: 
29). 
Mit Blick auf die Organisationsreform der ÖTV plädieren sie deshalb dafür, die 
Zeiten für die Einberufung der Gewerkschaftstage zu verkürzen, die automati-
schen Mitgliedschaften von Amtsträgern in Gremien einzuschränken und ver-
mehrte partizipatorische Verfahren bei der betrieblichen und tariflichen Willens-
bildung einzuführen (von Alemann/Schmid 1998d: 39f.).78 
Zech (1996) zieht hierbei eine schärfere Grenze zwischen einfachen Mitgliedern 
und ehrenamtlichen Funktionsträgern und verweist darauf, dass statt größerer 
Partizipation vielmehr ein effektiveres Organisationshandeln gefragt ist. Dabei 
gilt es, „das Hauptamtlichen- und Referentenhandeln unter Managementge-
sichtspunkten zu professionalisieren, es unter Zieloptionen planbar, vor allem 
abrechen- und kontrollierbar zu machen; das ehrenamtliche Funktionärshan-
deln administrativ ab- und politisch aufzurüsten, es objektiv attraktiv und subjek-
tiv befriedigend zu gestalten“ (Zech 1996: 313). 
Eine Besonderheit gegenüber den übrigen deutschen Gewerkschaften stellt bei 
der ver.di-Gründung die Einhaltung einer Gewerkschaftsquote nach dem Kräf-
teverhältnis der Gründungsgewerkschaften (ÖTV 48 %, DAG, DPG, HBV je 
15 %, IG Medien 7 %) bei allen Wahlen, Nominierungen und Berufungen bis 
zum Jahr 2007 dar. Hierdurch können mögliche, noch bestehende Konflikte 
zwischen den Organisationen zwar nicht gelöst, wohl aber durch ihre Institutio-
nalisierung zeitweise befriedet werden (Keller 2001a: 377). Weiterhin ist ver.di 
die erste deutsche Gewerkschaft, die das Prinzip des „Gender Mainstreaming“79 
als Form der Gleichstellungspolitik einsetzt. Die gewählte Matrixform stellt 
  
78 Auf die Notwendigkeit der Erweiterung der Partizipation insbesondere auf betrieblicher 
Ebene weist auch Martens hin, denn eine „Mitgestaltung der z. T. dramatischen Wandels 
in den Kernbereichen der industriellen Produktion ist nur durch die aktive Beteiligung der 
Beschäftigten an den Veränderungen möglich“ (2000: 309). 
79 Vgl. ver.di-Satzung § 59: „In den Fachbereichen sind verbindliche Strukturen für Frauen- 
und Gleichstellungspolitik mit geregelten Rechten einzusetzen“. 
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ebenfalls ein Mittel dar, die Partizipationsmöglichkeiten zu erhöhen, da hierbei 
auf dezentrale Entscheidungsinstanzen gesetzt wird. 
Bei dieser Gestaltung der Organisationsstrukturen im Rahmen des Fusionspro-
zesses bei ver.di handelt es sich weit gehend um Verfahrensfragen, während 
dagegen die Probleme der inhaltlich-pragmatischen Zielbildung nur unzurei-
chend behandelt werden (Keller 2004a: 100). Angesichts dieser fehlenden Dis-
kussion über Zielvorstellungen und Selbstverständnis sieht Keller (2004a: 100) 
daher auch nur eine Strukturreform und keine Organisationsreform in der ver.di-
Gründung. 
Auch wenn ver.di durch diese Instrumente – Quotierung nach Gründungsorga-
nisationen, Gender Mainstreaming, Mitspracherechte von Personengruppen wie 
Jugend, Arbeitslose etc. – über weit reichende Partizipationsmöglichkeiten ver-
fügt, so ist der Zusammenschluss selbst eher eine Angelegenheit der Vorstän-
de und eines Teils des hauptamtlichen Apparats, und weniger eine Entschei-
dung der Mitglieder und ehrenamtlichen Funktionsträger (Keller 2001b: 68).80 
Verkompliziert wird dieser Entscheidungsprozess zusätzlich dadurch, dass 
auch formal die Mitglieder nicht unmittelbar, sondern lediglich über Delegierte 
an den Gewerkschaftstagen beteiligt sind. 
Ein Problem im Hinblick auf die Mitglieder ist bei den Einzelgewerkschaften dar-
in zu sehen, dass sie nicht nur über eine Präferenz der zukünftigen Organisati-
on verfügen, sondern auch über die Interessenlagen der Mitglieder informiert 
sein müssen. Keller (2001b: 69) verneint diese Kenntnis der Gründungsge-
werkschaften von ver.di über die Erwartungen der Mitglieder mit Blick auf die 
Erfahrungen bei der Fusion der IG BAU (IG BSE/GGLF 1995). 
Unzweifelhaft sind Partizipation und Teilhabe grundlegende Bausteine im de-
mokratischen Selbstverständnis von Gewerkschaften. Die Zielgruppe für dieses 
gewerkschaftliche Leitbild und dessen Umsetzung sind aber in erster Linie die 
ehrenamtlich Aktiven. Die einfachen Mitglieder messen der Möglichkeit der de-
mokratischen Teilhabe bei Gewerkschaften nur eine untergeordnete Bedeutung 
bei (vgl. Kapitel 4.3.). 
  
80 Selbst der damalige ÖTV-Vorsitzende Mai sprach von „einem Prozess, der zunächst von 
den Führungen der Gewerkschaften angestoßen worden ist, dann aber große Teile der 
Mitgliedschaften erfassen muss“ (Mai 1999: 585).  
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3.3. Organisatorische Herausforderungen  
der ver.di-Gründung 
Bei der Einordnung des organisatorischen Wandels, der mit der ver.di-
Gründung verknüpft ist, und dessen Folgen für die Durchsetzung der Organisa-
tionsziele und die Befriedigung der Mitgliederinteressen ergibt sich das Pro-
blem, dass diese Zielerreichung sehr schwer zu evaluieren ist. Hierfür eignet 
sich nur eine sehr langfristige Perspektive mit der Schwierigkeit des fehlenden 
Vergleichs und der vollständigen Berücksichtigung externer Faktoren. Auch der 
Vergleich mit ähnlich gelagerten Zusammenschlüssen von Organisationen ge-
staltet sich problematisch. 
Der Vereinigung der fünf Gründungsgewerkschaften 2001 zu ver.di ist das vor-
läufige Ende einer Reihe von gewerkschaftlichen Zusammenschlüssen in 
Deutschland, die 1989 mit der Bildung der IG Medien aus den vormals eigen-
ständigen Organisationen der IG Druck und Papier, der Deutschen Journali-
stenunion, dem Schriftstellerverband und der Gewerkschaft Kunst begann.81 
Die quantitative Größe des ver.di-Zusammenschlusses, bei der nicht nur ein-
zelne Branchen zusammengefasst werden, sondern gleich der gesamte Dienst-
leistungssektor, und sich vormals konkurrierende Gewerkschaften in einer ge-
meinsamen Organisation wieder finden sowie die Tatsache, dass hieran fünf 
Organisationen nahezu gleichberechtigt beteiligt sind, machen einen Vergleich 
mit den vorher stattgefundenen Zusammenschlüssen von deutschen Gewerk-
schaften schwierig. 
So kommt Kahmann (2005) bei seinem Vergleich der Gewerkschaftsfusionen 
der IG BCE und ver.di zu dem Ergebnis, dass zwar die äußeren Zwänge für 
eine Fusion bei beiden bei beiden Fusionsprozessen ähnlich gelagert sind – der 
Mitgliederrückgang in den 1990er-Jahren, der wirtschaftliche Strukturwandel 
und der Wandel innerhalb der Mitgliederstruktur (Kahmann 2005: 26) –, die Mo-
tive und Zielsetzungen sowie der Verlauf der Zusammenschlüsse aber unter-
schiedlich geartet sind. Während bei der Vereinigung von IG BE, IG CPK und 
GL zur IG BCE 1996/97 organisationspolitische Zielsetzungen dominierten, die 
auch die gewerkschaftsstrukturellen und -kulturellen Unterschiede der beteilig-
  
81 Einen Überblick über die Gewerkschaftszusammenschlüsse bieten Waddington/Hoff-
mann 2000. 
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ten Gewerkschaften überlagerten, spielte bei ver.di die Straffung von Organisa-
tionsbereichen eine größere Rolle (Kahmann 2005: 39ff.).  
Bei der Fusion zur IG BCE handelte es sich um einen gleichberechtigten Zu-
sammenschluss von zwei ähnlich großen Gewerkschaften – der GL wurden 
aufgrund ihrer geringen Größe nur Minderheitenrechte zugesprochen –, bei 
dem die vorhandenen Organisationsstrukturen lediglich addiert wurden (Kah-
mann 2004: 61f.) und der Integrationsgrad insbesondere auf der dezentralen 
Ebene niedrig war (Waddington/Kahmann/Hoffmann 2003: 27). So zieht Kah-
mann für die Fusion der IG BCE das Fazit, dass es sich mit dem Schwerpunkt 
der organisatorischen Kontinuität und Bestandspflege um einen konservativen 
und wenigen innovativen Organisationsentwurf handelte (Kahmann 2005: 63). 
Häufig wird bei gewerkschaftlichen Zusammenschlüssen der Blick auf Großbri-
tannien gelenkt, wo seit 1911 rund 1.100 Zusammenschlüsse meist kleinerer 
Gewerkschaften stattfanden,82 und diese in eine vergleichende Perspektive zu 
den deutschen Gewerkschaften gesetzt.83 So sind die beiden Hauptgründe für 
britische Gewerkschaftszusammenschlüsse – Mitgliederrückgang und finanziel-
le Probleme (Waddington 1995: 213) – ähnlich gelagert wie bei den deutschen 
Gewerkschaften und ver.di.  
Erkenntnisse aus den Gewerkschaftszusammenschlüssen in Großbritannien 
ergeben, dass der eigentliche Fokus auf die Phase nach der Fusion gerichtet 
werden muss. Hier zeigt sich, dass die erhofften Synergieeffekte oder Größen-
vorteile oftmals nicht genutzt werden können, weil sich die Widerstände der 
Funktionäre und Mitglieder negativ auf den späteren Integrationsgrad auswirken 
(Chaison 1986: 108).84 Insgesamt tritt ein Fusionserfolg nur bei wenigen briti-
schen Gewerkschaften ein, und dies erst einige Jahre später, wobei die Bran-
chennähe der ehemaligen Einzelgewerkschaften einen Fusionsgewinn wahr-
scheinlicher macht (Willman 1996: 336). Als Vorbild für den Zusammenschluss 
von ver.di eignet sich der Vergleich mit Großbritannien aber nur bedingt, da po-
  
82 Für Chaison handelt es sich dabei um einen natürlichen Bereinigungsprozess, um die 
fragmentierten Gewerkschaftsstrukturen zu straffen (1996: 97). 
83 Vgl. Waddington/Kahmann/Hoffmann 2003. 
84 Für den Zusammenschluss dreier schwedischer Gewerkschaften aus der Industrie, Be-
kleidungs- und Nahrungsmittelbranche zur Gewerkschaft BEFALI 1993 ziehen Sver-
ke/Chaison/Sjöberg dagegen das Fazit:„ Suggest that membership commitment, satisfac-
tion and participation do not necessarily have to be sacrificed for the benefits of building 
larger, more stable and powerful unions through mergers“(2004: 120). 
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litische und gesellschaftliche Rahmenbedingungen jeweils unterschiedlich gela-
gert sind. 
Zu ähnlichen Ergebnissen kommt die Forschung auf dem Gebiet der Unter-
nehmensfusionen, die um einiges umfangreicher ist.85 Nur ca. 15 % der Unter-
nehmen erreichen ihre finanziellen Ziele durch Zusammenschlüsse 
(Marks/Mirvis 1998: 12). Als Defizite stellen sich dabei neben unzureichender 
Kommunikation und Information (Jansen 2000: 44) die mangelnde Einbezie-
hung der Mitarbeiter, das überdurchschnittliche Ansteigen der Fluktuation, kul-
turelle Differenzen zwischen den beteiligten Unternehmen und fehlende oder 
mangelhafte Integrationskonzepte heraus (Jaeger 2001: 9). Unternehmensfu-
sionen lassen sich aber nur sehr eingeschränkt für einen Vergleich mit Zusam-
menschlüssen von Gewerkschaften heranziehen, denn neben einer administra-
tiven Rationalität (diese bezieht sich auf das Verfahren eines effizienten Mana-
gements), die bei Unternehmen im Vordergrund steht, müssen Gewerkschaften 
im Vereinigungsprozess auch eine politische und demokratische Rationalität 
berücksichtigen (Undy 1999). 
Die Matrixform als Organisationsprinzip, die Interessenlagen und die Folgen für 
die hauptamtlich Beschäftigten bei ver.di bilden die bedeutendsten Einschnitte 
und Veränderungen der ver.di-Gründung86 im Hinblick auf die gewerkschaftli-
chen Leitbilder und die Mitgliederinteressen. Neben einer Beschreibung dieser 
beiden organisatorischen Problemlagen werden nachfolgend die möglichen 
Auswirkungen auf diese Leitbilder und die Mitgliederinteressen thematisiert. 
3.3.1. Matrixform als Organisationsprinzip 
Matrixorganisationen zeichnen sich dadurch aus, dass ihre Struktur aus zwei 
Dimensionen besteht, in denen sich zwei Autoritätslinien mit mehr oder weniger 
gleichen Kompetenzen gegenüberstehen. Die normale vertikale Hierarchie wird 
durch eine bestimmte Form horizontaler Kompetenz, Einfluss oder Kommunika-
tion überlagert (Knight 1988: 84). Dabei haben entweder beide Dimensionen die 
gleiche Kompetenz, oder eine Dimension hat grundsätzlich eine höhere Kompe-
  
85 Vgl. Pritchett (1985); Clever (1993); Marks/Mirvis (1998); Cartwright/Cooper (1996). 
86 Ein weiterer Aspekt ist das veränderte Verhältnis zum DGB. Dieser hat aber kaum Aus-
wirkungen auf die Leitbilder und die Mitgliederinteressen. 
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tenz. Durch diese Anordnung bringt die Matrixorganisation neue Anforderungen 
mit sich, da bei der doppelten Linienführung zu Zuständigkeitsüberkreuzungen 
kommen kann. 
Im Allgemeinen werden die Vorteile einer Matrixorganisation in der Möglichkeit 
der flexibleren Zuordnung von Sachverhalten oder Problemen gesehen, in einer 
Spezialisierung der Leitungsfunktion und in einem Vorrang der Sachkompetenz 
vor der hierarchischen Stellung. Darüber hinaus können durch die vermehrte 
Kommunikation, die bei der Matrixorganisation Grundbedingung für ihr Gelingen 
ist, Probleme durch die Einrichtung einer Schnittstellenkommunikation besser 
gelöst werden. 
Als Nachteile der Matrixorganisation gelten die Gefahr von Kompetenzkonflik-
ten, Machtkämpfen und unbefriedigenden Kompromissen sowie die erschwerte 
Zuweisung von Verantwortlichkeiten, was zu einem Verlust an Verantwortungs-
gefühl beitragen kann. Weiterhin wird der Matrixorganisation nachgesagt, dass 
sie durch kostenintensive Entscheidungsprozesse geprägt ist, wodurch hohe 
Informations-, Kommunikations- und Koordinationskosten sowie ein erhöhter 
Bedarf an qualifizierten Führungskräften und Mitarbeitern entstehen.87 
Die Einführung der Matrixform als Organisationsprinzip stellt die wohl größte 
Veränderung der Organisationsstruktur bei der Gründung von ver.di im Ver-
gleich zu den Gründungsgewerkschaften dar. Die vertikale Ebene wird hierbei 
durch die 13 branchenbezogenen Fachbereiche gebildet, und die horizontale 
Ebene umfasst die mehrstufige regionale Gliederung (Bund, Land, Bezirk). Zu-
sätzlich sollen auf allen Ebenen eigene Strukturen für Frauen- und Gleichstel-
lungspolitik sowie für die Personengruppen Jugend, Senioren und Arbeitslose 
gebildet werden. Das Innovative an diesem Organisationsprinzip ist hierbei in 
der fachlichen Differenzierung der Strukturen bis in die unterste Organisations-
ebene zu sehen. 
Die Fachbereiche sind verantwortlich für die Mitgliederwerbung und -betreuung, 
die Betriebs- und Unternehmenspolitik, die bereichsbezogene Tarifpolitik, die 
  
87 Mit Blick auf die negativen Seiten der Matrixorganisation stellt Schreyögg resümierend 
fest: „Einer der Hauptgründe für die Unzufriedenheit mit der Matrixorganisation ist in ih-
rem undifferenzierten Einsatz zu sehen. Die Organisationsform ist keinesfalls ein Allheil-
mittel für Koordinationsprobleme. Ihr Einsatz und vor allem ihre hohen Kosten lohnen nur 
dort, wo die Probleme so geartet sind, dass die Vorzüge der Matrix zur Geltung gebracht 
werden können“ (Schreyögg 1998: 190). 
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Branchen- und Berufspolitik und die fachbereichsbezogene Personen- und Sta-
tusgruppenarbeit. Weiterhin sind sie auch für die fachbereichsbezogenen politi-
schen Grundsatzfragen zuständig. Aufgrund der im Rahmen der Budgetierung 
zugewiesenen festen Sach- und Personalkosten verfügen sie über eine weit 
reichende finanzielle Autonomie. Die Fachbereiche haben allerdings keine ei-
genständige Zugriffsmöglichkeit auf den gemeinsamen Streikfonds (Satzung 
§ 70), und über Maßnahmen des Arbeitskampfs entscheiden nicht die jeweili-
gen Fachbereiche, sondern der Bundesvorstand.88 
Der Zuschnitt der Fachbereiche erfolgte weder nach dem Aspekt einer mög-
lichst homogenen Größe89 noch nach fachlichen Kriterien, wie z. B. die Zuord-
nung nach Wirtschaftsklassen gemäß dem Statistischen Bundesamt.90 Vielmehr 
war ein „,mikropolitischer’ Aufteilungsprozess zwischen den alten Organisatio-
nen“ (Keller 2001b: 22) für das Resultat der entstehenden Fachbereiche ver-
antwortlich, bei dem dann u. a. tarifpolitische Zuordnungen den Ausschlag für 
den Umfang eines Fachbereiches gaben. Durch diese deutlichen Differenzie-
rungen in den Mitgliederzahlen zwischen den Fachbereichen sind nicht nur un-
terschiedliche finanzielle Möglichkeiten der Fachbereiche entstanden, es kommt 
auch zu Unterschieden in der Machtverteilung und den Einflusschancen auf die 
Gesamtorganisation (Keller 2001b: 22). 
Die unterschiedliche Größe der Fachbereiche hat in der Praxis zur Folge, dass 
die Fachbereiche in den Bezirken auch unterschiedlich vertreten sind – so ist 
z. B der Handel als größter Fachbereich in sehr viel mehr Bezirken durch je-
weils einen Sekretär vertreten als ein mitgliederschwacher Fachbereich, bei 
dem ein Fachbereichssekretär dann weitaus mehr Bezirke zugleich zu betreuen 
hat. 
Im Hinblick auf die Vertretung der ehemaligen Einzelgewerkschaften in den 
Fachbereichen lassen sich drei Fachbereichstypen herausstellen (Müller 2001). 
  
88 So haben der Bundesvorstand und die tarifpolitische Grundsatzabteilung auch wiederholt 
vor Autonomisierungstendenzen gewarnt und eine Zentralisierung der Tarifpolitik ange-
mahnt (Kahmann 2005: 55). 
89 Der größte Fachbereich (FB 12 Handel) hat ca. siebenmal so viele Mitglieder wie der 
kleinste Fachbereich (FB 5 Bildung, Wissenschaft, Forschung). 
90 Es wäre ökonomisch sinnvoll und zukunftsweisend gewesen, einen Multimedia-
Fachbereich zu bilden. Stattdessen teilen sich die entsprechenden Branchen aufgrund ih-
rer Zuordnung aus zwei Gründungsgewerkschaften (DPG und IG Medien) in zwei Fach-
bereiche auf.  
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Der erste Typus umfasst eine fast völlig im Fachbereich aufgegangene und die-
sen dominierende Gewerkschaft – dies gilt für die Fachbereiche, in denen die 
DGP und die IG Medien vertreten sind. Der zweite Typ vereint mehrere Organi-
sationen, ohne spezifische Strukturdominanzen aufzuweisen. In diesen Fachbe-
reichen, zu denen insbesondere der Handel und die Finanzdienstleistungen 
gehören, muss sich die Integrationsfähigkeit von ver.di am schnellsten erwei-
sen. Den dritten Typ bilden ehemalige ÖTV-Strukturen, deren Branchen- oder 
Spartenidentität bisher wenig ausgeprägt ist. 
Die horizontale Gliederung ist in ihren Abstufungen Bund, Land und Bezirk zu-
ständig für die Führung und Steuerung der Gesamtorganisation. Dazu zählen 
die Koordinierung der Fachbereiche, die Mitarbeit im DGB, die Zuordnung von 
Branchenbereichen und die Gesamtverantwortung für die Finanzen und das 
Personal. Durch die Schaffung eines Tarifsekretariats ist die Bundesebene 
auch an einer branchenübergreifenden Tarifpolitik beteiligt. 
Auf der Bundesebene sieht die Satzung drei Institutionen vor: den Gewerk-
schaftsrat, den Gewerkschaftskongress und den Bundesvorstand, der die ope-
rative Kraft bildet. Auf der Landesebene bestehen die Haupttätigkeiten in der 
Lobby-, Koordinierungs- und Betreuungsfunktion, und die dritte Ebene, die Be-
zirke, ist für gemeinsame Aktivitäten der Fachbereiche und deren Koordination 
vor Ort zuständig. Die Errichtung einer vierten Ebene (Ortsgruppen) ist fakulta-
tiv. 
Anders als bei der Bildung der Fachbereiche konnten sich bei der ver.di-
Gründung die beteiligten Gewerkschaften nicht auf eine endgültige Anzahl der 
Landesbezirke und Bezirke einigen. Stattdessen wurde ein Start-Ziel-Modell 
vorgegeben, bei dem dann bis 2007 die geplante Anzahl an Landesbezirken 
und Bezirken erreicht sein soll.91 Die Kriterien für die Bildung der Landesbezirke 
sollten sich nach der Effektivität richten, d. h. die Anzahl der Landesbezirke soll-
te kleiner sein als die der Bundesländer und es sollten keine Bundesländer 
  
91 Zu Beginn der ver.di-Gündung bestanden 13 Landesbezirke, die bis 2007 durch den Zu-
sammenschluss der Landesbezirke Hamburg, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-
Vorpommern und Rheinland-Pfalz, Saarland sowie Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen auf neun Landesbezirke reduziert werden sollen. Auch bei der Bezirksbildung in 
Nordrhein-Westfalen, Berlin-Brandenburg und Bayern gibt es ein solches Start-Ziel-
Modell. 
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„zerschnitten“ werden.92 Für die Bildung der Bezirke waren entscheidende Pa-
rameter die Mitgliederzahl und das Mitgliederpotenzial, das Beitragsaufkom-
men, eine möglichst flächendeckende Präsenz, geringe Entfernungen, die Ori-
entierung an Wirtschaftsstrukturen und Bundesländern sowie das Vorhanden-
sein von arbeitsfähigen ehrenamtlichen Fachbereichsstrukturen (Keller 2001b: 
29). 
Die Entscheidung, ver.di in einer Matrixorganisation entstehen zu lassen, ist 
nicht in einem strategischen Vorgehen der beteiligten Akteure zu sehen,93 bei 
dem z. B. die gewerkschaftlichen Leitbilder einer höheren Effizienz, Transpa-
renz und Partizipation im Vordergrund der Überlegungen standen (wozu die 
Matrixorganisation durchaus beitragen kann), sondern im Erreichen einer er-
folgreichen Einigung unter Zeitdruck, bei der die eigenen Vorstellungen der ein-
zelnen Gründungsgewerkschaften möglichst erhalten blieben (Keller 2001b: 
33ff.).94 Die vereinbarten Strukturen zeugen damit auch vom fehlenden Ver-
trauen der Akteure ineinander (Keller 2004b: 63). Die Ausgestaltung der ent-
standenen Matrix ist daher ein Kompromiss der unterschiedlichen Interessenla-
gen, der vor allem für die ÖTV einen Abschied von ihrer bisherigen Organisati-
onsstruktur bedeutete.95 Zum einen glaubten die vier kleineren Gründungsorga-
nisationen nur durch eine hohe Eigenständigkeit der Fachbereiche gegen die 
quantitative Übermacht der ÖTV bestehen zu können, die bei einer Vorrangstel-
lung der Bezirke entstanden wäre (Keller 2001b: 34f.).96 Zum anderen gab es 
einen Konflikt um die Anzahl der Bezirke, bei der auf der einen Seite die ÖTV 
stand, die als traditionelle Ebenenorganisation möglichst viele, und auf der an-
  
92 Unter dem Gesichtspunkt der Effektivitätssteigerung ist die Einhaltung des Start-Ziel-
Modells dringend erforderlich. So verfügt das Saarland als kleinster Landesbezirk nur 
über ca. 50.000 Mitglieder, während Nordrhein-Westfalen mehr als das Zwölffache der 
Mitglieder aufweist. Kombiniert man diese Größenunterschiede in den Landesbezirken 
mit den teilweise erheblichen Unterschieden in den Fachbereichsgrößen, so ergeben sich 
bei den Landesfachbereichen noch größere Differenzen. 
93 Waddington sieht die Ergebnisse von Zusammenschlüssen stets als pragmatische oder 
„negotiated outcomes“ (1995: 108). 
94 Hierdurch kann bei externen Beobachtern der Eindruck entstehen, dass Zusammen-
schlüsse „durch beinahe beliebige Fusionen zufällig zustande kommen“ (von Alemann 
2002: 3). 
95 Schommer zeigt in seinem Vergleich von ÖTV und DPG während der Gründungsphase 
von ver.di die größere Betroffenheit der ÖTV durch die Matrixorganisation auf (2001: 
71ff.). 
96 Insbesondere die DPG und die IG Medien sprachen sich für starke Fachbereiche aus, da 
sie in nur einem bzw. zwei Fachbereichen aufgingen.  
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deren Seite die HBV, die aufgrund ihrer Schwäche in der Fläche möglichst we-
nige Bezirke forderte. 
Die so entstandene Matrixorganisation zeigt aus diesen Gründen einige Abwei-
chungen vom theoretischen Modell der Matrix, und es „entsteht der Verdacht, 
dass nach einer Struktur gesucht wurde, in der die Fachbereiche vereint wer-
den können“ (Mehwald 2000: 58). Unterschiede sind unter anderem: 
• die Fachbereiche üben in der Ebene ähnliche Tätigkeiten aus wie die 
Ebene selbst , nur fachbereichsspezifisch, 
• an den Schnittstellen zwischen Fachbereich und Ebene fehlt ein Schnitt-
stellenmanager, der mögliche Konflikte an dieser Stelle verhindert, 
• die Kompetenzverteilung zwischen Fachbereich und Ebene ist nicht ein-
deutig geklärt (weder verfügen beide Seiten über die gleiche Kompetenz, 
noch hat eine Seite grundsätzlich die höhere Kompetenz), 
• auch die horizontale Dimension (Fachbereiche) verfügt über eine hierar-
chische Struktur auf Bundes-, Landes- und Bezirksebene (Mehwald 2000: 
59). 
Auf die hohen Transaktionskosten, die auch in der Matrixorganisation begrün-
det sind, hat ver.di inzwischen reagiert. So wurde auf dem Gewerkschaftstag 
2003 die Zahl der Konferenzen und Entscheidungsgremien sowie die Zahl der 
Vorstandsposten reduziert, die durch die Matrixorganisation entstanden waren 
(Keller 2005: 219). 
Trotz der vorrangig gewerkschaftspolitischen Gründe, die zur Entstehung der 
Matrixorganisation führten, und ihrer fehlerhaften Umsetzung zieht Kahmann 
insgesamt eine positive Bilanz: 
„Im Hinblick auf die Matrix mit ihren Leitideen räumlicher und fachlicher Dezentralisierung 
ist festzuhalten, dass sie dem spannungsreichen und prekären Verhältnis von gewerk-
schaftlicher Integration und Differenzierung, Zentralität und Dezentralität eine neue Be-
wegungsform verleiht. Wenn sich ihre Entstehung auch teilweise opportunistischen Moti-
ven der Verhandlungsführungen verdankt, so stellt sie insgesamt eine Abkehr von einem 
älteren zentralistischen, von oben nach unten geführten gewerkschaftlichen Organisati-
onsmodell dar“ (Kahmann 2005: 63).  
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3.3.2. Die Interessenlage der Hauptamtlichen 
Die hauptamtlich Beschäftigten personifizieren für die Mitglieder und ehrenamt-
lich Aktiven die Organisation der Gewerkschaft. Dabei werden insbesondere an 
die Gewerkschaftssekretäre sowohl von Seiten der Organisation als auch von 
den Mitgliedern hohe Erwartungen gestellt.97 
Die Gewerkschaften fordern von ihren politischen Sekretären „bedingungslose 
Loyalität“ (Morgenroth 1989: 90), Verfügbarkeit „rund um die Uhr“ (Prott/Keller 
2002: 10) und „Hingabe und Opfermentalität“ (Prott/Keller 2002: 15). Wer diese 
Erwartungen nicht erfüllen kann oder will, dem droht Isolation oder Ausschluss 
(Morgenroth 1989: 90). Neben diesen weit reichenden Erwartungen eröffnet 
sich für die örtlichen politischen Sekretäre, die den Großteil an allen Sekretären 
ausmachen, ein weites Tätigkeitsspektrum, das über die Betreuung und Bera-
tung der Mitglieder in arbeitsrechtlichen Fragen hinausgeht: von der Betreuung 
und Unterstützung der Betriebsräte und Vertrauensleute (z. B. Hilfestellung bei 
Betriebsvereinbarungen, Teilnahme an Betriebsversammlungen) über die Or-
ganisation und Durchführung der örtlichen Gremienarbeit und von Bildungsver-
anstaltungen bis hin zur Mitarbeit an (in der Regel auf Firmenebene stattfinden-
den) Tarifverhandlungen und außergewerkschaftlichen Gremien (Prott 2003: 
227). 
Auch die Erwartungen der Mitglieder und ehrenamtlichen Funktionäre an die 
Sekretäre sind hoch. Hier hat sich allerdings in den letzten Jahrzehnten allmäh-
lich ein neues Rollenverständnis durchgesetzt. Wurde früher eine Folgebereit-
schaft von den Mitgliedern und Funktionären gegenüber ihrem hauptamtlichen 
Vordenker eingefordert, so ist gegenwärtig die sozial-kommunikative Kompe-
tenz der Sekretäre gefragt, bei der insbesondere die betrieblichen Funktionsträ-
ger als gleichwertige Partner auftreten (Prott 1998: 331).98 Daneben müssen die 
Sekretäre natürlich über fachliche Kompetenzen verfügen und durch ihr Auftre-
  
97 Zur Arbeitssituation der Verwaltungsangestellten vgl. Prott (2004), speziell der weiblichen 
Verwaltungsangestellten Honsberg (2001). 
98 Diese Kompetenz zu erfüllen ist für den Sekretär deshalb schwierig, da die Erwartungs-
haltung von Seiten der Organisation – Loyalität und bedingungsloser Einsatz – bei den 
Sekretären zur Entstehung eines Pflichteifers führt, bei dem die nötige selbstreflektieren-
de Distanz verloren geht, ohne die eine sozial-kommunikative Kompetenz aber nicht ent-
stehen kann (Prott 2000: 126). 
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ten als Vertreter einer Interessenorganisation auch politisch-moralische Fähig-
keiten aufweisen. 
Durch die große Bandbreite an Aufgabenfeldern verfügen Gewerkschaftssekre-
täre zwar einerseits über eine relativ hohe Arbeitsautonomie, diese führt aber 
andererseits zu einer möglichen Überlastung, da dieses Aufgabenspektrum die 
erworbenen Qualifikationen übersteigen kann. Hinzu kommen Probleme des 
Wandels in den Betriebsstrukturen – durch die Zunahme der kleineren Betriebe 
steigt die Zahl der Betreuungseinheiten – und unvorhersehbarer zusätzlicher 
Arbeitsanfall, z. B. durch Streik oder plötzlich drohende Betriebsschließungen, 
die eine vorausschauende Arbeitsplanung äußerst schwierig machen. 
Auch wenn sich der Typ des Gewerkschaftssekretärs im Laufe der Jahrzehnte 
gewandelt hat und inzwischen ein modernes Berufverständnis spürbar zuge-
nommen hat,99 so dürfte auch heute noch die berufliche „Sackgassenerfahrung“ 
der politischen Sekretäre immer noch vorrangig vorhanden sein, die eine Fort-
führung der beruflichen Karriere außerhalb des gewerkschaftlichen Beschäfti-
gungsfeldes zumindest schwierig gestaltet, auch wenn die Zahl der Hochschul-
absolventen gegenüber der klassischen Rekrutierung des Gewerkschaftssekre-
tärs – die „Ochsentour“ durch die ehrenamtlichen Gremien hin zur Hauptamt-
lichkeit – zugenommen hat. Aus diesem Grund sind die politischen Sekretäre 
intensiv von organisatorischen und damit häufig verbundenen personellen Ver-
änderungen der Gewerkschaften betroffen.100 
Da die Zahl der hauptamtlich Beschäftigten bei den Gewerkschaften abhängig 
von der Mitgliederstärke ist, unterliegt die Anzahl der Hauptamtlichen mit einer 
leichten zeitlichen Verzögerung der Mitgliederentwicklung. So wurden Mitte der 
1990er-Jahre, als es erstmals zu einem starken Mitgliederrückgang kommt (vgl. 
Kapitel 4.1.), über 10 % der Arbeitsplätze beim DGB und den Einzelgewerk-
  
99 Prott macht hierbei einen Wechsel vom traditionalistischen Typ, der dem direktiven Vor-
denkertum verhaftet ist und durch seine opferbereite Organisationsloyalität kein Auf-
stiegsstreben erkennen lässt, zum modernistischen Typ aus, der sich durch eine größere 
Kooperationsbereitschaft gegenüber den Ehrenamtlichen, eine größere Distanz zur Or-
ganisation und einem stärkeren Karrierestreben auszeichnet (Prott 2003: 230). 
100 Hierin unterscheiden sich die Gewerkschaftssekretäre eindeutig von den Verwaltungsan-
gestellten, die in der Regel über eine adäquate Berufsausbildung (in der Regel Verwal-
tungsfachangestellte oder Bürokaufleute) verfügen und diesen Beruf auch außerhalb der 
Gewerkschaft ausüben können.  
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schaften teilweise mit betriebsbedingten Kündigungen abgebaut.101 Auch bei 
dem Zusammenschluss zu ver.di war ein beträchtlicher Personalüberschuss zu 
verzeichnen.102 Dieser lässt sich durch die fehlende Personalanpassung der 
Gründungsgewerkschaften an die Mitgliederentwicklung in den Jahren unmit-
telbar vor der ver.di-Gründung und durch die zusätzlichen Stellen, welche die 
DAG als vormals eigenständige Dachorganisation innehatte, erklären. 
Neben dem unmittelbaren Interesse am Erhalt ihrer Arbeitsplätze ergeben sich 
für die Beschäftigten der Gründungsgewerkschaften durch die ver.di-Gründung 
noch weitere Auswirkungen auf ihre Tätigkeit: 
• die örtliche Verlagerung ihrer Arbeitsplätze, insbesondere auf der Bun-
desebene, 
• die inhaltliche Umorientierung der Tätigkeitsbereiche hin zu mehr Fach-
lichkeit und Serviceorientierung, 
• Status- und Prestigeverluste103 infolge weniger zu besetzender Führungs-
positionen104 (v. a. bei den Bezirksgeschäftsführern), 
• unterschiedliche Vergütung und Gehaltsstruktur der Hauptamtlichen bis 
zum heutigen Tag (Stand: Frühjahr 2006).105 
Neben diesen negativen Auswirkungen der ver.di-Gründung auf die Hauptamtli-
chen lassen sich aber auch positive Aspekte finden. Die neue Organisation er-
möglicht aufgrund ihrer Größe eine weitergehende Spezialisierung bei der Auf-
  
101 Laut DGB sank die Zahl der Beschäftigten von 15.334 im Jahr 1993 bis auf 12.888 im 
Jahr 1998 (DGB 1999: 5). 
102 Bei ca. 5.000 hauptamtlich Beschäftigten in den Gründungsgewerkschaften unmittelbar 
vor dem ver.di-Zusammenschluss stellen Müller/Niedenhoff/Wilke (2002: 311) eine Über-
besetzung von fast 1.300 Stellen fest, gemessen am Durchschnitt der DGB-
Gewerkschaften. Das Problem der personellen Überbesetzung konnte auch in den Jah-
ren nach der Gründung trotz Personalabbaus nicht gelöst werden, da gleichzeitig die Mit-
gliederzahlen rückläufig sind, was zu einer zusätzlichen Reduzierung der Stellenanzahl 
geführt hat. 
103 Für die Sekretäre der DPG und der ÖTV kommt noch der Verlust ihrer ehrenamtlichen 
Mandate hinzu, da bei ver.di eine strikte Trennung zwischen Haupt- und Ehrenamtlichkeit 
beschlossen wurde. 
104 Von fünf leitenden Angestellten der Gründungsgewerkschaften erhielt in der Regel nur 
einer die gleichwertige Position bei ver.di, die übrigen vier wurden mit Stellvertreterposten 
bedacht, sofern sich keine andere angemessene Beschäftigung ergab. 
105 Die Vergütung wie auch andere Arbeitsbedingungen (z. B. Anzahl der Urlaubstage) rich-
tet sich nach den Anstellungsbedingungen der Gründungsorganisationen. Es existiert 
zwar ein Plan für ein einheitliches Vergütungssystem, dieser kommt aber derzeit noch 
nicht zur Anwendung. Lediglich bei Neueinstellungen und bei den Wahlämtern besteht 
ein einheitliches Gehaltsgefüge. 
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gabenerfüllung. Hierdurch können sich neue Arbeitsplätze mit unerwarteten 
Aufstiegs- und Karrieremöglichkeiten ergeben (Keller 2004b: 83). 
Da die Gewerkschaften bei der ver.di-Gründung auf die Kooperationsbereit-
schaft und die Motivation der Hauptamtlichen angewiesen waren, wurden weit 
reichende Zugeständnisse an die Hauptamtlichen gemacht. So sind betriebs-
bedingte Kündigungen bis 2007 ausgeschlossen, und es gibt eine Reihe von 
Beschäftigungs- und Besitzstandsgarantien.106 Keller (2001b) sieht dieses Vor-
gehen der Gewerkschaften, das zwar ihrem Selbstverständnis entspricht, im 
Hinblick auf den Erfolg der Vereinigung ambivalent: So reduzieren die Zuge-
ständnisse von Seiten der Organisation zwar Unsicherheiten, Motivations- und 
Vertrauensprobleme bei den Hauptamtlichen, stellen aber keine hinreichende 
Bedingung für den Erfolg der neuen Organisation dar, da gleichzeitig der Hand-
lungsspielraum von ver.di durch die hohen Personalkosten eingeengt wird (Kel-
ler 2001b: 62). 
Für Beschäftigte, die mit den Auswirkungen der ver.di-Gründung auf ihre Tätig-
keit unzufrieden sind, ergeben sich zwei Optionen: Zum einen können sie die 
Organisation verlassen und sich einen neuen Arbeitgeber suchen. Diese Mög-
lichkeit kommt aber aufgrund des besonderen Beschäftigungsverhältnisses bei 
Gewerkschaften nur für überdurchschnittlich qualifizierte Beschäftigte in Frage, 
wodurch gleichzeitig eine Kompetenzlücke bei ver.di droht. Dies würde dann für 
die Organisation hohe Fluktuationskosten in Form von Wiederbeschaffungs- 
und Einarbeitskosten bedeuten. Die andere Option ist die „innere Emigration“ 
der Beschäftigten, die durch einen strikten „Dienst nach Vorschrift“ der Effizienz 
und Produktivität der Organisation ebenfalls schaden.107  
Mit Blick auf die Ergebnisse der neueren Organisationsforschung108 kommt Kel-
ler (2001b: 64) zu dem Fazit, dass interne Verteilungskonflikte in Bezug auf die 
ver.di-Gründung unvermeidbar und in ihren Auswirkungen kaum vorhersagbar 
sind. Kritik übt er am zeitlichen Vorgehen im Gründungsprozess von ver.di, in 
  
106 Es gab allerdings einen Sozialplan, der mit Hilfe von Versetzungen, Abfindungen, Al-
tersteilzeit- und Vorruhestandsregelungen zu einem sozialverträglichen Stellenabbau bei-
tragen sollte. Da diese Maßnahmen aber nicht im gewünschten Umfang zum Erfolg führ-
ten, wird seit 2003 auch mit Änderungskündigungen gedroht. 
107 Diese Reaktion hat Martens bei Hauptamtlichen im Zusammenhang mit der Fusion der IG 
BCE festgestellt, aufgrund der „befürchteten Infragestellung überkommener Werte einer 
Gewerkschaft oder auch der Gefährdung erhoffter Berufskarrieren“ (Martens 1998: 321). 
108 Vgl. Küpper/Ortmann 1988; Neuberger 1995. 
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dem Fragen der zukünftigen Organisationsstruktur eine wesentlich größere Rol-
le als Politikinhalte und Programmatik spielten, ohne die eine Personalpolitik 
nicht möglich ist (Keller 2001b: 66). Mehwald bemängelt zudem die fehlende 
Inanspruchnahme externer Berater,109 mit der die Größe der personellen Res-
sourcen schon während des Gründungsprozesses erkannt und eine unzurei-
chende Informationspolitik gegenüber den Hauptamtlichen vermieden worden 
wäre (2000: 83f.). 
3.3.3. Auswirkungen auf die gewerkschaftlichen  
Leitbilder und die Mitgliederinteressen 
Aus den hier vorgestellten organisatorischen Problemlagen der ver.di-Gründung 
– Matrixorganisation und Interessenlage der Hauptamtlichen – ergeben sich 
weiter reichende Konsequenzen für die Umsetzung der gewerkschaftlichen 
Leitbilder von Effizienz, Offenheit und Partizipation. Auf die Befriedigung der 
Mitgliederinteressen wirken sich beide Problemlagen aus. 
Die Errichtung einer Matrixorganisation erfolgt in der Regel ausschließlich aus 
Effizienzgründen. Dies war bei ver.di – wie oben geschildert – nicht der Fall. 
Dennoch ergeben sich positive Auswirkungen auf die Handlungsfähigkeit von 
ver.di. Durch die Übernahme der branchenspezifischen Zuordnungen aus den 
Gründungsorganisationen in die Fachbereiche von ver.di konnte ein Teil der 
organisatorischen und informellen Strukturen aus den Einzelgewerkschaften in 
ver.di überführt werden. Dies hat dazu geführt, dass gerade in der Anfangspha-
se eine durchgehende Handlungsfähigkeit gewährleistet blieb. 
Auch in der Außenwirkung können sich Vorzüge ergeben. Eine Spezialisierung 
und Professionalisierung der Organisation, die durch die Verbetrieblichung der 
Tarifpolitik und Zunahme spezieller Problemfelder in den verschiedenen Bran-
chen erforderlich wird, ist durch kleinere Organisationseinheiten besser zu rea-
lisieren. Einer stark branchenspezifischen Tarifpolitik wird durch die weit ge-
hende Autonomie der Fachbereiche Vorschub geleistet. Dies kann für die mit-
  
109 Diese wurden beim Strategieprozess der HBV zu Beginn der 1990er-Jahre eingesetzt. 
Allerdings begegnen die Hauptamtlichen diesem innovativen Konzept mit Misstrauen 
(Berkessel 1993: 416). 
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gliederstarken Branchen Vorteile mit sich bringen, da sie weiterhin erfolgreiche 
Tarifpolitik betreiben können. 
Dagegen steht ein zeitintensiverer Abstimmungsaufwand zur wirksamen Koor-
dination der Entscheidungseinheiten von Fachbereichen und Ebenen – zusätz-
lich verstärkt durch die nicht eindeutig geklärte Kompetenzverteilung zwischen 
Fachbereich und Ebene. Hier besteht die Gefahr einer wechselseitigen Blocka-
de der einzelnen neu entstandenen Machtzentren. Dies schlägt sich in einer 
fast unübersichtlich großen Zahl an Gremien wieder, die zudem noch nach den 
Gründungsgewerkschaften quotiert sein müssen. Auch die Dezentralisierung 
von Aufgaben, eine Konsequenz der Matrixform, wurde bisher nicht erreicht. 
Stattdessen verfügt ver.di über einen personell überbesetzten Hauptsitz in Ber-
lin,110 der neben der politischen Interessenvertretung noch weitere Quer-
schnittsaufgaben wahrnimmt. Darüber hinaus hätte mit der funktionalen Dezen-
tralisierung durch die Fachbereiche auch eine territoriale Dezentralisierung 
durchgeführt werden können, bei der jeder Fachbereich nur einen Hauptstand-
ort gehabt hätte. 
Unter dem Aspekt der Offenheit und Transparenz bietet die Matrixform zu-
nächst mehr Chancen als Risiken. Sie trägt durch ihre dezentrale Ausrichtung 
dazu bei, den unterschiedlichen Kulturen der Gründungsgewerkschaften und 
den Bedürfnissen der verschiedenen Mitgliedergruppen genügend Raum zur 
Wahrung ihrer Identitäten und zur Artikulation ihrer Interessen zu geben.111 
Auch die Möglichkeit, für bestimmte Branchen oder Personengruppen spezielle 
gewerkschaftliche Angebote zu machen, wie bei den Medienschaffenden durch 
connexx.av geschehen, werden durch die Matrixstruktur gefördert. 
So sehr durch die starke Stellung der Fachbereiche eine relativ autonome Or-
ganisations- und Gewerkschaftspolitik für die unterschiedlichen Branchen auch 
gefördert wird, so fallen doch zugleich die Personengruppen (z. B. Jugendliche, 
Arbeitslose, Frauen, Senioren) durch dieses Raster. Mit ihren quer zum zentra-
len Konstruktionsprinzip gelegenen Strukturen verfügen diese Personengrup-
  
110 Möglicherweise hätte ver.di sogar ohne einen zentralen Standort auskommen können 
(Sauerborn 2000). 
111 Der „Gefahr einer Herausbildung inflexibler Großorganisationen ohne klar umrissene 
Zielgruppe“ (Schnabel 1995: 68), die Schnabel bei dem Zusammenschluss zu Multibran-
chengewerkschaften voraussagte, kann nur durch eine solche Dezentralisierung entgan-
gen werden. 
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pen über keine organisatorische Selbstständigkeit im Sinne echter Entschei-
dungsbefugnisse und stellen insofern keinen eigentlichen Machtfaktor dar. Da 
es sich bei diesen Personengruppen aber um gewerkschaftlich brisante Grup-
pen handelt, die entweder stark unterrepräsentiert sind und deshalb einer be-
sonderen Mitgliederrekrutierung bedürfen – Frauen und Jugend –, zukünftig 
einen erheblichen Teil der Mitglieder ausmachen werden und deshalb eines 
speziellen Betreuungsangebots bedürfen – Senioren – oder andere Anforde-
rungen an die Gewerkschaft stellen als die übrigen Mitglieder – Erwerbslose –, 
führt deren mangelnde Einflussmöglichkeit bei ver.di möglicherweise zu fehlen-
den Schwerpunkten in der Mitgliederrekrutierung und gewerkschaftlichen Be-
treuungsangeboten. Eine effektive Vertretung ihrer Interessen ist diesen Perso-
nengruppen nur in den entsprechenden Fachbereichen möglich, die jedoch von 
den Interessen der beschäftigten Arbeiter und Angestellten dominiert werden. 
Die fachliche Dezentralisierung, wie sie durch die Matrixorganisation erreicht 
wurde, führt weiterhin dazu, dass ver.di darauf angewiesen ist, erfolgreich 
Themen- und Aktionsschwerpunkte zu finden, welche die ganze Organisation 
betreffen,– ansonsten würden die Fachbereiche wie einzelne Fachgewerkschaf-
ten agieren. Anders als z. B. die IG Metall, die ihr organisatorisches Selbstver-
ständnis auf einer erfolgreichen Tarif- und Branchenpolitik begründet, braucht 
ver.di branchenübergreifende Themenfelder in der Sozial- und Gesellschaftspo-
litik, um sich eine gemeinsame Identität zu geben und als „Netzwerk gegensei-
tiger Unterstützung“ (Bsirske 2001: 324) wahrgenommen zu werden. 
Die Probleme, die die Matrixorganisation durch ihren erhöhten Kommunikati-
ons- und Koordinationsaufwand unter Effizienzgesichtspunkten aufwirft, erwei-
sen sich unter den partizipatorischen Aspekten als Vorteil. Keller sieht den „un-
lösbaren Konflikt zwischen Effektivität und Legitimität von Verbänden“ (2001b: 
92) durch die gewählte Matrixform zugunsten der Legitimität beantwortet. Mit 
der Entscheidung, durch große Gremien der zunehmenden Heterogenität der 
Interessen zu entsprechen, wird beim Zusammenschluss von ver.di der 
Schwerpunkt eindeutig auf Kooperation statt Integration gesetzt (Hartwich 2001: 
205). Die Matrix ermöglicht den einzelnen Teileinheiten der Fachbereiche und 
Bezirke sowohl eine weit gehende Entscheidungsfreiheit als auch eine dezen-
trale Machtverteilung der Gesamtorganisation. Die starke Ausdifferenzierung 
der Entscheidungsstrukturen kann jedoch auch dazu führen, dass durch ein 
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Nebeneinander von politischen Gremien auf der Bezirks- und Fachbereichs-
ebene und „organisatorische Verantwortungslosigkeit“ (Hasibether 2001: 178) 
unklar ist, wer für welche Entscheidungen verantwortlich ist. 
Ob die Mitgliederinteressen durch die Errichtung der Matrixorganisation besser 
befriedigt werden, kann an dieser Stelle nur theoretisch beantwortet werden. 
Eine Professionalisierung der Betreuungsarbeit für Mitglieder und betriebliche 
Funktionsträger, wie sie über die Dezentralisierung und Spezialisierung durch 
die Matrix erreicht werden soll, erhöht ebenso wie ein spezifisches Servicean-
gebot die Attraktivität von ver.di. Wie die Umsetzung dieser Vorstellungen aller-
dings konkret aussieht, wird in der Analyse der Mitgliederbefragung untersucht. 
Gestiegen sind in jedem Fall die Partizipationsmöglichkeiten durch die Mitglie-
der und die ehrenamtlichen Funktionäre, allein schon durch die Vielzahl der zu 
besetzenden Gremienplätze. Diesem quantitativen Anstieg der Teilhabemög-
lichkeiten steht aber nicht unbedingt eine qualitative Steigerung der Einfluss-
möglichkeiten gegenüber.  
Die Partizipation erstreckt sich zunächst nur auf die eigene Einheit, den Fach-
bereich oder Bezirk. Die darüber hinausgehenden Partizipationsmöglichkeiten 
auf Landes- oder Bundesebene dürften einer ehrenamtlichen Funktionärselite 
vorbehalten sein, da sie erheblichen Zeitaufwand112 und Engagement erfordern. 
Die Unübersichtlichkeit der vielen Gremien führt wohl eher dazu, dass gremien-
unerfahrene Mitglieder diese Mitbestimmungsmöglichkeiten nicht nutzen wer-
den. Gleichzeitig besteht aber die Gefahr, dass es durch die begrenzte Anzahl 
an Aktiven zur Anhäufung von Mandaten kommt und damit zu einer zeitlichen 
Überforderung der Mandatsträger. 
Die Auswirkungen der ver.di-Gründung auf die Interessenlage und Motivation 
der hauptamtlich Beschäftigten beziehen sich mit Blick auf die gewerkschaftli-
chen Leitbilder vor allem auf die Effektivität. Hierbei besteht das primäre Ziel 
von Gewerkschaften nicht in einer Reduktion von Kosten – durch Personalab-
bau mit dem Ziel der Gewinnmaximierung –, sondern „in der Umschichtung ih-
rer knappen Ressourcen in strategischer Absicht, um durch Umorientierung 
einer größeren Zahl von Mitarbeitern auf andere Tätigkeitsbereiche die Ziele 
  
112 Die Tarifverträge sehen unterschiedliche Freistellungsmöglichkeiten für ehrenamtliche 
gewerkschaftliche Gremienarbeit vor. 
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der neuen Organisation effektiver erreichen bzw. durchsetzen zu können“ (Kel-
ler 2004b: 191). Deshalb muss ver.di daran interessiert sein, motivierte und zu-
friedene Hauptamtliche zu beschäftigen. Zu erreichen ist dies nur, wenn diesen 
Beschäftigten eine längerfristige Perspektive gegeben wird. Allein mit dem Aus-
schluss von betriebsbedingten Kündigungen ist dies nicht getan. Hinzu kommt 
die Notwendigkeit von Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen, die sich 
sowohl an der Zielsetzung der Matrixorganisation – zunehmende Spezialisie-
rung und Professionalisierung – als auch an den Bedürfnissen) der Mitglieder 
nach mehr kommunikativer Kompetenz orientieren.  
Die inzwischen fast abgeschlossenen fachlichen und räumlichen Veränderun-
gen, denen sich die Hauptamtlichen unterziehen müssen, können nur in einem 
Prozess geschehen, der einen Kompromiss zwischen der Interessenlage der 
Hauptamtlichen und den Interessen der Organisation darstellt. Der seit mehre-
ren Jahren praktizierte weit gehende Einstellungsstopp, mit dem der Personal-
abbau vorangetrieben werden soll, führt aber neben fehlendem Zugang an qua-
lifiziertem Personal zu einer weiteren Konsequenz: Neben einer Überalterung 
der Mitgliederstruktur wird es auch zunehmend zu einer Überalterung des 
hauptamtlichen Funktionärsapparates kommen, was die Rekrutierung jüngerer 
Mitglieder zumindest nicht leichter macht. 
Die möglichen Szenarien, die sich bei unzufriedenen Mitarbeitern ergeben kön-
nen – Abwanderung oder innere Emigration – wirken sich negativ auf die Effi-
zienz der Organisation und die Interessenlage der Mitglieder aus, bei denen 
durch eine unzureichende Betreuung eine Unzufriedenheit mit ver.di entstehen 
kann. Gleichzeitig bietet sich aber zumindest längerfristig die Chance, durch 
eine stärkere Spezialisierung und Professionalisierung der Hauptamtlichen die 
Qualität der Betreuungsarbeit für die Mitglieder zu erhöhen. 
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4. Überblick über die empirischen Studien  
in der Gewerkschaftsforschung 
Die ver.di-Gündung 2001 fällt in eine Zeit, in der die deutschen Gewerkschaften 
bereits seit einigen Jahren Mitgliederverluste verzeichnen. Schon in den 
1990er-Jahren verschärft sich der sich abzeichnende Wandel in der Arbeitswelt: 
eine weitere Verlagerung des industriellen Sektors in den Dienstleistungsbe-
reich und die Entstehung neuer Branchen, zunehmende Frauenerwerbstätig-
keit, eine steigende Anzahl von Angestellten, die Zunahme prekärer Beschäfti-
gung und die wachsende Arbeitslosigkeit. Diese Veränderungen sind nicht ohne 
Auswirkungen auf die gewerkschaftliche Mitgliederentwicklung geblieben.  
Im folgenden Kapitel wird der Einfluss dargestellt, den diese Entwicklungen auf 
die gewerkschaftliche Mitgliederstruktur ausgeübt haben. Daneben wird aufge-
zeigt, inwieweit sich die Struktur der Betriebsräte, deren Vorhandensein in den 
Betrieben die gewerkschaftliche Präsenz symbolisiert und erheblich zur Mitglie-
dergewinnung beiträgt, ebenfalls aufgrund der modifizierten wirtschaftlichen und 
industriellen Rahmenbedingungen verändert hat. 
Weiterhin werden die vorhandenen empirischen Studien dahingehend unter-
sucht, welche Aussagen sie zu Vorstellungen und Erwartungen der Mitglieder 
(teilweise auch von Nicht-Mitgliedern) erlauben. Im Vordergrund stehen hierbei 
die Einstellungen zu den Aufgaben der Gewerkschaften, Beitrittsmotive und 
Leistungserwartungen. Diese Einstellungen werden nicht nur in Bezug auf die 
gesamte Mitgliederschaft aufgezeigt, sondern auch nach speziellen Personen-
gruppen differenziert. Hierzu werden insbesondere die Betriebsräte und die 
deutlich unter den Mitgliedern unterrepräsentierte Gruppe der Angestellten und 
jüngeren Arbeitnehmer beleuchtet. 
Am Ende der einzelnen Abschnitte wird der Blick auf den Handel fokussiert113 – 
so weit es das empirische Material zulässt –, um eventuell vorhandene spezifi-
sche Problemlagen und Orientierungen aufzuzeigen. 
  
113 Aufgrund seiner quantitativen und qualitativen Bedeutsamkeit innerhalb des Handels 
beziehen sich die Aussagen überwiegend auf den Einzelhandel. 
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4.1. Mitgliederentwicklung und Mitgliederstruktur  
Gewerkschaften sind als Mitgliederorganisationen zur Durchsetzung ihrer Inter-
essen im allgemein- und tarifpolitischen Bereich auf einen hohen Organisati-
onsgrad angewiesen. Die Nachkriegszeit gestaltete sich für die deutschen Ge-
werkschafte bis zur Wiedervereinigung als Erfolgsgeschichte: Die Mitglieder-
zahlen (DGB, DAG, DBB, CGB) stiegen von 6,47 Mio. im Jahr 1951 auf 9,55 
Mio. 1990 und bedingt durch die deutsche Wiedervereinigung kurzfristig sogar 
auf 13,76 Mio. Mitglieder 1991 (Müller-Jentsch/Ittermann 2000: 85). Nach die-
sem Höchststand verloren die DGB-Gewerkschaften von 1991 bis 2004 ca. 4,8 
Mio. Mitglieder; das entspricht einem Mitgliederverlust von gut 40 % (vgl. Tabel-
le 4.1.).114 
Tabelle 4.1. Mitglieder in ausgewählten DGB-Gewerkschaften  
und der DAG (in 1000 ) von 1980 bis 2004 
 West Ost und West 







































































































DAG 495 505 585 508 480 451    
a = Werte 1980–1995 für die Vorläuferorganisationen IG Chemie, IG BE und GL 
b = Werte 1980–1995 für die Vorläuferorganisationen IG BSE und GGLF 
c = Wert 1980 für die Vorläuferorganisation IG Druck und Papier und IG Kunst, Kultur und 
Medien 
Quellen: Für die DGB-Gewerkschaften 1980–1991 und die DAG Müller-Jentsch/Ittermann 
(2000); für den DGB ab 1995: www.dgb.de 
 
  
114 Dagegen konnte der Beamtenbund in den 1990er-Jahren einen beachtlichen Zulauf ver-
zeichnen, der CGB stagnierte auf niedrigem Niveau, und auch die großen Berufsverbän-
de, wie z. B. der Marburger Bund, verzeichneten Mitgliedergewinne (Pege 2000a). 
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Dabei verlief der Mitgliederverlust im Osten am dramatischsten. Innerhalb von 
sechs Jahren verließen die Hälfte der 3 Mio. Mitglieder in Ostdeutschland die 
DGB-Gewerkschaften wieder, während sich im Westen der allmähliche Mitglie-
derverlust bei ca. 2 bis 3 % jährlich einpendelte. Auch die DAG verlor den ver-
einigungsbedingten Mitgliederzuwachs nach fünf Jahren.  
Der Abwärtstrend in der Mitgliederentwicklung bei den DGB-Gewerkschaften 
hat sich nach 2000 nochmals verschärft. Der DGB verlor zwischen 2001 und 
2002 nochmals über 850.00 bzw. rund 11 % seiner Mitglieder. Bei der neu ge-
gründeten Multibranchengewerkschaft ver.di sank die Zahl der Mitglieder im 
gleichen Zeitraum um über 14 %, besonders im Gründungsjahr 2001 sowie 
2004 lagen die Mitgliederverluste mit 6,1 % bzw. 5,7 % im Vergleich zu den je-
weiligen Vorjahren deutlich über jenen der beiden anderen großen DGB-
Gewerkschaften IG Metall und IG BCE (vgl. Abbildung 4.1.). Dieser Abwärts-
trend konnte 2005 leicht gebremst werden. Ende 2005 liegt die Mitgliederzahl 
von ver.di bei 2,359 Mio., was einen Rückgang von 4,26 % im Vergleich zum 
Vorjahr ausmacht (ver.di 2006: 7). Damit hat ver.di im Jahr 2006 nur noch 
200.000 Mitglieder mehr als die ÖTV, eine ihrer Gründungsorganisationen, 
1991 alleine hatte. 
Abbildung 4.1. Gewerkschaftlicher Mitgliederverlust 2000–2004 
 
































Werte für ver.di bis 2000 aus der Addition der Gründungsgewerkschaften 
Quellen: Für die DGB-Gewerkschaften www.dgb.de; für die DAG Müller-
Jentsch/Ittermann (2000); eigene Berechnungen  
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Im Hinblick auf den Brutto-Organisationsgrad115 von Gewerkschaften relativiert 
sich auch der Mitgliedergewinn in der Nachkriegszeit. Aufgrund der steigenden 
Beschäftigtenzahlen bis in die 1980er-Jahre bewegte sich der Brutto-
Organisationsgrad der DGB-Gewerkschaften von 1955 bis 1990 zwischen 29 % 
und 34 % (Müller-Jentsch/Ittermann 2000: 85). Die Gründe für die Schwankung 
können in diesem Zeitrahmen in politisch und wirtschaftlich bedingten Zyklen 
gesehen werden (Ebbinghaus 2003: 183).  
So betrachtet Armingeon (1988: 100) die Jahre von 1969 bis 1982 als eine 
Phase der größeren politischen Macht der Gewerkschaften aufgrund der Regie-
rungsbeteiligung der SPD, die wiederum zu einem Mitgliedergewinn führte. Erst 
nach dem kurzfristigen Hoch infolge der Wiedervereinigung sank der Brutto-
Organisationsgrad bis 2000 auf 21,3 % (Ebbinghaus 2003: 182). 
Im internationalen Vergleich der westlichen Industriestaaten nehmen die deut-
schen Gewerkschaften sowohl beim Organisationsgrad als auch bei der insge-
samt rückläufigen Mitgliederentwicklung einen Platz im hinteren Mittelfeld ein. 
Sie rangieren damit zwar vor den USA, Japan und Frankreich, aber fast alle 
mittel- und nordeuropäischen Staaten haben einen höheren gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad (vgl. Ebbinghaus/Visser 2000 sowie Abbildung 4.2.).  
Die erfolgreiche Mitgliederentwicklung bei den Gewerkschaften in Skandinavien 
und in Belgien lässt sich durch die starke Einbettung der dortigen Gewerkschaf-
ten in das Sozialversicherungssystem erklären,116 bei der die Verwaltung der 
Arbeitslosen durch die Gewerkschaften geschieht. Zusätzliche Gründe für einen 
hohen Organisationsgrad sind einerseits in der Verbetrieblichung der Tarifpolitik 
(Skandinavien und Österreich) und in einer Hinwendung der Gewerkschaften zu 
den Angestellten im privaten Sektor (Österreich und Belgien) zu sehen (Eb-
  
115 Brutto-Organisationsgrad (BOG I) ist der Anteil der gewerkschaftlich organisierten Mit-
glieder an den abhängigen Erwerbspersonen inklusive Arbeitslose. Daneben existiert 
noch der BOG II (ohne Arbeitslose). Die interessantere Messzahl ist der Netto-
Organisationsgrad, der nur die abhängig beschäftigten Gewerkschaftsmitglieder – also 
ohne Arbeitslose, Rentner, Studenten – in Vergleich zu allen Arbeitnehmern setzt. Diese 
Zahl ist aber erstens nur mit großen Schwierigkeiten von den Gewerkschaften zu be-
kommen und weist zweitens innerhalb der gewerkschaftsinternen Statistiken (vgl. Stöss 
2005: 10) erhebliche Mängel auf. Pege schätzt den Netto-Organisationsgrad für alle Ge-
werkschaften für 2000 auf 19,25 %, für die DGB-Gewerkschaften 1999 auf 16 % (Pege 
2000a: 6), Ebbinghaus (2002: 10) sieht den Netto-Organisationsgrad des DGB für 2000 
bei 17,3 %. 
116 Zur unterschiedlichen Einbindung in das jeweilige Sozialsystem für Großbritannien, 
Frankreich, Schweden und Deutschland vgl. Kaufmann (2003). 
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binghaus 2003: 196f.). Das Beispiel Niederlande zeigt aber auch, dass eine 
starke Einbindung in korporatistische Strukturen einen Mitgliederverlust nicht 
verhindern kann, wenn gleichzeitig die Anbindung an die Mitglieder auf der be-
trieblichen Ebene fehlt. 
Abbildung 4.2. Netto-Organisationsgrade  



















































Anmerkungen: Netto-Organisationsgrad: aktive Mitglieder (ohne Rentner) / abhängig Erwerbs-
tätige zzgl. Arbeitslose, für Großbritannien, Japan, USA: Mitglieder / abhängig Erwerbstätige 
Quelle: Ebbinghaus 2003 
Innerhalb von ver.di stellt der Handel mit ca. 450.000 Mitgliedern zu Grün-
dungsbeginn den größten Fachbereich dar, wobei 70 % der Mitglieder der HBV 
und 29 % der DAG angehörten (Müller/Niedenhoff/Wilke 2002: 315). Der Ver-
lust von ca. 30.000 Mitgliedern aus dem Handel innerhalb der ersten zwei Jahre 
entspricht in etwa dem ver.di-Durchschnitt. Zu Beginn von ver.di waren ca. 
360.000 Mitglieder im Einzelhandel beschäftigt, und rund 90.000 im Groß- und 
Außenhandel tätig.  
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Die Mitgliederentwicklung der Vorläuferorganisationen HBV und DAG verlief im 
Handel in den 1990er-Jahren recht unterschiedlich. Die DAG verlor zwischen 
1991 und 1999 rund 17 % ihrer Mitglieder im Bereich private Dienste117 (Müller-
Jentsch/Ittermann 2000: 136), die HBV verlor im gleichen Zeitraum fast 40 % 
ihrer Mitglieder aus dem Handel, wobei diese Entwicklung auf die zunächst 
starke Präsenz in Ostdeutschland und den darauf folgenden Mitgliedereinbruch 
zurückzuführen ist. In Westdeutschland betrug der Mitgliederverlust nur 11 % 
(Dribbusch 2003: 339). Zum Vergleich: Beim DGB sanken die Mitgliederzahlen 
in dieser Zeit um 32 % und bei der ÖTV um 28 %. Für 1998 macht Dribbusch 
(2003: 241) einen gewerkschaftlichen Netto-Organisationsgrad (HBV und DAG 
gemeinsam) von 11 % im Einzelhandel aus. Er liegt damit deutlich unter den 
Organisationsgrad des DGB insgesamt (27 %). 
4.1.1. Ergebnisse zur Mitgliederentwicklung  
und -struktur einzelner Personengruppen 
Die Macht von Gewerkschaften zeichnet sich weniger durch die absolute Zahl 
ihrer Mitglieder aus, sondern vielmehr durch die Anzahl ihrer berufstätigen Mit-
glieder. Während die Kernmitgliedschaft, bestehend aus männlichen Industrie-
arbeitern und Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, in den letzten 50 Jahren 
relativ stabil geblieben ist (Frerichs/Pohl 2001: 10), ergeben sich für einzelne 
Personengruppen besondere Problemlagen. 
Zum einen nimmt der Anteil der nicht erwerbstätigen Mitglieder zu, wie schon 
die Brutto- und Netto-Organisationsgrade zeigen. So stieg der Anteil der nicht 
erwerbstätigen Gewerkschaftsmitglieder innerhalb von 15 Jahren zwischen 
1980 und 2000 von 15 % auf 29 % (Hassel 1999: 30). Pege (2000a: 5) sieht 
den Anteil der Nicht-Erwerbstätigen sogar von 20 % 1990 auf 35 % im Jahr 
2000 steigen. 
Zum anderen bestehen nach wie vor Organisationsdefizite der Gewerkschaften 
bei Angestellten, Frauen und jungen Erwerbstätigen. Auch wenn bei ver.di in 
absoluten Zahlen die Gruppe der Frauen und Angestellten die Mehrheit bilden, 
so heißt dies nicht, dass ver.di diese Organisationsdefizite der Industriegewerk-
  
117 Der Bereich private Dienste umfasst neben dem Handel noch die Sparten Verkehr und 
sonstige Dienstleistungen, rekrutiert sich aber zu über 75 % aus Mitgliedern des Handels. 
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schaften etwa überwunden hätte, sondern diese Werte müssen mit den ent-
sprechenden Zahlen der vertretenden Branche verglichen werden. Zwei weitere 
Personengruppen, die bisher kaum Thema des wissenschaftlichen Interesses 
waren, müssen dem noch hinzugefügt werden: Arbeitslose und in Teilzeit bzw. 
geringfügig Beschäftigte. Auch von dieser Seite wird eine niedrigere Organisati-
onsbereitschaft erwartet. 
Die unterschiedlichen Personengruppen, ihre Affinität zu den Gewerkschaften 
und ihre Einflussfaktoren sind in den letzten 15 Jahren in empirischen Arbeiten 
häufig thematisiert worden (Armingeon 1988; Windolf/Haas 1989; Lorenz/Wag-
ner 1991; Schnabel/Pege 1992; Fitzensberger/Haggeney/Ernst 1999). Fitzens-
berger/Haggeney/Ernst ziehen für die Mitgliederentwicklung der verschiedenen 
Personengruppen das Fazit, dass die Veränderungen für die Mitgliedschafts-
präferenz sich nicht durch sozioökonomische Merkmale herleiten lassen, son-
dern über die Veränderung in der Zusammensetzung der Arbeitnehmerschaft 
erklärt werden können (1999: 248). 
4.1.1.1. Angestellte 
Bedingt durch ihre Entstehungsgeschichte und die daraus folgende Ausbildung 
gewerkschaftlicher Milieus haben Gewerkschaften eine wesentlich stärkere Nä-
he zu Arbeitern118 als zu Angestellten119. Da sich durch die zunehmende Tertia-
risierung bei gleichzeitiger Abnahme des Industriesektors in Deutschland120 das 
Verhältnis von Arbeitern und Angestellten zugunsten der Angestellten ver-
schiebt – 1986 gab es erstmals mehr Angestellte als Arbeiter –, erklärt dies ei-
nen Teil des gewerkschaftlichen Mitgliederschwundes.  
So ist der Anteil der im DGB organisierten Arbeiter trotz Höchstwerten zu Be-
ginn der 1990er-Jahre mit fast 50 % auch 2002 mit 38 % noch vergleichsweise 
hoch. Dagegen ist selbst die niedrige Ausgangsbasis der organisierten Ange-
  
118 Neben den Arbeitern lassen sich auch die Beschäftigten des Öffentlichen Dienstes auf-
grund ihrer homogenen Interessen- und Beschäftigungslage besser organisieren (Schna-
bel/Wagner 2003: 12). 
119 Zu den unterschiedlichen Deutungsmustern der Arbeitswelt von Arbeitern und Angestell-
ten vgl. Kudera/Ruff/Schmidt 1983. 
120 Bosch/Wagner (2001: 39) sehen für 1996 fast die Hälfte des Organisationsbereiches der 
Industriegewerkschaften IG BAU, IG Metall, IG BCE, TRANSNET und NGG im Dienstlei-
stungsbereich.  
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stellten im DGB121 mit ca. 16 % in den 1980er-Jahren leicht rückläufig und be-
wegt sich derzeit bei ca. 13 %, d. h. nur jeder achte Angestellte ist Gewerk-
schaftsmitglied (vgl. Tabelle 4.2.).122  
Dies wird auch in absoluten Zahlen deutlich: Während die Zahl der Angestellten 
im DGB in Westdeutschland zwischen 1980 und 1997 nahezu gleich hoch blieb 
(1,66 Mio. bzw. 1,67 Mio. Mitglieder), stieg im gleichen Zeitraum die Zahl der 
Angestellten insgesamt in Westdeutschland um fast 70 %.123 
Tabelle 4.2. Veränderung des Angestelltenanteils an den 
Erwerbstätigen und in den Gewerkschaften 
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a = 1980–1990 Westdeutschland, danach Gesamtdeutschland 
b = Aufgrund der ungenauen Statistiken des DBG kann hier nur der Brutto-Organisationsgrad 
angegeben werden, da nicht auszuschließen ist, dass sich unter den aufgezählten Mitgliedern 
auch Nicht-Erwerbstätige befinden 
Quellen: Müller-Jentsch/Ittermann(2000), www.dbg.de, Statistisches Bundesamt, eigene Be-
rechnungen 
Innerhalb von ver.di bilden die Angestellten mit einem Anteil von ca. 56 % (1,47 
Mio.) im Jahr 2003 die Mehrheit der Mitglieder. Bei den Gründungsgewerk-
schaften HBV und DAG dominieren die Angestellten, bei der DPG und der IG 
Medien machen die Arbeiter den Hauptanteil aus und bei der ÖTV gibt es ein 
  
121 Für die DAG kann auf die allgemeine Mitgliederentwicklung verwiesen werden, da fast 
ausschließlich Angestellte organisiert waren. Es existierten in den Berufsgruppen der 
„technischen Angestellten und Beamten“ und der „Meister“ auch Minderheiten, die nicht 
zu den Angestellten gehörten. Der sprunghafte Anstieg des Angestelltenanteils im DGB 
von 2000 auf 2002 um drei Prozentpunkte wird allein aus dem Beitritt der DAG zu ver.di 
erklärbar. 
122 Dieser Unterschied wird auch bei dem Vergleich zwischen sekundärem und tertiärem 
Sektor deutlich: Zu Beginn der 1990er-Jahre war der Netto-Organisationsgrad im verar-
beitenden Gewerbe mit 30–45 % deutlich höher als im nicht-verarbeitenden Gewerbe mit 
10–15 % (Fitzenberger/Haggeney/Ernst 1999: 246). 
123 Für die Region Berlin-Brandenburg ermittelt Stöss ein noch dramatischeres Ergebnis: 
Dort nahm im Zeitraum von 1995 bis 2004 der Organisationsgrad der Angestellten um 
31 % ab (bei den verantwortlichen Angestellten sogar 46 %), während bei den Arbeitern 
nur ein Rückgang von 18 % zu verzeichnen war (2003: 16). 
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leichtes Übergewicht zugunsten der Arbeiter. Allerdings ist bei den Angestellten 
zwischen 2001 und 2003 ein Mitgliederrückgang von 13,2 % zu verzeichnen, 
während der Rückgang bei den Arbeitern mit 4,2 % recht moderat ausfällt.124 
Der Handel ist eine überwiegend von Angestellten dominierte Branche. Wäh-
rend allerdings im Groß- und Außenhandel immerhin ein Drittel der Beschäftig-
ten zu den Arbeitern gehören (Warich 2002: 13), sind es im Einzelhandel nur 
ca. 17 % der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten (LDS 2005: 24) – 
hauptsächlich in den Zentrallagern. Damit erweist sich der Einzelhandel als 
homogene Branche, in der die Spaltung von Arbeitern und Angestellten weit 
gehend entfällt. Über einen unterschiedlichen Organisationsgrad von Arbeitern 
und Angestellten im Handel liegen bislang keine Daten vor. 
Das Problem der Rekrutierung von Angestellten für die Gewerkschaft vor dem 
Hintergrund des Strukturwandels wurde zwar bereits in den 1970er-Jahren von 
der Wissenschaft (Streeck 1979: 74) und den Gewerkschaften erkannt (Schna-
bel/Pege 1992: 39). Zudem gab es zahlreiche Initiativen und Überlegungen zur 
besseren Organisierbarkeit von Angestellten (z. B. Fröhlich u. a. 1989, für die 
IG Metall Balduin 1993 und Peters 2000), bis in die Gegenwart ist an dieser 
Stelle aber noch keine Trendwende zu beobachten. 
4.1.1.2. Frauen 
Neben den Angestellten gelten die Frauen als schwer zu rekrutierende Perso-
nengruppe für die Gewerkschaften. Dabei konnten die Gewerkschaften für die 
1980er-Jahre in dieser Hinsicht einen Erfolg verbuchen. So stieg der Anteil der 
weiblichen Mitglieder von 1980 bis 1995 um 10 Prozentpunkte, während der 
Zuwachs von Frauen an allen Erwerbstätigen im gleichen Zeitraum nur 4 Pro-
zentpunkte ausmachte (vgl. Tabelle 4.3.).  
Seitdem verharrt der Anteil der weiblichen Mitglieder im DGB allerdings bei et-
was über 30 %.125 Ein Blick auf die berufliche Stellung zeigt, dass die Probleme 
  
124 Leider lassen sich keine genauen Aussagen über einzelne Branchen treffen. Die Bran-
chenzuordnungen sowohl der Einzelgewerkschaften als auch der Fachbereiche von 
ver.di decken sich nicht mit der Branchenzuordnung der amtlichen Statistik. 
125 Unter Berücksichtigung des noch leicht ansteigenden Erwerbsanteils von Frauen in den 
letzten zehn Jahren sind die Frauen vom allgemeinen Mitgliederrückgang der Gewerk-
schaften ähnlich betroffen wie die Männer (1994–2004: Frauen -25,9 Prozentpunkte, 
Männer -29,2 Prozentpunkte).  
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der Organisierbarkeit weiblicher Mitglieder ungleich verteilt sind. Da Frauen seit 
Mitte der 1970er-Jahre die Mehrheit der Angestellten ausmachen – mit weiter 
steigender Tendenz –, verweist der schwache Organisationsgrad von Frauen 
vielmehr auf das Angestelltenproblem. Aber während der weibliche Anteil an 
allen organisierten Angestellten im DGB nur knapp unterhalb ihres Anteils an 
allen angestellten Erwerbstätigen (2 bis 3 Prozentpunkte) liegt, fällt der Organi-
sationsgrad der Arbeiterinnen deutlich ab. So waren 2004 ca. 31 % der Frauen 
als Arbeiterinnen tätig, beim DGB beträgt der weibliche Anteil aber nur 18,3 % 
an allen Arbeitern. Damit stellen die Angestellten insgesamt (geschlechtsüber-
greifend) und die weiblichen Arbeiterinnen die gewerkschaftlich schwer organi-
sierbaren Personengruppen dar. 
Tabelle 4.3. Erwerbstätigkeit und Gewerkschaftsmitgliedschaft von 
Frauen 
 Anteil der weiblichen  
Erwerbstätigen in Deutschland 
Anteil der weiblichen  
DGB-Mitglieder 


















































a = 1980–1990 Westdeutschland, danach Gesamtdeutschland, k. A. = keine Angaben 
Quellen: Müller-Jentsch/Ittermann (2000), www.dbg.de, Statistisches Bundesamt, eigene Be-
rechnungen 
Unter den ver.di-Mitgliedern liegt der Frauenanteil insgesamt bei knapp über 
50 %. Die Verteilung innerhalb der einzelnen Fachbereiche fällt dabei recht un-
terschiedlich aus. So sind im FB 12 (Handel) und im FB 3 (Gesundheit, soziale 
Dienste, Wohlfahrt/Kirchen) über 70 % weibliche Mitglieder vertreten, während 
im FB 2 (Ver- und Entsorgung) und im FB 11 (Verkehr) der Anteil unter 20 % 
liegt. 
Der hohe Organisationsgrad von Frauen im Handel übersteigt sogar noch deren 
Beschäftigungsanteil in dieser Branche. Der Anteil der Frauen (nur bei den so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten) liegt im Einzelhandel bei ca. 68 % 
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(LDS 2005: 24), im Groß- und Außenhandel aber bei nur ca. 36 % (Werich 
2002: 13).126  
Auch die wissenschaftliche Diskussion ist inzwischen vom Thema der unter-
schiedlichen Organisationsbereitschaft von Frauen abgewichen. Vielmehr las-
sen sich die Differenzen durch die spezifischen Ausprägungen der Frauener-
werbstätigkeit erklären. Fitzenberger/Hageney/Ernst (1999: 247) machen als 
Determinanten den Bildungsabschluss, die Nähe zur SPD, die Branchenzuge-
hörigkeit, die Betriebsgröße und den Angestelltenstatus fest. Hassel sieht daher 
die verbleibenden geschlechtsspezifischen Differenzen „eher der frauenfeindli-
chen Gewerkschaftspolitik“ (1999: 52) geschuldet als einer gewerkschaftsfer-
nen Haltung der Frauen.127 Der Blick auf Gewerkschaftssysteme in den angel-
sächsischen und skandinavischen Ländern zeigt auch, dass es durchaus mög-
lich ist, mehr Frauen zu organisieren (Hassel 2000). 
4.1.1.3. Jüngere Arbeitnehmer 
Die Gruppe der Jugendlichen bzw. der jüngeren Arbeitnehmer128 verzeichnet 
die größten Mitgliederverluste unter allen angesprochenen Personengruppen. 
Konnte der DGB bis zu Beginn der 1990er-Jahre noch über 20 % aller jugendli-
chen Arbeitnehmer organisieren (1992: 21,5 %), so waren es bereits 1997 nur 
noch 14,8 % (Müller-Jentsch/Ittermann 2000: 98). Auch innerhalb der Gewerk-
schaften sind die jüngeren Arbeitnehmer im Vergleich zu anderen Personen-
gruppen inzwischen deutlich unterrepräsentiert.  
Bis Ende der 1980er-Jahre waren ca. 14–15 % aller Gewerkschaftsmitglieder 
Jugendliche, was ungefähr ihrem Anteil an allen Erwerbstätigen entspricht; er 
  
126 Auch Dribbusch (2003: 230) kann sich den unterproportionalen Anteil der organisierten 
Männer, der auch schon zu Zeiten der HBV im Einzelhandel zu beobachten war, nicht er-
klären. Er vermutet, dass Männer einerseits häufiger in organisationsschwachen, relativ 
jungen Bereichen des Einzelhandels (wie z. B. Baumärkte) arbeiten und andererseits 
häufiger Vorgesetzte sind. 
127 So entspricht auch der Frauenanteil in den gewerkschaftlichen Gremien – außer in den 
Tarif- und Verhandlungskommissionen – in etwa ihrem Anteil in den jeweiligen DGB-
Gewerkschaften (Tondorf/Jochmann-Döll/Jenter 2004). 
128 Bei der langfristigen Betrachtung der Zahlen von jugendlichen Mitgliedern ergeben sich 
Schwierigkeiten in der Vergleichbarkeit der Daten, da sich im Laufe der Zeit die Alters-
grenzen verändert haben und die Einzelgewerkschaften des DBG unterschiedliche Al-
tersgrenzen (von 25 Jahren bis zu 35 Jahren bei der GEW) für die Zuordnung ihrer ju-
gendlichen Mitglieder festsetzen (bei ver.di sind es alle unter 27-Jährigen). Die Tenden-
zen sind aber so eindeutig, dass sie diesen Messfehler tolerabel machen. 
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halbierte sich zwischen 1990 und 1996 und hat sich inzwischen bei ca. 7 % 
(7,1 % 2004) eingependelt. Innerhalb der DGB-Gewerkschaften variiert der An-
teil der jugendlichen Mitglieder erheblich. Während bei der IG BAU 10,6 % der 
Mitglieder zur Jugend gehören, liegt bei ver.di der Anteil der jugendlichen Mit-
glieder mit 5,1 % im Jahr 2004 noch deutlich unte r dem DGB-Durchschnitt. 
Für den dramatischen Mitgliederrückgang von fast 800.000 Jugendlichen in den 
1990er-Jahren können drei Gründe benannt werden: Erstens wachsen viele 
mitgliederstarke Jahrgänge über die Altersgrenze hinaus, zweitens wird nicht 
genügend Nachwuchs rekrutiert und drittens gibt es einen beträchtlichen Anteil 
an Austritten (Niedenhoff/Reiter 2000: 8). Weitere Einflussfaktoren sind die zu-
nehmende Jugendarbeitslosigkeit und die fehlende Übernahme von Auszubil-
denden. Aus diesen Trends ziehen von Alemann/Schmid für die ÖTV das Fazit, 
dass die Gewerkschaft zu vergreisen droht (1998a: 111). 
Zwar wurde eine Krise der jugendlichen Mitgliederentwicklung schon in den 
1980er-Jahren erkannt (Feist/Krieger 1986; Hemmer 1988) – also aus heutiger 
Sicht noch zu einer Hochphase der jugendlichen Mitgliedschaft – und Anfang 
der 1990er-Jahre von einer „Talsohle der Entwicklung“ (Zahn 1993: 294) ge-
sprochen, als diese noch längst nicht erreicht war, geändert hat sich aber daran 
wenig. Die Stabilisierung auf dem niedrigen Organisationsniveau seit Mitte der 
1990er-Jahre wird durch neuere Studien erneut in Frage gestellt: So ermittelte 
das DGB-Trendbarometer 2002, dass sich die Aufgeschlossenheit jugendlicher 
Nicht-Mitglieder gegenüber Gewerkschaften innerhalb von zwei Jahren (2002 
zu 2000) von 50 % auf 38 % verringert hat (DGB-Trendbarometer 2002: 13).129 
Im Handel stellt sich die Lage ähnlich dar. Obwohl der Handel sich insgesamt 
durch eine junge Beschäftigungsstruktur auszeichnet – 2004 waren in Nord-
rhein-Westfalen 23 % der Beschäftigten im Handel bis 30 Jahre alt, während 
der Durchschnitt aller Branchen bei 21 % liegt (LDS 2005: 20) –, ist der ge-
werkschaftliche Organisationsgrad bei den Jüngeren niedrig. Dribbusch (2003: 
233) verzeichnet den gewerkschaftlichen Mitgliederanteil der HBV im Einzel-
handel in Westdeutschland für 1999 bei den unter 25-Jährigen bei 3,4 %, die 
  
129 Stöss konstatiert in seiner Studie über die Mitgliederentwicklung des DGB in der Region 
Berlin-Brandenburg zwischen 1995 und 2004: „Der Organisationsgrad ist bei der jünge-
ren Generation in Berlin nachgerade eingebrochen“ (2005: 16). Er sank von 15 % auf 
4 % bei allen Mitgliedern bis 34 Jahren (unter 35 Jahren).  
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25- bis 29-Jährigen erreichten 9,2 %, während ihr Anteil an den Beschäftigten 
jeweils bei über 14 % lag. In Ostdeutschland ergeben sich noch niedrigere Wer-
te. Für den Rückgang des Mitgliederanteils der Altersgruppe bis 27 Jahre sind 
in den 1990er-Jahren im Handel ähnliche Werte zu verzeichnen wie bei den 
DGB-Gewerkschaften insgesamt (Dribbusch 2003: 234). 
4.1.1.4. Arbeitslose und in Teilzeit- bzw. geringfügig Beschäftigte 
Länger andauernde Arbeitslosigkeit dürfte die Bindungsfähigkeit von Mitgliedern 
an ihre Gewerkschaft verringern bzw. bei Nicht-Mitgliedern erst gar nicht ent-
stehen lassen, da zwei wichtige gewerkschaftliche Leistungen – arbeitsrechtli-
che Beratung und Vertretung sowie tarifvertragliche Leistungen – nicht in An-
spruch genommen werden können. Zudem entfällt der Betrieb als wichtigster 
Ort für die Begegnung mit Gewerkschaften.130 Allerdings sind die gewerkschaft-
lich Organisierten in der Regel seltener arbeitslos, da sie beruflich höher qualifi-
ziert sind und besser durch Betriebsräte geschützt werden (Armingeon 1987: 
77). 
In empirischen Zeitreihenanalysen zeigen sich in Bezug auf den Einfluss der 
Arbeitslosigkeit uneindeutige Ergebnisse (Armingeon 1987, Schnabel 1989 ). 
Schnabel (1993: 219) sieht insgesamt einen Ausgleichseffekt zwischen positi-
ven und negativen Faktoren, sodass der Nettoeffekt der Arbeitslosigkeit auf den 
Organisationsgrad gering ist.  
Da die offiziellen Gewerkschaftsstatistiken keinen Aufschluss über die Zahl der 
arbeitslosen Mitglieder geben, müssen die vorhandenen quantitativen empiri-
schen Studien dazu herangezogen werden. Weil es jedoch keine Arbeiten mit 
dem Schwerpunkt auf arbeitslose Mitglieder gibt, werden diese entweder gar 
nicht erfasst (Fitzenberger/Haggeney/Ernst 1999) oder ihre Zahl kann nicht ins 
Verhältnis zur Gesamtzahl der Arbeitslosen in der entsprechenden Branche 
oder Region gesetzt werden, was eine Aussagekraft der Daten unmöglich 
macht (für die IG Metall in Thüringen: Elger/Schluchter 1994; für die IG Metall in 
Sachsen: Boll 1997; für die ÖTV in ausgewählten Kreisverwaltungen in ganz 
Deutschland: ÖTV 2001). Diese empirischen Studien zeigen aber gleichzeitig 
  
130 Von den gut 30 % der Ost-Mitglieder, die 1998 bei der IG Metall arbeitslos gemeldet wa-
ren, verblieben eher die Älteren in der Gewerkschaft (Ebbinghaus 2003: 194). 
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auch die Probleme bei der gewerkschaftsinternen Erfassung von erwerbs- oder 
arbeitslosen Mitgliedern. So waren bei der ÖTV-Mitgliederbefragung zwar 
knapp 15 % erwerbslos, aber nur 5,4 % arbeitslos131 (ÖTV 2001: 20), und bei 
der IG-Metall-Befragung in Thüringen wich die tatsächliche Stellung im Er-
werbsleben erheblich von den gewerkschaftsinternen Mitgliederangaben ab 
(Elger/Schluchter 1994: 3). Lediglich Stöss (2005: 46) kann zur Mitgliederent-
wicklung bei den Arbeitslosen eine eindeutige Aussage treffen: In Berlin und 
Brandenburg stürzte der gewerkschaftliche Organisationsgrad von Arbeitslosen 
von 20 % (1995) auf 6 % (2004) ab. 
Auch die in den letzten Jahren zunehmend praktizierte Teilzeitbeschäftigung, 
die in der Regel von Frauen ausgeübt wird, entfernt die entsprechenden Arbeit-
nehmer immer mehr von den Gewerkschaften. Dabei verringert sich – korre-
spondierend zur abnehmenden Wochenarbeitszeit – der gewerkschaftliche Or-
ganisationsgrad. Verschärft wird diese Entwicklung in den Fällen, wo in Teilzeit 
beschäftigte Frauen mit ihrer Erwerbstätigkeit ein Zweiteinkommen zum Haus-
haltsbudget beisteuern und damit weniger Wert auf eine gewerkschaftliche In-
teressenvertretung legen. Dies gilt in nochmals höherem Maße für die geringfü-
gig Beschäftigten.132 
Auch hier sind die vorhandenen Studien nur bedingt aussagekräftig. Die bereits 
angesprochenen Mitgliederbefragungen der IG Metall in Sachsen bzw. Thürin-
gen und der ÖTV weisen zwar die Teilzeitbeschäftigten zahlenmäßig aus, stel-
len sie aber nicht in eine Beziehung zu den Teilzeitbeschäftigten der entspre-
chenden Branche,133 sodass sich nichts über den gewerkschaftlichen Organisa-
tionsgrad der Teilzeitbeschäftigten aussagen lässt. 
Der Einzelhandel ist die Teilzeitbranche schlechthin134 – im Gegensatz zum 
Großhandel, wo sich der Anteil der Teilzeitbeschäftigten auf unter 10 % beläuft 
(Warich 2002: 13). Dabei ist die rückläufige Beschäftigungsentwicklung im 
deutschen Einzelhandel auf Kosten der Vollzeit- und sozialversicherungspflich-
  
131 Gründe hierfür sind u. a. die Gruppe der Vorruheständler und Personen im Erziehungsur-
laub. 
132 Die Zahlen über die wöchentlichen Arbeitszeiten von geringfügig Beschäftigten in 
Deutschland weichen erheblich voneinander ab (vgl. Mengen 2004). 
133 So ist erwartungsgemäß der Anteil ostdeutscher Metaller in Teilzeit geringer als jener der 
ÖTV, bei der ein großer Teil der weiblichen Mitglieder (in der Pflege) in Teilzeit arbeitet. 
134 Zu den Gründen für den hohen Anteil an Teilzeitbeschäftigten bzw. geringfügig Beschäf-
tigen im Einzelhandel vgl. Voss-Dahm (2005). 
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tigen Teilzeitstellen gegangen, während der Anteil der geringfügig Beschäftigten 
auf fast 30 % stieg (vgl. Tabelle 4.4.). Derzeit arbeitet jeder Zweite im Einzel-
handel in Teilzeit.135 Während der Anteil der Frauen an den sozialversiche-
rungspflichtigen Teilzeitstellen bei 93 % (LDS 2005: 20) liegt, beträgt er bei den 
geringfügig Beschäftigten nur 77 % (Warich 2004: 8) – diese Beschäftigungsart 
wird auch von Schülern und Studenten genutzt. 
Tabelle 4.4. Beschäftigungsformen im Einzelhandel 
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Quellen: Warich 2004, 2005; Veh 2002 
Innerhalb der HBV betrug der Anteil der teilzeitbeschäftigten Mitglieder 1998 an 
allen Mitgliedern im Einzelhandel 50 % (Dribusch 2003: 231), von einer allge-
meinen Unterrepräsentanz kann also nicht gesprochen werden. 80 % dieser 
teilzeitbeschäftigten Mitglieder hatten allerdings eine Stundenzahl von über 
50 % der tariflichen Wochenarbeitszeit, die geringfügig Beschäftigten stellten 
weniger als 5 % der Mitglieder. Damit lassen sich also jene Beschäftigte ge-
werkschaftlich gut organisieren, die mit ihrer Wochenarbeitszeit nahe an einer 
Vollzeitbeschäftigung liegen – und damit auch nicht das klassische Haushalts-
zweiteinkommen darstellen. 
Eine weitere Personengruppe, deren Rekrutierungsfähigkeit für die Gewerk-
schaften problematisch ist, stellen die Beschäftigten mit befristeten Arbeitsver-
trägen dar. Für diese existieren im Hinblick auf ihren gewerkschaftlichen Orga-
nisationsgrad keine spezifischen Ergebnisse oder Auswertungen.  
  
135 Der Einzelhandel stellt sich nicht als homogenes Gebilde dar. Während in den Super-
märkten kleine und kleinste Beschäftigungseinheiten dominieren, existiert in den männ-
lich geprägten Elektronik- und Baufachmärkten das Normalarbeitszeitverhältnis (Voss-
Dahm/Lehndorff 2003: 17ff.). 
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4.1.2. Äußere Einflussfaktoren auf die  
gewerkschaftliche Mitgliederentwicklung 
Neben persönlichen Merkmalen, die für oder gegen eine gewerkschaftliche Mit-
gliedschaft sprechen, gibt es weitere Erklärungsmodelle für die Mitgliederent-
wicklung. Hassel (1999: 47ff.) unterscheidet zyklische, strukturelle und institu-
tionelle Erklärungsmuster, die sich nicht nur auf die deutschen, sondern auch 
auf die Entwicklung der europäischen Gewerkschaften beziehen. 
Zyklische Erklärungsansätze setzen die gewerkschaftliche Mitgliederentwick-
lung in Beziehung zu Konjunkturverläufen, Inflations-, Lohn- und Beschäfti-
gungsentwicklung und die Höhe der Arbeitslosigkeit, sowie zu politischen Fak-
toren wie die Regierungsbeteiligung sozialdemokratischer Parteien. Das zykli-
sche Modell liefert zwar für die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts brauchbare 
Ergebnisse, kann aber danach nicht mehr empirisch überzeugen (Hassel 1999: 
49).  
Auf den unterschiedlichen Organisationsgrad in den einzelnen Sektoren und 
Branchen beziehen sich die strukturellen Erklärungsansätze. Danach ergeben 
sich unterschiedliche Potenziale der Organisierbarkeit in den einzelnen Wirt-
schaftsbereichen mit den entsprechend höheren Anteilen an Frauen, Angestell-
ten und Teilzeitkräften. Die anhaltende Tertiarisierung der Wirtschaft – darunter 
auch die zunehmenden Dienstleistungen im industriellen Sektor (vgl. Schmidt 
2000) – führt aber nicht nur zu einer gesteigerten Angestelltenzahl, die eine 
niedrige Organisationsneigung aufweisen. Darüber hinaus kommt es auch zu 
einer Zersplitterung der Branchen im Dienstleistungsbereich sowie der Entste-
hung ganz neuer Branchen wie etwa der New Economy, in denen Gewerk-
schaften bisher nicht vertreten waren.136  
Diese sektorale Verschiebung der Wirtschaft führt auch weg von einem Modell 
mit traditionellen, montan-mitbestimmten und großbetrieblichen Strukturen, die 
eine gewerkschaftliche Organisation erleichtern. Aufgrund des sich beschleuni-
genden Wandels des Wirtschaftssystems haben strukturelle Erklärungsmuster 
daher an Bedeutung gewonnen. 
  
136 Zu den Bedingungen und Möglichkeiten der gewerkschaftlichen Organisation in der New 
Economy vgl. ver.di 2004a. 
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Die institutionellen Erklärungsansätze richten ihren Blick auf die Eingebunden-
heit der Gewerkschaften in das (betriebs-)politische System. In Deutschland 
herrscht innerhalb der industriellen Beziehungen das duale System von Tarifau-
tonomie und Betriebsverfassung (Bispinck/Schulten 1999). Damit sind die Ge-
werkschaften neben ihrem gesetzlich zugesicherten Tarifmonopol auf die Im-
plementierung ihrer Interessen in den Betrieben angewiesen, die in der Regel 
über die Betriebsräte erfolgt. Gewerkschaftliche Mitgliedergewinnung und -wer-
bung geschieht so über die betrieblichen Interessenvertretungen,137 wobei die 
Installation von Betriebsräten und deren gewerkschaftliche Organisierung stark 
von der jeweiligen Branche und der Betriebsgröße abhängen. Insgesamt ist in 
allen Wirtschaftsbereichen eine Verbetrieblichung der Interessenaushandlung 
seit den 1980er-Jahren zu beobachten, bei der die Betriebsräte, auch durch die 
zusätzlichen Rationalisierungsmaßnahmen, zunehmend in die Defensive gera-
ten sind und ihre Chancen der Mitgestaltung betriebsrelevanter Entscheidungen 
sinken (Schmid /Trinczek 1999). 
4.1.2.1. Betriebsgröße 
Die Existenz eines Betriebsrates ist stark mit der Größe des Betriebes verknüpft 
(vgl. Abbildung 4.3.). Bei Betrieben mit über 200 Beschäftigten sind in mehr als 
75 % der Fälle Betriebsräte vorhanden, während es in den Kleinbetrieben mit 
bis zu 50 Beschäftigten nur einen Anteil von 7 % gibt.138 Der geringe Anteil in 
den Kleinbetrieben führt dazu, dass die Gesamtzahl der Beschäftigten, die in 
einem betriebsratslosen Betrieb arbeiten, recht hoch ist. So arbeiteten 2003 im 
Westdeutschland 52 % (in Ostdeutschland 61 %) in einem Betrieb ohne betrieb-
  
137 So betreiben 49 % der an der WSI-Befragung von 2004/05 teilnehmenden Betriebsräte 
Mitgliedschaftswerbung für die Gewerkschaften (Behrens 2005: 337). Als weiteren wich-
tigen Indikator für die betriebsrätliche Mitgliederwerbung macht Behrens das Vorhanden-
sein von Vertrauensleuten aus, die jedoch in den letzten Jahren stark rückläufig sind.  
138 Die Angaben über Betriebsräte weichen erheblich voneinander ab, je nachdem ob sie 
von Arbeitgeber- oder Gewerkschaftsseite gemacht werden. So sah das Institut der deut-
schen Wirtschaft für 1994 ca. 18.000 Betriebe mit Betriebsrat, während der DGB 40.000 
Betriebe zählte (Müller-Jentsch/Ittermann 2000: 218). Ein Grund für diese Differenz liegt 
in der Erfassung der Daten von IW und DGB auf der verbandlichen Ebene, die insbeson-
dere Kleinbetriebe auslässt (Ellguth 2003). 
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liche Interessenvertretung.139 Dabei erweist sich die absolute Zahl der Betriebs-
räte – mit Schwankungen – in den letzten zehn Jahren als relativ stabil. 
Das häufige Vorkommen betriebsratsloser Kleinbetriebe mit ihren negativen 
Folgen für die Organisationsfähigkeit von Gewerkschaften ist seit Beginn der 
1990er-Jahre Thema der empirischen Forschung (Lorenz/Wagner 1991). Dabei 
steigt die Organisationsneigung zu Interessenvertretungen mit steigender Be-
triebsgröße, und zwar unabhängig von der sektoralen Zugehörigkeit – dies gilt 
selbst für den sonst starken Organisationsbereich der IG Metall (IG Metall 
1999).140 
Abbildung 4.3. Bestehen eines Betriebsrates und Größe des Betriebs 
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Anmerkungen: Basis sind alle privatwirtschaftlichen Betriebe mit mindestens 5 Beschäftigten, 
ausgenommen Landwirtschaft und Organisationen ohne Erwerbszweck 
Quelle: IAB-Betriebspanel  
 
  
139 Die WSI-Betriebsrätebefragung 2004/05 ermittelt – aufgrund anderer Berechnungsme-
thoden, wie die Einbeziehung personalratsfähiger Dienststellen und der Begrenzung der 
Betriebsgröße auf mindestens 20 Beschäftigte – einen Anteil von 22,8 % der Beschäftig-
ten, die nicht durch einen Betriebrat vertreten werden (Schäfer 2005). 
140 In der WSI-Befragung der Betriebs- und Personalräte 2004/05 liegt die Quote der Be-
triebsstätten ohne Betriebsräte in allen Wirtschaftsbereichen zwischen 20 % und 38 %. 
Lediglich in der öffentlichen Verwaltung und im Banken- und Versicherungswesen sind 
weniger als 10 % der Beschäftigten ohne Betriebsrat (Schäfer 2005: 292). Dies lässt dar-
auf schließen, dass weniger die Branche für das Entstehen eines Betriebsrats entschei-
dend ist, als vielmehr die vorherrschende Größe der Betriebe in den entsprechenden 
Wirtschaftsbereichen. 
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Dieses Organisationsdefizit bei den Kleinbetrieben stellt die Gewerkschaften – 
mit ihrem Branchengewerkschaftsprinzip und der Ausrichtung auf Großbetriebe 
– vor ein erhebliches Organisationsproblem, das erst allmählich erkannt wird, 
„durch die Erkenntnis, dass dem Schrumpfen der Großbetriebe ein Prozess 
entgegenzusetzen ist, der die Mitgliederbasis in Klein- und Mittelbetrieben lang-
fristig erhöht“ (Rudolph 1996: 22). Dies dürfte die gewerkschaftliche Mitglieder-
gewinnung jedoch erheblich zeit- und kostenintensiver machen (Schnabel/Pege 
1992: 88). 
Neben der Betriebsgröße ist auch der Wirtschaftsbereich entscheidend dafür, 
wie hoch der Anteil an Betrieben mit Betriebsrat ist. Während die Quote der Be-
triebsräte in Betrieben mit über 20 Beschäftigten im produzierenden Gewerbe 
zwischen 1984 und 1990 nur von 49 % auf 43 % sank, ging er im privaten 
Dienstleistungssektor um 8 Prozentpunkte zurück, obwohl die Beschäftigungs-
rate im gleichen Zeitraum um 12 Prozentpunkte stieg (Wassermann 1999: 76f.). 
Im Einzelhandel stellt sich eine Zweiteilung der Betriebsstruktur dar: Es domi-
nieren die Kleinbetriebe,141 entweder als Einzelgeschäfte oder häufiger als Fili-
albetriebe142, und es gibt die großen Kaufhäuser und SB-Warenhäuser mit ca. 
150 bis 500 Beschäftigten.  
Dribbusch (2003: 82) schätzt die Zahl der Betriebsräte Ende der 1990er-Jahre 
bei den großen Kauf- und Warenhäusern auf 90 % und bei den SB-Märkten auf 
50 %. Eine geringe Verbreitung der Betriebsräte gibt es dagegen bei den Le-
bensmittelsupermärkten.143  
4.1.2.2. Gewerkschaftlicher Organisationsgrad der Betriebsräte 
Ist ein Betriebsrat vorhanden, so stellt es sich für das Organisationsziel der 
Gewerkschaften als wichtig dar, dass dieser Betriebsrat gewerkschaftlich orga-
  
141 Von den 2004 gemeldeten 719.000 Unternehmen im Handel (allerdings inklusive In-
standhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen und Gebrauchsgütern) haben über 
662.000 Unternehmen weniger als 10 Beschäftigte. Lediglich 1175 Unternehmen weisen 
mehr als 250 Beschäftigte aus (Statistisches Bundesamt 2005: 487). Detailliertere Zahlen 
sind älteren Datums: 1993 arbeiten fast die Hälfte der im Einzelhandel Beschäftigten in 
Arbeitsstätten mit unter 10 Beschäftigten (Statistisches Bundesamt 1996: 262).  
142 Um die kleinen Filialen betriebsratsfähig zu machen, besteht die Möglichkeit, einen so 
genannten § 3-Tarifvertrag zwischen Unternehmen und Gewerkschaften abzuschließen, 
der die Errichtung filialübergreifender Betriebsräte ermöglicht. 
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nisiert ist. Der gewerkschaftliche Organisationsgrad der Betriebsratsmitglieder 
sank zwischen 1981 und 1994 von 78 % auf 75 % (Rudolph/Wassermann 1998: 
48). Dieser leicht sinkende Trend konnte durch die Neuordnung des Betriebs-
verfassungsgesetzes bei den Wahlen 2002 gestoppt werden. So verzeichnete 
die IG Metall nach einem Rückgang ihrer Mandate um 10 % zwischen 1994 und 
1998 wieder einen Zuwachs um 11 % bei den Wahlen im Jahr 2002 (Ru-
dolph/Wassermann 2003: 9).144 
Der gewerkschaftliche Organisationsgrad der Betriebsräte ist in den verschie-
denen Wirtschaftsbereichen unterschiedlich hoch. Rudolph/Wassermann (1998: 
22) sehen bei ihrer Untersuchung das gewerkschaftliche Organisationsniveau 
im Dienstleistungsbereich bei 69 %, während im produzierenden Gewerbe 84 % 
der Betriebsräte einer Gewerkschaft angehören. Zu einem ähnlichen Ergebnis 
kommt die WSI-Betriebs- und Personalrätebefragung, dort lag 1999/2000 der 
Anteil der gewerkschaftlich organisierten Betriebsräte im Dienstleistungssektor 
um 10 Prozentpunkte niedriger als im produzierenden Sektor (88,7 % zu 
78,6 %). Dabei ist aber innerhalb des Dienstleistungsbereichs kein einheitlicher 
Wert festzumachen; so sind im Einzelhandel z. B. fast 90 % der Betriebsrats-
mitglieder gewerkschaftlich organisiert (Trautwein-Kalms/Viedenz 2001: 14).145 
Einen etwas schwächeren Einfluss übt die Betriebsgröße auf die gewerkschaft-
liche Organisation der Betriebsräte aus.146 Für den Organisationsbereich der 
HBV stellen Rudolph/Wassermann (1996: 132) fest, dass je größer der Betrieb 
ist, desto höher ist der Organisationsgrad sowohl für die HBV als auch für die 
DAG. Diese Tendenz gilt allerdings nicht für Kleinbetriebe mit bis zu 20 Be-
schäftigten, denn dort ist der Organisationsgrad der HBV unter den Betriebsrä-
ten am größten. Ähnliches gilt für die Wahlauswertung 2002 der IG Metall (Ru-
  
143 Zu den Schwierigkeiten bei der Bildung von Betriebsräten bei den Discountern vgl. Giese 
2006. 
144 Auch an dieser Stelle muss darauf hingewiesen werden, dass quantitative Angaben über 
Betriebsräte, wenn sie auf Gewerkschaftsstatistiken beruhen, fehlerhaft sind, da übli-
cherweise nur solche Betriebe erfasst werden, die den Gewerkschaften bekannt und da-
mit in der Regel organisiert sind. 
145 Das Institut der deutschen Wirtschaft kommt 1998 zu einem anderen Ergebnis, wobei 
das Verhältnis zwischen Dienstleistungssektor und produzierendem Sektor tendenziell 
erhalten bleibt: Danach sind 41,1 % der Betriebsräte im Dienstleistungssektor im DGB 
organisiert, im verarbeitenden Gewerbe sind es 68,3 % (Niedenhoff/Reiter 2000: 29).  
146 Die gewerkschaftliche Organisierung und spätere Betreuung von Kleinbetrieben kann mit 
Blick auf die Kosten und die zu erwartenden Mitgliedergewinne für die Gewerkschaften 
uninteressant sein, wenn nicht organisationspolitische Gründe eine Rolle spielen (Drib-
busch: 2003: 35). 
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dolph/Wassermann 2003: 42). Dort steigt der Wert der im DGB organisierten 
Betriebsräte von ca. 70 % bei den Betrieben mit zwischen 20 und 50 Beschäf-
tigten auf fast 87 % bei Betrieben mit über 1000 Beschäftigten. Gleichzeitig ist 
der Wert von 77 % organisierter Betriebsräte in den Kleinbetrieben mit unter 20 
Beschäftigten überraschend hoch.  
Für den in der HBV organisierten Einzelhandel kommt Dribbusch (2003) zu dem 
Ergebnis, dass der Organisationsgrad der Betriebsräte stark von den jeweiligen 
Häusern oder Filialen und dem jeweiligen Ort abhängt. Er sieht die starken 
Schwankungen bei der Anzahl der gewerkschaftlichen Betriebsräte und auch 
der Mitglieder im unterschiedlichen Engagement der einzelnen Betriebsräte 
bzw. Betriebsratsgremien und der örtlichen gewerkschaftlichen Bezirksverwal-
tung begründet (Dribbusch 2003: 244f.). Gleichzeitig erweist sich eine gewerk-
schaftliche Organisierung bei den Filialbetrieben dann als günstig, wenn die 
Betriebsratsbereiche ein Zentral- oder Auslieferungslager als Mittelpunkt haben, 
und die Fahrer für die Betriebsratsarbeit gewonnen werden können (Dribbusch 
2003: 146). Offensichtlich spielt damit – zumindest im Einzelhandel – nicht nur 
die Betriebsgröße eine entscheidende Rolle bei der Organisationsfähigkeit der 
Betriebsräte, sondern auch die Art des Betriebes und das gewerkschaftliche 
Engagement. 
4.1.3. Fazit 
Die anhaltenden Mitgliederverluste seit den 1990er-Jahren bei den DGB-
Gewerkschaften lassen sich auf zwei wesentliche Faktoren eingrenzen. Der 
erste Punkt ist die immer schon vorhandene schwache Anziehungskraft der 
Gewerkschaften auf die Angestellten, die durch zunehmende Tertiarisierung der 
Wirtschaft eine Organisationslücke bei den Gewerkschaften aufgeworfen hat.147 
So kommt es, dass inzwischen eine Minderheit auf dem Arbeitsmarkt, die des 
männlichen Industriearbeiters, die interessenpolitische Mehrheit in den Ge-
werkschaften bildet (Hassel 2000: 136). Diese Mehrheitsgruppe verhindert 
auch, dass sich eine Veränderung im Sinne einer Ausrichtung von der Industrie- 
  
147 Gemessen an der Verschiebung der Beschäftigten vom sekundären in den tertiären Sek-
tor mit seinen Auswirkungen auf die gewerkschaftliche Mitgliederzahl ist dagegen der 
Verbreitungs- und gewerkschaftliche Organisationsgrad von Betriebsräten insgesamt er-
staunlich stabil. 
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zur Dienstleistungsgewerkschaft vollziehen kann (Hassel 2000: 130). Die Mit-
gliederstruktur wird auch dann zu einem Organisationsproblem, wenn die Ge-
werkschaften weiter für sich beanspruchen, im Rahmen ihres allgemeinpoliti-
schen Selbstverständnisses für die Mehrheit der Arbeitnehmer zu sprechen 
(Weischer 1993: 141). Das Dilemma der Gewerkschaften besteht darin, „sich 
gleichzeitig für neue soziale Gruppen und Interessenlagen öffnen zu müssen, 
während sie weiterhin und zunehmend unter erschwerten Rahmenbedingungen 
ihre Tarifarbeit für die noch mobilisierbaren Kernmitgliedschaftsgruppen betrei-
ben müssen“ (Ebbinghaus 2003: 202). 
Der zweite Grund für die starken Mitgliederverluste der Gewerkschaften ist der 
seit Mitte der 1990er-Jahre anhaltende Bedeutungsverlust bei den jüngeren 
Arbeitnehmern. Die rückläufige Mitgliederentwicklung ist also kein Austritts-, 
sondern ein Beitrittsproblem. Wenn auch in Zukunft ältere aus der Gewerk-
schaft ausscheidende mitgliederstarke Jahrgänge nicht adäquat durch jüngere 
Mitglieder ersetzt werden können, wird der Mitgliederrückgang auf längere Sicht 
anhalten – selbst bei gewandelten Organisationsstrukturen hin zur Dienstlei-
stungsgewerkschaft. Eine verstärkte Mitgliedergewinnung der jüngeren Arbeit-
nehmer ist aber auch dadurch gefährdet, dass sie kaum noch auf gewerkschaft-
liche Strukturen in der Arbeits- und Lebenswelt der Jugendlichen zurückgreifen 
kann, da diese bereits durch den Mitgliederschwund nur noch rudimentär vor-
handen sind. Ver.di trifft diese Entwicklung im besonderen Maß. Dabei hat der 
Gewerkschaftszusammenschluss weder einen bremsenden noch einen verstär-
kenden Einfluss auf den Mitgliederrückgang genommen. Der kontinuierlich 
wachsende Angestelltenanteil in den von ver.di vertretenen Wirtschaftsberei-
chen lässt sich insbesondere im Hinblick auf die jüngeren Arbeitnehmer nur 
schlecht organisieren, obwohl in diesen Branchen auch zukünftig mit noch mehr 
Beschäftigten zu rechnen ist. Dieser negativen Entwicklung stehen der relativ 
hohe Organisationsgrad von Teilzeitbeschäftigten im Einzelhandel sowie der 
dort vorhandene überdurchschnittlich hoch organisierte Frauenanteil entgegen. 
Dagegen bilden insbesondere im Handel die Betriebsstrukturen – vornehmlich 
kleine Einzelbetriebe und Filialen – ein schwer mit Betriebsräten zu besetzen-
des gewerkschaftliches Organisationsfeld. Dass allerdings auch dort gewerk-
schaftliche Mitgliedergewinnung möglich ist – wenn auch mit erheblichem Auf-
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wand –, zeigt etwa die erfolgreiche Schlecker-Kampagne der HBV in den 
1990er-Jahren.148 
4.2. Einstellungen und Erwartungen der Mitglieder 
Nach den Befunden zur Mitgliederentwicklung richtet sich der Blick nun auf die 
Interessenvertretung der Mitglieder seitens der Gewerkschaften. Hierbei lassen 
sich vier Schwerpunkte herausarbeiten, die konkrete Erwartungen an die Ge-
werkschaften beinhalten, innerorganisatorische Erfahrungen der Mitglieder re-
flektieren und grundsätzliche Einstellungen der Mitglieder wiedergeben: 
• Image und Aufgaben der Gewerkschaften, 
• Beitritts- und Mitgliedschaftsmotive, 
• Leistungs- und Betreuungserwartungen, 
• Erwartungen an innerorganisatorische Partizipation und ehrenamtliches 
Engagement. 
Die Auswertung der Ergebnisse der empirischen Arbeiten, bei denen Einstel-
lungen und Erwartungen der Mitglieder abgefragt wurden, bezieht sich auf Stu-
dien der letzten zehn Jahre. Dazu gehören: 
• die Mitgliederbefragung der IG Metall in Ostdeutschland (Boll 1997), 
• die Befragung der ostdeutschen Mitglieder der GTB (Frege 1995, 1997), 
• die ÖTV-Mitgliederbefragung 2000 (ÖTV 2001), 
• die von „polis“ 1999 durchgeführte Befragung unter Mitgliedern und Nicht-
Mitgliedern der IG Metall (Eichler 2000), 
• das DGB-Trendbarometer 2002 (DGB 2002) – hier wurden auch Nicht-
Mitglieder befragt – sowie dessen kritische (arbeitgebernahe) Interpretati-
on (Pege 2000b), 
• die ebenfalls alle Arbeitnehmer umfassende Untersuchung des Instituts 
der deutschen Wirtschaft (Pege 1997), 
  
148 Der gewerkschaftliche Organisationsgrad konnte in der Drogeriekette Schlecker, die aus 
einer Vielzahl von kaum verbundenen Kleinstfilialen besteht, durch eine intensive Betreu-
ungsarbeit von 1 % im Jahr 1994 auf 13 % im Jahr 2002 erhöht werden. Gleichzeitig ent-
standen in ca. 70 von 270 infrage kommenden Bezirken Betriebsratsgremien (vgl. Huhn 
2001). 
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• die Repräsentativbefragung von Mitgliedern und Nicht-Mitgliedern in der 
Region Berlin (Berlin-Brandenburg BUS) 2004 (Stöss 2005) 
Von ver.di liegen hierzu ebenfalls zwei Befragungen aus dem Jahr 2002 vor, die 
allerdings nicht repräsentativ sind und deren Untersuchungszweck eher der 
Qualitätssicherung diente (Bechmann 2002, ver.di 2003). 
4.2.1. Image und Aufgaben der Gewerkschaften,  
Beitritts- und Mitgliedschaftsmotive 
Das gewerkschaftliche Image wird bei den Untersuchungen abgefragt, die sich 
sowohl an Nicht-Mitglieder als auch an Mitglieder wenden, und erfasst dabei 
unterschiedliche Dimensionen: Stöss (2005) versteht unter dem Begriff Image 
das Vertrauen in die Gewerkschaften und die Interessenvertretenheit der Be-
fragten. Beim DGB-Trendbarometer (DGB 2002) und bei der IW-Befragung 
(Pege 1997) werden darunter die Einstellungen zur Rolle der Gewerkschaften 
in der Gesellschaft, die persönliche Nähe und Sympathie zur Gewerkschaft und 
die Zufriedenheit mit bestimmten Aufgabenfeldern der Gewerkschaften ver-
standen. 
Insgesamt zeigt sich bei den Image-Beurteilungen eine starke Diskrepanz zwi-
schen Mitgliedern und Nicht-Mitgliedern. So bewegen sich die positiven Bewer-
tungen der Mitglieder in Bezug auf die Interessenvertretenheit bei Stöss (2005) 
und bezüglich der Einschätzung der Wichtigkeit der Gewerkschaften im DGB-
Trendbarometer (DGB 2002: 14f.) zwischen 70 % und 80 %. Schlechter wird 
das Vertrauen in die Gewerkschaft mit 42 % Zustimmung (Stöss 2005: 64) be-
wertet. Auch in der IW-Studie liegen die positiven Zuschreibungen der Mitglie-
der in einem ähnlich hohen Bereich. So bezeichnen dort 56,9 % der Mitglieder 
die Gewerkschaft als „zukunftsorientiert“ und 58,9 % als „politisch engagiert“ 
(Pege 1997: 29).  
Wesentlich kritischer werden die Gewerkschaften von den Nicht-Mitgliedern 
gesehen.149 Auch hier sind teils klare positive Image-Bewertungen zu verzeich-
  
149 In einer von der Forschungsgruppe Wahlen durchgeführten Umfrage 1998 rangieren die 
Gewerkschaften in der Bevölkerung bei der Frage nach dem Vertrauen in Institutionen 
hinter den staatlichen Institutionen, den Kirchen und den Unternehmerverbänden, und 
nur noch vor den Parteien und Politikern (Bertelsmann Stiftung 2004: 68). 
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nen, allerdings liegt die Anzahl der positiven Beurteilungen von Gewerkschaften 
bei Stöss (2005) und im DGB-Trendbarometer 2002 in der Regel 20 bis 30 Pro-
zentpunkte unter den Werten der Mitglieder. Besonders niedrig ist der Anteil der 
Zustimmung bei der Frage nach der Interessenvertretung, der mit 42 % (glei-
cher Wert beim DGB-Trendbarometer und beim Berlin-Brandenburg BUS) deut-
lich geringer ausfällt als bei den Mitgliedern. Zusätzlich ist hier beim DGB-
Trendbarometer ein Abfall der Zustimmung um 5 Prozentpunkte innerhalb von 
zwei Jahren (von 2000 zu 2002) zu beobachten.150 
Das gewerkschaftliche Image ist – soweit es die gesellschaftliche Bedeutung 
betrifft – insgesamt positiv, dies erkennt auch die arbeitgebernahe Studie von 
Pege (2000b: 69) an, mit den zu erwartenden Unterschieden zwischen Mitglie-
dern und Nicht-Mitgliedern. Nur durch die immer schwächer werdende Zustim-
mung der Nicht-Mitglieder zur Interessenvertretung der Gewerkschaften deutet 
sich das Dilemma der Gewerkschaften an, das sich bereits in der Analyse der 
Mitgliederstruktur gezeigt hat. Es stellt sich heraus, dass sich die Interessen der 
Mehrheit der Mitglieder von den Interessen der insgesamt in der Überzahl ste-
henden Arbeitnehmer inzwischen deutlich voneinander unterscheiden. 
Die Frage nach den wichtigen Aufgabenfeldern steckt den Rahmen für die Arti-
kulation der Interessen der Gewerkschaften aus der Sicht der Mitglieder ab. Die 
Erhebung der gewerkschaftlichen Aufgabenfelder bewegt sich in den Untersu-
chungen – DGB-Trendbarometer 2002, ÖTV-Mitgliederbefragung 2001 und IG-
Metall-Mitgliederbefragung in Ostdeutschland 1994 (Boll 1997) – auf der Ebene 
des allgemeinpolitischen Engagements, der Tarif- und Betriebspolitik, aber auch 
in Bezug auf innerorganisatorische Themen. Aufgrund der unterschiedlichen 
Erhebungsmethoden können hier nur Tendenzen und Rangplätze der Aufga-
bengebiete genannt werden.151  
  
150 Beim Datenreport des Statistischen Bundesamtes (2004: 647), der das Vertretungsgefühl 
von Mitgliedern und Nicht-Mitgliedern der Gewerkschaften zwischen 1990 und 1998 ana-
lysiert und sich dabei auf die Datengrundlagen des WZB und des ALLBUS beruft, sinkt 
das Vertretungsgefühl der westdeutschen Nicht-Mitglieder zwischen 1990 und 1998 von 
knapp 38 % auf 27 %, während es bei den Mitgliedern nur einen leichten Rückgang auf 
hohem Niveau gibt (1990: 88,3 %, 1998: 82,3 %). 
151 Im DGB-Trendbarometer wird keine Unterscheidung zwischen Mitgliedern und Nicht-
Mitgliedern getroffen. Die Vorgabe der Antwortkategorien für wichtige gewerkschaftliche 
Aufgabenfelder ist in den drei vorliegenden Studien sehr unterschiedlich. So beziehen 
sich die Aufgabenfelder im DGB-Trendbarometer fast ausschließlich auf allgemein- und 
sozialpolitische Aufgabenfelder, sodass der Bereich Tarifpolitik bzw. Löhne und Gehälter 
hier fehlt. 
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Das Aufgabenfeld „Erhalt von Arbeitsplätzen“ liegt beim DGB-Trendbarometer 
(DBG 2002: 7) und bei der IG-Metall-Befragung (Boll 1997: 129) an erstgenann-
ter Stelle (diese Aufgabe wurde bei der ÖTV-Mitgliederbefragung nicht in dieser 
Form abgefragt).152 Ähnlich hoch rangieren die Aufgabenbereiche „Löhne und 
Gehälter“ (IG Metall) bzw. „Tarifrecht/-geschehen“ (ÖTV-Mitgliederbefragung, 
ÖTV 2001: 39). Beim DGB-Trendbarometer gelten als weitere wichtige Aufga-
bengebiete die „Bereitstellung von Ausbildungsplätzen“ und die „Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen“, bei der ÖTV-Mitgliederbefragung werden noch „Ar-
beits-/Sozialrecht“ häufig genannt und in der IG-Metall-Befragung ist „Frauenpo-
litik“ ein wichtiges gewerkschaftliches Themenfeld. Insgesamt fokussiert sich 
das Interesse der Mitglieder damit überwiegend auf die Themenbereiche Ar-
beitsmarkt- und Sozialpolitik sowie die Aushandlung von Tarifverträgen. 
Die Frage nach den Gründen der Mitgliedschaft bzw. Beitrittsgründe werden im 
DGB-Trendbarometer und in der IG-Metall-Mitgliederbefragung erhoben. Hier-
bei zeigt sich ein deutliches Übergewicht des Themenbereiches rund um die 
tarifvertraglichen Leistungen, die in beiden Untersuchungen an erster Stelle 
rangieren. Zugenommen haben die Motive der Mitgliedschaft beim Vergleich 
der DGB-Trendbarometer von 2002 zu 2000 in den Beratungs- und Konfliktlö-
sungsleistungen der Gewerkschaften. Auch Boll sieht bei den jüngeren Ge-
werkschaftsmitgliedern ein erhöhtes Vorkommen der Beitrittsmotive „Unterstüt-
zung bei Konflikten mit dem Arbeitgeber“ und die Inanspruchnahme von ge-
werkschaftlichem Rechtsschutz (Boll 1997: 119).153 Abgenommen haben dage-
gen die Motive des Solidaritätsgedankens (IG-Metall-Befragung) und der Stär-
kung der gewerkschaftlichen Gegenmachtposition (DGB-Trendbarometer 
2002). Auf ein weiteres (fehlendes) Beitrittsmotiv macht Dribbusch aufmerksam: 
In einer HBV-Umfrage erklärten 80 % der Nicht-Mitglieder, dass sie noch nie 
auf eine Mitgliedschaft hin angesprochen wurden (2003: 142). 
Für den Einzelhandel weist Dribbusch (2003: 228f.) auf die besondere Bedeu-
tung von Tarifauseinandersetzungen und Kampagnen hin, wie z. B. die Diskus-
  
152 Interessanterweise liegen die möglichen Strategien zur Sicherung von Arbeitsplätzen, 
das Aufgabengebiet „Arbeitszeit“ bei der IG-Metall-Befragung und die „Flexibilisierung der 
Arbeitszeit“ beim DGB-Trendbarometer, nur auf mittleren Rangplätzen. 
153 Auch in der ÖTV-Mitgliederbefragung, die nur den Anlass der Mitgliedschaft erhebt, wird 
ein deutliches Ansteigen des Anlasses „Berufliche Fragen oder Probleme“ beobachtet 
(ÖTV 2001: 30). 
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sion um die Ladenschlusszeiten. In den Zeiten der Auseinandersetzung stiegen 
die Mitgliederzahlen signifikant in den betroffenen Landesbezirken. Die Kam-
pagnen und kontrovers geführte Tarifverhandlungen verhelfen erstens der Ge-
werkschaft zu einem größeren Bekanntheitsgrad, und Gewerkschaften werden 
zweitens im Rahmen des Konflikts als notwendig erachtet (Dribbusch 2003: 
229).154 
Es bleibt festzuhalten: Die Gewerkschaften besitzen bei ihren Mitgliedern 
grundsätzlich ein gutes Image, weil sie deren Interessen vertreten. Zwar wird 
das arbeits- und sozialpolitische Wirken der Gewerkschaften ebenfalls für wich-
tig erachtet, die Gründe für die Mitgliedschaft haben sich aber auf den individu-
ellen Nutzen der gewerkschaftlichen Leistungen – Tarifvertrag, betriebliche und 
persönliche Unterstützung – verlagert.155 Einziges gemeinsames Band zwi-
schen Image, Aufgaben und Mitgliedschaftsmotiven bildet die Tarifpolitik. 
4.2.2. Leistungs- und Betreuungserwartungen  
an die Gewerkschaft 
Die Erfassung der Leistungserwartungen zielt auf die Bewertung der selektiven 
Anreize, welche die Gewerkschaften ihren Mitgliedern bieten. Die angebotenen 
Leistungen lassen sich in konfliktnahe und konfliktferne Leistungen unterschei-
den (Streeck 1981: 316). Zu den konfliktnahen Leistungen zählen das Streik-
geld, der Arbeitsrechtsschutz und die Unterstützung bei Problemen im Betrieb; 
Serviceangebote fallen in den Bereich der konfliktfernen Leistungen. 
Bei den beiden Untersuchungen, welche die Bewertung der gewerkschaftlichen 
Leistungen abfragen,156 bestätigen sich die Beitrittsmotive der Mitglieder. So-
  
154 Hinzu kommt, dass bei einem Streik auch Streikgeld an unmittelbar eingetretene Mitglie-
der gezahlt wird, auch wenn nach den gewerkschaftlichen Richtlinien zur Streikunterstüt-
zung in der Regel eine bereits drei Monate andauernde Mitgliedschaft Voraussetzung 
wäre. 
155 Bei der IG-Metall-Befragung wird die Schieflage zwischen politischen Aufgabenzuwei-
sungen an die Gewerkschaften und Beitrittsmotiven am deutlichsten. Die Sicherung der 
Arbeitsplätze wird als oberstes Aufgabenziel der Mitglieder genannt, als Beitrittsmotiv 
rangiert der Grund „Schutz vor Arbeitslosigkeit“ aber nur im hinteren Mittelfeld der mögli-
chen Motive (Boll 1997: 116). 
156 Auch das IW fragte 1995 nach den gewünschten Aufgabenfeldern und Leistungen der 
Gewerkschaften. Die Ergebnisse sind aber an dieser Stelle kaum brauchbar, da haupt-
sächlich Führungskräfte und nicht organisierte Betriebsräte zur Befragung herangezogen 
wurden (Niedenhoff 1996). 
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wohl in der polis-Studie der IG Metall (Eichler 2000: 152) als auch bei der ÖTV-
Mitgliederbefragung (ÖTV 2001: 46) werden die konfliktnahen Unterstützungs-
leistungen im Streikfall, der Rechtsschutz beim Arbeits- und Sozialrecht sowie 
die allgemeine Beratung im Zusammenhang mit Problemen am Arbeitsplatz als 
wichtigste gewerkschaftliche Leistungen genannt. An der unteren At-
traktivitätsgrenze liegen für die Befragten in beiden Studien die konfliktfernen 
Leistungen aus dem Mitgliederservice: Versicherungsleistungen, Treuegeld, 
vergünstigte Konsumangebote.157 Auch für den Bereich des Einzelhandels sieht 
Dribbusch die konfliktnahen Leistungen als das wichtige Kriterium an (2003: 
278). 
Wenn die qualifizierte Beratung durch die Gewerkschaften eine so bedeutende 
Rolle für die Mitglieder spielt – bei der ÖTV-Mitgliederbefragung erachteten fast 
64 % der Mitglieder die Beratung als „sehr wichtig“ (ÖTV 2001: 78) –, gilt es 
einen Blick darauf zu werfen, wie die Qualität dieser Leistungserbringung von 
den Mitgliedern beurteilt wird.  
In der ÖTV-Mitgliederbefragung wird die Beratungsleistung in unterschiedliche 
Kriterien wie „Zeit für die Beratung“, „Fachkompetenz der Berater“ und „zeitna-
her Beratungstermin“ unterteilt, wobei die Beratungsleistungen insgesamt von 
einer großen Mehrheit der Mitglieder als zufrieden stellend angesehen wird 
(ÖTV 2001: 85ff.). Lediglich eine Minderheit von ca. 15 % sieht in den einzelnen 
Kriterien der Beratung einen Verbesserungsbedarf. Anders sieht es bei der In-
ternet-Befragung von ver.di aus dem Jahr 2002 aus, bei der die unterschiedli-
chen Leistungsfelder beurteilt werden sollten. Dort gaben 40 % der ver.di-
Mitglieder dem Rechtsschutz eine „weniger gute“ oder „schlechte“ Beurteilung, 
mit der persönlichen Beratung waren 54 % unzufrieden. Die Erreichbarkeit der 
Gewerkschaften wurde von 65 % der Mitglieder bemängelt (Bechmann 2002: 
6).  
Die polis-Studie der IG Metall gibt einen Hinweis darauf, dass die nicht zufrie-
den stellende Leistungserbringung durchaus ein Austrittsgrund sein kann. Dort 
  
157 Dass die Befragung der Mitglieder nach der Wichtigkeit von noch nicht vorhandenen Lei-
stungen mit Vorsicht zu bewerten sind, zeigt das Leistungskriterium „Mieterberatung“: So 
fanden 52 % der befragten ÖTV-Mitglieder die noch nicht vorhandene Mieterberatung at-
traktiv (ÖTV 2001: 51), bei den IG-Metall-Mitgliedern erachteten aber nur weniger als 
20 % der Mitglieder die dort bereits vorhandene Mieterberatung als wichtig (Eichler 2000: 
152).  
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hielten über 50 % der ausgetretenen Mitglieder die Arbeit der IG Metall in den 
Betrieben und den Einsatz der IG Metall für die Mitglieder für nicht ausreichend 
– ein höherer Wert als bei der Gruppe der Nicht-Mitglieder (Eichler 2000: 154f.) 
Aus diesen etwas uneinheitlichen Ergebnissen lässt sich vor dem Hintergrund 
der gestiegenen Bedeutung des Mitgliedschafts- bzw. Beitrittsmotivs der Bera-
tung zumindest die Entwicklung abzeichnen, dass der Beratungsbedarf der Mit-
glieder selbst bei derzeit noch zufrieden stellenden Ergebnissen in Bezug auf 
die Beurteilung der Leistungserbringung gesteigert werden muss um den zu 
erwartenden Mehraufwand an Beratungsleistungen erbringen zu können. 
4.2.3. Ehrenamtliches Engagement und  
innerorganisatorische Partizipation 
Vor dem Hintergrund des in der Theorie des Dritten Sektors unterstellten ge-
stiegenen Partizipationsbedürfnisses und des gewerkschaftlichen Selbstver-
ständnisses der innerverbandlichen Demokratie gilt es zu klären, wie die Mit-
glieder Defizite und Chancen der innergewerkschaftlichen Willensbildung beur-
teilen.  
Neben den Einstellungen und Erfahrungen der Mitglieder hierzu wird auch der 
Aspekt des ehrenamtlichen Engagements bzw. die Teilnahme an gewerkschaft-
lichen Aktivitäten zu untersuchen sein, da dies als ein Gradmesser zur Bereit-
schaft an der Teilnahme an innergewerkschaftlichen Willensbildungsprozessen 
zu werten ist. 
Bei der ÖTV-Mitgliederbefragung zeigt sich, dass nur 12,5 % der Mitglieder eh-
renamtlich in der ÖTV tätig sind, wobei sich die Aktivitäten hauptsächlich auf die 
betriebliche Ebene beziehen oder in der Teilnahme an Veranstaltungen und 
Versammlungen bestehen. Die Frage nach einem zukünftigen ehrenamtlichen 
Engagement wird sehr verhalten von den Mitgliedern beantwortet (ÖTV 2001: 
94). 
Frege (1995: 80f.) kommt bei der Studie zur Partizipationsbereitschaft von Mit-
gliedern der Gewerkschaft GTB 1994 in Ostdeutschland zu dem Ergebnis, dass 
sich zwar eine Mehrheit der Befragten an „einfachen“ Formen der Partizipation 
– z. B. Unterstützung des Betriebsrates, Teilnahme an einem Streik – beteiligen 
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würde, „schwere“ Partizipationsformen wie eine Kandidatur zum Betriebsrat 
oder der Tarifkommission werden aber mit großer Mehrheit abgelehnt. Von den 
Befragten bezeichneten sich 14 % als aktive Mitglieder (Frege 1997: 810). 
Boll (1997) kommt bei der Analyse des Teilnahmeverhaltens und des Partizipa-
tionswillens der ostdeutschen IG Metaller zu einem ernüchternden Ergebnis. 
Die Teilnahme der Mitglieder beschränkt sich fast ausschließlich auf betriebli-
che Veranstaltungen (Betriebsrats- und Vertrauensleutewahlen, Belegschafts-
versammlungen) und für die meisten der Befragten besteht auch kein Anlass für 
eine stärkere Teilnahme am gewerkschaftlichen Willensbildungsprozess (Boll 
1997: 271), wobei hier die größten Einflussbedürfnisse im Bereich der Tarifpoli-
tik und des Betriebsrates gesehen werden. Gleichzeitig ist eine große Mehrheit 
der Mitglieder der Ansicht, dass sie nicht nach ihrer Meinung gefragt werden 
und Funktionäre ohnedies Entscheidungen alleine treffen. Boll stellt mit Blick 
auf diese Ergebnisse die Frage, „inwiefern die eingeschlagenen oder bisher nur 
vorgetragenen Strategien eines erweiterten Partizipationsangebots mit dem Ziel 
einer verstärkten Mitgliederbindung nicht weitestgehend ihrer empirischen 
Grundlage entbehren“ (1998: 274).  
Als Ergebnis der hier vorgetragenen Untersuchungen bleibt festzuhalten, dass 
nur eine kleine Minderheit der Mitglieder gewerkschaftlich aktiv ist, und dies in 
der Regel nur auf Betriebsebene. Außerdem wird ein Engagement in der Ge-
werkschaft von den Mitgliedern kaum angestrebt – und wenn, dann nur im be-
trieblichen Bereich. Dass dabei gleichzeitig Mitwirkungsdefizite von den Mitglie-
dern benannt werden, ist nicht unbedingt als Aufforderung zur Einrichtung von 
mehr Partizipationsangeboten zu verstehen, es kann gleichzeitig auch als eine 
Zustandsbeschreibung der Mitglieder begriffen werden, ohne dass hier ein 
Handlungsbedarf besteht. 
4.3. Einstellungen und Erwartungen von Zielgruppen 
In diesem Abschnitt werden die Untersuchungsergebnisse zu Einstellungen und 
Erwartungen besonderer Zielgruppen behandelt, die für die Gewerkschaften 
von besonderer Bedeutung sind. Die Gruppe der Betriebsräte mit ihrer Funktion 
als Bindeglied zwischen hauptamtlichem Funktionärsapparat und einfachem 
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Mitglied stellt im Hinblick auf die betrieblichen Bedürfnisse besondere und an-
ders gelagerte Erwartungen an die Gewerkschaften. Gleichzeitig artikulieren die 
Betriebsräte ihre Interessen stärker gegenüber den Gewerkschaften und kön-
nen diese auch besser durchsetzen, da sie als betriebliche Funktionsträger von 
erheblicher Bedeutung für die Gewerkschaften sind. 
Die anderen beiden Gruppen, bei denen Einstellungen und Orientierungen nicht 
nur im Hinblick auf Gewerkschaften dargestellt werden, bilden die in der Mit-
gliederschaft der Gewerkschaften unterrepräsentierten Angestellten und jungen 
Arbeitnehmer bzw. Jugendlichen. Anhand der Werte und Einstellungen der An-
gestellten und der jungen Arbeitnehmer soll geklärt werden, warum bei diesen 
Gruppen eine so große Distanz zu den Gewerkschaften besteht. 
4.3.1. Betriebsräte 
Aufgrund ihrer Aufgabenfelder haben Betriebsräte einen wesentlich intensive-
ren und qualitativ höheren Betreuungsbedarf als die einfachen Mitglieder. Die 
Intensität des Kontakts mit der Gewerkschaft ist dabei stark von der Betriebs-
größe abhängig.  
Sowohl die WSI-Betriebs- und Personalrätebefragung (Dorsch-Schweizer/ 
Schulten 2001) als auch die von Müller-Jentsch/Seitz (1998) durchgeführte Be-
fragung von Betriebsräten im Maschinenbau sehen kleine Betriebe eindeutig im 
Nachteil. Deren Betriebsräte haben deutlich weniger Kontakte mit den zustän-
digen Gewerkschaftssekretären sowohl in quantitativer als auch in qualitativer 
Hinsicht.158  
Als Konsequenz daraus schneiden die Gewerkschaften in der Bewertung ihres 
Betreuungsverhaltens in der WSI-Befragung bei den Kleinbetrieben deutlich 
  
158 Regelmäßigen persönlichen Kontakt haben die Betriebsräte in kleinen Betrieben des 
Maschinenbaus mit bis zu 100 Beschäftigten nur in ca. 38 % der Fälle, zu gut einem Drit-
tel gibt es zumindest telefonische Betreuung und bei 25 % bis 38 % der Betriebräte findet 
gar kein Kontakt statt. Dagegen haben die Betriebsräte der größeren Betriebe (ab 200 
Beschäftigte) einen wesentlich häufigeren persönlichen Kontakt (66 % bis 78 %), und un-
betreute Betriebe sind hier eher die Ausnahme (Müller-Jentsch/Seitz 1998: 381). Ähnlich 
das Ergebnis der WSI-Befragung: Bei den oben bezeichneten Kleinbetrieben findet in 
29 % bis 40 % der Fälle eine Unterstützung entweder gar nicht oder nur nach Aufforde-
rung statt (Dorsch-Schweizer/Schulten 2001: 121). 
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schlechter ab als bei den größeren Betrieben.159.Allerdings liegen die Gründe 
für eine Kritik an der Betreuung der Betriebsräte an der gewerkschaftlichen Un-
terstützung nicht nur in der zu seltenen und zu langsamen Betreuung, sondern 
der Hauptkritikpunkt ist die mangelnde Orientierung der Betreuung an den tat-
sächlichen Interessen der Belegschaft, gefolgt von fehlender fachlicher Kompe-
tenz (Dorsch-Schweizer/Schulten 2001: 121). 
Die Themenfelder, bei denen sich die Betriebsräte Unterstützung von den Ge-
werkschaften wünschen, spiegeln die allgemeine Beschäftigungsentwicklung 
und die zunehmende Verlagerung von Handlungsregularien auf die betriebliche 
Ebene wider. Bei der Befragung der Betriebsräte im Maschinenbau und bei der 
WSI-Befragung stellt sich in den Problembereichen Kündigungsschutz, Be-
schäftigungssicherung, Entlohnung und Arbeitszeitgestaltung ein hoher Betreu-
ungsbedarf heraus (Dorsch-Schweizer/Schulten 2001: 122, Müller-
Jentsch/Seitz 1998: 381).160 Mit zunehmender Betriebsgröße gewinnt auch das 
Thema Technikgestaltung an Bedeutung. 
Es ist allerdings in den letzten Jahren zu einer leichten Verlagerung der Ein-
schätzung betrieblicher Probleme aus Sicht der Betriebsräte gekommen: Ran-
gierten gegen Ende der 1990er-Jahre die Themen Personalabbau, Erhöhung 
des Leistungsdrucks und Arbeitszeitgestaltung auf den vorderen Plätzen (Schä-
fer 2001: 70), so nehmen inzwischen (WSI-Betriebsrätebefragung 2004/2005) 
die Problembereiche Arbeitsschutz, Weiterbildung und betriebliche Altersver-
sorgung diese Ränge ein (Schäfer 2005: 296) (vgl. Tabelle 4.5.). Im Dienstlei-
stungsbereich bilden dagegen die Arbeitszeitproblematik, personelle Maßnah-
men und deren Folgen sowie strukturelle Maßnahmen die Hauptaktionsfelder 
der Betriebsratsarbeit (Renneberg 2005: 111). Im Handel sind die Tätigkeitsfel-
  
159 Insgesamt beurteilen 51 % der befragten Betriebsräte die gewerkschaftliche Betreuung 
als „gut“ oder „sehr gut“ und 22 % als „ausreichend“ oder „mangelhaft“. Bei den Kleinbe-
trieben unter 50 Beschäftigten sehen 38 % der Betriebsräte nur eine „ausreichende“ oder 
„mangelhafte“ Betreuungsleistung, während in den Großbetrieben ab 500 Beschäftigten 
die negativen Bewertungen nur bei ca. 15 % liegen (Dorsch-Schweizer/Schulten 2001: 
121). 
160 Auch bei der IG-Metall-Mitgliederbefragung in Ostdeutschland stehen für die Funktionäre, 
die mit großer Mehrheit aus Betriebsräten bestehen, die Sicherung der Arbeitsplätze, die 
Tarifpolitik und die Arbeitszeitpolitik an vorderster Stelle. Die Bedeutung der Arbeitszeit-
politik wird von Funktionären signifikant als wichtiger erachtet als von den einfachen Mit-
gliedern. Dagegen messen sie der betrieblichen Sozialpolitik eine weniger wichtige Be-
deutung zu als die Mitglieder (Boll 1997: 181ff.). 
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der der Betriebsräte fast ausschließlich im Bereich der personellen Maßnahmen 
zu finden. 
Bei der Einschätzung des tarifpolitischen Handlungsfeldes sehen die Betriebs-
räte die klassischen Bestandteile der Tarifpolitik wie Arbeitszeitgestaltung, Lei-
stungs- und Entgeltfragen als wichtigste Themenbereiche an, wobei sich tarif-
politische Felder stark mit betriebspolitischen Anforderungen decken (Renne-
berg 2005: 114). Die Verbetrieblichung der Tarifpolitik wird dagegen skeptisch 
gesehen: 42 % der Betriebsräte aus der WSI-Befragung von 2002 halten dies 
für problematisch, und es gibt inzwischen wieder einen Bedarf an einer „Rezen-
tralisierung“ (Schäfer 2003: 147). 
Tabelle 4.5. Betriebliche Problemfelder aus Sicht der Betriebsräte und 
Anforderungen an gewerkschaftliche Unterstützung 






BR im Handel 
Gewerkschaftliche 
Unterstützung 
Arbeitsschutz /  
Gesundheitsförderung Überstunden Überstunden 
Beschäftigungs- 
sicherung 
Weiterbildung Arbeitszeit Unterbesetzung Arbeitszeit 
Riester-Rente /  
betriebl. Altersversorg. Kündigungen Arbeitszeit Entlohnung 
Erhöhung des  
Leistungsdrucks Umstrukturierungen Kündigungen Kündigungsschutz 
Beschäftigungssicherung Unterbesetzung Einstellungen Technikgestaltung 
Quellen: BR (alle Branchen): WSI-Betriebsrätebefragung 2004/2005, BR im Dienstleistungs-
bereich und Handel: Renneberg 2005, Gewerkschaftliche Unterstützung: WSI-
Betriebsrätebefragung 1999/2000 
Neben dem betrieblichen Betreuungsbedarf zeigen Betriebsräte im Gegensatz 
zu den Mitgliedern auch eine erhöhte Nachfrage nach Weiterbildungsangebo-
ten, deren Nutzung aus Sicht der Gewerkschaft „nicht nur eine Gratifikation für 
erbrachte Leistung, sondern zugleich von hohem Nutzen für die zukünftige Ver-
besserung ehrenamtlichen Engagements“ (Zech 1998: 369) ist. So nehmen 
95 % der Betriebs- und Personalräte Schulungsangebote wahr, davon in weit 
überwiegender Anzahl bei den DGB-Gewerkschaften (WSI-Projektgruppe 1999: 
40).161 
  
161 Dabei wird die gewerkschaftliche Schulungsarbeit ausgesprochen positiv bewertet 
(Dorsch-Schweizer/Schulten 2001: 122). 
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Deutliche Unterschiede in den Einstellungen zwischen Mitgliedern und ehren-
amtlichen Funktionären macht Boll in der Befragung der ostdeutschen IG Metall 
bei der innergewerkschaftlichen Willensbildung aus. So schätzen sich zwar nur 
27 % der Mitglieder als einflusslos auf die Politik der IG Metall ein, aber immer-
hin 62 % der ehrenamtlichen Funktionäre (Boll 1997: 265).162 Dies ist insofern 
alarmierend, als dass sich eine Mehrheit der Funktionäre einen größeren Ein-
fluss der Mitglieder in der Tarifpolitik und in der allgemeinen Politik der IG Metall 
wünscht (Boll 1997: 255). In dieser aus Sicht der Betriebsräte unzureichenden 
innergewerkschaftlichen Beteiligungsmöglichkeit sieht Boll eine Gefahr für die 
Zukunft, da sie von einer Distanz zwischen Organisation und ehrenamtlichen 
Funktionären zeugt, die langfristig eine geringere gewerkschaftliche Präsenz in 
den Betrieben zur Folge hat (1997: 269). 
Insgesamt lassen sich bei den Betriebsräten hohe und differenzierte Erwartun-
gen in Form von Beratungsbedarf – quantitativ hoch bei Kleinbetrieben und 
qualitativ hoch bei Großbetrieben – feststellen, der in Zukunft noch wachsen 
dürfte.163 Die betrieblichen Betreuungserwartungen können die Gewerkschaften 
weit gehend befriedigen, die innerorganisatorischen Partizipationserwartungen 
sind dagegen eher als frustrierend zu bezeichnen. Dies kann dann zu einem 
existenziellen Problem für die Gewerkschaften werden, wenn zu den empfun-
denen Beteiligungsdefiziten bei einer Mehrheit der Betriebsräte Betreuungsdefi-
zite hinzukommen.  
4.3.2. Angestellte 
Die schon lang anhaltende Distanzierung der Angestellten gegenüber den Ge-
werkschaften trifft auf eine einmütige Einschätzung der Forschung bei den Ein-
stellungen der Angestellten in Bezug auf ihre Selbsterfahrung und Selbstein-
schätzung in der Arbeitswelt. Nach Balduin (1993) sind die Ansichten der Ange-
stellten geprägt von 
  
162 Auch den Statements „Die IG Metall kümmert sich nicht viel darum, was Leute wie ich 
denken“ und „Man kann seine Meinung gar nicht einbringen“ wird von über 75 % der 
Funktionäre zugestimmt, bei den Mitgliedern sind es nur 55 % bis 60 % (Boll 1997: 262). 
163 Aufgrund des insgesamt gestiegenen Beratungsbedarfs der Betriebsräte wird zuneh-
mend auch die Hilfe von Unternehmensberatungen genutzt (Mulitze 2006). 
 110
„- starker individueller Leistungsorientierung mit ausgeprägtem Berufsbewusstsein und 
Aufstiegsorientierung, 
- einem positiven und optimistischen Arbeitsbewusstsein, Aufgeschlossenheit für Verän-
derungen und Übernahme attraktiver Aufgaben bei jüngeren und qualifizierten Angestell-
ten, 
- einer stärkeren individuellen Interessenorientierung, die materielle und soziale Verbes-
serungen zunächst eher im direkten Kontakt über die Vorgesetzen zu realisieren ver-
sucht, 
- einem ausgeprägten Bedürfnis nach Information, Mitbestimmung und selbstbestimmten 
Arbeitsbedingungen 
- und auch häufig einer stark entwickelten Loyalität gegenüber dem Betrieb“ (Balduin 
1993: 221). 
Diese Charakterisierung, mit der sich Balduin auf die empirische Studie von 
Schmidt/Wentzke (1992) bezieht, wird von anderen Untersuchungen weit ge-
hend bestätigt. So im Vergleich der Mentalitäten von Arbeitern und Angestellten 
Kudera/Ruff/Schmidt (1983) und Frerichs/Morschhäuser/Steinrücke (1989), und 
im Angestelltenbereich für die weiblichen Angestellten Wald (1992); für IT-
Angestellte Trautwein-Kalms (1995) und für leitende Angestellte und Führungs-
kräfte Baethge/Denkinger/Kadritzke (1995), Kotthoff (1997) und Faust/Jauch/ 
Notz (2000). Studien, die dieser Einstellungsorientierung der Angestellten fol-
gen, kommen bei den Interessenlagen der Angestellten zu dem Ergebnis, dass 
diese sich zumeist im Bereich der Gehaltsentwicklung, der Transparenz der 
Gehaltsstruktur, der flexiblen Arbeitszeitgestaltung, der Leistungsentdichtung 
und der gerechten Leistungsbeurteilung, der Karriereplanung und Weiterbil-
dung, der Anerkennung, Information und Beteiligung bewegen.164 
Die recht homogene Interessen- und Einstellungslage der Angestellten hat seit 
Mitte der 1980er-Jahre durch zwei Entwicklungen einen Wandel erfahren. Zum 
einen lässt sich im Anschluss an Ingelharts Wertewandel-Hypothese (1977) 
eine Differenzierung der Angestellten in zwei Gruppen feststellen, die Kriesi 
(1995, 1998) in „sozial-kulturelle Spezialisten“ und „Technokraten und Manager“ 
unterteilt. Während die postmaterialistisch eingestellten „sozial-kulturellen Spe-
zialisten“ nur über ihr individuelles Wissen und ihre Fähigkeiten verfügen und im 
Dienst der Klientel der jeweiligen Organisation stehen, kontrollieren die materia-
listisch eingestellten „Technokraten und Manager“ Organisationsressourcen 
und sind somit „enger an die Organisation gebunden“ (Kriesi 1995: 14f.). Geiss-
bühler (1999) konnte bei einer empirischen Untersuchung der Mitglieder der 
schweizerischen Gewerkschaften und des Angestelltenverbandes deutliche 
  
164 Vgl. Frerichs/Steinrücke (1989); Stück (1991); Wald (1992), Balduin (1993), Trautwein-
Kalms (1995); Kotthoff (1997). 
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Unterschiede zwischen diesen beiden Gruppen feststellen. So haben die „sozi-
al-kulturellen Spezialisten“ eine deutlich positive Einstellung zu den intermediä-
ren Organisationen und dem Wohlfahrtsstaat – positiver als die Gruppe der Ar-
beiter – während die „Technokraten und Manager“ beidem skeptisch gegenü-
berstehen (Geissbühler 1999: 55ff.). Die „sozial-kulturellen Spezialisten“ bilden 
für Geissbühler die „gewerkschaftliche Avantgarde“ (1999: 60). 
Zum anderen hat sich aufgrund von Veränderungen in der Arbeitsorganisation, 
die auf einer Verantwortungsübertragung vom Management auf die Beschäftig-
ten hinsichtlich der Erfolgsbedingungen und der Realisierung von betrieblichen 
Ergebnissen beruhen, eine zunehmende Flexibilisierung und Selbstorganisation 
der Arbeit herausgebildet. Resultat ist eine Art Mitunternehmertum des Arbeit-
nehmers, die den neuen Typ des „Arbeitskraftunternehmers“ (Voß/Pongratz 
1998) hervorgebracht hat.165 Bei diesem steht das Einkommen nicht mehr in 
Beziehung zur investierten Arbeitszeit, sondern es hängt ab „vom Geschick, der 
Originalität und der Schnelligkeit, neue Probleme zu identifizieren, sie auf krea-
tive Weise zu lösen und überzeugend zu kommunizieren“ (Klotz 1999: 599). Die 
Konsequenzen für die Betroffenen sind zwiespältig: Einerseits ermöglicht die 
Abschaffung von Bevormundung und Kontrolle eine weit reichende Autonomie 
der Arbeitnehmer, andererseits führt die neue Selbstständigkeit zur Selbstaus-
beutung, die sich in vermehrtem Leistungs- und Zeitdruck äußert.166 Für die 
gewerkschaftliche Positionierung hierzu ergibt sich ebenfalls ein Dilemma. For-
dert man die Rückkehr zur früheren Unselbstständigkeit, in der sich die Interes-
sen der Beschäftigten wirksamer vertreten lassen, z. B. die Wiedereinführung 
fester Arbeitszeiten, so wendet man sich gegen die Interessen der Arbeitneh-
mer, welche die neuen Managementformen als Fortschritt empfinden, selbst 
wenn dies mit einer realen Verschlechterung ihrer Lage verbunden ist (Peters 
2005: 74). 
Mit dieser neuen Einstellung zur Arbeit treten für die Gewerkschaften veränder-
te Anforderungen auf. Für Trautwein-Kalms ist es eine Kernfrage für die Ge-
werkschaften, ob sie die „Balance der Angestellten zwischen unternehmens-
orientierter, auf hoher Arbeitsidentifikation beruhender Interessenvertretung und 
  
165 Zur Kritik am Konzept und der empirischen Bedeutsamkeit des „Arbeitskraftunterneh-
mers“ vgl. Urban (2001). 
166 Vgl. am Beispiel IBM Glißmann (2001). 
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überbetrieblicher gesellschaftlicher Solidarität als Ambivalenz im sozialen Wan-
del akzeptieren können und mit ihr umzugehen verstehen“ (1995: 211). Kotthoff 
(1997) sieht in dem Unverständnis der Gewerkschaften an der Beitragsorientie-
rung der Angestellten167 die Ursache für die besondere Distanz. Die gewerk-
schaftlichen Anknüpfungspunkte können damit am ehesten an den Interessen-
schwerpunkten der Angestellten festgemacht werden, die Balduin (1993: 222) 
in den Konzepten für Team- und Projektarbeit, differenzierten Arbeitszeitmodel-
len, Konzepten gegen wachsende Leistungsverdichtung, Serviceleistungen und 
Information sowie Beratung für bestimmte Zielgruppen (AT-Angestellte, Meister 
etc.) sieht. 
Für die überwiegende Zahl der Angestellten im Einzelhandel will Dribbusch die 
zugewiesenen Merkmale nicht gelten lassen, da erstens für einen Großteil der 
Angestellten die Aufstiegschancen als gering erscheinen, und zweitens durch 
die oft kurzen Einarbeitungszeiten und häufigen Tätigkeitswechsel innerhalb 
des Betriebs von den Beschäftigten geringe Qualifikationsanforderungen wahr-
genommen werden (Dribbusch 2003: 249). Stattdessen stellt er eine Prestige-
hierarchie zwischen den einzelnen Branchen des Einzelhandels fest: So ran-
giert z. B. das Textilgeschäft über dem Lebensmittelverkauf, und zwischen ein-
zelnen Abteilungen größerer Kaufhäuser existieren unterschiedliche Statushier-
archien, die sogar die betriebsinterne Hierarchie überlappen können (Glaubitz 
1985: 176). Für die 1980er-Jahre kann Glaubitz (1985: 178) dann auch einen 
höheren gewerkschaftlichen Organisationsgrad in den Lebensmittel- und Be-
kleidungsabteilungen – gegenüber den Pelz- und Parfümerieabteilungen – 
nachweisen.  
  
167 Kotthoff versteht hierunter die besondere Beziehung zwischen den Angestellten und ih-
rem Betrieb: „Einen Beitrag leisten zu können bedeutet für sie [die Angestellten], eine 
Identität als jemand, auf den es ankommt. (...) Die Beitragsorientierung, die Firmenbezo-
genheit und die Identität als Teilnehmer einer ‚Unternehmung’ besagt nichts weniger, als 
dass das originäre und eigentlich gewünschte Verständnis ihrer Beziehung zur Firma 
nicht die Vertragsbeziehung ist, sondern die Produzentenbeziehung. Tatsächlich stehen 
sie aber als Arbeitnehmer auch in einer Vertragsbeziehung mit der Firma. Das Aushalten 
und Austarieren der Ambivalenz zwischen diesen beiden Gesichtern ist ein neuralgischer 
Punkt ihrer Identität“ (1997: 34f.) 
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4.3.3. Junge Arbeitnehmer / Jugendliche 
Die Distanz von jungen Arbeitnehmern und Jugendlichen gegenüber den Ge-
werkschaften wurde schon in den 1980er-Jahren diagnostiziert – Baethge u. a. 
(1986) machen als Gründe hierfür ein verändertes Verhältnis zur Arbeit, die 
Auflösung traditioneller Lebenswelten und ein ambivalentes Verhältnis zur ge-
werkschaftlichen Organisation fest –, und es wurden auch zu Beginn der 
1990er-Jahre erste Konzept der Einzelgewerkschaften entwickelt, um auf diese 
Entwicklung zu reagieren, so z. B. für die IG Metall Götz (1993) und für die IG 
Chemie Weis (1993),168 brisant wurde dieser Wandel der jugendlichen Einstel-
lungen aber erst durch die drastischen Mitgliedereinbrüche unter den jungen 
Erwachsenen seit Mitte der 1990er-Jahre. Dieser Mitgliederverlust geht einher 
mit dem sinkenden Interesse der Jugendlichen an der Politik insgesamt.169 Da-
bei rangieren die Gewerkschaften bei dem Vertrauen der Jugendlichen in ge-
sellschaftliche Gruppierungen und Institutionen im Mittelfeld, noch vor den Bür-
gerinitiativen und deutlich vor den Kirchen, den Unternehmensverbänden und 
den Parteien, aber hinter Umwelt- und Menschenrechtsgruppierungen 
(Scheekloth 2003: 105). 
Bemerkenswert ist diesbezüglich ein Blick auf die in der Shell-Jugendstudie 
2002 (Deutsche Shell 2003) getroffene Unterscheidung der Jugendlichen nach 
Wertetypen170 und deren jeweiliges Vertrauen und Engagement in den Gewerk-
schaften. Während die Wertetypen der „Idealisten“ und „Macher“ ein über-
durchschnittlich hohes Vertrauen in politische Initiativen und Gewerkschaften 
aufweisen (Gensicke 2003: 185), ist es die Gruppe der „Materialisten“, die ein 
überdurchschnittliches Engagement bei den Gewerkschaften zeigt (Gensicke 
2003: 207),171 wohingegen sie bei dem Vertrauen in politische Gruppierungen 
und die Gewerkschaften insgesamt sehr skeptisch ist. Die Gruppe der Ideali-
sten engagiert sich dafür lieber in Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen. 
  
168 Allerdings bescheinigt Dörre selbst den aktiven jungen Gewerkschaftern den „Verlust 
regulativer politischer Ideen und Identitäten“ (1995: 448). 
169 Die Shell-Jugendstudie verzeichnet einen Rückgang des politischen Interesses von 1991 
bis 2002 von 57 % auf 34 % (Schneekloth 2003: 92). 
170 In der Shell-Jugendstudie werden vier Wertetypen von Jugendlichen kategorisiert: Ideali-
sten, Unauffällige, Macher und Materialisten. 
171 Auch Baethge/Pelull stellen fest, dass die Organisationsneigung von Jugendlichen zur 
Gewerkschaft „in erster Linie Ausdruck eines rationalen Nutzenkalküls“ (1993: 24) ist. 
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Eine vorherrschende materialistische Wertorientierung bei jugendlichen Ge-
werkschaftsmitgliedern stellt auch Bibouche (2003: 68) bei der Analyse der 
1999 durchgeführten IG-Metall-Jugendstudie unter Mitgliedern und Nicht-
Mitgliedern von jugendlichen Arbeitnehmern im Organisationsbereich der IG 
Metall fest. Die konkreten Erwartungen der jungen Arbeitnehmer – auch der 
Nicht-Mitglieder – an die Gewerkschaft orientieren sich hier stark an den be-
trieblichen Belangen: Das „Aushandeln von Arbeitsbedingungen“, die „Verbes-
serung der Qualität der Ausbildung“ und der „Schutz vor Willkür im Betrieb“ sind 
die wichtigsten Aufgabenfelder, politische Bildung und ein „Beitrag zu einer de-
mokratischen Kultur“ werden als unwichtige Aufgaben benannt (Bibouche 2003: 
45). Insgesamt stellt die Studie keine Abwendung der jugendlichen Arbeitneh-
mer von den Gewerkschaften fest, sondern ein verändertes Verhältnis: „Nicht 
altruistische Beweggründe sind Motor des Engagements bei jungen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern, Beweggründe sind vielmehr die Suche nach ei-
ner Symbiose zwischen persönlichem Interesse und den Interessen der Ge-
werkschaften“ (Bibouche 2003: 102). Da nach wie vor familiäre und milieuspezi-
fische Hintergründe einen Einfluss auf die Gewerkschaftsmitgliedschaft haben 
(Bibouche 2003: 70) und diese Hintergründe aufgrund der allgemeinen Mitglie-
derentwicklung der Gewerkschaften langsam an Relevanz verlieren, gleichzeitig 
aber festgestellt werden konnte, „dass es eine erschreckende Unkenntnis in 
Bezug auf die Gewerkschaften“ (Bibouche 2003: 48) unter den Jugendlichen 
gibt, müsste die Reaktion der Gewerkschaften zunächst eine Informationsoffen-
sive sein.  
Eine andere Interessenlage ermittelt Held (1999) bei den gewerkschaftlich En-
gagierten. Dort bilden nicht der eigene Nutzen oder die subjektive Betroffenheit 
die Gründe für ein gewerkschaftliches Engagement, sondern „Mitverantwortung 
und erkannte Handlungsnotwendigkeit“ (Held 1999: 372). Aber auch er stellt ein 
eng gefasstes Gewerkschaftsverständnis bei den jugendlichen Engagierten 
fest, das sich um den Themenkreis Arbeit und Ausbildung positioniert und all-
gemeinpolitische Fragen nur als zweitrangig ansieht. Damit ergibt sich die un-
geklärte Frage, ob sich die gewerkschaftliche Jugendarbeit eher am Durch-
schnitt orientieren soll, bei dem ein eng gefasstes Gewerkschaftsverständnis 
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vorherrscht, oder ob man ein weites und politisches Gewerkschaftsverständnis 
vorziehen sollte, das die Engagierten anspricht (Held 1999: 375).172 
Die Attraktivität der Gewerkschaften hängt bei den jugendlichen Arbeitnehmern, 
ähnlich wie bei den übrigen Berufstätigen, von der zu erwartenden Befriedigung 
ihrer Bedürfnisse im beruflichen und betrieblichen Umfeld ab. Die Forderung 
nach einer Ausweitung der gewerkschaftlichen Themenfelder und der Beteili-
gungsmöglichkeiten (Frerichs/Pohl 2001: 63f.) spricht zwar den engagement-
freundlichen Wertetyp der „Idealisten“ an, ob sich dieser dann aber in den Or-
ganisationskoloss Gewerkschaft integrieren lässt, ist andere Frage; alternative 
Aktions- und Organisationsformen bleiben für die „Idealisten“ attraktiver. 
Gleichzeitig werden ein Großteil der Jugendlichen und eine Mehrheit der ju-
gendlichen Gewerkschaftsmitglieder hiervon nicht angesprochen. Sinnvoll wäre 
allenfalls eine umfassende Informationskampagne, um den Kenntnisstand über 
die Gewerkschaften bei jungen Menschen zu erhöhen.173 
4.3.4. Fazit 
Alle drei dargestellten Personengruppen haben sehr spezifische Anforderungen 
und Erwartungen an die Gewerkschaften. Diese drehen sich im Kern um die 
Bedürfnisse und Probleme, die ihnen im betrieblichen Alltag begegnen. Dabei 
werden die Erfordernisse der Betriebsräte offensichtlich am besten von den 
Gewerkschaften erfüllt, obwohl sie den qualitativ anspruchsvollsten Betreu-
ungsbedarf haben. 
Bei Angestellten und Jugendlichen ist die Lage anders. Obwohl auch im Ange-
stelltenbereich aufgrund gestiegener wirtschaftlicher Unsicherheiten das Be-
dürfnis nach einer gewerkschaftlichen Interessenvertretung zugenommen ha-
ben müsste, scheint die Distanz zu den Gewerkschaften eher gewachsen zu 
sein; das neue Verständnis des „Arbeitskraftunternehmers“ rückt diese Perso-
nengruppen weiter von gewerkschaftlichen Positionen ab. Bei den jungen Ar-
beitnehmern kommen diese Positionen erst gar nicht an. Fraglich bleibt, ob eine 
  
172 Der starke Mitgliederrückgang unter der Gewerkschaftsjugend hat dazu geführt, dass die 
noch vorhandenen Mitglieder zu den überzeugten Gewerkschaftern gehören. Bei Stöss 
(2005: 29) hat es unter den jugendlichen Mitgliedern – im Gegensatz zu anderen Perso-
nengruppen – keinen Vertrauensverlust gegenüber den Gewerkschaften gegeben. 
173 Weßels schlägt hierfür das Internet vor (2003: 336f.). 
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gesteigerte Mitgliederwerbung oder eine Informationsoffensive diese Defizite, 
die ihren Grund in einem mangelnden Politikinteresse und einer fehlenden An-
bindung an die Gewerkschaften in Betrieb und Alltag haben, beseitigen kann. 
Die speziellen und differenzierten Anforderungen insbesondere von Betriebsrä-
ten und Angestellten an die Gewerkschaft erwecken den Eindruck, dass hier ein 
größeres Betreuungs- und Schulungsangebot von den Gewerkschaften zur Ver-
fügung gestellt werden müsste. Dabei zielen die Aufgabenzuweisungen der An-
gestellten in Richtung eines Anforderungsprofils, das eher ein Berufsverband 
erfüllen kann und in seiner ausschließlichen Ausführung durch die Gewerk-
schaften an deren Funktion als Interessenvertreter vorbeigeht. 
Im nächsten Kapitel dieser Arbeit erfolgt die Darlegung der erzielten Ergebnisse 
der ver.di-Mitgliederbefragung. Der Vergleich dieser Ergebnisse mit den in die-
sem Abschnitt dargestellten Resultaten aus anderen empirischen Forschungen 
wird im übernächsten Kapitel vorgenommen. 
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5. Die Ergebnisse der Befragung 
Um die Mitgliederinteressen von ver.di erfassen zu können, wurde eine empiri-
sche Untersuchung mit Hilfe eines standardisierten Fragebogens durchgeführt. 
Als Zielgruppe wurde die Belegschaft im Handel ausgewählt, denn die Struktur 
dieser Mitglieder weist einige Merkmale auf, die im Rahmen der Fragestellung 
evident sind: 
• Im Handel sind überwiegend Frauen und Angestellte beschäftigt. 
• Der Handel verfügt in Bezug auf das biologische Alter über eine relativ 
junge Beschäftigungsstruktur. 
• Im Handel gibt es viele in Teilzeit bzw. geringfügig Beschäftigte. 
• Die Betriebsstruktur im Handel ist geprägt von kleinen und mittleren Be-
trieben. 
• Die Mehrzahl der im Handel Beschäftigten hat eine ähnliche Tätigkeits-
struktur (Verkäufer). 
• Der Handel stellt innerhalb von ver.di den größten Fachbereich. 
• Die Mitglieder aus dem Handel entstammen zwei ehemals konkurrieren-
den Gewerkschaften. 
Die durchgeführte Befragung richtete sich an die Mitglieder des Fachbereichs 
Handel in Nordrhein-Westfalen174, die das Rentenalter noch nicht erreicht ha-
ben (unter 65 Jahren). Aus dieser Personengruppe (ca. 80.000 Mitglieder) wur-
de eine repräsentative Stichprobe von 4.000 Mitgliedern gezogen, die einen 
standardisierten Fragebogen per Post erhielten. Der Versand der Fragebögen 
erfolgte Mitte März 2005, eine Erinnerung mit erneut beigefügtem Fragebogen 
folgte drei Wochen später. Insgesamt kamen 866 ausgefüllte Fragebögen zu-
rück (vgl. Tabelle 5.1.). Dies entspricht einer Rücklaufquote von 21,7 %, was 
bei solchen Befragungen im normalen Rahmen liegt, allerdings ist der höhere 
Rücklauf nach dem Erinnerungsschreiben eher ungewöhnlich. So betrug der 
Rücklauf in der ersten Welle 275 Fragebögen (6,9 %), während auf das Erinne-
rungsschreiben nochmals 591 Mitglieder (14,8 %) antworteten. 
  
174 Durch die Begrenzung der Befragung auf das größte Bundesland (NRW) konnte einer-
seits die Repräsentativität gewährleistet werden, andererseits die spezifische Problematik 
der gewerkschaftlichen Mitgliederentwicklung in Ostdeutschland herausgehalten werden. 
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Tabelle 5.1. Rücklauf der Fragebögen 
Personenkreis Anzahl Rücklauf 1. Welle Rücklauf 2. Welle Rücklauf insg. 
Mitglieder 4000 275 591 866 
Betriebsräte 2400   102 
Tarifkommission 500   32 
gesamt    1000 
     
Da bei dieser Größenordnung nicht zu erwarten war, dass ausreichend viele 
betriebliche (Betriebsräte) und gewerkschaftliche (hauptsächlich Tarifkommis-
sionen) Funktionsträger in der Stichprobe vertreten sein würden, von denen 
durch ihren intensiveren Kontakt und ihr verstärktes Engagement mit ver.di z. T. 
andere Aussagen erwartet wurden, wurden zusätzlich Betriebsräte und Tarif-
kommissionsmitglieder schriftlich gebeten, den Fragebogen auszufüllen. Dieser 
Versand an die Betriebsräte erfolgte Ende Dezember 2004 über den so ge-
nannten „Betriebsräteverteiler“ mit 2.400 Adressen von Betriebsräten im Handel 
in Nordrhein-Westfalen. Weiterhin wurden Mitte März (2005) ca. 500 Mitglieder 
der örtlichen Tarifkommissionen des Einzelhandels mit dem Fragebogen ange-
schrieben. Der Rücklauf belief sich auf insgesamt 134 Fragebögen (4,6 %). 
Diese geringe Quote lässt sich damit begründen, dass erstens der Betriebsrä-
teverteiler nicht personalisiert ist (der Verteiler geht in der Regel an den Vorsit-
zenden), dass zweitens die Fragebögen nicht mit einem frankierten Freium-
schlag – wie bei den Mitgliedern – versehen waren, und dass drittens keine ge-
sonderte Erinnerung erfolgte. 
Die Adressenliste der Mitglieder wurde vom ver.di Fachbereich Handel zur Ver-
fügung gestellt, und der Versand sowie die Rücksendung der Fragebögen er-
folgten über den ver.di-Landesbezirk Nordrhein-Westfalen in Düsseldorf. Es 
fand auch eine inhaltliche Abstimmung des Fragebogens mit der Landesfachbe-
reichsleitung Handel im ver.di-Landesbezirk Nordrhein-Westfalen statt.  
Rechnet man zu den 134 Rückantworten des Betriebsräteverteilers und der 
Tarifkommissionen diejenigen aus der Mitgliederbefragung hinzu, die derzeit 
eine gewerkschaftliche und/oder betriebliche Funktion ausüben (von den 866 
Teilnehmern sind dies 93), so haben insgesamt 227 Funktionäre den Fragebo-
 119
gen beantwortet, was ein aussagekräftiges Resultat für diese Teilgruppe dar-
stellt. 
Der standardisierte Fragebogen bestand aus vier Seiten, bei wobei fast aus-
schließlich geschlossene Fragen zu beantworten waren. Die Gründe hierfür 
sind in der schnellen Beantwortbarkeit des Fragebogens durch die Adressaten 
und in der einfacheren Auswertbarkeit zu finden. Lediglich die letzte Frage war 
offen formuliert und diente zur Mitteilung von Anregungen und Kritik. Den Funk-
tionären wurde noch ein zusätzlicher Fragebogen vorgelegt, der sich auf spezi-
elle betriebliche und gewerkschaftliche Betreuungserfahrungen vor und nach 
der Gründung von ver.di konzentrierte. 
Bei der Darstellung der Ergebnisse werden zunächst die persönlichen Angaben 
wie Alter, Geschlecht usw. und die erhobenen betrieblichen Daten – Betriebs-
größe, Bestehen eines Betriebsrates und Tarifbindung – genannt. Es folgt die 
Auswertung der Mitgliederaussagen zu den Erwartungen und Einstellungen 
gegenüber Gewerkschaften mit dem Ziel, die Mitgliederinteressen zu erfassen. 
Zuletzt werden die Einstellungen der Befragten zur ver.di-Gründung und zur 
innergewerkschaftlichen Partizipation erläutert. Bei der Analyse der Einstellun-
gen und Erwartungen werden im Besonderen die Unterschiede zwischen Mit-
gliedern und Funktionären von Bedeutung sein. Sofern sich weitere Unterschie-
de aufgrund von persönlichen oder betriebsbezogenen Daten zeigen, werden 
diese ebenfalls dargestellt. 
Die Auswertung der Fragebögen erfolgte mit Hilfe des Statistikprogramms 
SPSS, alle im Folgenden dargestellten Zusammenhänge bewegen sich minde-
stens auf einem Signifikanzniveau von 95 %. 
5.1. Strukturdaten 
In diesem Abschnitt werden die personenbezogenen, die berufsbezogenen und 
die betrieblichen Merkmale beschrieben. Diese Merkmale zeigen nicht nur die 
Struktur der ver.di-Mitglieder im Handel auf, sie geben auch erste Hinweise auf 
Defizite in der Mitgliederstruktur und Unterschiede zwischen einfachen Mitglie-
dern und Funktionsträgern. 
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5.1.1. Persönliche Merkmale: Alter, Geschlecht, Qualifikation 
Das Alter der ver.di-Mitglieder im Handel liegt – verglichen mit der insgesamt 
jungen Altersstruktur in dieser Branche – recht hoch. Das Durchschnittsalter 
aller Befragten (n = 1000) beträgt 46,3 Jahre und entspricht damit fast dem 
Durchschnittsalter der Stichprobe (n = 4000) mit 45,5 Jahren (womit die Reprä-
sentativität der Antworten verdeutlicht wird). Diese zunächst wenig relevant er-
scheinende Aussage wird jedoch dann brisant, wenn man bedenkt, dass über 
65-Jährige nicht berücksichtigt wurden und die Altersstruktur genauer betrach-
tet (vgl. Abbildung 5.1.): Nur 5,5 % der Befragten sind unter 30 Jahren, während 
über 41 % mindestens 50 Jahre und älter sind. Da nur insgesamt 53 Befragte 
unter 30 Jahren sind, relativieren sich die Aussagen zu Erwartungen und Ein-
stellungen der jüngeren Mitglieder aufgrund ihrer geringen Anzahl. 
Abbildung 5.1. Alter der Befragten 






über 59  Jahre
50 - 59 Jahre
40 - 49 Jahre
30 - 39 Jahre
bis 29 Jahre
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
Lediglich vor einer möglicherweise drohenden Überalterung der Funktionärs-
struktur – zumindest auf Seiten der Ehrenamtlichen – kann im Vergleich zur 
Gesamtmitgliedschaft Entwarnung gegeben werden: Das Durchschnittsalter der 
befragten betrieblichen und gewerkschaftlichen Funktionsträger liegt mit gut 47 
Jahren nur unwesentlich über dem Altersdurchschnitt aller Mitglieder. 
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Frauen bilden erwartungsgemäß die Mehrheit der Mitglieder im Handel. 585 der 
866 oder 68 % der Fragebögen wurden von weiblichen Mitgliedern ausgefüllt, 
was dem Anteil der Frauen in der Stichprobe fast entspricht (67,5 %). Nimmt 
man jedoch noch die 134 Fragebögen der Funktionäre hinzu und vergleicht das 
Geschlechterverhältnis nach dem Unterscheidungsmerkmal „einfaches Mitglied“ 
und „Funktionär“, so ergibt sich ein anderes Bild: Nur 121 (von 227 Funktionä-
ren) Befragte oder 53 % der Funktionäre sind weiblich, obwohl Frauen über 
zwei Drittel der Mitgliedschaft ausmachen (vgl. Abbildung 5.2.). Somit sind die 
Frauen im Handel bei ver.di zwar ungefähr in der gleichen Größenordnung re-
präsentiert wie in dieser Branche insgesamt, innerhalb der Gruppe der über-
wiegend betrieblichen Funktionsträger sind sie jedoch mit 15 % unterrepräsen-
tiert. Obwohl die Männer nicht einmal ein Drittel der Mitglieder im Handel aus-
machen, stellen sie fast die Hälfte der Funktionäre. 
Abbildung 5.2. Geschlechtsspezifischer Anteil  
an Mitgliedern und Funktionären 



















Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
Berufliche Qualifikation 
Fast 80 % aller Befragten besitzen als berufliche Qualifikation mindestens einen 
Berufsschulabschluss (vgl. Tabelle 5.2.) – ob sie diesen allerdings im Handel 
erworben haben, wurde nicht abgefragt. Lediglich 6 % haben keinen Berufsab-
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schluss. Damit zeigt sich im Hinblick auf die berufliche Qualifikation ein sehr 
homogenes Bild der Mitglieder, das deutlich über dem Niveau der Gesamtbe-
völkerung liegt.175 Gleichzeitig verweist der niedrige Wert an Auszubildenden 
unter den Befragten (1,5 %) – er liegt 2005 im gesamten Handel bei knapp 5 % 
– auf den geringen Organisationsgrad unter den Jugendlichen. 
Tabelle 5.2. Berufliche Qualifikation der Befragten 
Derzeitige berufliche Qualifikation (Mehrfachantworten möglich) 
Qualifikation % aller Antworten % aller Befragten 
in Ausbildung 1,3 1,5 
mit Berufsschulabschluss 69,0 79,6 
ohne Berufsschulabschluss 5,1 5,9 
Hoch-/Fachhochschulabschluss 11,3 13,0 
sonstiges 13,3 15,4 
Gesamt 100,0 115,4 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
5.1.2. Arbeitsbezogene Merkmale 
Branche und Beschäftigungsstatus 
Der Einzelhandel bildet mit einem Anteil von 61,3 % (576 Personen) den 
Schwerpunkt der Beschäftigung unter den Befragten. Ein Fünftel ist im Groß- 
und Außenhandel und ca. 5 % sind in einer anderen Branche tätig. Die restli-
chen Teilnehmer (ca. 13 %) sind zum Zeitpunkt der Erhebung nicht beschäftigt, 
wobei sich insgesamt 10,2 % als erwerbslos bezeichnen.176 Unter der Gruppe 
der Erwerbslosen befindet sich lediglich eine Person, die eine gewerkschaftli-
che Position innehat – eine betriebliche Funktion kann dabei nicht in Frage 
kommen. 
  
175 Innerhalb der deutschen Bevölkerung haben von den 20–59-Jährigen nur 56,5 % eine 
Berufsausbildung, 19,3 % besitzen keinen beruflichen Bildungsabschluss (Statistisches 
Bundesamt 2004: 89). 
176 Dieser Anteil an erwerbslosen Mitgliedern im Handel lag unter dem Landesdurchschnitt in 
Nordrhein-Westfalen im Mai 2005, bei dem 11,9 % aller Erwerbsfähigen arbeitslos ge-
meldet waren. 
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Unter den Befragten dominieren die Angestellten mit einem Anteil von über 
72 % (658 Personen), als Arbeiter bezeichnen sich lediglich 12,5 % (109 Per-
sonen). Dieser hohe Anteil an Angestellten spiegelt vor allem die vorherrschen-
de Stellung der Angestellten im Einzelhandel wider, wo sich ein Angestelltenan-
teil von fast 90 % ergibt, während im Groß- und Außenhandel immerhin jeder 
vierte Befragte ein Arbeiter ist (vgl. Abbildung 5.3.). 
















Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
Von den 863 Befragten, die in einem Beschäftigungsverhältnis stehen, arbeiten 
54,9 % in Vollzeit und 45,1 % in Teilzeit. Der Anteil der geringfügig Beschäftig-
ten ist mit nur 4,4 % allerdings sehr gering. Auch bei der Gruppe der Teilzeitbe-
schäftigten insgesamt arbeitet eine große Mehrheit über 20 Stunden in der Wo-
che, d. h. sie tendiert in Richtung Vollzeitbeschäftigung (vgl. Tabelle 5.3.). Le-
diglich 7 % der Befragten arbeiten unter 10 Stunden wöchentlich. Hiermit be-
stätigt sich die Tendenz, dass nicht nur eine schwache gewerkschaftliche Bin-
dungskraft bei den geringfügig Beschäftigten vorhanden ist, sondern auch in 
der Gruppe der Teilzeitbeschäftigten nur diejenigen erreicht werden, die eine 
vergleichsweise hohe Stundenzahl aufweisen.177  
Auch diese Aussage deckt sich mit der gesamten Beschäftigtenstatistik: An al-
len Teilzeit-Beschäftigungen sind Frauen mit 85 % vertreten. Die durchschnittli-
  
177 Vgl. Kapitel 4.1.1. 
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che Arbeitszeit aller erwerbstätigen Befragten liegt insgesamt knapp unter der 
tariflichen Wochenarbeitszeit.178 Auffällig ist weiterhin, dass immerhin 5,2 % der 
Befragten angeben, über 40 Stunden wöchentlich zu arbeiten (Spitzenwert 56 
Stunden), d. h. neben einer Erosion der Flächentarifverträge mit ihren 37,5 bzw. 
38,5 Wochenstunden gibt es eine beträchtliche Anzahl von bezahlter und unbe-
zahlter Mehrarbeit (diese ist auch in der Angabe „keine vertraglich festgelegte 
Arbeitszeit“ in Höhe von 4,2 % zu vermuten). 
Tabelle 5.3. Wöchentliche Arbeitszeit der Befragten 
Wöchentliche Stundenzahl Anzahl der  Befragten absolut 
Anzahl der  
Befragten in % 
unter 10 Stunden 8 0,9 
10 bis unter 20 Stunden 53 6,2 
20 bis unter 35 Stunden 291 34,2 
35 bis 40 Stunden  419 49,2 
über 40 Stunden 44 5,2 
keine vertraglich festgelegte Arbeitszeit 36 4,2 
gesamt 851 100,0 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
Teilzeitbeschäftigung wird überwiegend von Frauen im Einzelhandel ausgeübt: 
97 % in Teilzeit Beschäftigten sind Frauen, und 90 % der Teilzeitbeschäftigung 
üben die Befragten im Einzelhandel aus. Überraschend hoch ist auch der Anteil 
der Funktionäre an dieser Gruppe. Über 30 % der Funktionäre, in der Regel 
Betriebsräte, arbeiten in Teilzeit. 
Während die Probleme der Teilzeitbeschäftigung durch ihren hohen Anteil in 
der Mitgliederstruktur präsent sein dürften, spielen befristete Arbeitsverhältnisse 
hier kaum eine Rolle. Lediglich knapp 5 % der Befragten stehen in einem befri-
steten Arbeitsverhältnis. Ob sich dieser niedrige Wert durch das weit gehende 
Fehlen der jungen Arbeitnehmer erklären lässt, kann an dieser Stelle nur ver-
mutet werden. 
  
178 Vgl. Wanger (2006: 2).  
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Betriebliche Merkmale 
Über ein Drittel der beschäftigten Befragten (34,2 %) arbeiten in Betrieben mit 
höchstens 50 Beschäftigten Mitarbeitern, allerdings nur 3,9 % in Kleinstbetrie-
ben mit bis zu fünf Beschäftigten (vgl. Tabelle 5.4.). Ein weiteres Drittel arbeitet 
in Betrieben mit 51 bis 200 Beschäftigten und das letzte Drittel in Betrieben mit 
über 200 Beschäftigten. Bei den Kleinbetrieben mit bis zu 50 Beschäftigten 
handelt es sich überwiegend um Einzelbetriebe oder Filialen. Die Filialen bilden 
insgesamt mit fast 70 % die Hauptbetriebsart bei allen beschäftigten Befragten. 
Tabelle 5.4. Betriebsgröße und Betriebsart der Befragten 
Betriebsgröße: Betriebsart  
Anzahl der  
Beschäftigten Einzelbetrieb Filiale Zentrale Gesamt 
bis 5 2,3 1,4 0,1 3,8 
6–20 4,2 8,3 0,4 12,8 
21–50 2,9 14,1 0,8 17,8 
51–200 4,0 26,6 3,7 34,3 
201–500 1,8 7,3 2,0 11,1 
über 500 1,3 11,9 6,9 20,1 
Gesamt 16,4 69,6 14,0 100,0 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent der Gesamtzahl 
Bei den befragten beschäftigten Mitgliedern kommt in 88,6 % der Fälle ein Flä-
chen- oder Haustarifvertrag zur Anwendung, wobei der Flächentarifvertrag mit 
fast 75 % eindeutig dominiert. Keinen Tarifvertrag haben lediglich 11,4 % der 
Befragten. 
Ob ein Tarifvertrag zur Anwendung kommt, hat dabei weniger mit der Betriebs-
größe zu tun – selbst bei kleineren Betrieben mit bis zu 50 Beschäftigten gibt es 
in 82 % der Fälle einen Flächen- oder Haustarifvertrag – als vielmehr mit der 
Betriebsart. Während es in fast allen Filialbetrieben einen Tarifvertrag gibt 
(93 %), sind fast 33 % der Einzelbetriebe ohne tarifliche Anbindung (vgl. Abbil-
dung 5.4.). Aber auch dort spielt der Flächentarifvertrag mit einem Vorkommen 
von 61 % die größte Rolle. 
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Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Betriebsräte gibt es in fast 75 % der Betriebe der beschäftigten Befragten. Ob 
ein Betriebsrat vorhanden ist, hängt jedoch stark von der Größe des Betriebes, 
der Art des Betriebes und von der Anwendung eines Tarifvertrages ab (vgl. Ta-
belle 5.5.): 
• Je größer ein Betrieb ist, desto eher gibt es einen Betriebsrat. 
• Bei Filialbetrieben und Unternehmenszentralen gibt es in über 80 % der 
Fälle einen Betriebsrat. 
• Bei Fehlen eines Tarifvertrages gibt es in nur noch 25 % der Fälle einen 
Betriebsrat. 
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Tabelle 5.5. Bestehen eines Betriebsrates in Abhängigkeit von 
Betriebsgröße, Betriebsart und Anwendung eines 
Tarifvertrages  
Betriebsgröße nach Anzahl der Beschäftigten 
bis 5 6–20 21–50 51–200 201–500 über 500 
9 36 67 87 86 92 
Art des Betriebes 
Einzelbetrieb Filialbetrieb Zentrale 
39 81 87 
Anwendung eines Tarifvertrages 
Flächentarifvertrag Haustarifvertrag kein Tarifvertrag 
83 77 25 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
5.2. Einstellungen und Erwartungen an Gewerkschaften 
Die Befragung der ver.di-Mitglieder im Handel fand drei Jahre nach der ver.di-
Gründung statt. Aus diesem Grund lassen sich auch nicht mehr alle Mitglieder 
einer Gründungsorganisation zuweisen. So gehören zwar 64 % der Befragten 
der ehemaligen HBV und 17 % der DAG an, aber fast 13 % sind erst nach der 
Vereinigung zu ver.di gestoßen. Die ehemaligen DAG-Mitglieder machen 30 % 
der ver.di-Einzelhandelsmitglieder aus, während sie im Groß- und Außenhandel 
nur einen Anteil von 7 % stellen. Es lassen sich im weiteren Verlauf jedoch kei-
ne unterschiedlichen Einstellungen von ehemaligen HGV- und DAG-Mitgliedern 
ausmachen. 
Die Erfassung der Einstellungen und Erwartungen der befragten Mitglieder zu 
Gewerkschaften im Allgemeinen und zu ver.di im Besonderen erfolgt in drei 
Stufen: Zunächst interessieren die Beitrittsumstände zum Zeitpunkt des Eintritts 
in die Gewerkschaft, danach werden die Aufgabengebiete, welche die Gewerk-
schaften für die Mitglieder abdecken sollen und die konkreten Leistungserwar-
tungen an Gewerkschaften dargestellt. In einem dritten Schritt geht es um die 
Analyse, wie die Leistungserwartungen der Mitglieder von ver.di konkret umge-
setzt werden, bzw. wie die Mitglieder diese Umsetzung beurteilen. 
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5.2.1. Beitrittsmotive 
Die Befragten sind seit durchschnittlich 17 Jahren Mitglied in einer Gewerk-
schaft. Obwohl ein Mitgliederschwund bei den Gewerkschaften seit den 1990er-
Jahren zu verzeichnen ist, traten in der Dekade zwischen 1991 und 2000 mit 
32 % die meisten Befragten den Gewerkschaften bei, und die Jahre 2000, also 
unmittelbar vor ver.di-Gründung, und 2002, unmittelbar danach, bilden die 
zweit- bzw. drittstärksten Eintrittsjahre überhaupt. 
Um die Beitrittsmotive der Mitglieder zu erfassen, wurde erstens nach dem 
Zeitpunkt des Beitritts innerhalb des individuellen Berufslebens gefragt, z. B. 
während der Ausbildung oder nach einem Betriebswechsel. Zweitens interes-
siert der konkrete Anlass, der zum Eintritt in die Gewerkschaft veranlasste, d. h. 
ob eher Mitgliederwerbung oder sachbezogene Themen eine Rolle spielten. 
Drittens wurden die Beitrittsmotive abgefragt, die auch die längerfristigen Werte 
und Einstellungen der Befragten erfassen sollen. 
Abbildung 5.5. Zeitpunkt des Eintritts in die Gewerkschaft im 





































Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben jeweils in Prozent eines Eintritts-
zeitraumes 
Häufigster Zeitpunkt im Berufsleben beim Eintritt in die Gewerkschaften ist, ab-
gesehen vom „normalen“ Eintreten während des Arbeitslebens ohne besonde-
ren Anlass, der Arbeitsplatzwechsel in den Handel (15,4 % der Befragten), dicht 
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gefolgt vom Ausbildungsbeginn (14,4 %) und einem vollzogenen Betriebswech-
sel (13,8 %). Dabei hat sich am Zeitpunkt des Eintritts im Laufe der Jahrzehnte 
wenig geändert (vgl. Abbildung 5.5.). 30 % bis 35 % (30–50 %) der Mitglieder 
traten zu Beginn oder während ihrer Ausbildung einer Gewerkschaft bei, auch 
noch nach 2000.179 Lediglich der Eintritt unmittelbar nach der Ausbildung bzw. 
bei Antreten der ersten Stelle ist zahlenmäßig gesunken, dagegen ist der Anteil 
derjenigen gestiegen, die nach einem Arbeitsplatz- oder Betriebswechsel in die 
Gewerkschaften eingetreten sind. 
Zwar hat sich beim Zeitpunkt des Eintritts in die Gewerkschaft im Verlauf der 
letzten Jahrzehnte wenig verändert. Allerdings ist das Eintrittsalter deutlich an-
gestiegen (vgl. Abbildung 5.6.). Waren die Mitglieder bei ihrem Gewerkschafts-
eintritt in den 1970er-Jahren im Durchschnitt noch unter 25 Jahre alt, so hat 
sich das Durchschnittsalter bei Eintritt in den letzten fünf Jahren um 15 Jahre 
nach hinten verlagert. Heute sind die Neuzugänge im Durchschnitt Ende 30. 
Abbildung 5.6. Veränderung des durchschnittlichen Eintrittsalters 




















Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
 
  
179 Die hohen Werte für den Gewerkschaftsbeitritt während der Ausbildung bei den langjäh-
rigen Gewerkschaftsmitgliedern (Eintritt vor 1970) sind wenig aussagekräftig, da die Fall-
zahl bei dieser Gruppe sehr gering ist.  
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Während sich beim Zeitpunkt des Eintritts in die Gewerkschaften bei den be-
fragten Mitgliedern in den letzten Jahrzehnten wenig getan hat, ist beim Anlass 
zur Mitgliedschaft eine Veränderung zu beobachten (bei der Frage nach dem 
Anlass zur Mitgliedschaft waren Mehrfachantworten möglich). Zwar wird als 
häufigster Beitrittsanlass mit fast 33 % die Werbung durch Kollegen, Familie 
und Verwandte bzw. mit 30 % Werbung durch den Betriebsrat genannt, danach 
erfolgt aber bereits ein sachlicher Grund: berufliche Fragen und Probleme als 
Anlass für die Mitgliedschaft mit 21,6 %. Ebenfalls einen Anlass zum Beitritt 
stellt die Kandidatur zum Betriebsrat mit 8,6 % dar, während der oftmals gerade 
im Einzelhandel betonte Eintrittsgrund Streik bzw. Arbeitskampf mit 3,4 % ver-
gleichsweise unbedeutend erscheint. 
Die beruflichen Fragen und Probleme als Anlass zum Gewerkschaftsbeitritt sind 
in den letzten Jahren deutlich angestiegen. Nennen bei den Mitgliedern, die in 
den 1970er-Jahren in die Gewerkschaft eingetreten sind, nur 12 % dies als An-
lass zur Mitgliedschaft, so sind es in den letzten fünf Jahren immerhin 37 % 
(vgl. Tabelle 5.6.).  
Tabelle 5.6.  „Berufliche Fragen und Probleme“ als Anlass zum 
Gewerkschaftsbeitritt in Abhängigkeit vom Eintrittsjahr, der 
Betriebsgröße und dem Bestehen eines Betriebsrates 
Eintritt in die Gewerkschaft 
vor 1970 1971–1980 1981–1990 1991–2000 2001–2005 
5 12 21 25 37 
Betriebsgröße nach Anzahl der Beschäftigten 
bis 5 6–20 21–50 51–200 201–500 über 500 
55 32 20 13 18 21 
Bestehen eines Betriebsrates 
Betriebsrat vorhanden kein Betriebsrat 
15 36 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Auch die Betriebsgröße und das Bestehen eines Betriebsrates spielen hierbei 
eine wichtige Rolle. Je kleiner der Betrieb, desto eher geben berufliche Proble-
me den Ausschlag für die Mitgliedschaft. Bei den Kleinstbetrieben mit unter fünf 
Beschäftigten sehen über die Hälfte der Befragten Probleme im Beruf, die sie 
 131
nur mit Hilfe der Gewerkschaften bewältigen zu können glauben. Bei den grö-
ßeren Betrieben sinkt dieser Wert deutlich unter 20 %. Ebenfalls erhöht das 
Fehlen eines Betriebsrates die Wahrscheinlichkeit, dass berufliche Probleme 
zum Eintritt in die Gewerkschaft führen. Bei den Mitgliedern, die erst nach 1990 
einer der Gewerkschaften beigetreten sind und in einem betriebsratslosen Be-
trieb arbeiten, geben über die Hälfte berufliche Fragen und Probleme als Anlass 
zum Gewerkschaftsbeitritt an. 
Während die Anlässe zur Mitgliedschaft sich nur auf den konkreten Schritt zum 
Eintritt in die Gewerkschaft beziehen, beleuchten die Beitrittsmotive längerfristi-
ge Orientierungen und Einstellungen (auch hier waren Mehrfachantworten mög-
lich). Die Beitrittsmotive mit den meisten Nennungen sind die „Konfliktunterstüt-
zung“ durch die Gewerkschaft mit 49,4 %, dicht gefolgt von der Inanspruch-
nahme tarifvertraglicher Leistungen mit 47,5 %, d. h. bei nahezu der Hälfte der 
Befragten war die betriebliche und/oder persönliche Unterstützung durch die 
Gewerkschaft ausschlaggebend.  
Neben den Leistungen aus dem Tarifvertrag wird ebenfalls noch häufig die In-
anspruchnahme des gewerkschaftlichen Rechtsschutzes mit 39,8 % genannt. 
Daneben spielen aber auch gesellschaftliche und moralisch-ethische Grund-
überzeugungen eine große Rolle: „Solidarität“ mit 41,1 % und „Interessenvertre-
tung der Arbeitnehmer/innen in Politik und Gesellschaft“ mit 39,9 % bilden 
ebenso wichtige Beitrittsmotive). 
Bei den abgefragten Beitrittsmotiven ergeben sich erhebliche Unterschiede zwi-
schen den Funktionären und Mitgliedern (vgl. Abbildung 5.7.). Während bei den 
Mitgliedern die konkreten Leistungen der „Konfliktunterstützung“ mit 48 % und 
des Rechtsschutzes mit 41 % als Motiv zur Mitgliedschaft überwiegen, rangie-
ren bei den Funktionären die zunächst abstrakte Interessenvertretung in der 
Politik und die „Solidarität“ mit jeweils 51 % an oberster Stelle. Das Problem der 
Arbeitslosigkeit ist – wenn auch auf niedrigem Niveau – für die Mitglieder eben-
falls ein wesentlich häufigeres Beitrittsmotiv als für die Funktionäre. 
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Abbildung 5.7. Zustimmungen zu den Beitrittsmotiven von 



























Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent der Nennungen 
5.2.2. Gewerkschaftspolitische Aufgabenfelder  
und Leistungserwartungen der Befragten 
Um die Erwartungen der befragten Mitglieder an ver.di zu erfassen, wurde so-
wohl die Einschätzung der Wichtigkeit der gewerkschaftlichen Aufgabenfelder 
und der Eigenschaften und Leistungen von ver.di abgefragt als auch die Not-
wendigkeit aus Sicht der Befragten, diese Leistungen zu verbessern. Um eine 
konkrete Einordnung des gewerkschaftlichen Leistungsspektrums nachvollzie-
hen zu können, wurde zusätzlich der Bekanntheitsgrad und die Inanspruch-
nahme einzelner Leistungen erhoben. Zusätzlich ergeben sich aus der Beant-
wortung der offenen Frage am Ende des Fragebogens („Anregungen und Kri-
tik“) weitere Hinweise auf wichtige und aktuelle gewerkschaftliche Themenfel-
der. 
Bei der Einschätzung der Wichtigkeit der gewerkschaftspolitischen Aufgaben-
felder liegen die klassischen gewerkschaftlichen Themen „Sicherung der Sozi-
alsysteme“, „Erhalt und Schaffung von Arbeitsplätzen“ und „Löhne und Gehäl-
ter“ bei den Befragten ganz vorn (vgl. Tabelle 5.7.). Den Spitzenwert erhält die 
Aufgabe „Erhalt und Schaffung von Arbeitsplätzen“, die 86,2 % der Befragten 
als „sehr wichtig“ ansehen, gefolgt von der „Sicherung der Sozialsysteme“ 
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(79,6 %). Insgesamt werden die drei genannten Aufgabenfelder nahezu von 
allen Befragten (über 98 %) als „sehr wichtig“ oder „wichtig“ erachtet. Aber auch 
die Zuständigkeit für die Zielgruppe der jüngeren Arbeitnehmer, das Aufgaben-
feld „Ausbildung / Jugendarbeit“, erhält eine ähnlich hohe Zustimmung. Erstaun-
licherweise rangiert ein derzeit aktuelles und im Handel permanent vorhande-
nes Konfliktfeld, die „Arbeitszeitpolitik“, erst dahinter.  
Die Wichtigkeit für einzelne Gruppen (Frauen, ausländische Kollegen, Senio-
ren) wird als nicht ganz so dringend empfunden, auch wenn hier immer noch 
eine breite Zustimmung vorhanden ist. Bei der Einordnung des Aufgabenfeldes 
„Frauenpolitik / Gleichberechtigung“ zeigt sich einer der wenigen Unterschiede 
zwischen Männern und Frauen in der Befragung. Während Frauen diese The-
matik zu 50 % als „sehr wichtig“ erachten, sind es bei den Männern nur 22 %. 
Die Unterschiedlichkeit in der Beurteilung dieses Themenfeldes durch Männer 
und Frauen ist sowohl bei den Mitgliedern als auch bei den Funktionären zu 
beobachten. 
Tabelle 5.7. Wichtigkeit der gewerkschaftspolitischen Aufgabenfelder 
Aufgabenfelder sehr wichtig wichtig unwichtig sehr unwichtig
Sicherung der Sozialsysteme 79,6 19,2 1,1 0,1 
Erhalt und Schaffung  
von Arbeitsplätzen 86,2 13,3 0,4 0,1 
Löhne und Gehälter 63,8 35,6 0,4 0,2 
Ausbildung / Jugendarbeit 67,8 30,6 1,2 0,3 
Frauenpolitik / Gleichberechtigung 40,0 49,3 9,7 1,1 
Arbeitszeitpolitik 44,9 47,2 7,4 0,4 
betriebliche Sozialpolitik 41,1 52,3 6,5 0,1 
Seniorenpolitik 22,5 52,8 21,0 3,7 
Integration von ausländischen  
KollegInnen 19,8 57,2 19,0 4,0 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Bei der Beurteilung der Wichtigkeit der Eigenschaften und Leistungen von ver.di 
tritt zu den gewerkschaftlichen Aufgabenfeldern das Leistungsspektrum der 
Gewerkschaft hinzu. Hierbei zeigt sich, dass den konkreten gewerkschaftlichen 
Leistungen aus dem Tarifvertrag, der Unterstützung der betrieblichen Interes-
senvertretung und der Inanspruchnahme des gewerkschaftlichen Rechtsschut-
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zes mit einer Einschätzung von über 98 % als „sehr wichtig“ oder „wichtig“ die 
höchste Priorität zukommt (vgl. Tabelle 5.8.). Die Verhandlung von Tarifverträ-
gen sehen 80,5 % als „sehr wichtig“ und 19,1 % als „wichtig“ an, gefolgt von der 
Rechtsberatung mit 67,8 % („sehr wichtig“) bzw. 31,0 % („wichtig“) und der Un-
terstützung der betrieblichen Interessenvertretung mit 64,3 % („sehr wichtig“) 
bzw. 34,4 % („wichtig“). Erst dahinter rangiert die gewerkschaftliche Interessen-
vertretung in Politik und Gesellschaft. Als weniger wichtig werden die Service-
leistungen und das Bildungsangebot wahrgenommen. Dabei erstaunt die Tat-
sache, dass die Serviceleistungen auf dem letzten Platz noch hinter dem Bil-
dungsangebot, das nur für einen Teil der Mitglieder überhaupt in Frage kommt, 
rangieren, und dies ist als Indiz zu werten, dass Serviceleistungen bei den Mit-
gliedern kaum eine Rolle spielen. 
Tabelle 5.8. Wichtigkeit der Eigenschaften und Leistungen bei ver.di 
Eigenschaften und Leistungen sehr wichtig wichtig unwichtig sehr unwichtig 
Interessenvertretung  
in Politik und Gesellschaft 45,0 47,2 7,2 0,5 
Verhandlung von Tarifverträgen 80,5 19,1 0,3 0,1 
Unterstützung der betrieblichen 
Interessenvertretung 64,3 34,4 1,1 0,2 
Rechtsberatung und -vertretung 67,8 31,0 1,1 0,1 
Serviceleistungen 26,8 55,7 16,3 1,1 
Bildungsangebot 29,0 60,8 9,6 0,6 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Bei der Frage, welche dieser Eigenschaften und Leistungen von ver.di ausge-
baut bzw. verbessert werden sollten, sieht eine Mehrheit der Befragten die als 
am wichtigsten erachteten Leistungen wiederum an vorderer Stelle. So plädie-
ren über 60 % für eine Verbesserung der Tarifvertragsverhandlungen und der 
Unterstützung der betrieblichen Interessenvertretung, gefolgt vom Ausbau der 
Rechtsberatung mit 55 %. Der Wunsch nach einem Ausbau des Mitgliederser-
vices liegt mit knapp 42 % noch über dem Ausbau der Interessenvertretung in 
Politik und Gesellschaft (39 %). Lediglich die Ausweitung des Bildungsangebo-
tes wird nur noch von einer klaren Minderheit (23 %) befürwortet. 
Die Wichtigkeit der Ergebnisse der gewerkschaftlichen Tarifverhandlungen für 
die Mitglieder wird durch die Auswertung der offenen Frage am Ende des Fra-
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gebogens bestätigt, bei der die Mitglieder Anregungen und Kritik vorbringen 
konnten. Dort äußern sich 38 Personen zu dem Themenfeldern Tarifpolitik und 
Arbeitsbedingungen im Handel, die sich aus Mitgliedersicht nur schwer vonein-
ander trennen lassen. Die Hauptforderungen an ver.di sind dabei, tarifpolitisch 
mehr Druck auf die Arbeitgeber auszuüben und sich gegen eine weitere Frei-
gabe der Ladenöffnungszeiten zu wenden. 
Neben diesen konkret im Handel anzusiedelnden Problemfeldern gibt es jedoch 
auch mit insgesamt 42 Äußerungen eine beträchtliche Anzahl an Mitgliedern, 
die konkrete allgemein- und sozialpolitische Forderungen an ver.di stellen. Die-
se Forderungen lassen sich zugespitzt auf die Formel bringen, dass ver.di den 
„Kampf gegen den Sozialabbau verstärken und gegen die Hegemonie des Ka-
pitals angehen“ müsse.  
Gleichzeitig zeigen sich bei der Formulierung von politischen Forderungen aber 
auch gravierende Unterschiede zwischen Mitgliedern und Funktionären. Bei 
den Funktionären gibt es nur insgesamt vier Personen, die sich hierzu über-
haupt äußern. 
Tabelle 5.9. Bekanntheitsgrad und Nutzung der Mitgliederleistungen 
von ver.di  
Mitgliederleistung Bekanntheitsgrad in % Inanspruchnahme in % 
Bildungsangebote 74,0 16,7 
Streikgeld 84,2 11,9 
Rechtsberatung im Arbeitsrecht 89,0 27,6 
Rechtsvertretung im Arbeitsrecht 86,0 16,9 
Freizeitunfallversicherung 67,7 4,3 
Lohnsteuerberatung 56,2 2,8 
Mietrechtsberatung 51,4 4,2 
Mitgliederservice 55,0 1,9 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
Die Auswertung der Abfrage nach dem Bekanntheitsgrad und der Inanspruch-
nahme der selektiven Anreize, die ver.di seinen Mitgliedern bietet, bestätigen 
die Wichtigkeit des gewerkschaftlichen Rechtsschutzes im Arbeitsrecht für die 
Mitglieder (vgl. Tabelle 5.9.). Dieser hat nicht nur den höchsten Bekanntheits-
grad unter den Mitgliedern (89 % bei der rechtlichen Beratung und 86 % bei der 
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Rechtsvertretung), er wurde auch mit Abstand am häufigsten genutzt. Mehr als 
jedes vierte Mitglied hat sich schon mindestens einmal in arbeitsrechtlichen 
Fragen von der Gewerkschaft beraten lassen, und fast 17 % der Mitglieder ha-
ben den Rechtsschutz der Gewerkschaft in einem arbeitsrechtlichen Konflikt in 
Anspruch genommen. 
Bei der Nutzung der arbeitsrechtlichen Beratung zeigen sich Parallelen zu den 
Beitrittsmotiven der Mitglieder (vgl. Tabelle 5.10.). So wurde gewerkschaftlicher 
Rechtsschutz vor allem von Mitgliedern aus Kleinbetrieben mit bis zu 50 Be-
schäftigten und aus Betrieben ohne Betriebsrat oder ohne Tarifvertrag in An-
spruch genommen. Den Spitzenwert bilden in diesem Fall die Befragten aus 
Betrieben ohne Anwendung eines Tarifvertrages, von denen 43 % mindestens 
einmal die arbeitsrechtliche Beratung der Gewerkschaften genutzt haben. 
Tabelle 5.10.  Die Inanspruchnahme arbeitsrechtlicher Beratung in 
Abhängigkeit von Betriebsgröße, Anwendung eines 
Tarifvertrages und dem Bestehen eines Betriebsrates 
Betriebsgröße nach Anzahl der Beschäftigten 
bis 5 6–20 21–50 51–200 201–500 über 500 
42 31 23 20 23 27 
Anwendung eines Tarifvertrages  
Kein Tarifvertrag Haustarifvertrag Flächentarifvertrag 
43 25 22 
Bestehen eines Betriebsrates 
kein Betriebsrat Betriebsrat vorhanden  
36 20 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Geradezu umgekehrt ist der Bezug des Streikgeldes unter den Befragten ver-
teilt, allerdings auf einem insgesamt niedrigeren Niveau. Das Streikgeld, das 
nur in bestreikten Betrieben ausgezahlt wird, konzentriert sich hauptsächlich auf 
Mitglieder aus Betrieben mit mindestens 50 Beschäftigten, Betrieben mit Be-
triebsrat sowie Betrieben, die einen Tarifvertrag anwenden. Hier haben die Be-
fragten in 12 % bis 19 % der Fälle mindestens schon einmal Streikgeld bezo-
gen. In Betrieben ohne Betriebsrat bzw. ohne Tarifvertrag liegt der Anteil bei 
3 %. 
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Der starke Nutzungsgrad des gewerkschaftlichen Bildungsangebotes erklärt 
sich in einem hohen Maß durch die Schulungsteilnahme von Funktionären. So 
hat fast jeder zweite Funktionär bereits an gewerkschaftlichen Bildungsveran-
staltungen teilgenommen, während der Anteil bei den einfachen Mitgliedern nur 
bei unter 7 % liegt. Unter diesem Gesichtspunkt ist die große Akzeptanz des 
gewerkschaftlichen Bildungsangebotes unter allen Befragten, besonders im 
Vergleich zu den Leistungen aus dem Mitgliederservice, erstaunlich hoch. 
Die Leistungen aus dem Mitgliederservice – sie umfassen unter anderem Ver-
günstigungen bei dem Abschluss von Versicherungsverträgen und bei Reisen – 
sind nicht nur die am wenigsten bekannten Leistungen unter den Befragten, sie 
werden auch fast gar nicht genutzt. Nur jeder 50. hat bereits den Mitgliederser-
vice in Anspruch genommen, obwohl dieser Service von ver.di sehr umfang-
reich beworben wird. 
5.2.3. Betreuungserfahrungen 
Die arbeitsrechtliche Beratung der Mitglieder wie auch die betriebliche Betreu-
ung der Funktionäre macht einen entscheidenden Faktor bei den Leistungser-
wartungen der Befragten aus. Konkret erfahren wird dieses Leistungsangebot 
über die Betreuung durch den zuständigen ver.di-Bezirk. 
So haben insgesamt 22 % der Befragten regelmäßig Kontakt zu ihrem ver.di-
Bezirk, immerhin noch 42 % zumindest seltener, und nur ein gutes Drittel hat 
gar keinen Kontakt. Dabei gibt es aber erwartungsgemäß große Unterschiede 
zwischen Mitgliedern und Funktionären (vgl. Abbildung 5.8.). Während bei den 
Funktionären über die Hälfte der Befragten regelmäßigen Kontakt zum Bezirk 
hat und nur 7 % über keinen Kontakt verfügt, verhält es sich bei den Mitgliedern 
umgekehrt. Nur 8 % haben regelmäßigen, aber fast die Hälfte hat überhaupt 
keinen Kontakt mit ihrem zuständigen Bezirk. Dieser große Unterschied lässt 
sich über die häufigeren betrieblichen Probleme im Zusammenhang mit der Be-
triebsratsarbeit der Funktionäre erklären und über deren Eingebundenheit in die 
gewerkschaftlichen Strukturen, z. B. bei Streikvorbereitungen. 
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Abbildung 5.8. Häufigkeit des Kontakts zum ver.di-Bezirk bei 
Mitgliedern und Funktionären 















Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
Aufgrund der zugewiesenen Bedeutung der gewerkschaftlichen Betreuungsar-
beit fällt die Beurteilung unterschiedlich aus (vgl. Abbildung 5.9.). Zwar geben 
insgesamt 44 % der Befragten eine „sehr gute“ oder „gute“ Note für die Betreu-
ungsarbeit, aber immerhin sehen 16 % die Betreuung im Bezirk als „mangel-
haft“ oder „ungenügend“ an. Gravierend ist hierbei die unterschiedliche Ein-
schätzung von Funktionären und Mitgliedern. Bei den Mitgliedern ist eine deut-
lich höhere Zufriedenheit mit der Betreuung durch den Bezirk festzustellen. Bei 
den Funktionären, die über einen wesentlich häufigeren Kontakt mit dem Bezirk 
verfügen, ist vor allem die hohe Zahl an Unzufriedenen auffällig. 25 % der Funk-
tionäre attestieren ihrem ver.di-Bezirk eine „mangelhafte“ oder „ungenügende“ 
Betreuungsleistung. 
Gründe für diese Unzufriedenheit werden durch die Auswertung der offenen 
Anmerkungen erkennbar. Dort dominiert bei den Funktionären das Thema der 
negativen Betreuungserfahrungen. Angemahnt wird die zu hohe Belastung der 
betreuenden Sekretäre, das Fehlen von Sekretären und gleichzeitig wird die 
Forderung nach mehr Sekretärsstellen erhoben. Auch im Zusatzfragebogen für 
die Betriebsräte, in dem nach den negativen Auswirkungen der ver.di-Gründung 
gefragt wurde, beherrscht die mangelhafte Betreuung durch ver.di mit ihren ne-
gativen Auswirkungen auf den Betrieb die Diskussion. 
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Abbildung 5.9. Beurteilung der bezirklichen Betreuung bei allen 







































Angaben in jeweiligen Prozenten der Gruppen
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
Zwar äußern sich auch Mitglieder negativ über Betreuungserfahrungen bei 
ver.di, jedoch in wesentlich geringerem Umfang. Hier kommt es im Gegensatz 
zu den Funktionären auch zu positiven Äußerungen zur Betreuungsarbeit. 
Geht man davon aus, dass ein Kontakt mit dem Bezirk die Beurteilung der je-
weiligen Betreuung erst möglich macht, so verändert sich das Bild zum Positi-
ven (vgl. Abbildung 5.10.). Von denjenigen, die regelmäßigen Kontakt mit dem 
Bezirk haben, geben 55 % diesem eine „sehr gute“ oder „gute“ Note für die Be-
treuung, allerdings auch wieder eine relativ hohe Zahl (16 %) eine „mangelhaf-
te“ oder „ungenügende“ Note. Ein Erklärungsansatz für diese recht weit ge-
streuten Beurteilungen könnte in den unterschiedlichen Betreuungssituationen 
vor Ort liegen. 
Dass die Beurteilung der Betreuung durch den Bezirk von der Personengruppe, 
die gar keinen Kontakt zum Bezirk haben, deutlich schlechter ausfällt – immer-
hin geben hier 38 % nur „ausreichend“oder eine schlechtere Note an – lässt 
sich nicht allein nur durch unzureichende oder fehlende Betreuung erklären. 
Hier müssen andere Gründe vorliegen, die für die schlechte Benotung verant-
wortlich sind. 
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Abbildung 5.10. Beurteilung der bezirklichen Betreuung in Abhängigkeit 
von der Häufigkeit des Kontakts zum Bezirk 





























Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
Aufgrund dieses mittelmäßigen Ergebnisses der Betreuung auf Bezirksebene 
verwundert es nicht, dass nur ein Viertel der Befragten hier keinen Verbesse-
rungsbedarf sieht. Dagegen meinen knapp 42 %, dass die Betreuung auf Be-
zirksebene verbessert werden müsse. Erwartungsgemäß wird diese Verbesse-
rung vor allem von Befragten eingefordert, die der bezirklichen Betreuung eine 
schlechte Note geben – ab „ausreichend“ und schlechter über 90 %. Aber auch 
ein Teil derjenigen, die mit der Betreuung zufrieden sind, sieht hier noch Ver-
besserungspotenzial: Bei 10 % der „sehr gut“-Beurteilungen und bei 25 % der 
„gut“-Beurteilungen wird eine Verbesserung der Betreuungsleistungen ange-
mahnt. 
5.2.4. Zwischenfazit 
Die Beitrittsumstände der befragten Mitglieder im Handel haben sich in den letz-
ten 20 Jahren erheblich gewandelt. Der Eintritt in die Gewerkschaft findet deut-
lich später statt, nämlich wenn die Mitglieder bereits lange Jahre im Berufsleben 
stehen. Neben den bereits vorhandenen Pfaden, die zur Gewerkschaft hinfüh-
ren – Werbung durch das betriebliche oder familiäre Umfeld – ist zunehmend 
die konkrete Situation am Arbeitsplatz Grund für den Gewerkschaftsbeitritt. Die 
beruflichen Probleme, welche die Befragten nur mit Hilfe der Gewerkschaft zu 
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bewältigen glauben, treten verstärkt in Kleinbetrieben und betriebsratslosen 
Betrieben auf. Es verwundert deshalb nicht, dass die individuelle Beratung und 
der gewerkschaftliche Rechtsschutz für die Befragten eine so große Rolle spie-
len. 
Darüber hinaus ist die Tarifpolitik für die Befragten von zentraler Bedeutung. Sie 
bildet ein Band sowohl zwischen Mitgliedern und Funktionären, die ansonsten 
unterschiedlich gelagerte Prioritäten bei den Gewerkschaften haben, als auch 
zwischen Mitgliedern in tarifgebundenen und tariflosen Betrieben. Mit ihrer Be-
deutsamkeit für die Mitglieder steht die Tarifpolitik noch über dem allgemein- 
und sozialpolitischen Wirken der Gewerkschaften. 
Deutlich abfallend in der Werteskala der Befragten sind Themenfelder für ein-
zelne Personengruppen, mit Ausnahme der Jugend, und die Leistungen aus 
dem Mitgliederservice. Auch wenn die Zustimmung der Wichtigkeit für Leistun-
gen aus dem Mitgliederservice insgesamt noch relativ hoch ist, so handelt es 
sich bei dieser Leistungsart doch um einen selektiven Anreiz, der ausschließlich 
auf einen unmittelbaren finanziellen Vorteil der Mitglieder abzielt. Die Zustim-
mung der Mitglieder zu solch einer Leistung ist daher verständlich, denn die 
Mitglieder implizieren dabei einen Mehrwert, ohne einen eigenen höheren fi-
nanziellen Beitrag leisten zu müssen.  
Angesichts der Bedeutsamkeit der Betreuungsleistungen für die Mitglieder fällt 
deren Beurteilung über die Leistungserfüllung bei ver.di ernüchternd aus. Zwar 
beurteilt eine Mehrheit die Betreuung mindestens als zufrieden stellend, dass 
aber jedes siebte Mitglied die Betreuungsleistung als nicht mehr ausreichend 
einstuft, ist erschreckend. Dass hier größere Defizite vorhanden sein müssen, 
macht auch die geringe Zahl an Befragten fest, die keinen Verbesserungsbe-
darf in der Betreuungsarbeit sehen. 
5.3. Einstellungen zur ver.di-Gründung und  
zur innergewerkschaftlichen Partizipation 
Auch wenn die ver.di-Gründung ohne die direkte Beteiligung der meisten einfa-
chen Mitglieder vollzogen wurde, so ist dennoch zu vermuten, dass die Mitglie-
der hierzu eine eindeutige Meinung haben. Dabei dürften sowohl die veränder-
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ten gewerkschafts- und gesellschaftspolitischen Handlungsmöglichkeiten von 
ver.di, die gerade während des Gründungsprozesses stark thematisiert wurden, 
als auch die konkreten veränderten Betreuungserfahrungen unter ver.di eine 
Rolle spielen. 
Ähnlich verhält es sich mit den Einstellungen zur innergewerkschaftlichen Parti-
zipation. Selbst wenn die Mitglieder, anders als die Funktionäre, nicht an ge-
werkschaftsinternen Entscheidungsprozessen beteiligt sind und sich auch nicht 
unbedingt beteiligen wollen, wurde doch erwartet, dass sie hierzu eine Ein-
schätzung abgeben.  
Die Abfrage der Einstellungen der Befragten zur ver.di-Gründung und zur in-
nergewerkschaftlichen Partizipation erfolgte über 14 vorgegebene Statements, 
die Thesen über die ver.di-Gründung und über gewerkschaftsinterne Entschei-
dungsprozesse beinhalten. Diesen Statements konnten die befragten Mitglieder 
zustimmen oder sie ablehnen. 
Um zusätzlich eine Verortung der Mitglieder im Hinblick auf ihre Nähe zur Ge-
werkschaft vornehmen zu können, wurden ihr Informationsstand, der Aktivitäts- 
und Identifikationsgrad abgefragt. 
5.3.1. Informationsstand, Aktivitäts- und  
Identifikationsgrad der Befragten 
Als Variablen des Informationsstandes dient die Erfassung der Nutzung ver.di-
interner Informationsquellen. Der Aktivitätsgrad wird über die Teilnahme an di-
versen gewerkschaftlichen Veranstaltungen gemessen, und als Indikator für die 
Identifikation mit ver.di wird nach dem Auftreten als Gewerkschaftsmitglied ge-
fragt. Die Nutzung der Informationsangebote von ver.di und die Teilnahme an 
gewerkschaftlichen Veranstaltungen drücken hierbei nicht nur den Informati-
onsstand und Aktivitätsgrad der Befragten aus, gleichzeitig spiegeln sie die Ak-




Häufigste Informationsquelle der Befragten ist die monatlich erscheinende Mit-
gliederzeitschrift ver.di Publik (vgl. Tabelle 5.11.), die an jedes Mitglied per Post 
verschickt wird. Sie wird von fast zwei Drittel aller Befragten regelmäßig gele-
sen, und nur knapp 12 % nehmen sie nicht zur Kenntnis. 
Die Lesebereitschaft hängt hierbei stark vom Alter der Befragten ab: Je älter die 
Befragten, desto intensiver wird die Mitgliederzeitschrift als Informationsquelle 
genutzt. Von den unter 30-Jährigen lesen nur 40 % die ver.di Publik regelmä-
ßig, bei einem Viertel der jüngeren Arbeitnehmer wandert die Zeitung ungele-
sen ins Altpapier. Dagegen nutzen die über 50-Jährigen zu über 70 % regelmä-
ßig die ver.di Publik. Offensichtlich gibt es bei der Lesebereitschaft der ver.di 
Publik ein Attraktivitätsdefizit bei den Jüngeren. 
Tabelle 5.11. Nutzungsgrad der ver.di-Informationsquellen 
 Häufigkeit der Nutzung in Prozent 
Informationsquellen regelmäßig selten nie 
ver.di Publik 64,4 23,7 11,9 
Flugblätter 33,9 35,7 30,3 
Internet-Präsenz 14,5 29,7 55,8 
sonstige Publikationen 16,9 40,6 42,5 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Der hohe Nutzungsgrad der recht traditionellen Flugblätter, die von einem Drit-
tel regelmäßig und von einem weiteren Drittel selten gelesen werden, lässt sich 
aus ihrer herausragenden Bedeutung im Handel erklären. Die Flugblätter wer-
den dort insbesondere bei den fast jährlich stattfindenden Tarifverhandlungen 
sehr zeitnah, jeweils am nächsten Tag nach einer Verhandlungsrunde und flä-
chendeckend an die Betriebe verteilt, um über den Verhandlungsstand und 
mögliche weitere Schritte von ver.di (z. B. Streik) zu unterrichten. Diese Vertei-
lung erfolgt häufig über die Betriebsräte. Aus diesem Grund werden in der Be-
fragung die Flugblätter auch wesentlich häufiger von den Funktionären als von 
den Mitgliedern gelesen. Nur 5 % der Funktionäre, aber immerhin 40 % der 
Mitglieder, lesen gar keine Flugblätter. 
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Das System der Verteilung über die Betriebsräte spiegelt sich auch bei der Be-
fragung in Bezug auf das Kriterium Betriebsrat wider. Von den Befragten, die in 
einem betriebsratslosen Betrieb arbeiten, kommen nur 12 % regelmäßig in den 
Genuss der Flugblätter, 64 % müssen ohne dieses Medium auskommen. Ist ein 
Betriebsrat vorhanden, so liest nur ein Viertel der Mitglieder keine Flugblätter. 
Die Nutzung des Mediums Flugblatt stellt also hauptsächlich ein Logistikpro-
blem von ver.di (und vielleicht auch ein innerbetriebliches Verteilungsproblem) 
dar. Würden auch die betriebsratslosen Betriebe zeitnah erreicht, dürfte die 
Nutzungsquote der Flugblätter unter den Mitgliedern noch erheblich höher sein. 
Eher von untergeordneter Bedeutung ist die Internet-Präsenz als Informations-
quelle über die ver.di-Aktivitäten. Sie rangiert bei den Befragten noch hinter den 
sonstigen ver.di-Publikationen – hierunter fallen vor allem unregelmäßig er-
scheinende Broschüren zu handelsbezogenen oder branchenübergreifenden 
Einzelthemen. Obwohl die ver.di-Homepage die drei anderen genannten Medi-
en an Aktualität deutlich übertrifft, besucht nur jeder siebte Befragte regelmäßig 
diese Seite. Über die Hälfte hat die ver.di-Homepage noch nie besucht. 
Es lassen sich bei der Online-Nutzung keine Unterschiede zwischen den ein-
zelnen Altersgruppen feststellen. Bei allen Altersgruppen ist die Wahrnehmung 
ähnlich verteilt. Unterteilt man die Befragten in Mitglieder und Funktionäre, wird 
die kaum in Anspruch genommene Internet-Nutzung unter den Mitgliedern noch 
deutlicher. Lediglich 10 % der Mitglieder besuchen regelmäßig die Homepage 
von ver.di, aber fast zwei Drittel (63 %) haben die Seite noch nie gesehen. Bei 
den Funktionären sieht die Frequentierung des Internetauftritts von ver.di etwas 
besser aus. Hier bedient sich immerhin jeder Vierte (26 %) regelmäßig der On-
line-Informationen. 
Angesichts der insgesamt geringen Nutzung der ver.di-Homepage durch die 
Befragten kann die Informationsquelle im Internet nur als Zusatzangebot für 
besonders Interessierte oder Aktive verstanden werden. Sie kann die anderen 
Medien, insbesondere ver.di Publik und Flugblätter, gegenwärtig nicht ersetzen, 
obwohl der Aktualitätsvorsprung gegenüber der Mitgliederzeitung und die bes-
sere Verfügbarkeit gegenüber den Flugblättern de facto für die Internet-Präsenz 




Nur eine kleine Minderheit der Befragten nimmt oder nahm in der Vergangen-
heit häufig an gewerkschaftlichen Veranstaltungen teil. Dabei liegt der Prozent-
wert derjenigen, die regelmäßig an solchen Veranstaltungen teilgenommen ha-
ben, bei den recht unterschiedlichen Angeboten auf einem ähnlichen Niveau. 
11 % bis 16 % der Befragten nehmen jeweils häufig an den aufgelisteten Ver-
anstaltungsformen teil (vgl. Tabelle 5.12.).  
Tabelle 5.12. Häufigkeit der Teilnahme an gewerkschaftlichen Aktivitäten 
 Teilnahmehäufigkeit in Prozent der Befragten 
Aktivitäten häufig gelegentlich nie 
1.-Mai-Kundgebung 16,2 28,9 54,9 
Demonstrationen 11,1 29,2 59,7 
Streik / Warnstreik 11,9 30,4 57,8 
Bildungsveranstaltungen 14,4 31,0 54,5 
Gremienarbeit 15,6 11,8 72,6 
sonstiges 3,8 20,6 75,6 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Es gibt ferner ein knappes Drittel der Befragten, die zumindest gelegentlich an 
einer der aufgeführten Aktivitäten, mit Ausnahme der Gremienarbeit, teilge-
nommen haben. Bei allen Aktivitätsformen gibt es eine Mehrheit der Befragten, 
die noch nie an den jeweiligen Veranstaltungen teilgenommen haben. An der 
gewerkschaftlichen Gremienarbeit wird hierbei am wenigsten teilgenommen: 
Über 72 % der Befragten kennen die innergewerkschaftliche Arbeit nicht. 
Erwartungsgemäß nehmen Funktionäre deutlich häufiger an gewerkschaftlichen 
Veranstaltungen teil als Mitglieder (vgl. Tabelle 5.13.). Im Hinblick auf diese 
beiden Einzelgruppen sind nicht die Unterschiede zwischen den Gruppen inter-
essant, sondern die Ergebnisse in den Teilgruppen. Bei den Funktionären sind 
die Bildungsveranstaltungen die meistgenutzte gewerkschaftliche Aktionsform, 
nur jeder zehnte Funktionär hat noch keine Schulung besucht. Dagegen gibt es 
selbst bei den Funktionären eine große Anzahl von Personen, die noch nie an 
einer gewerkschaftspolitischen Veranstaltung – 1.-Mai-Kundgebung (30,1 %) 
und Demonstrationen (27,4 %) – teilgenommen haben. 
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Bei den Mitgliedern liegt der Prozentsatz der häufigen Veranstaltungsteilnehmer 
je nach Veranstaltungsart (zum Teil deutlich) unter 10 %. Dabei schneidet die 
Mai-Kundgebung noch am besten ab. Hieran hat immerhin über ein Drittel der 
Mitglieder schon einmal teilgenommen. Es folgen die Streiks mit einer häufigen 
oder gelegentlichen Teilnahme von 33,7 % und die Demonstrationen mit 
29,2 %. Abgeschlagen rangieren demgegenüber die Bildungsveranstaltungen – 
bei den Funktionären die am häufigsten genutzte Aktionsart – nur auf dem vier-
ten Platz. Nur gut ein Viertel (26,3 %) der Mitglieder hat bereits an Bildungsver-
anstaltungen teilgenommen. 
Tabelle 5.13. Teilnahmehäufigkeit an gewerkschaftlichen Aktionen 
unterteilt nach Mitgliedern und Funktionären 
 Häufigkeit der Teilnahme  
nach Funktion in Prozent der Teilgruppen 
 Mitglied Funktionär 
Aktionsform häufig gelegentlich nie häufig gelegentlich nie 
1.-Mai-Kundgebung 9,8 27,3 62,9 36,6 33,3 30,1 
Demonstrationen 5,2 24,0 70,8 28,0 44,6 27,4 
Streik / Warnstreik 7,7 26,7 65,6 25,5 41,2 33,3 
Bildungsveranstaltungen 4,2 22,3 73,4 39,5 50,3 10,3 
Gremienarbeit 3,0 6,2 90,8 48,4 26,1 25,5 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Deutlich Unterschiede ergeben sich, wenn die Altersstruktur der Veranstal-
tungsteilnehmer untersucht wird. Danach scheinen gewerkschaftliche Aktionen 
vor allem für ältere Mitglieder interessant zu sein (vgl. Tabelle 5.14.). Besonders 
die gewerkschaftspolitischen Veranstaltungen – Mai-Kundgebung und Demon-
strationen sowie die Gremienarbeit – werden von den jüngeren Mitgliedern 
kaum besucht. Dagegen scheinen die Bildungsveranstaltungen bei den unter 
40-Jährigen attraktiver zu sein. Hier liegt die Teilnahmequote immerhin bei über 
30 %. Im Gegensatz dazu sind die älteren Befragten bei allen Veranstaltungs-
formen sehr präsent. Bei den über 50-Jährigen nehmen mehr als die Hälfte je-
weils an allen Veranstaltungsformen, bis auf die Gremienarbeit, gelegentlich 
oder häufig teil. Hierbei entpuppt sich die Kundgebung am 1. Mai als „Senioren-
veranstaltung“: Während 33 % der Befragten ab 60 Jahren regelmäßig am 1. 
Mai teilnehmen, sind es bei den unter 30-Jährigen gerade einmal 3 %. 
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Tabelle 5.14.  Teilnahme an gewerkschaftlichen Aktivitäten unterteilt 
nach der Altersstruktur der Befragten 
 Gruppiertes Alter der Befragten in Jahren 
Aktionsform bis 29 30–39 40–49 50–59 über 59 
1.-Mai-Kundgebung 18,9 29,2 40,3 57,5 76,7 
Demonstrationen 18,4 32,0 36,4 50,6 62,9 
Streik / Warnstreik 25,6 33,6 35,4 53,3 61,8 
Bildungsveranstaltungen 31,6 38,1 41,3 52,2 64,1 
Gremienarbeit 5,7 17,1 26,6 34,4 42,4 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Der Altersdurchschnitt liegt bei den regelmäßigen Teilnehmern an allen Veran-
staltungsarten außer den Bildungsangeboten um ca. fünf Jahre über dem 
Durchschnittsalter derjenigen, die noch nie eine vergleichbare Veranstaltung 
besucht haben. Eine noch größere Rolle spielt die Dauer der Mitgliedschaft. Die 
regelmäßigen Teilnehmer an Mai-Kundgebungen, Demonstrationen, Streiks 
und Gremienarbeit sind durchschnittlich 8 bis 11 Jahre länger Gewerkschafts-
mitglied als diejenigen, die noch nie an diesen Aktivitäten teilgenommen haben 
(vgl. Abbildung 5.11.).  
Hieraus lassen sich zwei Schlüsse ziehen: Entweder nutzen nur langjährige 
Gewerkschaftsmitglieder häufig die angebotenen Veranstaltungen, oder ihre 
Teilnahme an den Veranstaltungen liegt bereits mehrere Jahre zurück – es 
wurde nicht ermittelt, wie lange diese Teilnahme schon her ist.180  
Für die Gremienarbeit erscheint die erste Variante plausibel, da hier die Teil-
nahme eventuell mit einer längeren Gewerkschaftsmitgliedschaft verknüpft ist. 
Für die beiden gewerkschaftspolitischen Veranstaltungen, 1.-Mai-Kundgebung 
und Demonstrationen, sind beide Alternativen ernüchternd. Wenn die häufige 
Teilnahme der Aktiven schon Jahre zurückliegt, muss von einer insgesamt rück-
läufigen Teilnahme an politischen Veranstaltungen ausgegangen werden, und 
wenn nur langjährige Mitglieder von gewerkschaftspolitischen Aktionen ange-
zogen werden, dann sind diese Veranstaltungen nicht nur für die Jüngeren un-
  
180 Eine dritte Theorie, nämlich dass die Anzahl der gewerkschaftlichen Veranstaltungen in 
der Vergangenheit höher gewesen sei und entsprechend auch mehr Personen daran 
teilgenommen hätten, ist abwegig. Gerade seit ver.di dürfte die Anzahl an Veranstaltun-
gen gegenüber den Vorgängerorganisationen eher gestiegen sein. 
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attraktiv, sondern auch für alle anderen, die noch nicht lange Mitglied in der 
Gewerkschaft sind. 
Abbildung 5.11. Teilnahmehäufigkeit bei gewerkschaftlichen 
Veranstaltungen in Abhängigkeit von der Dauer der 
Mitgliedschaft 
























































Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
Die Aktionsform Streik bzw. Warnstreik unterscheidet sich insofern von den an-
deren Veranstaltungsarten, dass sie in der Regel an das beschäftigte Mitglied 
im bestreikten Betrieb herangetragen wird, während der Arbeitszeit stattfindet 
und eine Nichtteilnahme, zumindest in gut organisierten Betrieben, eine höhere 
Hemmschwelle für den Einzelnen darstellt als die Teilnahme. Offensichtlich 
führt eine gute gewerkschaftliche Organisation im Betrieb aber nicht nur dazu, 
dass die Teilnahmebereitschaft der Mitglieder an Streiks gewährleistet ist, son-
dern dieser Personenkreis nimmt dann auch signifikant häufiger an Demonstra-
tionen teil. Einflussfaktoren für die Teilnahmebereitschaft an Streiks und De-
monstrationen sind hierbei die Betriebsgröße und das Bestehen eines Betriebs-
rates. 
So liegt die häufige oder gelegentliche Streikteilnahme bei den befragten Mit-
gliedern (ohne die Funktionäre) in Betrieben mit mindestens 50 Beschäftigten 
zwischen 43 % (51–200 Beschäftigte) und 47% (über 500 Beschäftigte) (vgl. 
 149
Tabelle 5.15.). Diese Gruppe der Mitglieder nimmt auch in einem weit höheren 
Umfang (32 % bis 43 %) an Demonstrationen teil als die Mitglieder aus Kleinbe-
trieben. Gerade bei Kleinbetrieben mit bis zu 20 Beschäftigten ist die Streik- 
und Demonstrationsteilnahme eher die Ausnahme. Nur etwa jeder Fünfte hat in 
dieser Gruppe gewerkschaftliche Streik- oder Demonstrationserfahrung. 
Tabelle 5.15. Teilnahmehäufigkeit der Mitglieder (ohne Funktionäre) an 
Streiks und Demonstrationen in Abhängigkeit von 
Betriebsgröße und Bestehen eines Betriebsrates 
 Teilnahmehäufigkeit in Prozent der Teilgruppen 
 Streiks / Warnstreiks Demonstrationen 
Betriebsgröße / Anzahl 
der Beschäftigten  
häufig gelegentlich nie häufig gelegentlich nie 
bis 5 - 23,8 76,2 - 20,0 80,0 
6–20 6,2 10,8 83,1 4,5 12,1 83,3 
21–50 10,1 21,5 68,4 4,4 16,2 79,4 
51–200 14,3 29,4 56,3 3,7 29,0 67,3 
201–500 5,0 42,5 52,5 8,1 35,1 56,8 
über 500 3,8 39,2 57,0 5,6 26,8 67,6 
Betriebsrat ... häufig gelegentlich nie häufig gelegentlich nie 
vorhanden  10,3 33,0 56,7 5,1 27,3 63,3 
nicht vorhanden 4,1 15,4 80,5 2,5 14,3 83,2 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
Eine ähnliche niedrige Teilnehmerzahl an Streiks und Demonstrationen ist bei 
Mitgliedern zu beobachten, die aus Betrieben ohne Betriebsrat kommen. Die 
Teilnahmehäufigkeit von Mitgliedern aus Betrieben mit Betriebsrat liegt um ca. 
20 Prozentpunkte über der von Mitgliedern aus betriebsratslosen Arbeitsstätten. 
Ein weiterer Einflussfaktor auf die Teilnahmehäufigkeit an gewerkschaftlichen 
Aktivitäten – zumindest bei der Gremienarbeit – bildet das Geschlecht (vgl. Ab-
bildung 5.12.). So sind Männer, die zu 40 % gelegentlich oder häufig an der 
Gremienarbeit teilgenommen haben, bei dieser Aktivitätsform doppelt so aktiv 
wie Frauen, von denen nur jede fünfte Befragte Erfahrungen in der Gremienar-
beit hat. 
 150
Abbildung 5.12. Vergleich der Teilnahmehäufigkeit an der Gremienarbeit 
zwischen Männern und Frauen 




























Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
Identifikationsgrad 
Die Frage nach dem Auftreten der Befragten als Gewerkschaftsmitglieder im 
Kreis der Kollegen oder im privaten Umfeld zeigt sowohl die Identifikation mit 
der Gewerkschaft als auch deren politisches Interesse im Allgemeinen. Insge-
samt tritt ein knappes Drittel der Befragten kontinuierlich offen als Gewerk-
schaftsmitglied auf, ein gutes weiteres Drittel tut dies zumindest gelegentlich 
(vgl. Tabelle 5.16.). Nur 16 % treten selten oder nie als ver.di-Mitglied in Er-
scheinung. 
Tabelle 5.16. Häufigkeit des Auftretens als Gewerkschaftsmitglied 
unterteilt nach Mitgliedern und Funktionären 
 Häufigkeit des Auftretens als Gewerkschaftsmitglied 
Teilgruppen immer gelegentlich selten keine Angabe 
alle Befragten 30,8 35,6 16,1 17,5 
Mitglieder 6,8 30,5 42,8 19,9 
Funktionäre 53,2 31,7 12,4 2,8 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
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Diese recht hohen Zahlen für den gewerkschaftlichen Identifikationsgrad relati-
vieren sich jedoch, wenn man die Aussagen der Mitglieder und Funktionäre ge-
trennt betrachtet. Bei den Funktionären gibt eine absolute Mehrheit an (53,2 %), 
immer als ver.di-Mitglied aufzutreten, weitere 31 % tun dies zumindest gele-
gentlich. Dagegen sind die überzeugten Gewerkschafter unter den Mitgliedern 
deutlich in der Minderheit. Nur 6,8 % geben an, häufig oder immer als Gewerk-
schafter aufzutreten, weitere 30 % tun dies zumindest zeitweise. Eine Mehrheit 
von 63 % tut dies nur selten, gar nicht oder macht hierüber keine Angaben. 
Die Mitglieder (ohne Funktionäre), die sich als „bekennende Gewerkschafter“ 
ausgaben, hatten signifikant häufigen Kontakt zu ihrem ver.di-Bezirk, lasen re-
gelmäßiger die ver.di Publik und nahmen häufiger an gewerkschaftlichen Ver-
anstaltungen teil. Keinen Einfluss üben das Alter, die Dauer der Gewerk-
schaftsmitgliedschaft, die Zugehörigkeit zu einer Gründungsgewerkschaft oder 
sonstige betriebliche Strukturdaten auf das Auftreten als Gewerkschaftsmitglied 
aus. 
Informations- und Aktivitätsverhalten: ältere gewerkschaftstraditionale 
Funktionäre versus jüngere Ich-bezogene Mitglieder 
Während die ver.di-internen Informationsquellen, insbesondere die Mitglieder-
zeitschrift ver.di Publik und die Flugblätter, noch von einer Mehrheit der Befrag-
ten genutzt werden, sind die Aktivität und das öffentliche Auftreten als Gewerk-
schafter eindeutig Sache der Funktionäre. Sie sind nicht nur besser informiert, 
sie nehmen auch deutlich häufiger an gewerkschaftlichen Veranstaltungen teil 
und bekennen sich mehrheitlich zu ihrer Position als Gewerkschafter. 
Auffällig ist das Desinteresse der jüngeren Arbeitnehmer sowohl an der ver.di-
Mitgliederzeitschrift als auch an den gewerkschaftlichen Veranstaltungen insge-
samt. Bis auf die Bildungsveranstaltungen erscheinen die übrigen Aktionsfor-
men für die jüngeren Arbeitnehmer unattraktiv. Verschärfend zu dieser aus ge-
werkschaftlicher Sicht negativen Tendenz kommt hinzu, dass die mangelnde 
Teilnahme an gewerkschaftlichen Veranstaltungen nicht nur für die jungen Mit-
glieder zutrifft, sondern für alle, die der Gewerkschaft noch nicht lange angehö-
ren. 
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Gleichzeitig wird auch ein Dilemma von ver.di im Handel sichtbar. Die Aktions-
form Streik bzw. Warnstreik, die auf das wichtigste Aufgabenfeld der Gewerk-
schaft abzielt – die Aushandlung von Tarifverträgen –, kann nicht überall durch-
geführt werden. Kleine oder betriebsratslose Betriebe bleiben häufig von den 
Aktionen während der Tarifverhandlungen ausgeschlossen. Die Mitglieder in 
solchen Betrieben werden nicht hinreichend informiert, und sie nehmen selten 
an Streiks teil. Die fehlende Erfahrung der Streikteilnahme führt dann auch da-
zu, dass allgemeine Demonstrationsmöglichkeiten von diesen Mitgliedern nicht 
wahrgenommen werden. 
5.3.2. Einstellungen der Mitglieder zur ver.di-Gründung 
Von den 14 vorgegebenen Statements des Fragebogens beziehen sich zehn 
auf die Einstellungen der Befragten zur ver.di-Gründung. Abgedeckt werden 
dabei die Themenbereiche von modifizierten Einflussmöglichkeiten bei der poli-
tischen und tarifvertraglichen Interessendurchsetzung durch ver.di, die verän-
derte Identifikation und Wahrnehmung der Partizipationsmöglichkeiten bei ver.di 
gegenüber der Gründungsorganisation, die Einstellung zum internen Finanz-
management der neuen Gewerkschaft und die grundsätzliche Einstellung zu 
einer Multibranchengewerkschaft.  
Bei den Einstellungen zu den verschiedenen Aspekten der ver.di-Gründung 
zeigen sich signifikante Unterschiede zwischen den Einschätzungen der Mit-
glieder und denen der Funktionäre. Deshalb wird diesen beiden Personengrup-
pen eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Eine weitere Personengruppe, 
deren Einstellungen sich wesentlich von der Gesamtstichprobe unterscheiden, 
sind diejenigen, die in der Betreuungsleistung des zuständigen ver.di-Bezirks 
deutliche Defizite bemängeln. Die Einschätzungen dieser Gruppe werden zum 
Ende des Abschnitts dargestellt. 
Einstellungen zur Interessendurchsetzung von ver.di 
Insgesamt wird die grundsätzliche Notwendigkeit der ver.di-Gründung vor dem 
Hintergrund der rückläufigen Mitgliederzahlen seit den 1990er-Jahren von einer 
großen Mehrheit der Befragten eingesehen (vgl. Tabelle 5.17.). Nur gut 17 % 
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der Befragten sehen den Zusammenschluss zu ver.di als nicht unumgänglich 
an. Bei den Mitgliedern ist die Zustimmung zur ver.di-Gründung aufgrund des 
Mitgliederschwundes noch ein wenig stärker als bei den Funktionären. 
Tabelle 5.17. Einstellungen zur ver.di-Gründung aufgrund des 
gewerkschaftlichen Mitgliederschwundes 
 Statement:  
„Aufgrund des Mitgliederschwundes sind Zusammenschlüsse 
zu großen Gewerkschaften – wie ver.di – unumgänglich.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 24,5 26,2 18,8 
stimme zu 58,3 58,3 58,3 
lehne ab 13,2 12,3 16,1 
lehne völlig ab 4,1 3,3 6,9 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Eine Verbesserung der Interessendurchsetzung durch die Gründung von ver.di 
wird ebenfalls von einer deutlichen Mehrheit der Befragten gesehen. Der Not-
wendigkeit eines Zusammenschlusses, um eine erfolgreiche Politik gegenüber 
den Interessenvertretern in Politik und Gesellschaft betreiben zu können, stim-
men über 83 % der Befragten zu, verbesserte Einflussmöglichkeiten seitens 
ver.di gegenüber den Gründungsorganisationen in Politik und Gesellschaft se-
hen 71 % der Befragten (vgl. Tabelle 5.18.).  
Dieser hohe Zustimmungswert bei den positiven Auswirkungen der ver.di-
Gründung geht vor allem auf die Mitglieder zurück. Die Zustimmungsrate der 
Funktionäre liegt dagegen um rund zehn Prozentpunkte unter den Werten der 
Mitglieder. 
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Tabelle 5.18. Einstellungen der Befragten zur Möglichkeit der 
Interessendurchsetzung von ver.di 
 Statement:  
„Durch die Gründung von ver.di haben sich die  
Einflussmöglichkeiten der Gründungsgewerkschaften  
auf Politik und Gesellschaft erheblich vergrößert.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 11,9 13,4 7,5 
stimme zu 59,4 60,5 55,2 
lehne ab 25,4 22,9 34,0 
lehne völlig ab 3,3 3,3 3,3 
 Statement:  
„Der Zusammenschluss zu ver.di war notwendig, weil nur  
eine große Gewerkschaft eine erfolgreiche Politik gegenüber 
Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbänden betreiben kann.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 29,3 29,6 28,0 
stimme zu 54,0 56,8 45,3 
lehne ab 13,5 10,9 22,0 
lehne völlig ab 3,1 2,6 4,7 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Eine Verbesserung der Durchsetzungsfähigkeit bei den Tarifverhandlungen – 
eine Konsequenz der ver.di-Gründung, welche die Mitglieder im Handel aus 
zwei ehemals konkurrierenden Gründungsorganisationen mit eigenen Tarifver-
handlungen besonders betreffen dürfte – wird ebenfalls von einer breiten Mehr-
heit der Befragten gesehen. Rund 70 % stimmen der Aussage (voll) zu, dass 
die ver.di-Gründung die Durchsetzungsfähigkeit in den Tarifverhandlungen er-
höht hat (vgl. Tabelle 5.19.). Hier ist allerdings die Diskrepanz der Zustimmung 
zwischen Mitgliedern und Funktionären noch größer als bei den Einschätzun-
gen der allgemeinen Interessendurchsetzung. Während nur ein Viertel der Mit-
glieder dieser Aussage nicht zustimmen kann, sehen immerhin 42 % der Funk-
tionäre keine Verbesserung der Durchsetzungsfähigkeit bei den Tarifverhand-
lungen. 
Die Funktionäre beurteilen die Möglichkeiten der Interessendurchsetzung so-
wohl auf allgemeinpolitischer als auch auf tarifpolitischer Ebene deutlich skepti-
scher als die Mitglieder. 
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Tabelle 5.19. Einstellungen der Befragten zur Interessendurchsetzung 
bei den Tarifverhandlungen 
 Statement:  
„Die ver.di-Gründung hat die Durchsetzungsfähigkeit  
in den Tarifverhandlungen erhöht.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 15,7 18,2 7,8 
stimme zu 54,3 55,8 49,5 
lehne ab 25,4 21,9 36,2 
lehne völlig ab 4,7 4,1 6,4 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Identifikation mit ver.di und Partizipation innerhalb von ver.di im Vergleich zur 
Gründungsorganisation 
Vier Jahre nach der ver.di-Gründung ist die Mehrheit der Mitglieder im Handel 
auch emotional bei ver.di angekommen. Knapp 56 % der Befragten und über 
60 % der Mitglieder stimmen der Aussage (voll) zu, stärker mit ver.di verbunden 
zu sein als mit der Gründungsorganisation (vgl. Tabelle 5.20.). Dies gilt aber 
nicht für die Funktionäre. Dort sieht sich noch eine Mehrheit von 60 % in der 
emotionalen Nähe zur Gründungsorganisation. 
Tabelle 5.20. Einstellungen der Befragten zur Identifikation mit ver.di 
 Statement:  
„Ich fühle mich mit ver.di mehr verbunden  
als mit meiner Gründungsgewerkschaft.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 8,8 9,3 6,7 
stimme zu 47,1 51,4 33,7 
lehne ab 38,5 34,4 51,4 
lehne völlig ab 5,7 4,9 8,2 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Die größere Distanz der Funktionäre zu ver.di hängt vor allem mit der Dauer der 
Gewerkschaftszugehörigkeit zusammen. Befragte, die vor 1990 einer der Grün-
dungsgewerkschaften beigetreten sind, lehnen die Aussage zur größeren Ver-
bundenheit mit ver.di mehrheitlich ab, während bei den Befragten, die erst spä-
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ter (nach 1990) beigetreten sind, eine deutliche Zustimmung zu diesem State-
ment zu beobachten ist (vgl. Abbildung 5.13.). Erstaunlich ist in diesem Zu-
sammenhang die Tatsache, dass von den Befragten, die erst ab 2001 Gewerk-
schaftsmitglied geworden sind, also bereits während oder nach der ver.di-
Gründung, sich immerhin noch ein Viertel mit einer der Gründungsorganisatio-
nen – die es zu diesem Zeitpunkt gar nicht mehr gab – enger verbunden fühlte 
als mit ver.di. Dies deutet darauf hin, dass entweder noch informelle Traditionen 
im Betrieb bzw. in der Mitgliederwerbung der Gründungsorganisationen vor-
handen sind oder bei diesem Personenkreis eine generelle Unzufriedenheit mit 
ver.di besteht. 
Abbildung 5.13. Einstellungen zum Statement  
„Ich fühle mich mit ver.di mehr verbunden als mit meiner 
Gründungsgewerkschaft“ in Abhängigkeit zur Dauer der 
Gewerkschaftszugehörigkeit 






















 stimme voll zu
 stimme zu
 lehne ab



















Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
Wesentlich schlechter schneidet ver.di bei den Befragten ab, wenn es um die 
Einschätzung der Partizipationsmöglichkeiten im Vergleich zu den Gründungs-
organisationen geht. Rund 60 % der Befragten lehnen die Aussage „In ver.di 
zählt die einzelne Meinung mehr als in den Gründungsorganisationen“ (völlig) 
ab (vgl. Tabelle 5.21.). Auch hier zeigen sich die Funktionäre wieder deutlich 
skeptischer als die Mitglieder. Die Zustimmung zu diesem Statement liegt mit 
29 % bei den Funktionären um 15 Prozentpunkte unter dem Wert der Mitglie-
der. 
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Tabelle 5.21. Einstellungen der Befragten zu den 
Partizipationsmöglichkeiten bei ver.di im Vergleich zur 
Gründungsorganisation 
 Statement:  
„In ver.di zählt die einzelne Meinung mehr  
als in den Gründungsorganisationen.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 4,3 5,4 4,4 
stimme zu 35,8 39,2 24,6 
lehne ab 50,3 47,6 59,2 
lehne völlig ab 9,6 7,8 15,2 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Finanzielle Aspekte bei ver.di 
Bei der Einschätzung der finanziellen Synergieeffekte durch die ver.di-Grün-
dung ergibt sich eine Mehrheit von 62 % der Befragten, die der Aussage zu-
stimmen, dass ver.di mit den Mitgliedsbeiträgen besser wirtschaften kann als 
die fünf Einzelorganisationen zuvor (vgl. Tabelle 5.22.). Diese Einschätzung 
wird allerdings nur von der Mehrheit der Mitglieder mit einer Zustimmung von 
fast 70 % geteilt; die Funktionäre schätzen die Situation anders ein: Nur knapp 
40 % von ihnen sehen einen finanziellen Synergieeffekt. 
Tabelle 5.22. Einstellungen der Befragten zum Umgang mit den 
Mitgliedsbeiträgen bei ver.di im Vergleich zur 
Gründungsorganisation 
 Statement:  
„Eine große Organisation wie ver.di wirtschaftet  
besser mit den Mitgliedsbeiträgen als  
die fünf Einzelorganisationen vor ver.di.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 10,6 13,0 3,2 
stimme zu 51,9 56,6 36,4 
lehne ab 31,3 26,1 48,1 
lehne völlig ab 6,2 4,3 12,3 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
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Noch pessimistischer ist die Einschätzung der Befragten, die aktiv an Gremien-
arbeit beteiligt sind oder waren, also noch stärker in die Organisationsabläufe 
involviert sind. In diesem Personenkreis sehen nur 29 % einen besseren Um-
gang mit den Finanzen bei ver.di, 71 % können keinen kein besseres Finanz-
management feststellen und immerhin 20 % lehnen diese Aussage völlig ab. 
Eine öffentliche Diskussion über den Umgang mit den Finanzen bei ver.di fand 
im Rahmen der ver.di-Gründung in den Jahren 2001/2002 über die Höhe der 
Vorstandsgehälter statt, die im Vergleich zu den Gründungsorganisationen er-
heblich höher ausfielen.181 Gut drei Jahre nach dieser Debatte um die Vor-
standsgehälter wird zwar von einer Mehrheit der Befragten die Ansicht abge-
lehnt, dass die Vorstandsgehälter zu überhöht seien, aber immerhin vertreten 
noch fast 40 % die Meinung, dass die Mitgliedsbeiträge in zu hohen Vorstands-
bezügen verschwendet werden (vgl. Tabelle 5.23.). Auch hierbei zeigen sich die 
Funktionäre wieder kritischer als die Mitglieder. Während bei den Mitgliedern 
ca. 37 % diese Position vertreten, ist es bei den Funktionären mit annähernd 
46 % fast die Hälfte. 
Tabelle 5.23. Einstellungen der Befragten zur Höhe der 
Vorstandsgehälter bei ver.di 
 Statement:  
„Ver.di verschleudert seine Mitgliedsbeiträge  
für übertrieben hohe Vorstandsgehälter.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 11,3 12,1 8,8 
stimme zu 27,9 25,1 37,0 
lehne ab 48,9 50,9 42,5 
lehne völlig ab 11,8 11,9 11,6 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
  
181 So stieg das Gehalt von Frank Bsirske als ver.di-Vorsitzender um 60 % gegenüber sei-
nem früheren Gehalt als ÖTV-Vorsitzender. Der Beschluss des Gewerkschaftsrates vom 
September 2001, die Gehälter der Spitzenfunktionäre erheblich zu erhöhen, löste auch 
gewerkschaftsintern erhebliche Diskussionen aus (vgl. Müller/Niedenhoff/Wilke 2002: 
158ff.). 
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Einstellungen der Befragten zur Multibranchengewerkschaft und zu den 
Fachbereichen 
Bei der Einschätzung nach der Zukunft der Gewerkschaften als Multibranchen- 
oder spezialisierte Branchengewerkschaft lehnt eine Mehrheit der Befragten 
von ca. 57 % die spezialisierten Branchengewerkschaften ab (vgl. Tabelle 
5.24.).  
Tabelle 5.24. Einstellungen der Befragten zur 
Multibranchengewerkschaft 
 Statement:  
„Spezialisierte Gewerkschaften für einzelne Branchen  
können für ihre Mitglieder mehr erreichen  
als Multibranchengewerkschaften wie ver.di.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 12,8 11,8 15,6 
stimme zu 29,9 28,8 33,5 
lehne ab 48,6 50,2 43,9 
lehne völlig ab 8,7 9,2 7,1 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Dies heißt aber auch, dass eine nicht unerhebliche Gruppe der Befragten, die 
bei den Funktionären fast die Hälfte ausmacht, die Zusammenschlüsse zu bran-
chenübergreifenden Gewerkschaften nicht als optimalen Weg zur Befriedigung 
der Mitgliederinteressen ansieht, sondern nur einzelne Branchen umfassende 
Gewerkschaften bevorzugt. 
Gleichzeitig wird die Integration der unterschiedlichen Branchen, die zuvor in 
den Gründungsgewerkschaften vertreten waren, in eine einheitliche Gewerk-
schaft von den Befragten als unzureichend beurteilt. So stimmen gut die Hälfte 
der Befragten (52 %) der Ansicht zu, dass die einzelnen Fachbereiche inner-
halb von ver.di wie selbstständige Gewerkschaften auftreten (vgl. Tabelle 
5.25.). 
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Tabelle 5.25. Einstellungen der Befragten zum Auftreten der 
Fachbereiche innerhalb von ver.di 
 Statement:  
„Die 13 Fachbereiche in ver.di treten  
wie einzelne Gewerkschaften auf.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 7,8 8,1 7,1 
stimme zu 44,5 45,6 41,4 
lehne ab 42,5 41,0 46,5 
lehne völlig ab 5,3 5,3 5,1 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Einstellungen der Betreuungsunzufriedenen zur ver.di-Gründung 
Die Gruppe der Befragten, welche die Betreuung auf Bezirksebene als mangel-
haft oder ungenügend beurteilt, zeigt bei den Meinungen zur ver.di-Gründung 
eine deutlich negativere Einstellung als diejenige Personengruppe, welche die 
Betreuungsleistung als mindestens ausreichend oder besser benotet. Diese 
negativen Einstellungen der Betreuungsunzufriedenen erstrecken sich über alle 
nachgefragten Einzelaspekte zur ver.di-Gründung (vgl. Tabelle 5.26.). 
Insgesamt äußert sich die Gruppe der Betreuungsunzufriedenen nur in einer 
Einstellungsfrage mehrheitlich positiv zur ver.di-Gründung. In sieben Fällen gibt 
diese Gruppe dagegen mehrheitlich ein negatives Urteil ab. Die Differenz zu der 
Gruppe der Betreuungszufriedenen beträgt bei allen Einstellungsäußerungen 
zwischen 21 und 44 Prozentpunkte. Der deutlichste Unterschied ist in der Ein-
stellung gegenüber der Verbundenheit mit ver.di im Vergleich zur Gründungs-
organisation festzustellen. Während fast zwei Drittel (65 %) der eher Betreu-
ungszufriedenen eine größere Verbundenheit mit ver.di als mit der Gründungs-
organisation bejaht, sind es bei den Betreuungsunzufriedenen nur gut 20 %. 
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Tabelle 5.26. Einstellungen der Befragten zur ver.di-Gründung unterteilt 
nach der Zufriedenheit mit der Betreuung auf Bezirksebene 
 Zustimmung oder Ablehnung  
der Teilgruppen 
 Betreuung ausrei-chend oder besser 
Betreuung nicht 
ausreichend 







im Bereich der Interessendurchsetzung     
„Durch die Gründung von ver.di haben sich 
die Einflussmöglichkeiten der Gründungsge-
werkschaften auf Politik und Gesellschaft 
erheblich vergrößert.“ 
76,1 23,9 46,5 53,5 
„Die ver.di-Gründung hat die Durchsetzungs 
fähigkeit in den Tarifverhandlungen erhöht.“ 76,2 23,8 39,2 60,8 
„Der Zusammenschluss zu ver.di war not-
wendig, weil nur eine große Gewerkschaft 
eine erfolgreiche Politik gegenüber Arbeitge-
ber- und Wirtschaftsverbänden betreiben 
kann.“ 
87,8 12,3 58,1 41,9 
in den Bereichen  
Partizipation / Identifikation 
    
„Ich fühle mich mit ver.di mehr verbunden als 
mit meiner Gründungsgewerkschaft.“ 64,7 35,3 20,5 79,5 
„In ver.di zählt die einzelne Meinung mehr 
als in den Gründungsorganisationen.“ 45,2 54,8 15,2 84,8 
im Bereich Finanzen     
„Ver.di verschleudert seine Mitgliedsbeiträge 
für übertrieben hohe Vorstandsgehälter.“ 35,2 64,8 63,5 36,5 
„Eine große Organisation wie ver.di wirt-
schaftet besser mit seinen Mitgliedsbeiträgen 
als die fünf Einzelorganisationen vor ver.di.“ 
66,9 33,1 33,0 67,0 
im Bereich Multibranchengewerkschaft     
„Spezialisierte Gewerkschaften für einzelne 
Branchen können für ihre Mitglieder mehr 
erreichen als Multibranchengewerkschaften 
wie ver.di.“ 
38,4 61,6 59,8 40,2 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Diese eindeutige Ablehnung der ver.di-Gründung derjenigen, welche die Be-
treuung auf Bezirksebene stark bemängeln, überrascht. Denn einerseits hän-
gen die Einzelaspekte der ver.di-Gründung nicht inhaltlich zusammen – so hat 
z. B. der Bereich des internen Umgangs mit den Finanzen nichts mit der Mög-
lichkeit der externen Interessendurchsetzung zu tun. Andererseits ist auch kei-
ne unmittelbare Verbindung der direkten Betreuungserfahrung mit den Einstel-
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lungen zur ver.di-Gründung feststellbar. Vielmehr lassen die negativen Äuße-
rungen der Betreuungsunzufriedenen zur ver.di-Gründung auf eine Personen-
gruppe innerhalb von ver.di schließen, die entweder mit der Ausrichtung und 
den Leistungen von Gewerkschaften im Allgemeinen oder mit ver.di im Beson-
deren nicht einverstanden ist. 
Die ver.di-Gründung: Mitglieder vertrauen stärker als Funktionäre 
Die Einstellungen der befragten Mitglieder und Funktionäre im Handel zur 
ver.di-Gründung hinterlassen insgesamt einen zwiespältigen Eindruck. So las-
sen sich einerseits hohe Zustimmungswerte zu ver.di beobachten, wenn es um 
die allgemeine Einschätzung der gestiegenen politischen und tariflichen Durch-
setzungsfähigkeit geht. Auch die Identifikation mit ver.di scheint vier Jahre nach 
der Gründung für eine Mehrzahl der Mitglieder gewährleistet zu sein. 
Andererseits gibt es dort, wo es um Einzelaspekte der ver.di-Gründung geht 
und deren Auswirkungen erst nach dem Zusammenschluss spürbar wurden, 
erhebliche Akzeptanzprobleme bei den befragten Mitgliedern und Funktionären. 
Die hohen Zustimmungsraten bis hin zur absoluten Mehrheit der Befragten bei 
der skeptischen Beurteilung der Integration der einzelnen Fachbereiche, dem 
Umgang mit den Mitgliedsbeiträgen und den Partizipationsmöglichkeiten bei 
ver.di im Vergleich zur Gründungsorganisation lassen erhebliche Unzufrieden-
heiten mit der Einschätzung der realen Lage bei ver.di vermuten. Wenn über 
38 % der Befragten der Meinung sind, dass die Vorstandsgehälter bei ver.di zu 
hoch seien, deutet dies zumindest auf ein Vermittlungsproblem hin. 
Auffällig ist darüber hinaus die deutlich pessimistischere Einschätzung der 
Auswirkungen der ver.di-Gründung bei den Funktionären gegenüber den Mit-
gliedern. Besonders bei Einschätzungen, die nicht nur auf bloßen Meinungsäu-
ßerungen, sondern auf Erfahrungen der Funktionäre im Umgang mit ver.di be-
ruhen, ergeben sich große Unterschiede in den Einstellungen der Mitglieder. 
Die hohe Zustimmung der Funktionäre zu den reduzierten Partizipationsmög-
lichkeiten und dem schlechteren Umgang mit den Mitgliedsbeiträgen im Ver-
gleich zur Gründungsorganisation wirft kein gutes Bild auf die interne Situation 
bei ver.di. 
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Wenn die Funktionäre mit hohen Zustimmungsraten dann auch noch die An-
sicht vertreten, dass die Vorstandsgehälter bei ver.di überhöht sind und fast die 
Hälfte der Meinung ist, dass eine Branchengewerkschaft mehr erreichen könne 
als ver.di, so wird damit nicht nur die generelle Akzeptanz von ver.di von einem 
Großteil der Funktionäre in Frage gestellt. Kritisch zu sehen sind diese Ansich-
ten dann auch in der Außenwirkung auf die Belegschaften in den Betrieben, wo 
die Funktionäre oftmals als Vertreter von ver.di fungieren und einen großen Teil 
der Mitgliederwerbung leisten (sollen). 
Fast gänzlich fehlt die Akzeptanz der ver.di-Gründung bei der Gruppe der Be-
treuungsunzufriedenen. Nahezu alle positiven Äußerungen zur ver.di-Gründung 
werden hier mit teilweise überwältigender Mehrheit abgelehnt. Über die Gründe 
dieser generellen Ablehnung kann nur spekuliert werden. Eine negative Betreu-
ungserfahrung allein reicht als Erklärung nicht aus. Mit ihrer massiven Unzufrie-
denheit bildet diese Gruppe aber das Potenzial für zukünftige Gewerkschafts-
austritte, denn wenn sowohl ein wichtiges Leistungsangebot von ver.di als un-
zureichend charakterisiert wird – die gewerkschaftliche Betreuung – als auch 
die unterschiedlichen Argumente zugunsten der Vereinigung zu ver.di katego-
risch abgelehnt werden, so ist diese Gruppe der Betreuungsunzufriedenen nur 
noch wenige Schritte vom Gewerkschaftsaustritt entfernt.  
5.3.3. Einstellungen der Befragten  
zur innergewerkschaftlichen Partizipation 
Vier der Einstellungsstatements enthalten Äußerungen zur innergewerkschaftli-
chen Partizipation. Thematisiert wurden dabei die Aspekte 
• oligarchische Machtstruktur versus Mitgliederbeteiligung, 
• Beteiligungsdefizite von Frauen, 
• innergewerkschaftliche Transparenz der Entscheidungen. 
Wie auch schon bei den Einstellungen zur ver.di-Gründung gibt es bei der Ein-
schätzung der innergewerkschaftlichen Partizipation signifikante aber weniger 
drastische Unterschiede zwischen Mitgliedern und Funktionären, die jedoch 
nicht so groß sind.  
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Ebenfalls weisen die Betreuungsunzufriedenen erhebliche Abweichungen in 
ihren Einstellungen gegenüber den übrigen Befragten auf. Auf diese Gruppe 
wird am Ende dieses Abschnitts gesondert eingegangen. 
Einstellungen der Befragten zur Mitgliederbeteiligung  
Bei der Einschätzung darüber, ob die eigene Person an Entscheidungen von 
ver.di beteiligt wird, stimmt eine knappe Mehrheit (51,6 %) der Befragten der 
Äußerung zu, dass ihre persönliche Meinung keinen Einfluss darauf hat, was 
ver.di tut (vgl. Tabelle 5.27.).  
Tabelle 5.27. Einstellungen der Befragten zur Mitgliederbeteiligung 
 Statement:  
„Leute wie ich haben sowieso keinen  
Einfluss darauf, was ver.di tut.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 11,3 13,2 5,1 
stimme zu 40,3 41,2 37,7 
lehne ab 36,3 35,2 40,0 
lehne völlig ab 12,0 10,5 17,2 
 Statement:  
„Der Zusammenschluss zu ver.di ist hauptsächlich von  
Funktionären ohne Beteiligung der Basis gemacht worden.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 10,0 8,8 13,4 
stimme zu 42,5 40,8 47,5 
lehne ab 39,7 42,5 31,7 
lehne völlig ab 7,8 7,9 7,4 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Dass sich bei diesem Statement die Einschätzungen von Mitgliedern und Funk-
tionären unterscheiden, liegt in ihrer innergewerkschaftlichen Funktion begrün-
det. Hier ist eher die geringe Differenz zwischen beiden Gruppen erstaunlich. 
So gibt zwar eine klare Mehrheit von 64 % der Mitglieder an, keinen Einfluss auf 
die Entscheidungen von ver.di zu haben, aber auch 42 % der Funktionäre teilen 
diese Ansicht. Geht man vom Selbstverständnis der Gewerkschaften aus, die 
ihre Entscheidungsbasis in ehrenamtlichen Beschlüssen sieht, die sich durch 
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den Kreis der hier angesprochenen Funktionäre rekrutieren, ist die Zahl der 
Funktionäre, die ihren eigenen Einfluss bezweifeln, damit unerwartet hoch. 
Auch der Aussage, dass die ver.di-Gründung hauptsächlich von Funktionären 
ohne Beteiligung der Basis bewerkstelligt worden sei, stimmt eine knappe 
Mehrheit von 52,5 % der Befragten zu. Während es aber unter den Mitgliedern 
fast zwei gleich große Lager von Befürwortern und Gegnern dieser These gibt, 
stimmen die Funktionäre dieser Einstellung mit einer eindeutigen Mehrheit von 
60,9 % zu. 
Da die Aussagen zu beiden Einstellungen der Mitgliederbeteiligung stark positiv 
miteinander korrelieren182, ergibt sich insbesondere für das eigene Rollenver-
ständnis der befragten Funktionäre eine interessante Perspektive. Jene Funk-
tionäre, die sich selbst einen Einfluss auf die Entscheidungen von ver.di zubilli-
gen, sehen mit starker Mehrheit auch eine Beteiligung der Basis bei der Grün-
dung von ver.di als gegeben an. Demgegenüber finden die Funktionäre ohne 
(subjektiv betrachteten) eigenen Einfluss, dass der Zusammenschluss von 
Funktionären ohne die vollzogen wurde. Damit verorten sich die hier befragten 
Funktionäre selbst eindeutig zur Basis. 
Einstellung der Befragten zur Beteiligung von Frauen 
Das Statement, dass die Gewerkschaften von Männern dominiert seien, wird 
zwar von einer knappen Mehrheit (51 %) der Befragten verneint (vgl. Tabelle 
5.28.); dies zeigt aber auch, dass noch fast die Hälfte der Befragten – bei den 
Mitgliedern sogar mehr als die Hälfte – eine ungleiche Machtverteilung zu un-
gunsten der Frauen bei ver.di sieht. Die geringere Zustimmung von nur 38,6 % 
der Funktionäre zu dieser Einschätzung der männlichen Dominanz wirkt in die-
sem Zusammenhang nicht beruhigend, da durch die stärkere Einbindung der 
Funktionäre in gewerkschaftliche Entscheidungsprozesse diese Einstellung 
auch auf konkreten Erfahrungen beruhen dürfte. 
  
182 Der Spearman’sche Rangkorrelationskoeffizient beträgt 0,399 bei den Mitgliedern und 
0,463 bei den Funktionären. 
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Tabelle 5.28. Einstellungen der Befragten zur Beteiligung von Frauen 
 Statement:  
„Obwohl im Handel überwiegend Frauen organisiert  
sind, haben bei ver.di Männer das Sagen.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 11,7 13,1 7,2 
stimme zu 37,3 39,7 31,4 
lehne ab 42,7 39,1 52,2 
lehne völlig ab 8,3 8,1 9,2 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Bei der Einschätzung, ob Beteiligungsdefizite von Frauen bei ver.di vorhanden 
sind, unterscheiden sich auch die Wahrnehmung der männlichen und weibli-
chen Befragten voneinander (vgl. Abbildung 5.14.). Unter den befragten Frauen 
sieht eine Mehrheit von 52,8 % ein Machtgefälle zugunsten der Männer bei 
ver.di, bei den Männern sind es gut 10 Prozentpunkte weniger. 
Abbildung 5.14. Einstellungen der Befragten zum Statement „Obwohl im 
Handel überwiegend Frauen organisiert sind, haben bei 
ver.di Männer das Sagen“, unterteilt nach Geschlecht 

















Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005 
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Einstellungen der Befragten zur innergewerkschaftlichen Transparenz der 
Entscheidungen 
Eine deutliche Mehrheit von 60 % der Befragten beklagt eine fehlende Transpa-
renz der innergewerkschaftlichen Entscheidungen aufgrund von undurchsichti-
gen Organisationsstrukturen (vgl. Tabelle 5.29.). Bei den Funktionären fällt die 
Zustimmung zum Statement der mangelnden Transparenz mit fast 70 % noch 
deutlicher aus. Bei der Gruppe derjenigen, die aktiv an Gremienarbeit beteiligt 
sind, stimmen nur 20 % dieser Ansicht voll zu.  
Tabelle 5.29. Einstellungen der Befragten zur innergewerkschaftlichen 
Transparenz der Entscheidungen 
 Statement:  
„Durch die Organisationsstruktur von ver.di ist  
eine Durchsichtigkeit der innergewerkschaftlichen  
Entscheidungen kaum noch gegeben.“ 
Zustimmung bzw.  
Ablehnung alle Befragten Mitglieder Funktionäre 
stimme voll zu 10,3 8,6 15,3 
stimme zu 49,7 48,1 54,6 
lehne ab 35,5 38,6 26,5 
lehne völlig ab 4,5 4,8 3,6 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Diese hohe Bejahung der fehlenden Transparenz, die noch stärker wird, je nä-
her die Befragten selbst an diesen Entscheidungsprozessen beteiligt sind, wirft 
ein ungünstiges Licht auf die innere Befindlichkeit von ver.di. 
Einstellungen der Betreuungsunzufriedenen zur innergewerkschaftlichen 
Partizipation 
Ähnlich wie bei den Einstellungen zur ver.di-Gründung zeigt die Gruppe derje-
nigen, welche die Betreuungsarbeit im Bezirk als nicht ausreichend ansieht, 
erhebliche Abweichungen in ihrer Einschätzung zur innergewerkschaftlichen 
Partizipation. Die insgesamt schon eher ernüchternde Einstellung der Befragten 
zu den internen Entscheidungsprozessen wird von dieser Personengruppe 
noch einmal deutlich verstärkt.  
So sehen fast 70 % der Betreuungsunzufriedenen keinen eigenen Einfluss auf 
die Entscheidungen bei ver.di, und über drei Viertel dieser Personengruppe ist 
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der Meinung, dass die ver.di-Gründung ohne die Basis von den Funktionären 
vollzogen wurde (vgl. Tabelle 5.30.). Noch eindeutiger ist die Haltung zur 
Transparenz der innergewerkschaftlichen Entscheidungsstrukturen. Nur jeder 
Siebte aus dieser Gruppe kann die gewerkschaftsinternen Entscheidungen 
nachvollziehen, für alle anderen bleiben die Entscheidungswege undurchsich-
tig. 
Tabelle 5.30. Einstellungen der Befragten zur innergewerkschaftlichen 
Partizipation unterteilt nach der Zufriedenheit mit der 
Betreuung auf Bezirksebene 
 Zustimmung oder Ablehnung  
der Teilgruppen 
 Betreuung ausrei-chend oder besser 
Betreuung nicht 
ausreichend 







im Bereich Mitgliederbeteiligung     
„Leute wie ich haben sowieso keinen Ein-
fluss darauf, was ver.di tut.“ 45,8 54,2 69,9 30,1 
„Der Zusammenschluss zu ver.di ist haupt-
sächlich von Funktionären ohne Beteiligung 
der Basis gemacht worden.“ 
48,4 51,6 76,4 23,6 
zur innergewerkschaftlichen Transparenz 
der Entscheidungen 
    
„Durch die Organisationsstruktur von ver.di 
ist eine Durchsichtigkeit der innergewerk-
schaftlichen Entscheidungen kaum noch 
gegeben.“ 
54,1 45,9 83,5 16,5 
Quelle: ver.di-Mitgliederbefragung Handel NRW 2005, Angaben in Prozent 
Der Abstand der Gruppe der Betreuungsunzufriedenen zu der Gruppe derjeni-
gen, welche die Betreuung auf Bezirksebene als mindestens ausreichend an-
sehen, beträgt 25 bis 30 Prozentpunkte. Lediglich bei der Einschätzung dar-
über, ob Frauen innerhalb der Machtstrukturen von ver.di benachteiligt sind, 
ergeben sich keine signifikanten Unterschiede zwischen diesen beiden Perso-
nengruppen. 
Da innerhalb der Gruppe der Betreuungsunzufriedenen sowohl Funktionäre als 
auch Mitglieder ähnliche Abweichungen in ihren Einstellungen zur Mitglieder-
partizipation gegenüber den Betreuungszufriedenen aufweisen, erhärtet sich 
 169
die These, dass es sich bei der Gruppe der Betreuungskritiker um generell Un-
zufriedene mit ver.di oder den Gewerkschaften im Allgemeinen handelt. 
Innergewerkschaftliche Partizipation: Mitglieder und Funktionäre sehen große 
Defizite 
Die Einstellungen der Befragten zur innergewerkschaftlichen Partizipation sind 
tendenziell ernüchternd. Dass sich eine Mehrheit der Befragten selbst keinen 
Einfluss einräumt und den Zusammenschluss von ver.di als eine Funktionärs-
angelegenheit ansieht, ist insbesondere für die Mitglieder als nicht so drama-
tisch anzusehen, da in diesem Zusammenhang nicht danach gefragt wird, ob 
mehr Beteiligung erwünscht ist. Ein schlechtes Bild auf den internen Zustand 
von ver.di wirft allerdings die Tatsache, dass eine deutliche Mehrheit keine 
Transparenz der innergewerkschaftlichen Entscheidungen erkennen kann. 
Bedenklicher stimmen dagegen die Einstellungen der Funktionäre zur innerge-
werkschaftlichen Partizipation. Wenn in dieser Personengruppe, aus der sich 
ein Großteil der ehrenamtlichen gewerkschaftlichen Funktions- und Entschei-
dungsträger rekrutiert, ein beträchtlicher Anteil den eigenen Einfluss auf die 
Entscheidungen bei ver.di bezweifelt, so steht dies dem gewerkschaftlichen 
Selbstverständnis von demokratischer Partizipation und Teilhabe entgegen. Ein 
Grund für den hohen Anteil der sich selbst als einflusslos einschätzender Funk-
tionäre könnte in der fehlenden Transparenz der innergewerkschaftlichen Ent-
scheidungsstrukturen liegen. Die Tatsache, dass die Funktionäre mit großer 
Mehrheit diese Durchsichtigkeit in der Organisationsstruktur vermissen und mit 
dieser Einschätzung zahlenmäßig deutlich vor den Mitgliedern liegen, lässt 
vermuten, dass hier ein innerorganisatorisches Problem tatsächlich vorhanden 
ist. 
Auch bei der gleichberechtigten Beteiligung von Frauen an den gewerkschaftli-
chen Entscheidungsprozessen sind Defizite feststellbar. Die höhere Zustim-
mung der Mitglieder zur Einstellung, dass bei ver.di mehrheitlich Männer an den 
Schalthebeln sitzen, deutet zwar auch darauf hin, dass es sich bei der Frage 
der Gleichberechtigung in Gewerkschaften um mögliche Vorurteile und Proble-
me bei der Außendarstellung von ver.di handelt.  
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Gleichzeitig weist aber die über 40-prozentige Zustimmung der Funktionäre zu 
dieser Einstellung darauf hin, dass ein Machtgefälle zwischen Männern und 
Frauen innerhalb von ver.di zu beobachten ist. 
5.4. Zusammenfassung und Bildung einer Typologie 
Im Folgenden werden die Ergebnisse der strukturellen Merkmale der Befragten, 
ihre Einstellungen und Erwartungen an Gewerkschaften sowie zur ver.di-
Gründung und zur innergewerkschaftlichen Partizipation zusammengefasst. Die 
Resultate beziehen sich zunächst auf alle Befragten, in der Folge wird aber 
nochmals zwischen Mitgliedern und Funktionären unterschieden. 
Die Mitglieder im nordrhein-westfälischen Handel, welche die Grundgesamtheit 
der Stichprobe ausmachen, stellen sich zunächst als relativ homogene Gruppe 
dar. Es lassen sich keine Unterschiede zwischen ehemaligen HBV- und DAG-
Mitgliedern feststellen, weder bei den strukturellen Merkmalen noch bei den 
Einstellungen. 
Eine deutliche Mehrheit der Mitglieder im Handel ist weiblich und arbeitet im 
Einzelhandel als Angestellte in Voll- oder Teilzeit. Eine geringfügige Beschäfti-
gung üben diese Mitglieder – entgegen der allgemeinen Beschäftigungsent-
wicklung im Handel – nur in Ausnahmefällen aus. Es dominieren Filialbetriebe 
mit einer Beschäftigtenzahl über 50 Mitarbeitern. Üblicherweise wird in diesen 
Betrieben ein Tarifvertrag angewendet, und es gibt häufig einen Betriebsrat. 
Das Alter der Mehrzahl der Mitglieder ist mit 40 bis 60 Jahren nicht nur deshalb 
so hoch, weil kaum noch jüngere Mitglieder der Gewerkschaft beitreten, son-
dern auch weil das Alter zum Zeitpunkt des Beitritts insgesamt deutlich ange-
stiegen ist, d. h. die Mitglieder treten immer später in die Gewerkschaft ein. So 
lässt das hohe Durchschnittsalter auch nicht unbedingt auf eine lange Gewerk-
schaftsmitgliedschaft schließen, sondern die Zugänge bewegen sich über die 
letzten Jahrzehnte eher gleichmäßig verteilt. 
Damit kristallisiert sich bei den Mitgliedern im Handel eine persönliche wie be-
triebliche Struktur heraus, in der sich einige Merkmale deutlich von der allge-
meinen Beschäftigtenstruktur der Branche unterscheiden: 
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• das Durchschnittsalter der ver.di-Mitglieder ist deutlich höher als bei allen 
Beschäftigten des Handels, 
• geringfügige Beschäftigung wird von den Mitgliedern kaum ausgeübt, 
• kleine Betriebe sind bei den Mitgliedern unterrepräsentiert, 
• Filialbetriebe sind bei den Mitgliedern überrepräsentiert, 
• Die Mitglieder entstammen überwiegend Betrieben mit Betriebsrat, 
• der Tarifvertrag wird in den Betrieben der Mitglieder deutlich häufiger als 
in der Branche allgemein üblich angewendet. 
Lediglich bei den beiden Merkmalen Angestellte/Arbeiter und Geschlecht gibt 
es keine gravierenden Unterschiede zwischen den ver.di-Mitgliedern im Handel 
und allen Beschäftigten dieser Branche. 
Passt das ver.di-Mitglied in dieses formale Raster – mittelgroßer Betrieb mit 
Betriebsrat und Tarifvertrag –, so lief die Aufnahme der Mitgliedschaft in der 
Regel über die traditionellen Bahnen der Werbung über den Betrieb oder das 
persönliche Umfeld. Weichen die betrieblichen Bedingungen jedoch von diesem 
Raster ab – insbesondere beim Fehlen eines Betriebsrates und bei Kleinbetrie-
ben –, so werden Probleme am Arbeitsplatz zum Anlass der Mitgliedschaft. 
Dass dieses Motiv auch in Zukunft immer wichtiger werden wird, zeigen die 
steigenden Zahlen bei den Beitritten seit den 1990er-Jahren. 
Für die Gruppe der Mitglieder, die nicht dem typischen gewerkschaftlichen Be-
triebsschema entstammen, hat damit auch die arbeitsrechtliche Beratung durch 
die Gewerkschaft eine besondere Bedeutung und wird häufiger in Anspruch 
genommen. 
Diese Mitglieder, die aus kleineren Betrieben kommen und/oder bei denen kein 
Betriebsrat vorhanden ist, nehmen deutlich seltener an Demonstrationen und 
Streiks teil als die übrigen Mitglieder. Da sie zudem nicht mit dem für den Han-
del wichtigen Kommunikationsmedium Flugblatt versorgt werden können, 
zeichnet sich ihre Mitgliedschaft durch eine größere Distanz zur Gewerkschaft 
aus. 
Die fehlende betriebliche Verankerung der Gewerkschaften bei diesen Mitglie-
dern führt dazu, dass sie verstärkt auf die Betreuung durch den zuständigen 
ver.di-Bezirk zurückgreifen müssen. Obwohl sie von dieser außerbetrieblichen 
Betreuung stärker abhängig sind als die übrigen Mitglieder, fällt die Beurteilung 
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der Betreuung durch den Bezirk, deren Ergebnis insgesamt sehr variiert, nicht 
schlechter aus als bei den Mitgliedern, die aus größeren Betrieben mit Betriebs-
rat kommen. 
Auch wenn die Mitglieder aus kleineren Betrieben, bei denen teilweise kein Be-
triebsrat vorhanden ist und kein Tarifvertrag angewendet wird, nicht in gleicher 
Weise von allen gewerkschaftlichen Leistungen profitieren können – d. h. keine 
Unterstützung des Betriebsrates, keine tarifvertraglichen Leistungen, schlechte-
re Informationslage –, so beurteilen sie doch die gewerkschaftlichen Aufgaben-
felder und Leistungen nahezu gleich wie die übrigen Mitglieder. Dass sich zu-
sätzlich auch die Einstellungen zu den innergewerkschaftlichen Partizipations-
möglichkeiten, die bei dieser Gruppe sicherlich nur mit eigenem größerem En-
gagement geschaffen werden können, nicht von den anderen Mitgliedern unter-
scheiden, zeugt davon, dass bei dieser Gruppe entweder eine stärkere politi-
sche Überzeugung für die Gewerkschaften vorherrscht oder eine betriebliche 
Konfliktsituation die gewerkschaftliche Mitgliedschaft unumgänglich macht. 
Die Erwartungen an die gewerkschaftlichen Aufgabenfelder und Leistungen 
stellen sich bei allen Mitgliedern als weit gehend homogen dar. Zwar werden 
sozial- und arbeitspolitische Themen als wichtigstes Aufgabenfeld angesehen, 
bei den konkreten Leistungserwartungen an ver.di rangieren diese Themen a-
ber hinter der Tarifpolitik, der Unterstützung der betrieblichen Interessenvertre-
tung und der Rechtsberatung. Der Themenkomplex Tarifvertrag, der bei den 
Leistungen der Gewerkschaften am häufigsten und auch als wichtiges Aufga-
benfeld als häufiges Beitrittsmotiv genannt wird, bildet dabei einen gemeinsa-
men Nenner unter allen Befragten. Selbst Mitglieder aus Betrieben ohne An-
wendung eines Tarifvertrages unterscheiden sich dabei nicht in der hohen Be-
wertung der Wichtigkeit der Tarifpolitik. 
Markante Unterschiede ergeben sich bei der Beurteilung der ver.di-Gründung 
und den innergewerkschaftlichen Partizipationsmöglichkeiten zwischen einfa-
chen Mitgliedern und Funktionären. Bei den Mitgliedern fällt die Einschätzung 
der ver.di-Gründung positiver aus als bei den Funktionären. Allerdings handelt 
es sich dabei mehr um eine generelle Zustimmung zum ver.di-Zusammen-
schluss; die konkreten Auswirkungen werden auch bei den Mitgliedern skep-
tisch gesehen. 
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Dass bei den Mitgliedern die Beurteilung der Teilhabemöglichkeiten an gewerk-
schaftlichen Entscheidungsprozessen eher negativ ausfällt, verwundert nicht, 
da nur eine kleine Minderheit der Mitglieder überhaupt gewerkschaftlich aktiv 
ist. Aufgrund des hohen Altersdurchschnitts der gewerkschaftlich aktiven Mit-
glieder ist davon auszugehen, dass diese Gruppe weiter schrumpfen wird. 
Anders stellt sich die Situation bei den Funktionären dar. Sie sind zum einen 
viel stärker in die Gewerkschaft involviert – sie haben mehr Kontakte mit ver.di, 
verfügen über mehr Informationen und nehmen häufiger an Veranstaltungen teil 
– und zeichnen sich zum anderen durch ihre größere Überzeugtheit von der 
Gewerkschaft aus. Trotz dieser besseren Kenntnis und Nähe zu ver.di kommt 
es bei den Funktionären aber zu einer schlechteren Beurteilung der konkreten 
Lage und der generellen Einschätzung von ver.di. 
Auffällig ist, dass diese Einschätzungen immer dann explizit schlechter ausfal-
len als bei den Mitgliedern, wenn konkrete Erfahrungen der Funktionäre als Hin-
tergrund zu vermuten sind. So münden die schlechte Beurteilung der bezirkli-
chen Betreuung sowie die pessimistische Einschätzung zum Umgang mit den 
Mitgliedsbeiträgen und den fehlenden Mitbestimmungsmöglichkeiten innerhalb 
von ver.di insgesamt in eine mangelhafte Identifikation der Funktionäre mit 
ver.di. 
Die Einstellungen zur ver.di-Gründung und zur innergewerkschaftlichen Partizi-
pation ergeben nicht nur Unterschiede zwischen den Funktionären und den 
Mitgliedern, hier tritt auch noch eine dritte Personengruppe auf, deren Einschät-
zungen über ver.di und innergewerkschaftliche Mitbestimmungsmöglichkeiten 
noch skeptischer ausfallen als bei den Funktionären. Diese Gruppe, in der 
Funktionäre gegenüber Mitgliedern überrepräsentiert sind, zeichnet sich durch 
ihre einseitig negative Beurteilung der bezirklichen Betreuung aus. 
Da es zwischen einer als unzureichend empfundenen Betreuung durch die Ge-
werkschaft auf Bezirksebene und der Ablehnung fast aller positiven Folgen der 
ver.di-Gründung keinen unmittelbaren inhaltlichen Zusammenhang gibt, kann 
dieser Gruppe nur eine generelle Unzufriedenheit mit ver.di unterstellt werden. 
Die Ursachen für diese Unzufriedenheit lassen sich lediglich erahnen und sind 
nicht aus den vorliegenden Daten zu erschließen: Ist der Grund eine schlechte 
Erfahrung mit der Betreuungsleistung, werden die politischen Positionen von 
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ver.di abgelehnt, oder handelt es sich um Verlierer der ver.di-Gründung, also 
Funktionäre, die seither an Einfluss verloren haben? 
Diese Unzufriedenen bilden im Mitgliederstamm von ver.di die Gruppe, die ei-
nem Austritt aus der Gewerkschaft am nächsten steht. Für die Entwicklung von 
ver.di tragen dabei die unzufriedenen Funktionäre das kritischste Potenzial in 
sich, da sie zum einen nicht mehr als verlängerter Arm der Gewerkschaften in 
den Betrieben zur Verfügung stehen und zum anderen auch keine Mitglieder-
werbung mehr betreiben, sondern im Gegenteil mit ihren Ansichten potenzielle 
Interessenten von ver.di fern halten. 
Anhand dieser Ergebnisse lassen sich für die Erwartungen an ver.di und für die 
Einstellungen zur ver.di-Gründung zwei Dimensionen ausmachen, welche die 
Mitglieder im Handel unterscheiden. Zum einen gibt es für die Erwartungen an 
ver.di die Dimension der strukturellen betrieblichen Merkmale mit zwei Ausprä-
gungen.  
Auf der einen Seite existiert der „Normalbetrieb“ mit einer Betriebsgröße von 
mindestens 50 Beschäftigten, Betriebsrat und Tarifvertrag. Mitglieder aus die-
sen Betrieben bilden die traditionelle Stammklientel von ver.di im Handel – ver-
gleichbar mit dem männlichen Industriearbeiter in Vollzeit bei den Industriege-
werkschaften. Bei den Mitgliedern aus diesen Betrieben steht die Aushandlung 
des Tarifvertrages an erster Stelle der gewerkschaftlichen Erwartungen, gefolgt 
von der Unterstützung der betrieblichen Interessenvertretung, individueller Be-
treuung und gesellschaftspolitischer Betätigung der Gewerkschaften. Aus die-
sen Betrieben rekrutiert sich auch ein Großteil der gewerkschaftlichen Funktio-
näre. 
Auf der anderen Seite stehen die Betriebe, in denen mindestens eines der ge-
nannten Merkmale – Mindestbetriebsgröße, Betriebsrat, Tarifvertrag – nicht ge-
geben ist. Mitglieder aus diesen Betrieben schätzen zwar auch die Leistungen 
der Gewerkschaft wie die übrigen Mitglieder, bei ihnen hat aber die individuelle 
Betreuung in arbeitsrechtlichen Fragen einen besonderen Stellenwert, da ihnen 
entweder kein Betriebsrat zur Verfügung steht und/oder die Beziehungen zum 
Arbeitgeber sich als problematisch erweisen, was das Fehlen eines Betriebsra-
tes oder eines Tarifvertrages indiziert.  
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Die Dimensionen der Einstellungen zur ver.di-Gründung wie auch zur innerge-
werkschaftlichen Partizipation bilden den gewerkschaftlichen Aktivitätsgrad. Die 
große Mehrheit der Mitglieder, die gewerkschaftlich nur selten oder gar nicht 
aktiv ist, beurteilt die ver.di-Gründung tendenziell positiv. Die Einstellungen zur 
innergewerkschaftlichen Partizipation sind aber als eher verhalten zu bezeich-
nen, was bei den fehlenden Erfahrungen nicht überrascht. Die gewerkschaftlich 
Aktiven, die sich überwiegend aus den Funktionären rekrutieren, beurteilen so-
wohl die ver.di-Gründung als auch die innergewerkschaftlichen Beteiligungs-
möglichkeiten pessimistischer als die passiven Mitglieder. 
Die mit der bezirklichen Betreuung Unzufriedenen, welche die ver.di-Gründung 
und die Möglichkeiten der Partizipation nochmals negativer beurteilen als die 
gewerkschaftlich Aktiven, lassen sich hier nicht unmittelbar einordnen. Aller-
dings ist unter den gewerkschaftlich Aktiven (Funktionären) der Anteil der Be-
treuungsunzufriedenen und ver.di-Skeptiker etwa doppelt so hoch wie unter den 
nicht engagierten Mitgliedern.  
Unter Berücksichtigung dieser beiden Dimensionen lassen sich vier Mitglied-
schaftstypen im Handel ausmachen, die sich hinsichtlich ihrer Erwartungen an 
die Gewerkschaften und in ihrer Einstellung zu ver.di unterscheiden (vgl. Tabel-
le 5.31.). Die hier dargestellten Anteile der jeweiligen Gruppen an der Gesamt-
zahl der Mitglieder im Handel bieten nur Orientierungspunkte, da die Übergän-
ge zwischen den einzelnen Gruppen fließend sind: 
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Das „normale“ Mitglied  
Dieses Mitglied kommt tendenziell aus einem mittelgroßen Betrieb mit Betriebs-
rat und Tarifvertrag. Es ist schon seit längerer Zeit Gewerkschaftsmitglied. Die 
Aushandlung des Tarifvertrages bildet die wichtigste Erwartung an die Gewerk-
schaft, gefolgt von Unterstützungsleistungen der betrieblichen Vertretungen, 
arbeitsrechtlicher Beratung und politischer Interessenvertretung. Da dieses Mit-
glied über einen Betriebsrat als Ansprechpartner verfügt und kaum gewerk-
schaftlich aktiv ist, ist sein Betreuungsbedarf im Vergleich zu den anderen Mit-
gliedschaftstypen eher gering. Die ver.di-Gründung wird weit gehend akzeptiert, 
wenn auch die Auswirkungen kritisch gesehen werden. Dem fehlenden Interes-
se an der Teilnahme von gewerkschaftlichen Aktivitäten entspricht eine distan-
zierte Haltung zur Möglichkeit der innergewerkschaftlichen Mitgestaltung. Die-
ser Anteil von ca. zwei Drittel aller Mitglieder im Handel dürfte sinken, da 
gleichzeitig ein zahlenmäßiges Ansteigen der „betreuungsintensiven“ Mitglieder 
zu erwarten ist. 
Das „betreuungsintensive“ Mitglied 
Dieses Mitglied ist entweder erst seit kurzer Zeit in der Gewerkschaft, oder sein 
Betrieb erfüllt mindestens ein Kriterium der Betriebe der „normalen“ Mitglieder 
nicht. Da Konflikte am Arbeitsplatz sein Hauptmotiv zum Gewerkschaftsbeitritt 
waren, ist der Betreuungsbedarf dieses Mitgliedschaftstypus deutlich höher als 
beim „normalen“ Mitglied, zumal wenn kein Betriebsrat vorhanden ist. Damit 
bildet die arbeitsrechtliche Beratung und Vertretung durch die Gewerkschaft die 
wichtigste Leistung, ansonsten hat das „betreuungsintensive“ Mitglied ähnliche 
Erwartungen wie das „normale“ Mitglied. Es ist allerdings noch weiter von den 
gewerkschaftlichen Aktivitäten und Informationswegen entfernt als die übrigen 
Mitglieder. Keine Unterschiede zu den „normalen“ Mitgliedern zeigen sich bei 
der Einstellung zur ver.di-Gründung und zur innergewerkschaftlichen Partizipa-
tion. Der Anteil von gegenwärtig ca. 20 % dieses Mitgliedschaftstypus dürfte in 
den nächsten Jahren weiter steigen, was die Zahlen der in jüngster Zeit Einge-
tretenen bereits andeuten. 
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Das „aktive“ Mitglied 
Aus Betrieben mit Betriebsrat und Tarifvertrag rekrutieren sich die „aktiven“ Mit-
glieder. Ein Großteil der in ver.di organisierten Betriebsräte, aber nur eine kleine 
Minderheit der einfachen Mitglieder lassen sich hier verorten. Nach wie vor sind 
Frauen in diesem Mitgliedschaftstypus unterrepräsentiert. Die „aktiven“ Mitglie-
der haben ähnliche Erwartungen an ver.di wie die einfachen Mitglieder, durch 
ihre Funktionen ergibt sich aber ein höherer Betreuungs- und Informationsbe-
darf. Der intensivere Kontakt mit ver.di und die daraus resultierenden Erfahrun-
gen haben zur Folge, dass die Einstellung zur ver.di-Gründung eher durch-
wachsen ist und die Möglichkeiten der Partizipation skeptisch gesehen werden. 
Der Anteil der „aktiven“ Mitglieder an der Gesamtmitgliedschaft im Handel liegt 
bei unter 10 % und dürfte angesichts ihres derzeit bestehenden höheren Alters-
durchschnitts in Zukunft noch leicht sinken. 
Das „unzufriedene“ Mitglied  
Keine besonderen betrieblichen Merkmale lassen sich den „unzufriedenen“ Mit-
gliedern zuordnen. Zwar stellt dieser Mitgliedertypus ähnliche Ansprüche an 
ver.di wie die übrigen Mitglieder – gesellschaftliche Interessenvertretung, Tarif-
politik, betriebliche Betreuung, arbeitsrechtliche Beratung –, es ist aber fraglich, 
inwieweit die Unzufriedenen tatsächlich eine Erfüllung ihrer Ansprüche erwar-
ten. Denn sowohl die unmittelbare Betreuung durch den Bezirk wird negativ 
beurteilt als auch die generellen Einschätzungen zur ver.di-Gründung. Dieses 
ablehnende Verhalten gegenüber ver.di mündet in einer grundsätzlichen nega-
tiven Einstellung zu innergewerkschaftlichen Beteiligungsmöglichkeiten und 
einer fehlenden Identifikation mit ver.di. Zwar liegt der Anteil der „unzufriede-
nen“ Mitglieder insgesamt bei unter 10 % an der Gesamtmitgliedschaft, inner-
halb der Funktionäre sind aber mindestens 15 % diesem Mitgliedertypus zuzu-
ordnen. Wie sich der Anteil dieser Gruppe an der Gesamtmitgliedschaft in Zu-
kunft entwickeln wird, ist unklar, da einerseits die Gründe für die Unzufrieden-
heit nur teilweise bekannt sind (schlechte Betreuung) und andererseits mit ei-
nem Austritt der „unzufriedenen“ Mitglieder zu rechnen ist, was deren Anteil 
verringern würde.  
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6. Ergebnisanalyse der Mitgliederbefragung 
Die Ergebnisauswertung der durchgeführten Befragung unter den ver.di-Mit-
gliedern im Handel zeigt ein differenziertes Bild der Einstellungen zu den ge-
werkschaftlichen Aufgaben, den Beitrittsmotiven, den Leistungserwartungen 
und deren Qualität, zur innergewerkschaftlichen Partizipation und zu den Fol-
gen der ver.di-Gründung. In diesem Abschnitt soll geklärt werden, welche Kon-
sequenzen sich aus diesen unterschiedlichen und gewandelten Einstellungen 
der Mitglieder schlussfolgern lassen. 
Dazu werden zunächst die wichtigsten Aussagen aus der ver.di-Mitglieder-
befragung mit den Ergebnissen bereits durchgeführter empirischer Studien über 
die Einstellungen von Gewerkschaftsmitgliedern verglichen. Ziel dieses Verglei-
ches ist es, bei möglichen Übereinstimmungen eine Entwicklungsrichtung der 
Mitgliederinteressen aufzuzeigen und bei möglichen Abweichungen die Beson-
derheiten der ver.di-Mitglieder herauszustellen. 
Unter Berücksichtigung der Resultate aus diesem Vergleich werden danach die 
Ergebnisse der Mitgliederbefragung auf ihre möglichen Konsequenzen analy-
siert. Hier wird auch das am Ende des letzten Abschnitts erstellte Modell der 
Mitgliedertypologie aufgegriffen. Vor dem Hintergrund dieser Schlussfolgerun-
gen erfolgt ein Vergleich der Mitgliederinteressen mit den gewerkschaftlichen 
Organisationszielen – Effizienz, Transparenz und Partizipation – und den be-
sonderen Problemlagen bei ver.di, die Matrixorganisation und die Interessenla-
ge der Hauptamtlichen. Ziel ist es, aufzuzeigen, inwieweit die gewerkschaftli-
chen Leitbilder den Mitgliederinteressen entsprechen bzw. ob die Mitglieder 
diese Leitbilder bei ver.di verwirklicht sehen und welche Rolle dabei die spezifi-
schen organisatorischen Problemlagen bei ver.di spielen. 
In einem letzten Schritt wird die Analyse in den eingangs skizzierten Rahmen 
der Verbändeforschung eingebettet. Hier gilt es zu klären, welche Theorien ei-
nen Erklärungsansatz für die ermittelten Mitgliederinteressen bieten und wie 
sich die Einstellungen der Mitglieder zur ver.di-Gründung darin verorten lassen. 
 180
6.1. Vergleich der Befragung mit  
den Ergebnissen vorliegender Studien 
Die sozialstrukturellen Merkmale (Alter, Geschlecht) der befragten Mitglieder im 
Handel entsprechen weit gehend den Ergebnissen aus der vorliegenden Studi-
en: Der hohe Frauenanteil im Handel findet sich in der ver.di-Mitgliederstruktur 
wieder, und auch das konstatierte Wegbrechen der jugendlichen Mitglieder bei 
den deutschen Gewerkschaften seit den 1990er-Jahren wird durch die Befra-
gung bestätigt. Dabei verweist der festgestellte Wert von 5,5 % der Mitglieder 
im Handel unter 30 Jahren183 eher auf pessimistische Einschätzungen in der 
Gewerkschaftsforschung.184 
Ebenso verhält es sich mit den arbeits- und betriebsbezogenen Merkmalen der 
befragten ver.di-Mitglieder. Die Feststellungen von Dribbusch (2003: 231) kön-
nen durch das Ergebnis der Mitgliederbefragung bestätigt werden: Erstens ent-
spricht der Anteil der teilzeitbeschäftigten Mitglieder im Handel ungefähr deren 
Beschäftigtenanteil im gesamten Handel, dabei wird aber hauptsächlich eine 
Wochenarbeitszeit von über 20 Stunden ausgeübt. Zweitens verfestigt sich 
auch Dribbuschs Aussage, dass nur ein verschwindend geringer Anteil von ge-
ringfügig Beschäftigten – die im Einzelhandel bis zu einem Drittel aller Beschäf-
tigten stellen – Mitglied in der Gewerkschaft ist. Dass dabei gleichzeitig über-
durchschnittlich viele Mitglieder aus Filialbetrieben kommen, weil dort die ge-
werkschaftliche Organisierung der Beschäftigten einfacher ist (Dribbusch 2003: 
146), zeigen auch die Ergebnisse der hier durchgeführten Mitgliederbefragung. 
Der Befund, dass sich die gewerkschaftliche Mitgliederrekrutierung häufig über 
die Werbung der organisierten Betriebsräte vollzieht,185 wird durch die eigene 
Mitgliederbefragung untermauert. Obwohl im gesamten Einzelhandel über 60 % 
der Beschäftigten in Betrieben unter 20 Beschäftigten arbeiten, sind es in der 
ver.di-Mitgliederbefragung nur rund 16 %, da in diesen Betrieben in der Regel 
kein Betriebsrat vorhanden ist. Gleichzeitig arbeiten drei Viertel der ver.di-Mit-
  
183 Bei diesem Wert ist zu berücksichtigen, dass die Stichprobe ohne Personen über 65 Jah-
ren gezogen wurde. Damit dürfte der tatsächliche Anteil jugendlicher Mitglieder noch 
niedriger liegen. 
184 Die 5,5 % jugendlichen Mitglieder nähern sich dem Wert von 4 %, die Stöss (2005: 16) 
bei den Gewerkschaftsmitgliedern in Berlin festgestellt hat. Der angegebene Wert von 
12,4 % jugendlicher Mitglieder der HBV im Einzelhandel für das Jahr 1999 (Dribbusch 
2003: 233) wird bei Weitem nicht mehr erreicht. 
185 Vgl. Behrens (2005: 337). 
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glieder in Betrieben mit Betriebsrat. Auch wenn keine genauen Zahlen über die 
Anzahl der Betriebsratsgremien im Handel vorliegen, ist dies ein beachtlich ho-
her Anteil.186 Der Anteil der Mitglieder in Betrieben mit tarifvertraglicher Anbin-
dung liegt dagegen nur leicht über dem Anteil der Gesamtbeschäftigten.187 Hier 
wirken sich offensichtlich noch die inzwischen ausgelaufenen Allgemeinverbind-
lichkeitserklärungen der Tarifverträge im Einzelhandel aus. 
Auch die Ergebnisse der ver.di-Mitgliederbefragung zu den Erwartungen der 
Mitglieder an ihre Gewerkschaft, den Beitrittsmotiven, den Leistungs- und Be-
treuungserwartungen und die Einstellungen und Erfahrungen zur innergewerk-
schaftlichen Partizipation decken sich weit gehend mit den bereits vorhandenen 
Ergebnissen aus den früher durchgeführten gewerkschaftlichen Mitgliederbe-
fragungen. Dies ist insofern überraschend, da sich die drei hauptsächlich zum 
Vergleich herangezogenen Mitgliederbefragungen aus sehr unterschiedlichen 
Personengruppen rekrutieren: Bei der IG-Metall-Befragung handelte es sich 
überwiegend um ostdeutsche Männer aus der Metallbranche (Boll 1997), die 
ÖTV-Mitgliederbefragung setzte sich aus Arbeitern und Angestellten des Öffent-
lichen Dienstes zusammen (ÖTV 2001) und beim DGB-Trendbarometer (DGB 
2002) wurde eine repräsentative Befragung unter allen Arbeitnehmern durchge-
führt.  
Auch für die Einstellungen der Personengruppe der ehrenamtlichen Funktionäre 
lassen sich weit gehende Übereinstimmungen mit den vorangegangenen Studi-
en feststellen. Nicht bestätigt werden können dagegen die Ergebnisse für die 
Personengruppe der Angestellten und der jüngeren Arbeitnehmer. 
6.1.1. Einstellungen und Erwartungen der Mitglieder 
Bei der Einschätzung der Wichtigkeit der gewerkschaftspolitischen Aufgaben-
felder geben die ver.di-Mitglieder ein ähnliches Urteil ab wie die ostdeutschen 
Metaller (Boll 1997), die ÖTV-Mitglieder (ÖTV 2001) und die Befragten im DGB-
  
186 Dribbusch (2003: 82) sieht in den 2.300 von der HBV gezählten Betriebsratsgremien im 
Einzelhandel 1999 lediglich eine Vertretung von weniger als einem Viertel der Beschäftig-
ten. 
187 Für 2001 wird eine Anbindung an den nordrhein-westfälischen Flächentarifvertrag im 
Einzelhandel für 73 % der Beschäftigten (3 % Haustarifvertrag) festgestellt (Bispinck/ 
Kirsch/Schäfer 2003: 202). 
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Trendbarometer (DGB 2002). Auch dort rangieren die Sicherung der Sozialsy-
steme, der Erhalt und die Sicherung der Arbeitsplätze und die Tarifpolitik auf 
den vorderen Plätzen. Selbst die mittlere Wichtigkeit, welche die ver.di-
Mitglieder der Frauenpolitik und der Ausbildungsproblematik beimessen, wird in 
den vorhandenen Studien bestätigt. Damit lässt sich die Aufgabenzuweisung 
der Gewerkschaften durch ihre Mitglieder – unabhängig von der Branche, ande-
ren betrieblichen Merkmalen und dem Geschlecht – eindeutig im Bereich der 
Sozial- und Arbeitsmarktpolitik sowie in der Aushandlung der Tarifverträge ver-
orten. Dagegen scheint das Thema Arbeitszeit, das auch als ein Mittel der Ar-
beitsmarktpolitik angesehen werden kann, bei den Mitgliedern inzwischen an 
Bedeutung verloren zu haben. Dieses Thema belegt sowohl in der ver.di-
Mitgliederbefragung als auch in der IG-Metall-Befragung nur einen mittleren 
Rang in der Wichtigkeit gewerkschaftlicher Aufgaben.188 
Der Schwerpunkt bei der Aufgabenzuweisung in der Sozial- und Tarifpolitik be-
stätigt sich bei den Beitrittsmotiven. Wie die ostdeutschen Metaller (Boll 1997: 
116) sehen auch die ver.di-Mitglieder als wichtigste Beitrittsmotive die allgemei-
ne Interessenvertretung, die tarifvertraglichen Leistungen, die Konfliktunterstüt-
zung und den gewerkschaftlichen Rechtsschutz. Dagegen weichen die beiden 
Mitgliedergruppen in Bezug auf den Solidaritätsgedanken als Beitrittsmotiv 
deutlich voneinander ab: Während bei über 40 % der ver.di-Mitglieder die Soli-
darität ein Motiv für den Eintritt in die Gewerkschaft bildet,189 liegt dieser Wert 
bei den ostdeutschen Metallern 20 Prozentpunkte niedriger.190 Gemeinsam ist 
beiden Befragungen wie auch der ÖTV-Mitgliederbefragung die Zunahme des 
Beitrittsmotivs der Konfliktunterstützung durch die Gewerkschaft bei jüngeren 
Arbeitnehmern (für die IG Metall: Boll 1997: 119) bzw. bei denjenigen ver.di-
Mitgliedern, die erst seit wenigen Jahren in der Gewerkschaft sind. In der ÖTV-
Befragung äußert sich dies durch einen Anstieg des Anlasses „Berufliche Fra-
  
188 Dieses Ergebnis zeigt, dass die Gewerkschaften inzwischen selbst bei ihren Mitgliedern 
im Zuge der Debatte um die Arbeitszeiten in die Defensive geraten sind, obwohl nach wie 
vor gewerkschaftliche Modelle zur Arbeitszeit, auch vor dem Hintergrund der Reduzie-
rung der Arbeitslosigkeit, vorhanden sind (vgl. Lorenz/Schneider 2005, Blechschmidt u. a. 
2000). 
189 Auch im DGB-Trendbarometer erachten 54 % der Gewerkschaftsmitglieder den Solidari-
tätsgedanken als „sehr wichtig“ (DGB 2002: 19). 
190 Der Grund für diese geringe Zustimmung zum Beitrittsmotiv „Solidarität“ dürfte zum einen 
in den gebrochenen Erwerbsbiografien in Ostdeutschland nach 1990 und zum anderen in 
der inflationären und missbräuchlichen Nutzung dieses Begriffs vor der Wende zu finden 
sein. 
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gen und Probleme“ zur Mitgliedschaft bei kürzerer Gewerkschaftsmitgliedschaft 
(ÖTV 2001: 30). 
Parallel mit der Zunahme des Beitrittsmotivs der betrieblichen Konfliktunterstüt-
zung sinken sowohl in der ver.di-Mitgliederbefragung als auch in der ÖTV-
Befragung (ÖTV 2001: 30) die traditionellen Zugänge zur Gewerkschaft über 
die Werbung durch Kollegen und Familie. Ob auch bei der ÖTV-Befragung eine 
ähnliche drastische Erhöhung des Eintrittsalters in die Gewerkschaft – und da-
mit ein wesentlich später im Berufsleben liegender Zeitpunkt der Mitgliedschaft 
– beobachtet wurde, konnte leider nicht festgestellt werden, da diese Daten 
nicht ausgewertet worden sind.191 
Diese fast identischen Ergebnisse zu den Beitrittsmotiven der Mitglieder bei den 
unterschiedlichen Gewerkschaften spiegeln die Lage der Arbeitnehmer in einer 
sich verändernden Arbeitswelt wider. Neben der gesellschaftlichen und tarifver-
traglichen Absicherung der Arbeitsverhältnisse durch die Gewerkschaften ist für 
die jüngeren Mitglieder zunehmend eine zweite innerbetriebliche Konfliktlinie 
hinzugekommen. Unabhängig von der Branche wird ein betrieblicher Druck – 
drohende Kündigungen, Leistungsverdichtung, Mobbing etc. – auf die Arbeit-
nehmer spürbar, den diese nur mit Hilfe der Gewerkschaft zu bewältigen glau-
ben können. Gleichzeitig sinken damit die klassischen Zugänge der Gewerk-
schaften zu ihren potenziellen Mitgliedern, die in der persönlichen oder betrieb-
lichen Werbung der jüngeren Arbeitnehmer bestehen.192  
Eine starke Präferenz für die konfliktnahen Leistungen der Gewerkschaft durch 
ihre Mitglieder – Streikgeld, Rechtsberatung, Unterstützung bei betrieblichen 
Problemen (ÖTV 2001: 46) – konnte auch bei den ver.di-Mitgliedern im Handel 
festgestellt werden. Dagegen fallen die konfliktfernen Leistungen aus dem Mit-
gliederservice (z. B. Versicherungsleistungen, vergünstigte Reisen) bei beiden 
Umfragen im Urteil der Mitglieder deutlich ab.193 
  
191 Allerdings sank in der ÖTV-Befragung bei den jüngeren Mitgliedern der Anteil derer, die 
während der Ausbildung der ÖTV beitraten (ÖTV 2001: 27). 
192 Nicht bestätigt werden konnte der von Dribbusch (2003: 228f.) festgestellte positive Effekt 
von Tarifauseinandersetzungen im Einzelhandel auf die Mitgliederentwicklung. Nur 3,4 % 
der Befragten gaben an, aufgrund eines Arbeitskampfes oder Streiks in die Gewerkschaft 
eingetreten zu sein. Die IG Metall sieht dagegen einen positiven Mitgliedertrend während 
ihrer Streiks in den 1990er-Jahren (Detje/Ehlscheid/Unterhinninghofen 2003: 61). 
193 Interessanterweise liegt in beiden Umfragen die konfliktferne Leistung „Bildungsangebot“ 
in der Einschätzung der Wichtigkeit deutlich über den Leistungen des Mitgliederservices. 
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Während die Einschätzung des Leistungsangebotes bei den ÖTV-Mitgliedern 
und den ver.di-Mitgliedern im Handel gleiche Schwerpunkte hervorbringt, wei-
chen beide Gruppen erheblich in der Beurteilung der gewerkschaftlichen Be-
treuung voneinander ab. Sahen in der ÖTV-Befragung nur rund 15 % der Mit-
glieder einen Verbesserungsbedarf der gewerkschaftlichen Betreuung und Be-
ratung (ÖTV 2001: 85ff.), so sind es bei den ver.di-Mitgliedern im Handel fast 
42 %, die eine verbesserte bezirkliche Betreuung anmahnen. Dabei steigt bei 
den ÖTV-Mitgliedern mit der Häufigkeit des Kontakts zu ihrer ständigen Kreis-
verwaltung die Zufriedenheit mit der Betreuungsleistung (ÖTV 2001: 57), was 
bei den ver.di-Mitgliedern in einen umgekehrten Effekt mündet: Regelmäßige 
Inanspruchnahme führt zu einer deutlich schlechteren Einschätzung der be-
zirklichen Betreuung.194 Diese negative Beurteilung der Betreuung bei ver.di 
nähert sich in ihren Ergebnissen den ebenfalls schlechten Beurteilungen aus 
der Internet-Befragung von ver.di (Bechmann: 2002). Bei diesen Betreuungsde-
fiziten aus Sicht der Mitglieder scheint es sich also um ein ver.di-spezifisches 
Problem zu handeln, wenn die ÖTV als eine der Vorläuferorganisationen noch 
fünf Jahre zuvor ein deutlich besseres Ergebnis erzielte. 
Die vorliegenden Mitgliederbefragungen kommen übereinstimmend zu dem Er-
gebnis, dass das ehrenamtliche Engagement unter den Mitgliedern nicht sehr 
verbreitet ist. Dies wird in der ver.di-Befragung bestätigt.195 Die Tendenz, dass 
Frauen und jüngere Arbeitnehmer bei den ehrenamtlichen Tätigkeiten unterre-
präsentiert sind, wird in der ÖTV-Befragung ebenfalls festgestellt (ÖTV 2001: 
36).  
Auch wenn die Beteiligung der ver.di-Mitglieder im Handel an gewerkschaftli-
chen Aktivitäten auf einem ähnlich geringen Niveau wie bei den ostdeutschen 
Metallern liegt, so fällt doch ihre Einschätzung der subjektiven Einflussmöglich-
keiten unterschiedlich aus. Die ver.di-Mitglieder sehen ihre Möglichkeiten zur 
Einflussnahme deutlich skeptischer als die Mitglieder der ostdeutschen IG Me-
  
194 Da bei beiden Befragungen die Häufigkeit des Kontakts zur zuständigen Betreuungsein-
heit (Bezirks- bzw. Kreisverwaltung) ähnlich verteilt ist, verstärkt dieser entgegengesetzte 
Effekt nochmals die Unterschiede bei der Beurteilung der Betreuung. 
195 Bei der ÖTV-Befragung waren 12,5 % als ehrenamtlich tätige Mitglieder tätig (ÖTV 2001: 
94), bei der Mitgliederbefragung der GTB 1994 bezeichneten sich 14 % als aktive Mit-
glieder (Frege 1997: 810) und bei den ver.di-Mitgliedern im Handel übten 10,7 % eine be-
triebliche oder gewerkschaftliche Funktion aus. 
 185
tall.196 Ein möglicher Grund für diese kritischere Einschätzung könnte darin lie-
gen, dass die seltene Konfrontation der Mitglieder mit der Komplexität gewerk-
schaftspolitischer Entscheidungsfindung – die Boll für die optimistische Selbst-
einschätzung der IG-Metall-Mitglieder verantwortlich macht (1997: 266) – bei 
den ver.di-Mitgliedern zumindest in Ansätzen durch den Prozess der ver.di-
Gründung spürbar wurde. 
6.1.2. Einstellungen besonderer Personengruppen 
Die besondere Interessenlage der betrieblichen Funktionsträger gegenüber ih-
rer Gewerkschaft, wie sie bereits in den vorhandenen Studien festgestellt wurde 
(vgl. Kapitel 4.3.1.), zeigt sich ebenfalls bei den Betriebsräten in der ver.di-
Mitgliederbefragung.  
Zwar wurde hier nicht nach spezifischen Anforderungen an ver.di oder nach 
betrieblichen Problemfeldern gefragt, bei denen gewerkschaftliche Unterstüt-
zung benötigt wird, die abweichenden Ergebnisse der Funktionäre gegenüber 
den Mitgliedern deuten aber auf diese spezielle Interessenlage hin. In diesem 
Zusammenhang kann man von einer als politisch stärker gewichteten und 
gleichzeitig an konkreter Problemlösung orientierter Interessenlage sprechen. 
Ähnlich wie bei der IG-Metall-Befragung in Ostdeutschland (Boll 1997: 118) sind 
für die ver.di-Funktionäre die Beitrittsmotive „Solidarität“ und allgemeine Inter-
essenvertretung der Gewerkschaften signifikant wichtiger als für die Mitglie-
der.197  
Auch wenn sich in der ver.di-Mitgliederbefragung die Einstellungen von Funk-
tionären und Mitgliedern in Bezug auf die Wichtigkeit gewerkschaftlicher Aufga-
benfelder,198 Eigenschaften und Leistungen nicht wesentlich voneinander un-
terscheiden,199 so deuten doch die persönlichen Anmerkungen der Funktionäre 
  
196 Der identischen Frage in beiden Mitgliederbefragungen „Leute wie ich haben sowieso 
keinen Einfluss darauf, was die IGM (bzw. ver.di) tut“, wurde nur von 27,2 % der Mitglie-
der der IG Metall zugestimmt (Boll 1997 264), bei der ver.di-Befragung waren es 54,4 %.  
197 Während allerdings für nur ca. 30 % der ostdeutschen IG-Metall-Funktionäre „Solidarität“ 
ein Beitrittsmotiv bildet, sind es bei den ver.di-Funktionären 51 %. 
198 Die IG-Metall-Funktionäre in Ostdeutschland sahen die Arbeitszeitpolitik als signifikant 
wichtiger an als die Mitglieder (Boll 1997: 181ff.). 
199 Der Grund hierfür könnte in den spezifischen Problemfeldern im Handel bestehen – Ü-
berstunden, Unterbesetzung, Arbeitszeit, Kündigungen (Renneberg 2005: 112) berühren 
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im Fragebogen in eine eindeutige Richtung: Im Gegensatz zu den Mitgliedern 
spielen hier ausschließlich konkrete Probleme und die Situation der gewerk-
schaftlichen Betreuung eine Rolle. 
Die höheren Anforderungen der Funktionäre (im Vergleich zu den Mitgliedern) 
an ver.di drücken sich in einem deutlich gestiegenen Kontaktwunsch mit der 
Gewerkschaft200 und einem erhöhten Weiterbildungsbedarf aus. Die Beurteilung 
der Betreuungsleistung, welche die Funktionäre in diesen Fällen erteilten, fällt 
dabei wesentlich schlechter aus als bei der WSI-Betriebs- und Personalrätebe-
fragung 1999/2000, die alle Branchen und damit auch alle Gewerkschaften ab-
deckte.  
Während in der WSI-Befragung nur 9 % der Betriebsräte die Betreuungslei-
stung als „mangelhaft“ bezeichneten (Dorsch-Schweizer/Schulten 2001: 121), 
waren es unter den Funktionären der ver.di-Befragung immerhin 25 %, die kei-
ne ausreichende Betreuung durch ihren Bezirk sahen. Dieser große Unter-
schied in der Beurteilung der gewerkschaftlichen Betreuung, ergänzt durch die 
häufig auftretende Forderung der Funktionäre nach einer besseren Betreuung, 
erhärtet die These, dass die Betreuung seitens ver.di tatsächlich erhebliche De-
fizite aufweist. Dagegen bewegt sich die Nutzung des Weiterbildungsangebotes 
der befragten ver.di-Funktionäre auf einem ähnlichen Niveau wie bei den übri-
gen Betriebsräten.201  
Die eigene Einschätzung der geringen Einflussmöglichkeiten auf die innerge-
werkschaftlichen Entscheidungsprozesse, welche die ver.di-Funktionäre in der 
Befragung geltend machen, war auch bei den ostdeutschen IG-Metall-
Funktionären festzustellen (Boll: 1997: 262). In beiden Befragungen sehen die 
Mitglieder deutlich bessere Partizipationsmöglichkeiten als die Funktionäre, die 
viel stärker in die Willensbildungsprozesse involviert sind. Die Gefahr, die Boll 
  
fast immer auch das individuelle Arbeitsverhältnis –, die nicht nur den Betriebsrat betref-
fen, sondern alle Arbeitnehmer, während in den übrigen Branchen vermehrt kollektive In-
teressen (Arbeitsschutz, Weiterbildung und Beschäftigungssicherung) als Problemfelder 
der Betriebsräte identifiziert werden. 
200 Dieser wurde auch in der ÖTV-Befragung festgestellt (ÖTV 2001: 58). Nicht bestätigt 
werden kann aber die geringere Kontaktfrequenz von Betriebsräten aus kleineren Betrie-
ben gegenüber größeren Betrieben, wie sie von Müller-Jentsch/Seitz (1998) und Dorsch-
Schweizer/Schulten (2001) festgestellt wurde. 
201 Knapp 90 % der ver.di-Funktionäre haben bereits an gewerkschaftlichen Bildungsveran-
staltungen teilgenommen. Insgesamt schätzt die WSI-Projektgruppe (1999: 40) den An-
teil der Betriebsräte, die an Schulungsangeboten teilgenommen haben, auf 95 %. 
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darin für die Zukunft sieht – eine Distanz zwischen der Organisation und den 
ehrenamtlichen Funktionären mit der langfristigen Folge einer geringeren ge-
werkschaftlichen Präsenz in den Betrieben (1997: 269) – ist also weder ein 
spezielles Phänomen der IG Metall noch von ver.di, sondern scheint für die 
Gewerkschaften im Allgemeinen ein dauerhaftes Problem mit zeitverzögerter 
Wirkung auf die Präsenz in den Betrieben zu sein. Bei ver.di kommt allerdings 
durch die Unzufriedenheit der Funktionäre mit der gewerkschaftlichen Betreu-
ung ein Faktor hinzu, der diesen Prozess durchaus beschleunigen könnte. 
Während für die speziellen Einstellungen der Funktionäre und ihre signifikanten 
Unterschiede im Vergleich zu den Mitgliedern die Ergebnisse der vorhandenen 
Studien weit gehend bestätigt werden, so gilt dies nicht für die Personengruppe 
der Angestellten. In der ver.di-Mitgliederbefragung lassen sich keine Unter-
schiede zwischen der Gruppe der Arbeiter und der Angestellten ausmachen. 
Insofern erweist sich Dribbuschs These von einem fehlenden „Angestelltenbe-
wusstsein“ (2003: 249) im Einzelhandel als richtig: Der Angestellte im Einzel-
handel hat durch seine geringen Aufstiegschancen und Qualifikationserforder-
nisse nicht die typischen Charaktereigenschaften sonstiger Angestellter, die im 
Effizienzdenken und einer Aufstiegsorientierung bestehen. Ein Angestelltenver-
hältnis ist zumindest im Handel nicht per se verantwortlich für den geringen ge-
werkschaftlichen Organisationsgrad. Vielmehr deuten die Ergebnisse der be-
trieblichen Merkmale der Mitglieder in der Befragung – überproportionaler Anteil 
an Filialbetrieben, Betrieben mit Tarifvertrag und Betriebsrat, wenige Kleinbe-
triebe – in eine andere Richtung: Die Auffassung von Dribbusch, „dass die ent-
scheidende Hürde nicht in der Einstellung, sondern im Zugang der Beschäftig-
ten zu gewerkschaftlicher Vertretung zu suchen ist“ (2003: 251), wird durch die 
ver.di-Mitgliederbefragung untermauert.  
Aufgrund der geringen Anzahl jüngerer Arbeitnehmer in der ver.di-Mitglieder-
befragung lassen sich für diese Personengruppe nur sehr eingeschränkt Aus-
sagen treffen. Die Einstellungen dieser Gruppe zu den abgefragten Themenfel-
dern unterscheiden sich nicht von denen der übrigen Mitglieder. Die von Bibou-
che (2003: 48) angemahnte Informationsoffensive angesichts einer festgestell-
ten Unkenntnis von jüngeren Arbeitnehmern in Bezug auf die Gewerkschaften 
kann offenbar nicht über die traditionellen Gewerkschaftsmedien erfolgen. Ge-
rade unter den jüngeren Arbeitnehmern ist in der ver.di-Befragung eine auffal-
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lend niedrigere Lesebereitschaft der Mitgliederzeitung zu beobachten, und auch 
die ver.di-Homepage wird von Jüngeren zumindest nicht häufiger genutzt als 
von den übrigen Mitgliedern.  
Ob man nun wie Bibouche eine materialistische Werteorientierung bei den jün-
geren Gewerkschaftsmitgliedern ausmacht (2003: 68) oder eher subjektive Be-
troffenheit als Gründe für gewerkschaftliches Engagement feststellt (Held 1999: 
372): Die Ergebnisse der ver.di-Befragung bezüglich der Teilnahmefrequenz an 
gewerkschaftlichen Aktivitäten sind ernüchternd. Die mangelnde Akzeptanz der 
traditionellen gewerkschaftlichen Aktions- und Veranstaltungsformen bei jünge-
ren Mitgliedern machen auf jeden Fall eine Ausweitung der Themenfelder und 
Aktivitätsarten erforderlich, wenn dieser Personenkreis über den Status des 
passiven Mitglieds hinaus für die Gewerkschaft gewonnen werden soll.  
Für die Teilgruppe der Frauen bestätigen die Ergebnisse der ver.di-Mitglieder-
befragung die Ansicht von Hassel, welche die geschlechtsspezifischen Diffe-
renzen nicht in der gewerkschaftsfernen Haltung der Frauen sieht, sondern in 
einer „eher frauenfeindlichen Gewerkschaftspolitik“ (1999: 52). So gleichen sich 
die Einstellungen von Frauen und Männern zu den unterschiedlichen Themen 
bis auf eine Ausnahme: Frauen stimmen signifikant häufiger als Männer der 
Aussage zu, dass Männer in der Gewerkschaft das Sagen haben.202 
6.2. Die Mitgliederinteressen vor dem  
Hintergrund der gewerkschaftlichen Leitbilder 
Die Ergebnisse der Auswertung der Befragung bei den ver.di-Mitgliedern im 
Handel und die Rückschlüsse aus dem Vergleich mit den vorliegenden empiri-
schen Gewerkschaftsstudien lassen weitere Schlussfolgerungen im Hinblick auf 
die Einordnung der Mitgliederinteressen, die Bedeutung der innergewerkschaft-
lichen Partizipation und die Einstellungen zur ver.di-Gründung zu.  
Diese Schlussfolgerungen betreffen zunächst nur die Auswirkungen auf die 
Mitglieder im Handel mit ihren spezifischen persönlichen und betrieblichen 
Merkmalen sowie den speziellen Anforderungen an ver.di. Sie lassen sich aber 
  
202 Diese Aussage wird zumindest ansatzweise durch die geschlechtsspezifische Verteilung 
der Funktionsträger in der Befragung bestätigt, bei der Männer überrepräsentiert sind. 
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in abgeschwächter Form auch auf die übrigen Mitglieder übertragen, wie der 
Vergleich mit den anderen Gewerkschaftsstudien zeigt. Die Darstellung der er-
mittelten Mitgliederinteressen, ihrer Einstellung zu den innergewerkschaftlichen 
Partizipationsmöglichkeiten und zur ver.di-Gründung erfolgt vor dem Hinter-
grund der in Kapitel 3 aufgezeigten gewerkschaftlichen Leitbilder der Effizienz, 
Transparenz und Partizipation. Es gilt zu klären, inwieweit die Mitgliederinteres-
sen diesen gewerkschaftlichen Leitbildern entsprechen. In einem weiteren 
Schritt wird dann gezeigt, welche Auswirkungen die speziellen Organisations-
probleme bei ver.di – die Matrixorganisation und die Interessenlage der Haupt-
amtlichen – auf die Einstellung der Mitglieder ausgeübt haben. 
6.2.1. Mitgliederinteressen 
Der Großteil der ver.di-Mitglieder im Handel entspricht dem Mitgliedschaftsty-
pus des „normalen“ Mitglieds (vgl. Kapitel 5.3.3.), in dem sich zwei Drittel der 
Mitglieder aus dem Handel verorten lassen. Auch wenn diese Gruppe der Mit-
glieder einige für Gewerkschaften untypische Merkmale aufweist – vorwiegend 
weiblich und in Teilzeit beschäftigt –, so entsprechen ihre betrieblichen Merk-
male und die Einstellungen sowie Erwartungen an die Gewerkschaft insgesamt 
einer idealen Voraussetzung: Das Mitglied arbeitet in einem mittelgroßen, tarif-
gebundenen (Filial-)Betrieb mit Betriebsrat. Die Tarifanbindung sorgt zum einen 
dafür, dass das Mitglied die gewerkschaftliche Leistung der Tarifpolitik zu 
schätzen weiß und sich hierfür auch aktivieren lässt. Das Bestehen eines Be-
triebsrates führt zum anderen dazu, dass Konflikte am Arbeitsplatz zunächst mit 
Hilfe des Betriebsrates gelöst und gewerkschaftlich unterstützte betriebliche 
Interessenvertretungen von den Mitgliedern als wichtig erachtet werden. 
Das Bestehen eines Betriebsrates ist aber nicht nur entscheidend für die Inter-
essen der Mitglieder, sondern auch von zentraler Bedeutung für die Gewerk-
schaft selbst. Aus der Sicht der Gewerkschaft fängt der Betriebsrat nicht nur 
den individuellen Betreuungsbedarf dieser Mitglieder ab, sondern „die Errich-
tung von Betriebsräten ist der Standardansatz der Organisierung und damit zur 
Herstellung einer dauerhaften gewerkschaftlichen Präsenz“ (Dribbusch 2003: 
143). Dieser hohe Anteil „normaler“ Mitglieder ist auch deshalb besonders im 
Einzelhandel so wichtig, da er bei einem insgesamt schwachen Organisations-
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grad in der Fläche dennoch gewährleistet, die Streikfähigkeit von ver.di in die-
sen Betrieben aufzubauen bzw. zu erhalten. 
Das „normale“ Mitglied stellt somit nicht nur niedrigere Ansprüche an die ge-
werkschaftliche Betreuung. Neben diesen Erwartungen – von der Gewerk-
schaftsaktivität auf politischer Ebene, der Tarifpolitik und Unterstützung der be-
trieblichen Interessenvertretung erweist sich lediglich die Letztere als besonders 
personal- und zeitintensiv – kann auch eine effektivere Organisierung dieser 
Mitglieder über die vorhandenen Betriebsräte erfolgen. Dies wird durch die zah-
lenmäßige Dominanz des „normalen“ Mitglieds bei ver.di im Handel bestätigt, 
dessen betriebliche Strukturen im Handel insgesamt deutlich in der Minderheit 
sind. Aber dieses aus gewerkschaftlicher Sicht „pflegeleichte“ Mitglied ist auf 
dem Rückzug – nicht nur im Handel. 
Zwar hat das „betreuungsintensive“ Mitglied zunächst ähnliche Mitgliederinter-
essen wie das „normale“: Tarifpolitik203 und Interessenvertretung in der Politik 
werden als besonders wichtige gewerkschaftliche Aufgaben angesehen. Dazu 
kommt allerdings die Erwartung einer gewerkschaftlichen Unterstützung bei 
Konflikten am Arbeitsplatz, die sich dann in einer verstärkten Inanspruchnahme 
der arbeitsrechtlichen Beratung ausdrückt. Dass sich diese Mitglieder nicht nur 
aus betriebsratslosen Betrieben rekrutieren, in denen kein betrieblicher An-
sprechpartner zur Verfügung steht, sondern unabhängig davon signifikant häu-
figer Kleinbetrieben und tarifungebundenen Betrieben angehören, zeugt davon, 
dass solche betrieblichen Merkmale auch ein Indiz für häufigere Konflikte zwi-
schen Arbeitgeber und Beschäftigten sind.204 Diese Mitgliedergruppe hat nicht 
nur einen erhöhten Betreuungsbedarf, durch ihre betrieblichen Merkmale trägt 
  
203 Die Ursache für die große Bedeutung, die selbst Mitglieder aus Betrieben ohne Tarifan-
bindung der gewerkschaftlichen Tarifpolitik beimessen, dürfte zum einen in der inzwi-
schen ausgelaufenen Allgemeinverbindlichkeit der Tarifverträge im Handel zu suchen 
sein. Zum anderen besteht bei den Tarifverhandlungen im Handel eine Strategie von 
ver.di darin, die Tarifauseinandersetzungen auch auf tarifungebundene Unternehmen 
auszuweiten, bei denen dann nicht eine prozentuale Erhöhung der Löhne und Gehälter 
gefordert wird, sondern eine Anerkennung des Flächentarifvertrages. 
204 Rein logisch wäre auch die Alternative denkbar, dass sich Beschäftigte aus Kleinbetrie-
ben, in der die große Mehrzahl der Beschäftigten im Handel arbeitet, nur dann der Ge-
werkschaft zuwenden, wenn sie Konflikte am Arbeitsplatz erfahren. Der insgesamt gerin-
ge Anteil von Mitgliedern aus Kleinbetrieben würde dann für weniger Konflikte in Klein- 
als in größeren Betrieben mit Betriebsrat sprechen. Da dieser Fall unwahrscheinlich ist – 
ebenso wie eine insgesamt gewerkschaftsfernere Einstellung der Beschäftigten in Klein-
betrieben –, ist die deutliche Unterrepräsentanz bei diesen Mitgliedern in der mangelhaf-
ten gewerkschaftlichen Organisierbarkeit zu suchen. 
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sie auch kaum zu einer nennenswerten Steigerung der gewerkschaftlichen 
Handlungsfähigkeit bei. Diese Tatsache lässt die „betreuungsintensiven Mitglie-
der zunächst nicht in den Mittelpunkt gewerkschaftlicher Organisationspolitik 
rücken. 
Darüber hinaus kristallisiert sich aber auch insgesamt eine Zunahme der be-
trieblichen Probleme und Konflikte heraus. Wenn unabhängig von der Betriebs-
struktur und -größe in allen Befragungen häufiger Konflikte am Arbeitsplatz als 
Motiv für den Gewerkschaftsbeitritt genannt werden, so deutet dies eindeutig 
auf sich allgemein verschärfende Arbeitsbedingungen hin.  
Auch wenn die Zunahme von Konflikten am Arbeitsplatz dem gewerkschaftli-
chen Interesse entgegensteht, so erwächst doch hier ein deutliches Potenzial 
für die zukünftige Mitgliederrekrutierung. Dazu muss allerdings die gewerk-
schaftliche Betreuung auf diese Anforderungen schon im Vorfeld ausgerichtet 
sein. Die festgestellten Defizite in der Betreuungsleistung erweisen sich hierbei 
als ein ver.di-spezifisches Problem. Zwar beurteilen die „betreuungsintensiven“ 
Mitglieder die Betreuung auf Bezirksebene nicht schlechter als die „normalen“ 
Mitglieder, obwohl sie in höherem Maß von dieser Leistung abhängig sind. 
Doch die deutlich schlechtere Bewertung bei häufigerem Kontakt mit dem Be-
zirk und die kritischere Einschätzung der Funktionäre mit der Betreuungslei-
stung von ver.di weisen in eine eindeutige Richtung. Die insbesondere von den 
Funktionären wiederholt gestellte Forderung nach mehr Sekretären für die Be-
treuungsarbeit zeigt dabei, dass die insgesamt als mäßig empfundene Betreu-
ungsleistung von ver.di weniger ein qualitatives,205 sondern vielmehr ein quanti-
tatives bzw. organisatorisches206 Problem darstellt. 
Gleichzeitig erwarten die unterschiedlichen Mitgliedertypen auch verschieden 
geartete Betreuungsleistungen von ver.di. So wird das „normale“ Mitglied erst 
dann an die Gewerkschaft herantreten, wenn die Hilfe des Betriebsrates ausge-
schöpft ist, während das „betreuungsintensive“ Mitglied ohne Betriebsrat schon 
bei weniger anspruchsvollen Problemen die Gewerkschaft kontaktieren wird. 
Auf einem quantitativ und qualitativ höheren Niveau bewegt sich der Anspruch 
  
205 Es gab vereinzelt auch Klagen von Mitgliedern aufgrund von fachlich schlechter Bera-
tung. 
206 Eine zusätzliche Größe für die Beurteilung der gewerkschaftlichen Betreuungsleistung 
dürfte in der konkreten Situation im jeweiligen Bezirk zu finden sein, die jedoch nicht er-
hoben wurde. 
 192
der Betriebsräte. Der durch ihre Funktion bedingte höhere Beratungsbedarf und 
dessen offensichtlich unzureichende Befriedigung durch ver.di hat so zu der 
schlechten Beurteilung seitens der Betriebsräte beigetragen. Hier ist also eine 
differenzierte Betreuungsleistung von ver.di gefragt. 
Wie wichtig eine gute Betreuungsleistung durch ver.di ist, zeigt sich an der 
Gruppe der „unzufriedenen“ Mitglieder, die einen beachtlichen Anteil unter den 
Gesamtmitgliedern stellen. Auch wenn der statistische Nachweis nicht zweifels-
frei erbracht werden kann, dass eine unzureichende Betreuungsleistung zu ei-
ner negativen Einstellung gegenüber ver.di und dem Gründungsprozess sowie 
zu den Partizipationsmöglichkeiten führt, so ist dies doch die einzig nachvoll-
ziehbare Konsequenz. Konkrete negative Erfahrungen mit dem Beratungsan-
gebot führen zu einer ebenfalls negativen Einstellung der in der Regel anson-
sten abstrakten Vorstellungen über ver.di.207 Hierfür spricht auch, dass die „un-
zufriedenen“ Mitglieder sich demgegenüber in ihrer Einstellung zu den gewerk-
schaftlichen Aufgaben und Leistungen nicht von den übrigen Mitgliedern unter-
scheiden, es sich also nicht um grundsätzlich gewerkschaftsskeptische Mitglie-
der handelt.  
Folgt man dieser Argumentation, so wird auch verständlich, warum die Funktio-
näre innerhalb der Gruppe der „unzufriedenen“ Mitglieder überrepräsentiert 
sind. Durch ihren größeren Betreuungsbedarf nehmen sie diese Defizite schnel-
ler und intensiver wahr als die einfachen Mitglieder, und sie übertragen diese 
negativen Erfahrungen auf ihre Einstellung zu ver.di insgesamt. Will ver.di diese 
Mitglieder halten, so ist eine erweiterte und besondere Betreuungsleistung von 
ver.di erforderlich, die zu den oben genannten Arten der Betreuung noch hinzu-
kommt. Durch den hohen Anteil der Funktionäre in dieser Gruppe kann sich 
ver.di auch keine Austritte oder eine gleichgültige Grundhaltung der „unzufrie-
denen“ Mitglieder leisten, da dies negative Auswirkungen auf die gewerkschaft-
liche Handlungsfähigkeit in den entsprechenden Betrieben hat, die sich z.B. 
durch fehlende Streikbereitschaft oder Mitgliederwerbung ausdrückt. 
  
207 Dieser Gegensatz von konkreten (Betreuungs-)Erfahrungen und abstrakten Einstellungen 
zu ver.di wird besonders bei der Auswertung des Zusatzfragebogens für die Funktionäre 
deutlich, in dem nach Vor- und Nachteilen der ver.di-Gründung gefragt wurde. Hier er-
scheinen die häufiger genannten Vorzüge – bessere Interessendurchsetzung aufgrund 
der Größe von ver.di –regelrecht blass gegenüber den genannten Nachteilen, die sich 
fast ausnahmslos auf die als schlecht erfahrene Betreuung beziehen. 
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Durch das zukünftig zu erwartende Wachstum der Gruppe der „betreuungsin-
tensiven“ Mitglieder zu einer relevanten Größe innerhalb der ver.di-Mitglied-
schaft und durch den größeren und bisher von ver.di nur unzureichend befriedi-
genden Betreuungsbedarf der Funktionäre kommt es aber nicht nur zu einer 
Verlagerung der Mitgliederinteressen in Richtung Beratung und Betreuung. 
Vielmehr muss von einer Ausweitung der Mitgliederinteressen ausgegangen 
werden. Denn nach wie vor spielen auch bei diesen „betreuungsintensiven“ und 
selbst bei den „unzufriedenen“ Mitgliedern die traditionellen gewerkschaftlichen 
Aufgabenfelder und Leistungen eine bedeutende Rolle. Interessenvertretung in 
der Politik, spezielle Themenfelder der Arbeits- und Sozialpolitik sowie die Un-
terstützung der betrieblichen Interessenvertreter als gewerkschaftliche Hand-
lungsfelder werden nicht nur als wichtig erachtet: Mit der Tarifpolitik sticht ein 
Aufgabenfeld hervor, das eine Klammer um all diese Mitgliedergruppen bildet 
und zumeist oberste Priorität genießt. Die Aushandlung von Tarifverträgen als 
Kern gewerkschaftlichen Wirkens wird damit in einer zukünftig gewandelten 
Interessenlage der Mitglieder zusammen mit dem individuellen Beratungsange-
bot, für Mitglieder wie Funktionäre, den Mittelpunkt gewerkschaftlicher Leistun-
gen bilden müssen. 
Dagegen scheint die Ausweitung des Mitgliederservices in eine Sackgasse zu 
führen. Zwar plädieren über 40 % der Mitglieder für eine Ausweitung bzw. Ver-
besserung des Mitgliederservices, diese Zahlen liegen aber hinter den Aufga-
benfeldern der Tarifpolitik, der Unterstützung betrieblicher Interessenvertretung 
und der Rechtsberatung – Leistungen, die bei ver.di nur noch qualitativ ausge-
baut werden können. Wenn gleichzeitig lediglich 2 % der Mitglieder einzelne 
Leistungen aus dem Mitgliederservice nutzen,208 so drängt sich der Verdacht 
auf, dass die hohe Zustimmungsrate zum Ausbau des Mitgliederservices ledig-
lich einer „Mitnahmementalität“ der Mitglieder entspricht, bei der zusätzliche 
Leistungen der Gewerkschaft, welcher Art auch immer, kostenfrei in Anspruch 
genommen werden können. 
Die Einordnung der Wichtigkeit von Serviceleistungen bei den gewerkschaftli-
chen Leistungsfeldern an letzter Stelle – noch hinter dem Bildungsangebot – 
  
208 Das Thema „Mitgliederservice“ wurde auch in der offenen Frage am Ende des Fragebo-
gens überhaupt nicht angesprochen, während alle anderen Aufgabenfelder dort themati-
siert wurden.  
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zeigt, dass eine Ausweitung dieser Leistung, selbst wenn sie kostenneutral ge-
schieht, nicht die Defizite bei anderen Leistungen ersetzen kann – oder drasti-
scher formuliert: Wenn ein Mitglied in einer ver.di-Bezirksverwaltung eine unzu-
reichende Betreuung erfährt, werden die dort ausliegenden Hochglanzbroschü-
ren des Mitgliederservices seine Enttäuschung über die Qualität der gewerk-
schaftlichen Leistungen in diesem Moment nicht mildern oder seine Einstellung 
positiv beeinflussen. Erzielen die Leistungen des Mitgliederservices aber erst 
dann eine positive Wirkung, wenn die übrigen Leistungserwartungen der Mit-
glieder erfüllt sind, dann bleibt zu fragen, welche (potenziellen) Mitgliedergrup-
pen überhaupt noch zusätzlich erreicht werden sollen.209 Dribbusch vermutet 
die Ausweitung des Mitgliederservices mit dem Blick auf die Mitgliederwerbung 
darin begründet, „dass hier zum Teil die von außen an die Gewerkschaften he-
rangetragene Auffassung, sie könnten allein durch ein ausdifferenzierteres und 
vielfältigeres Leistungsangebot die Mitgliederwerbung beleben, einen gewissen 
Niederschlag findet“ (2003: 278). 
Die hier dargestellten Mitgliedergruppen mit ihren Interessen decken nur einen 
Teil der Beschäftigten im Handel insgesamt ab. Neben den stark unterrepräsen-
tierten Beschäftigten aus Kleinbetrieben innerhalb der ver.di-Mitgliedschaft fällt 
das fast völlige Fehlen von geringfügig Beschäftigten und jüngeren Arbeitneh-
mern unter den ver.di-Mitgliedern im Handel auf, obwohl gerade hier beide 
Gruppen als Arbeitnehmer stark vertreten sind. Aus diesem Grund lassen sich 
auch keine spezifischen Interessen dieser beiden Personengruppen in der Mit-
gliederbefragung identifizieren. 
Eine gängige Erklärung für die Distanz der geringfügig Beschäftigen gegenüber 
der Gewerkschaft ist u. a. die untergeordnete Rolle, welche die Verbesserung 
der Arbeits- und Entlohnungsstrukturen für diese Beschäftigten spielt, da sie 
ihre Tätigkeit jederzeit an einer anderen Arbeitsstelle fortsetzen können (Drib-
busch 2003: 238). Dient das Gehalt aus einer geringfügigen Beschäftigung da-
bei gar nur als zweites Haushaltseinkommen, so verliert der Arbeitsplatz weiter 
an Bedeutung für diese Beschäftigte. Die von den übrigen Mitgliedern aus dem 
Handel formulierten Gründe der Gewerkschaftszugehörigkeit werden von dieser 
  
209 Die einzige Mitgliedergruppe, bei der die Leistungen des Mitgliederservices tatsächlich zu 
einer Attraktivitätssteigerung von ver.di führen dürften, sind die bereits aus dem Arbeits-
leben ausgeschiedenen Mitglieder, die von den anderen Leistungen der Gewerkschaft 
kaum noch (unmittelbar) profitieren.  
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Personengruppe als weniger notwendig erachtet (Dribbusch 2003: 238).210 Soll-
te sich in Zukunft die Lage der geringfügig Beschäftigten im Handel ändern – 
höhere finanzielle Notwendigkeit für den Verbleib am Arbeitsplatz und/oder feh-
lende Alternativen eines Stellenwechsels – so werden Beitritte dieser potenziel-
len Mitglieder hauptsächlich durch Konflikte am Arbeitsplatz motiviert sein. Der 
daraus resultierende höhere Betreuungsbedarf macht diese Gruppe angesichts 
geringer finanzieller Mitgliedsbeiträge und ihrer nachgeordneten Stellung im 
Betrieb für die Gewerkschaften aber eher unattraktiv.  
Anders stellt sich die Lage bei den jüngeren Arbeitnehmern dar. Auch wenn bei 
den (wenigen) jüngeren Arbeitnehmern unter den ver.di-Mitgliedern gegenüber 
den übrigen Mitgliedern keine anderen Schwerpunkte in Bezug auf die gewerk-
schaftlichen Aufgabenfelder und Leistungen festzustellen sind, so deutet zu-
mindest die weit gehende Abstinenz der jüngeren Mitglieder bei den gewerk-
schaftlichen Aktivitäten und Veranstaltungen, aber auch die geringere Lesebe-
reitschaft der Mitgliederzeitung, auf eine tendenziell distanziertere Haltung. So-
mit decken sich die Mitgliederinteressen der jüngeren Arbeitnehmer mit denen 
der übrigen Mitglieder. Die Art und Weise, wie ver.di diese Interessen vermittelt 
und die gewerkschaftlichen Formen der Aktivierung von Mitgliedern zur Interes-
sendurchsetzung (z. B. Demonstrationen) erreichen die jüngeren Arbeitnehmer 
nicht.211 Dass die Jüngeren hierbei das gewerkschaftliche Bildungsangebot 
vergleichsweise häufig nutzen, während die innergewerkschaftliche Gremienar-
beit von kaum einem jüngeren Mitglied ausgeübt wird, weist auf ein verändertes 
Anspruchsprofil der jüngeren Generation hin. Angebote wie Bildungsveranstal-
tungen, bei denen ein unmittelbarer individueller Nutzen besteht, werden wahr-
genommen, und Aktivitäten, die lediglich dem Organisationsziel dienen und wo 
  
210 Diese Gründe lassen sich mit Einschränkungen auch auf die befristet Beschäftigten an-
wenden. Ob dies den geringen Anteil von unter 5 % befristet Beschäftigten in der Befra-
gung erklärt, kann nicht gesagt werden, da der Anteil der befristet Beschäftigten im Han-
del nicht bekannt ist. Ihr Gesamtanteil an allen Beschäftigten betrug 2004 in West-
deutschland nach WSI-Berechnungen 7,6 % (Keller/Seifert 2006: 236). 
211 Die mangelnde aktive Mitarbeit der jüngeren Gewerkschaftsmitglieder stellt Dribbusch in 
seinem internationalen Vergleich von Dienstleistungsgewerkschaften auch bei der nieder-
ländischen Gewerkschaft FNV Bondenoten und der britischen Gewerkschaft Usdaw fest 
(2003: 240). 
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selbst eine mittelbare Befriedigung der Mitgliederinteressen nicht erkennbar ist, 
werden nicht nachgefragt.212 
Unter dem Stichwort der Effizienz und der (Wieder-)Herstellung gewerkschaftli-
cher Handlungsfähigkeit muss aus gewerkschaftlicher Sicht nach neuen Ange-
boten für die Personengruppe der jüngeren Arbeitnehmer gesucht werden, die 
diese eher materialistische Wertorientierung bzw. Ich-Bezogenheit der Jünge-
ren bedient. Denn anders als die geringfügig Beschäftigten bilden sie das Po-
tenzial, ohne das eine gewerkschaftliche Handlungsfähigkeit in Zukunft nicht 
mehr gegeben sein wird. 
Bei allen gewerkschaftlich unterrepräsentierten Beschäftigungsgruppen – Be-
schäftigte aus Kleinbetrieben, aus Betrieben ohne Betriebsrat und/oder Tarifver-
trag, geringfügig Beschäftigte und jüngere Arbeitnehmer – lässt sich eine im 
Vergleich zu den übrigen Mitgliedern geringere Einbindung in gewerkschaftliche 
Aktivitäten feststellen: Sie nehmen deutlich seltener an Demonstrationen und 
Streiks teil. Dies ist umso bemerkenswerter, da Letztere nicht nur aufgrund der 
Gewährung des Streikgeldes, sondern darüber hinaus wegen der identitätsstif-
tenden Erfahrung einen besonderen Stellenwert haben. Jüngere und geringfü-
gig Beschäftigte213 zeichnen sich durch eine insgesamt geringere Teilnahme-
frequenz an gewerkschaftlichen Aktivitäten aus. Damit bildet nicht nur der 
schwierigere gewerkschaftliche Zugang zur Mitgliederrekrutierung bei diesen 
Gruppen den Grund für deren schwachen Organisationsgrad: Das gewerk-
schaftliche Angebot an Aktivitäten – und teilweise auch an Medien – orientiert 
sich hauptsächlich an den Bedürfnissen der gewerkschaftlichen Kernmitglied-
schaft (die „normalen“ Mitglieder). Unter dem Gesichtspunkt der gewerkschaftli-
chen Transparenz sind deutliche Defizite auszumachen. Diese Defizite haben 
sich in den letzten Jahren sogar noch verstärkt, denn die jüngeren Mitglieder 
sind nicht nur weniger in die Aktivitäten der Gewerkschaften integriert als die 
älteren Mitglieder, hinzu kommt noch ihr deutlich geringerer Anteil an der Ge-
samtmitgliedschaft seit dem Einbruch Mitte der 1990er-Jahre im Jugendbereich. 
  
212 Hierdurch wird die von Bibouche (2003: 48) festgestellte materialistische Wertorientie-
rung der jüngeren Arbeitnehmer bestätigt. 
213 Dieses Ergebnis taucht in Kapitel 5 nicht auf, da es aufgrund der geringen Anzahl der 
geringfügig Beschäftigten in der Mitgliederbefragung nicht signifikant ist. Die Tendenz ist 
aber eindeutig. 
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Dass sich dagegen in der gesamten Mitgliederbefragung keine Unterschiede in 
den Einstellungen und Erwartungen an ver.di zwischen ehemaligen HBV- und 
DAG-Mitgliedern – auch nicht bei den Funktionären – feststellen lassen, veror-
tet die besonders im Vorfeld der ver.di-Gründung geführte Diskussion um eine 
eher sozialpartnerschaftliche oder gegenmachtsorientierte Ausrichtung der 
neuen Gewerkschaft in die Ebene der oberen Führungsetagen und gewerk-
schaftlichen Politikzirkel. Zwar gibt es einzelne Forderungen nach einer stärke-
ren Politisierung von ver.di bzw. einer verstärkten sozialpartnerschaftlichen 
Ausrichtung, derlei Äußerungen können aber nicht den beiden Gründungsge-
werkschaften zugeordnet werden.214 Die gleichlautenden Interessen von ehe-
maligen DAG- und HBV-Mitgliedern bestätigen vielmehr die These, dass den 
Mitgliedern eine konkrete Befriedigung ihrer Interessen wichtiger sei als ein 
Diskussionsforum für eine bestimmte gesellschaftspolitische Ausrichtung. Dies 
belegen auch die viel häufiger von Funktionären als von Mitgliedern ausgeführ-
ten Anmerkungen im Fragebogen. Obwohl bei den Funktionären aufgrund ihrer 
stärkeren betrieblichen und gewerkschaftlichen Einbindung von einer intensive-
ren Politisierung für gewerkschaftliche Inhalte ausgegangen werden kann, spie-
len diese Themen in den Anmerkungen keine Rolle. Stattdessen wird die kon-
krete Leistungserbringung von ver.di kommentiert. Politische Äußerungen 
kommen fast ausschließlich von den einfachen Mitgliedern, die viel weniger mit 
der Betreuungsarbeit von ver.di zu tun haben. Die politische Ausrichtung – als 
Gegenmachtposition oder sozialpartnerschaftlich orientiert – ist damit aus der 
Sicht der Mitglieder für die Handlungsfähigkeit von ver.di nicht relevant. 
Erfüllt werden können die gewerkschaftlichen Leitbilder der Effizienz und Hand-
lungsfähigkeit bei den Frauen und Angestellten – zumindest im Handel. Beide 
Personengruppen sind entsprechend ihrem Anteil an allen Beschäftigten im 
Handel in ver.di vertreten und unterscheiden sich in ihren Einstellungen nicht 
von den Männern bzw. Arbeitern. Lediglich die größere Relevanz des gewerk-
schaftlichen Aufgabenfeldes „Frauenpolitik / Gleichberechtigung“ für die weibli-
chen Mitglieder im Handel weist darauf hin, dass diese spezielle Themenfeld 
  
214 Zudem ist es schwierig, die häufig aufgestellten Forderungen zur Sozialpolitik und spezi-
ellen Branchenthemen diesen beiden Positionen zuzuordnen: Der Kampf gegen den So-
zialabbau, tarifpolitische Appelle und die Verhinderung der weiteren Verlängerung der 
Ladenöffnungszeiten sind originäre gewerkschaftliche Standpunkte, unabhängig von ei-
ner bestimmten gesellschaftspolitischen Ausrichtung. 
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von ver.di noch ausgebaut werden muss. An der Vorrangstellung der traditionel-
len gewerkschaftlichen Aufgabenfelder – Sozial-, Arbeitsmarkt- und Tarifpolitik 
– ändert dies aber nichts. 
6.2.2. Partizipation 
Gewerkschaftliche Partizipation wird von denjenigen Mitgliedern ausgeübt, die 
in der Gewerkschaft eine Funktion innehaben.215 Erweitert man diesen Funktio-
närsbegriff um die betrieblichen Funktionsträger, die zum einen den Großteil 
der gewerkschaftlichen Funktionäre stellen und daher zumindest als potenzielle 
Träger gewerkschaftlicher Aufgaben zu betrachten sind, und die zum anderen 
durch ihre Handlungsspielräume als Betriebsrat mittelbar die Gewerkschaftspo-
litik beeinflussen, so ergibt sich eine klare Unterscheidung zwischen gewerk-
schaftlichen und/oder betrieblichen Funktionären und den einfachen Mitglie-
dern.  
Die Funktionäre in der ver.di-Mitgliederbefragung unterscheiden sich in ihrer 
Anbindung zur Gewerkschaft deutlich von den Mitgliedern. Sie nutzen die an-
gebotenen Informationen wesentlich intensiver, haben mehr Kontakt zu ver.di 
und nehmen in viel größerem Umfang an den Aktivitäten und Veranstaltungen 
von ver.di teil als ein Großteil der Mitglieder. Ihre größere gewerkschaftliche 
Überzeugung drückt sich durch das vielfach genannte Beitrittsmotiv „Solidarität“ 
aus, und ihre Identifikation mit der Gewerkschaft zeigt sich im Auftreten als Ge-
werkschaftsmitglied gegenüber Kollegen und Bekannten. 
Allerdings sind bei den persönlichen und betrieblichen Merkmalen der Gruppe 
der Funktionäre erneut jene Beschäftigungsgruppen unterrepräsentiert, die bei 
ver.di im Handel schon innerhalb der gesamten Mitgliedschaft einen schwachen 
Organisationsgrad aufweisen: Arbeitnehmer aus Kleinbetrieben, aus Betrieben 
ohne Betriebsrat, geringfügig Beschäftigte und jüngere Mitglieder üben deutlich 
seltener betriebliche und/oder gewerkschaftliche Funktionen aus.  
Natürlich haben die hier angesprochenen Beschäftigungsgruppen zum Teil gar 
keine Möglichkeit, eine betriebliche Funktion auszuüben, weil die Bildung eines 
  
215 Vgl. Zech (1996: 313): „Ein Mitglied kann mitmachen, wenn es eine Funktion übernimmt, 
und dann ist es kein einfaches Mitglied mehr“. 
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Betriebsrates in den genannten Betrieben nicht möglich ist. Die bestehende 
Vertretungslücke, die schon bei den Mitgliederinteressen innerhalb dieser Be-
schäftigungsgruppen zu beobachten war, ist aber noch einmal größer im Hin-
blick auf die gewerkschaftlichen Partizipationsmöglichkeiten. Hinzu kommt, 
dass Frauen bei den Funktionären unterrepräsentiert sind.216 So bleibt für das 
gewerkschaftliche Leitbild der Transparenz bei den gewerkschaftlichen Teilha-
bemöglichkeiten festzuhalten, dass diese bereits durch einige persönliche und 
betriebliche Merkmale stark eingeschränkt sind. 
Bei den Einstellungen zu den gewerkschaftlichen Beteiligungsmöglichkeiten 
sind die Aussagen der einfachen Mitglieder insofern von Bedeutung, als dass 
sie eine Vergleichsgruppe gegenüber den Funktionären bilden, die in die Ent-
scheidungsstrukturen der Gewerkschaft eingebunden sind. Dass sich dabei die 
Funktionäre selbst nur wenig mehr Einfluss einräumen als die Mitglieder, diese 
aus ihrer Sicht geringen Einflussmöglichkeiten gleichzeitig mehrheitlich negie-
ren und dass sie die Einflussnahme auf den ver.di-Gründungsprozess und die 
Transparenz der innergewerkschaftlichen Entscheidungsstrukturen deutlich 
pessimistischer beurteilen als die Mitglieder, überrascht seit Bolls Analyse der 
ostdeutschen IG Metall (1997) wenig. Seine Einschätzung der Folgen dieser 
„,partizipationsfrustierten’ Aktivisten“ (Boll 1997: 274) für die IG Metall lässt sich 
ohne Weiteres auch auf ver.di übertragen: Weder sind diese Funktionäre in der 
Lage, gewerkschaftliche Positionen überzeugend zu vermitteln, noch können 
sie Interessierte zur Mitgliedschaft bewegen. Überdies bremst eine derart pes-
simistische Einstellung zur innergewerkschaftlichen Partizipation die Rekrutie-
rung von zukünftigen Funktionärsträgern (Boll 1997: 274). 
Während also die skeptische Haltung der Funktionäre zur Möglichkeit der in-
nergewerkschaftlichen Beteiligung offensichtlich ein Phänomen ist, das alle 
deutschen Gewerkschaften betrifft und damit ein sehr ungünstiges Licht auf die 
Umsetzung des gewerkschaftlichen Leitbildes der Partizipation wirft, ergeben 
sich in der Mitgliederbefragung zusätzliche Faktoren, die ver.di bzw. dem Grün-
dungsprozess unmittelbar zuzuordnen sind. So vertritt die große Mehrheit 
  
216 Dieser Umstand lässt sich auch nicht durch mögliche geschlechtsspezifische Quotierun-
gen in Gewerkschaftsgremien korrigieren. Seit der Novellierung des Betriebsverfas-
sungsgesetzes 2001 wird dem Minderheitengeschlecht eine Mindestzahl an Betriebsrats-
sitzen garantiert. Dieses Minderheitengeschlecht bilden im Handel aber in der Regel die 
Männer.  
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(70 %) der Funktionäre die Ansicht, die Organisationsstruktur von ver.di lasse 
die Durchsichtigkeit von innergewerkschaftlichen Entscheidungen kaum zu. 
Demzufolge war die Errichtung der Matrixstruktur offenbar keine geeignete Lö-
sung, die komplexeren Entscheidungsstrukturen, die sich schon durch die Grö-
ße und Interessenvielfalt von ver.di im Vergleich zu den Gründungsorganisatio-
nen ergeben haben, in transparentere Bahnen zu leiten. 
Wie stark konkrete Erfahrungen die Einstellungen beeinflussen, zeigt die Grup-
pe der „betreuungsunzufriedenen“ Mitglieder. Hier führt die als schlecht emp-
fundene Betreuungsleistung zu einer generell negativen Einstellung gegenüber 
ver.di, die sich in einer eindeutigen Ablehnung der innergewerkschaftlichen Par-
tizipation ausdrückt. Bei dieser Gruppe dürften sich die von Boll konstatierten 
Folgen für die Gewerkschaften in Betrieben und der Mitgliederwerbung bereits 
auswirken. 
Selbst bei gleichberechtigter Beteiligung der Geschlechter kann von einer er-
folgreichen Erfüllung des gewerkschaftlichen Leitbildes der Partizipation keine 
Rede sein. Wenn über die Hälfte der Frauen – und selbst 38 % der männlichen 
Funktionäre – ein innergewerkschaftliches Machtgefälle zugunsten der Männer 
wahrnehmen, so mag dies in großen Teilen auch an der Außendarstellung von 
ver.di liegen; die überproportionale Postenbesetzung durch Männer bestätigt 
sich aber bereits in den Ergebnissen der Mitgliederbefragung. Vor diesem Hin-
tergrund gewinnt das von ver.di durchgeführte Konzept des so genannten Gen-
der Mainstreaming weiter an Legitimation. 
6.2.3. Einstellungen zur ver.di-Gründung 
Zwei Hauptargumente für die ver.di-Gründung zielen auf eine gesteigerte Effi-
zienz: die bessere Handlungsfähigkeit im gesellschaftspolitischen und tarifpoliti-
schen Rahmen aufgrund des quantitativen Größenzuwachses und der Über-
windung von Organisationskonkurrenz. Diese beiden Argumente finden bei den 
Mitgliedern im Handel drei Jahre nach der ver.di-Gründung immer noch großen 
Zuspruch. Ebenfalls stimmt eine große Mehrheit der Mitglieder der Aussage zu, 
dass nur solche Zusammenschlüsse den anhaltenden Mitgliederschwund auf-
halten können – eine weitere Bedingung zur Aufrechterhaltung gewerkschaftli-
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cher Handlungsfähigkeit. Eine weniger deutliche Mehrheit sieht auch einen hö-
heren Identifikationsgrad mit ver.di als mit der Gründungsorganisation, hier 
spielt vor allem die Dauer der Gewerkschaftszugehörigkeit eine Rolle. 
Aufgrund dieser Zustimmungsraten zu den allgemeinen Positionen der ver.di-
Gründung kann also von einer Akzeptanz der Mehrheit der Mitglieder im Handel 
ausgegangen werden. Aber hier müssen bereits Einschränkungen gemacht 
werden: Die Erzielung einer größeren Handlungsfähigkeit in Politik und Tarif-
verhandlungen durch die ver.di-Gründung, wie sie von den höheren Gewerk-
schaftsfunktionären und der Mehrheit der Mitglieder unterstellt wird, lässt sich 
empirisch kaum überprüfen. Die Eindämmung des gewerkschaftlichen Mitglie-
derschwundes hat sich durch die ver.di-Gründung bis jetzt noch nicht erreichen 
lassen, was auch den Mitgliedern nicht verborgen geblieben sein dürfte. Im Er-
gebnis spiegeln diese Einstellungen nicht nur eine Einschätzung der Mitglieder 
zur ver.di-Gründung wider, sie decken gleichzeitig auch die Hoffnungen und 
Wünsche der Befragten auf. Dies zeigt sich auch an den Einstellungen der Mit-
glieder zum finanziellen Effekt der ver.di-Gründung – eine weitere angenomme-
ne positive Folge der ver.di-Gründung, die in unmittelbaren Zusammenhang mit 
der Mitgliederentwicklung steht. Zwar sieht eine knappe Mehrheit die finanziel-
len Synergieeffekte der Organisationszusammenlegung als gegeben, die Funk-
tionäre, die über einen größeren Einblick in die innerorganisatorischen Vorgän-
ge verfügen, zweifeln diesen Effekt aber mit deutlicher Mehrheit an. Da die tat-
sächliche Verwendung der finanziellen Mittel von ver.di insgesamt im Vergleich 
zu den Gründungsorganisationen selbst bei informierten Funktionsträger nur 
auf induktiven Schlussfolgerungen beruhen kann, z. B. innerhalb des Bezirks, 
stellt die Einstellung der überwiegenden Mehrheit der Befragten mehr eine Ide-
alvorstellung vom Umgang mit den Finanzen bei ver.di als die Beschreibung 
des Ist-Zustandes dar. 
Deutliche Akzeptanzeinbußen auf der Mitgliederseite muss ver.di bei konkreten 
Einzelthemen hinnehmen, die erst in der Folge der ver.di-Gründung sichtbar 
wurden: die Partizipationsmöglichkeiten, die Höhe der Vorstandsgehälter und 
die Auswirkungen der Matrixorganisation. Die geringeren Partizipationsmöglich-
keiten bei ver.di gegenüber den Gründungsorganisationen, die von einer Mehr-
heit der Mitglieder – nicht nur bei Funktionären, sondern auch bei den einfachen 
Mitgliedern – gesehen wird, machen die Lücke des gewerkschaftlichen Leitbil-
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des der Partizipation bei ver.di nochmals deutlich. Dies drückt sich auch in der 
Kritik an der Höhe der Vorstandgehälter aus, die immerhin 38 % der Befragten 
bemängeln.217 
Die knappe mehrheitliche Zustimmung unter den befragten Mitgliedern zu der 
Einstellung, dass die Fachbereiche innerhalb von ver.di wie einzelne Gewerk-
schaften auftreten, spiegelt die zum Teil bewusst in Kauf genommenen Auswir-
kungen der gewählten Organisationsform wider. Die Präferenz für die Fachbe-
reichsstruktur innerhalb der Matrixorganisation hat dafür gesorgt, dass ein 
strukturerhaltender Übergang hin zu ver.di möglich wurde – zumindest auf 
Branchenebene, sodass es unter Umständen für einzelne Mitglieder zu keinen 
spürbaren Veränderungen kam.218 Als negative Auswirkung der Fokussierung 
auf die Fachbereiche erweist sich die fehlende Integration der Gründungsge-
werkschaften über ihre bisherigen Branchengrenzen hinaus, wie sie eine Mehr-
heit der Mitglieder ausmacht. Wenn dabei immerhin 40 % der Befragten dar-
über hinaus der Alternative zu ver.di, der Branchengewerkschaft, den Vorzug 
geben, so zeigt sich hier eine gewisse Orientierungslosigkeit der Mitglieder: 
Zum einen werden die generellen Notwendigkeiten der ver.di-Gründung einge-
sehen, zum anderen wird aber auch die Branchengewerkschaft mit großer 
Mehrheit befürwortet.  
Anders sind dagegen die Einstellungen der Funktionäre zu bewerten – beson-
ders vor dem Hintergrund ihrer schlechteren Erfahrungen mit der Qualität der 
gewerkschaftlichen Betreuung und den pessimistischen Einschätzungen der 
innergewerkschaftlichen Partizipation. Lassen sich die geringeren Zustim-
mungswerte zu den positiven Effekten der ver.di-Gründung auf den Einfluss in 
das Politik- und Tarifgeschehen, die 11 bis 16 Prozentpunkte unter denen der 
Mitglieder liegt, noch mit einer realistischeren Auffassung über die gesellschaft-
lichen Kräfteverhältnisse der Funktionäre aufgrund ihrer betrieblichen Erfahrun-
gen begründen, so gilt dies nicht für die übrigen Einstellungen zur ver.di-
  
217 Die hohe Zustimmung, insbesondere der Funktionäre, zu der Ansicht, dass die Vor-
standsgehälter zu hoch seien, kann auch als Kritik am Gewerkschaftsrat aufgefasst wer-
den, der diese Entscheidung zu verantworten hatte. 
218 Hierdurch wird auch erklärlich, warum sich über ein Viertel der nach der ver.di-Gründung 
beigetretenen Mitglieder noch mehr zur Gründungsorganisation als zu ver.di hingezogen 
fühlen. Neben vorhandenen betrieblichen Strukturen der Altorganisationen bestehen teil-
weise auch innerhalb von ver.di die Strukturen der alten Branchengewerkschaften weiter 
– zumindest aus der Sicht der Mitglieder. 
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Gründung. Zwar stimmen die Funktionäre auch der generellen Notwendigkeit 
der ver.di-Gründung aufgrund des Mitgliederschwundes mehrheitlich zu (der 
Zustimmungswert liegt 8 Prozentpunkte unter denen der Mitglieder), gänzlich 
anderer Meinung als die Mitglieder sind sie aber in Bezug auf die Verwendung 
der finanziellen Mittel bei ver.di. So lehnen die Funktionäre die Vorstellung 
mehrheitlich ab, dass ver.di besser wirtschaftet als die Gründungsorganisatio-
nen – die Zustimmungswerte zwischen Funktionären und Mitgliedern unter-
scheiden sich hier um 23 Prozentpunkte. Diese gegensätzlichen Auffassungen 
zum Umgang mit den Finanzen bei ver.di werden nur durch die Erfahrungen der 
Funktionäre mit der als unzureichend empfundenen Betreuung und der Forde-
rung nach mehr Sekretärsstellen nachvollziehbar. Aus der Sicht der Funktionä-
re hat die ver.di-Gründung nicht zu einer Effizienzsteigerung in finanzieller Hin-
sicht beigetragen, denn vor Ort in den Bezirken und Betrieben fehlt das Geld für 
Betreuung, während es an anderer Stelle verschwendet wird – z. B. für zu hohe 
Vorstandsgehälter. 
Fortgesetzt wird diese negative Einstellung der Mehrheit der Funktionäre ge-
genüber ver.di in der Einschätzung der Partizipationsmöglichkeiten im Vergleich 
zu den Gründungsorganisationen. Wenn drei von vier Funktionären geringere 
Einflussmöglichkeiten bei ver.di sehen, verwundert es nicht, dass aus dem 
Konglomerat aus schlechten Betreuungs- und Partizipationserfahrungen eine 
insgesamt niedrige Identifikation mit ver.di entspringt.219 Während 60 % der 
Mitglieder eine größere Verbundenheit mit ver.di als mit der Gründungsorgani-
sation empfinden, sind es bei den Funktionären nur 40 % – und fast der Hälfte 
der Funktionäre ziehen die Alternative der Branchengewerkschaft ver.di vor. 
Dass die Einstellungen zur ver.di-Gründung unmittelbar mit den Betreuungser-
fahrungen der Mitglieder zu tun haben, zeigt die Gruppe der „unzufriedenen“ 
Mitglieder. Bei diesen kommt es zu einer Erweiterung der negativen Einstellung 
zu ver.di auch auf den Bereich der Interessendurchsetzung in gesellschafts- 
und tarifpolitischen Fragen. Selbst hier wird der ver.di-Gründung von dieser 
Gruppe mehrheitlich kein positiver Aspekt abgewonnen, womit sich bei den 
  
219 Der Grund für den geringen Identifikationsgrad der Funktionäre mit ver.di ist nicht im Auf-
treten der einzelnen Fachbereiche als Einzelgewerkschaften zu sehen. Im Gegensatz zu 
den Mitgliedern lehnen die Funktionäre diese Auffassung mehrheitlich ab. 
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„unzufriedenen“ Mitgliedern überhaupt keine Argumente für den ver.di-Zusam-
menschluss finden lassen. 
Diese unterschiedlichen Einstellungen zur ver.di-Gründung von Funktionären 
und Mitgliedern bestätigen und verschärfen die Folgewirkungen, die schon bei 
der Einschätzung der innergewerkschaftlichen Partizipationsmöglichkeiten auf-
getreten sind. Die Kombination aus fehlenden Beteiligungsmöglichkeiten und 
die Unzufriedenheit mit den Auswirkungen der ver.di-Gründung bei den Funk-
tionären übersteigt in ihren möglichen Konsequenzen die von Boll (1997) fest-
gestellte Frustration der ostdeutschen IG-Metall-Funktionäre, bei denen ledig-
lich fehlende innergewerkschaftliche Mitsprachemöglichkeiten ausgemacht 
wurden. Neben der mangelnden Bereitschaft von unzufriedenen Funktionären, 
auf der betrieblichen Ebene aktiv Mitgliederwerbung zu betreiben und sich (wei-
ter) in gewerkschaftlichen Gremien zu engagieren, besteht darüber hinaus die 
Gefahr, dass sich diese Unzufriedenheit auch auf die organisierten Mitglieder in 
den entsprechenden Betrieben überträgt, insbesondere dann, wenn diese 
ebenfalls negative Betreuungserfahrungen gemacht haben. Weiterhin besteht 
das Risiko im Handel darin, dass durch frustrierte Funktionäre die Streikbereit-
schaft in den betroffenen Betrieben sinkt. 
Gleichzeitig kann die unterschiedliche Beurteilung der ver.di-Gründung durch 
Mitglieder und Funktionäre auch zu einer verzerrten innergewerkschaftlichen 
Diskussion führen. Während die Funktionäre durch ihre Mitarbeit in den Gremi-
en die Möglichkeit haben, ihre Kritik dort zu äußern, wird dabei vergessen, dass 
die Mehrheit der einfachen Mitglieder der ver.di-Gründung und ihren Folgen 
tendenziell positiv gegenüber stehen. Die Stimmung in den Betrieben selbst ist 
in diesem Fall längst nicht so negativ wie die der Betriebsräte.  
6.2.4. Auswirkungen der Matrixorganisation und der  
Interessenlage der Hauptamtlichen auf die Mitgliederinteressen 
Auch wenn in der vorliegenden Mitgliederbefragung weder direkte Bezüge zur 
Matrixorganisation und deren Folgen noch zur Interessenlage der Hauptamtli-
chen hergestellt werden können, so lassen sich aus den Antworttendenzen der 
Mitglieder und Funktionäre Rückschlüsse auf ihre jeweiligen Interessen und 
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Einstellungen zur innergewerkschaftlichen Partizipation und zur ver.di-Grün-
dung ziehen. 
Die Folgen der Entscheidung für eine Matrixorganisation als Resultat eines poli-
tischen Kompromisses der Gründungsorganisationen von ver.di werden in der 
Einstellung der Mitglieder zur Stellung der Fachbereiche innerhalb von ver.di 
deutlich. Der hohe Anteil an Mitgliedern, für die der einzelne Fachbereich wie 
eine Einzelgewerkschaft innerhalb von ver.di auftritt, bestätigen die zu Beginn 
von ver.di aufgestellte Vermutung, dass durch die Übertragung der alten Bran-
chengrenzen in die Fachbereiche die Organisationsstrukturen weit gehend er-
halten geblieben sind. Von daher ergibt sich durch die schon formal starke Stel-
lung der Fachbereiche aus der Sicht vieler Mitglieder eine Gewerkschaft inner-
halb der Gewerkschaft. Dass sich durch diese beabsichtigte Installation der Ma-
trixstruktur das Zusammenwachsen der unterschiedlichen Fachbereiche bzw. 
Branchen der Gründungsgewerkschaften nicht beschleunigen ließ, wird somit 
bestätigt.  
Gleichwohl ergibt sich auch eine positive Konsequenz aus der Stärke der Fach-
bereiche: Die weder bei den Einstellungen ehemaliger Mitglieder der HBV und 
DAG noch bei den Funktionären feststellbaren Unterschiede sprechen dafür, 
dass der Fachbereich Handel diese Interessenlagen ohne bedeutende Rei-
bungsverluste vereinigen konnte. Bei ver.di verlief offensichtlich die Integration 
der verschiedenen Gründungsgewerkschaften innerhalb der Fachbereiche er-
folgreich,220 während der innere Zusammenschluss der einzelnen Fachbereiche 
noch auf sich warten lässt. 
Aus Sicht der Mitglieder lassen sich zwei weitere negative Auswirkungen der 
ver.di-Gründung als Folge der Matrixorganisation identifizieren. Die Gefahr der 
fehlenden Zuordnung von Verantwortlichkeiten, die schon dem Modell der Ma-
trixorganisation anhaftet, findet ihren Ausdruck in der fehlenden Transparenz 
der innergewerkschaftlichen Entscheidungen, die von einer Mehrheit der Be-
  
220 Der Fachbereich Handel stellt hier allerdings einen Idealfall innerhalb der Fachbereiche 
dar, sodass eine Übertragung dieses Ergebnisses auf die anderen Fachbereiche nicht 
unbedingt möglich ist. HBV und DAG organisierten vormals beide die gesamte Handels-
branche, während in anderen Fachbereichen nur Teile einer Branche organisiert waren, 
so. z. B. im Fachbereich 10 (Postdienste, Spedition, Logistik): Hier treffen die gut organi-
sierten Postdienste der ehemaligen DPG und die schwach organisierte Branche der 
Speditionen aufeinander. In diesem Fall ist nicht unbedingt von gleichen Interessen der 
Mitglieder auszugehen. 
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fragten, insbesondere der Funktionäre, bemängelt wird. Wenn die Installation 
der Matrixorganisation wirklich zu einer Unklarheit darüber geführt hat, wer bei 
ver.di letztlich Entscheidungen fällt, verwundert es auch nicht, warum die große 
Mehrheit der Funktionäre die Partizipationsmöglichkeiten innerhalb der Grün-
dungsgewerkschaften besser einschätzten als bei ver.di. 
Die kostenintensiven Entscheidungsprozesse, die durch die hohen Informati-
ons-, Kommunikations- und Koordinationskosten einer Matrixorganisation ent-
stehen, spiegeln sich bei der Einstellung der Befragten zum Umgang mit den 
Finanzen bei ver.di wider und erklären auch die gänzlich unterschiedliche Ein-
schätzung von Mitgliedern und Funktionären. Wenn die Funktionäre, die zumin-
dest am Rand in diese Entscheidungsprozesse involviert sind, die Verwendung 
der finanziellen Mittel bei ver.di mehrheitlich schlechter beurteilen als in der 
Gründungsorganisation, so ist der Ort der Verwendung dieser Mittel in den in-
nerorganisatorischen Abläufen und internen Entscheidungsprozessen von 
ver.di zu suchen, der nur den Funktionären zugänglich ist. 
Insgesamt sprechen die festgestellten Mitgliederinteressen mit ihren Schwer-
punkten Tarifpolitik und Betreuungsleistung221 für die Matrixorganisation.222 Al-
lerdings drängt sich der Verdacht auf, dass zu Beginn die Schaffung der forma-
len Matrixstruktur im Vordergrund stand und die Herstellung von Handlungsfä-
higkeit durch die Besetzung der operativen Endstränge in der Matrix – die 
Fachbereichsvertretung in den Bezirken – dabei in den Hintergrund rückte.223  
Die insgesamt schlechten Betreuungsnoten der Mitglieder, deren Ursache sich 
durch die Klage der Funktionäre über zu wenige Sekretäre und der Forderung 
nach mehr Sekretärsstellen eindeutig konkretisieren lässt, verweist ebenfalls in 
diese Richtung. Auch die skeptische Haltung der „unzufriedenen“ Mitglieder 
erscheint damit in einem klareren Licht: Es werden nicht die möglichen positi-
  
221 Ein Indiz dafür ist auch die Tatsache, dass es in der Mitgliederbefragung fast keine Kritik 
an der Qualität der Beratungsleistung gibt. Im Gegenteil: Vereinzelt wurde die Qualität 
der Betreuung ausdrücklich gelobt.  
222 Die Neuordnung der Bezirksstrukturen im Vergleich zu den Gründungsgewerkschaften ist 
z. T. auch verantwortlich für die (nachteiligen) Folgen der Matrixstruktur. Diese war je-
doch unvermeidlich, da eine neue Struktur geschaffen werden musste. 
223 Unter diesem Aspekt lässt sich die Kritik der Funktionäre an zu hohen Vorstandsgehäl-
tern auch dahin gehend interpretieren, dass ver.di den Fokus auf die obere Ebene der 
Matrixorganisation legt, was durch die unmittelbar nach der ver.di-Gründung erfolgte An-
hebung der Vorstandsgehälter manifest wurde, während die unteren Bezirksebenen ver-
nachlässigt werden. 
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ven Auswirkungen der ver.di-Gründung und die innergewerkschaftlichen Parti-
zipationsmöglichkeiten negiert, sondern stattdessen massive Kritik an den Fol-
gen der Matrixorganisation mit ihren undurchsichtigen Entscheidungsprozessen 
und der mangelhaften bezirklichen Betreuung geübt. Der durch den Zusam-
menschluss zu ver.di vollzogene Organisationswandel berührt in seinen Aus-
wirkungen auf die Mitglieder damit nicht die veränderten Handlungsfähigkeiten 
nach außen, sondern die innerorganisatorischen Determinanten bestimmen das 
Verhältnis der Mitglieder zu ver.di. 
Der in der Befragung ausgemachte zunehmende Betreuungsbedarf der Mitglie-
der deckt sich mit dem festgestellten Wandel des Rollenverständnisses der 
hauptamtlichen Funktionäre. Hierbei hat sich nicht nur das Aufgabengebiet der 
Hauptamtlichen gewandelt. Sowohl durch die Zunahme an kleineren Betrieben 
als auch durch einen generell gestiegenen Betreuungsbedarf bei allen Mitglie-
dern ist ein zusätzlicher Arbeitsanfall zu beobachten – dies zeugt davon, dass 
sich das Anforderungsprofil der Hauptamtlichen grundsätzlich quantitativ und 
qualitativ erhöht hat. 
Der Preis für die im Vorfeld der ver.di-Gründung eingeräumten Beschäftigungs- 
und Besitzstandsgarantien, ohne die die ver.di-Gründung bei den Hauptamtli-
chen auf massiven Widerstand gestoßen wäre, sind unbesetzte Stellen in den 
Bezirken, die sich bis zum Jahr der Mitgliederbefragung auswirken.224 Beide 
Phänomene sorgen dafür, dass das Arbeitsaufkommen in den unterbesetzten 
Bezirken entsprechend hoch ist, was von Funktionären und Mitgliedern in der 
Befragung entsprechend angemahnt wird („überlastete Sekretäre“). 225  
  
224 Ob es überdies auch noch zu einer vermehrten Fluktuation von bezirklichen Sekretären 
gekommen ist, kann nicht beantwortet werden. Es steht aber zu vermuten, dass die Fluk-
tuation zu Beginn der ver.di-Gründung höher gewesen ist als in Zeiten, in denen kein Or-
ganisationswandel stattgefunden hat. 
225 Ein weiterer Grund für das erhöhte Arbeitsaufkommen liegt in den veränderten Zuschnit-
ten der Fachbereiche bei ver.di im Vergleich zur Gründungsgewerkschaft, was zu neuen 
Aufgaben und Tätigkeitsbeschreibungen der Sekretäre führt. Dieser Punkt spielt im 
Fachbereich Handel aber nur eine untergeordnete Rolle, da die homogene Struktur der 
Handelsbranche in beiden betroffenen Gründungsgewerkschaften bereits abgebildet war. 
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Die (Wieder-)Besetzung dieser Stellen in den Bezirken ist dabei nicht nur mit 
Einarbeitungskosten verbunden. Die Kompetenz der Sekretäre in den Bezirken, 
die erst durch langjährige Erfahrung, informelles Wissen und Kontakte entsteht, 
kann nicht ohne Weiteres durch eine Einarbeitszeit von neuen Sekretären er-
setzt werden, insbesondere wenn die alte Stelle seit längerer Zeit verwaist ist.  
Leidtragende sind in diesem Fall die ehrenamtlichen Funktionäre und Mitglie-
der. Indessen ist kein Motivationsabbau der Sekretäre aufgrund von Tätigkeits-
veränderungen, Statusverlusten, unterschiedlicher Entlohnung oder einer un-
gewissen Zukunft zu beobachten – zumindest nicht aus der Sicht der befragten 
Mitglieder. Hier wird offensichtlich die Erwartungshaltung der Organisation an 
ihre Sekretäre – Loyalität und bedingungsloser Einsatz (Prott 2000: 126) – von 
diesen weit gehend erfüllt. 
Der aufgrund des nicht nachlassenden Mitgliederschwundes zu erwartende 
weitere Stellenabbau bei ver.di ist weder im Interesse der Hauptamtlichen, noch 
dient er den Mitgliederinteressen. Der Versuch, mit weniger Sekretären im ope-
rativen Bereich die jetzt schon nicht zufrieden gestellten Bedürfnisse der Mit-
glieder und Funktionäre zu bedienen und damit einen weiteren Mitgliederverlust 
aufzuhalten bzw. neue Mitglieder zu gewinnen, gleicht der Quadratur des Krei-
ses. 
6.2.5. Schlussfolgerungen 
Die Interessenlage der Gewerkschaftsmitglieder ist im Wandel begriffen. Zwar 
bilden die zentralen traditionellen Aufgabenfelder der Gewerkschaften – Ein-
flussnahme auf Politik und Gesellschaft, Tarifpolitik und Unterstützung der be-
trieblichen Interessenvertreter – weiterhin für einen Großteil der Mitglieder die 
wichtigsten Argumente für eine gewerkschaftliche Organisation, zunehmend 
wirken sich aber auch die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen auf die Bei-
trittsmotive aus. Diese finden ihren Niederschlag in betrieblichen Konflikten mit 
dem Arbeitgeber, den die Betroffenen nur mit Hilfe der Gewerkschaft glauben 
bewältigen zu können. Die individuelle gewerkschaftliche Beratung bildet für 
diese Gruppe ein äußerst wichtiges Mitgliedschaftsmotiv. 
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Generell hat sich durch den ver.di-Zusammenschluss die gewerkschaftliche 
Handlungsfähigkeit in den Bereichen der politischen Interessendurchsetzung 
und der Tarifpolitik eher erhöht. Dies gilt auch für die Unterstützung der betrieb-
lichen Interessenvertretung, sofern durch den Wegfall der Konkurrenzsituation – 
wie im Handel – die frei werdenden Kräfte gebündelt werden können. Insofern 
entspricht die ver.di-Gründung den Mitgliederinteressen in Bezug auf eine stär-
kere Durchsetzungsfähigkeit der gewerkschaftlichen Positionen in der Politik 
und im Tarifgeschehen. Ob sich diese Interessenvertretung tatsächlich verbes-
sert hat, lässt sich aber weder wissenschaftlich-empirisch noch durch die Aus-
sagen der Mitglieder feststellen, da einerseits diese Interessenfelder zu kom-
plex sind – so müssten z. B. wirtschaftliche Rahmenbedingungen miteinbezo-
gen werden – und andererseits eine nicht gewährleistet ist, da ein Vergleich 
dieser Ergebnisse mangels alternativer Erkenntnisse entfällt. Das faktische Mo-
nopol der DGB-Gewerkschaften im Bereich der politischen Interessendurchset-
zung und der Tarifpolitik, das zwar durch die Erfolge der Pilotenvereinigung 
Cockpit und des Marburger Bundes langsam zu bröckeln beginnt, ist Grund für 
diese fehlende Vergleichbarkeit von Alternativen. 
Die Effizienzsteigerung der Handlungsfähigkeit von ver.di wird prinzipiell ge-
stützt durch die gewählte Organisationsstruktur der Matrix, die durch eine höhe-
re fachliche Spezialisierung mehr Professionalität verspricht. Dass bei der 
ver.di-Gründung und ihrer Ausgestaltung der Matrixstruktur aber nicht Effizienz-
kriterien im Vordergrund standen, sondern diese von Strategien der Macht- und 
Einflusserhaltung der Gründungsorganisationen geprägt waren, zeigt sich für 
die Mitglieder dort, wo Organisation und Mitglieder unmittelbar aufeinandertref-
fen: bei der Betreuung durch den zuständigen Bezirk. Die Qualität der Betreu-
ung zeichnet sich durch eklatante Mängel aus, deren Ursachen in fehlendem 
Personal und unklaren Verantwortlichkeiten liegen. 
Die teilweise sehr kritische Einstellung gegenüber der ver.di-Gründung durch 
die Mitglieder, insbesondere durch die Funktionäre, ist daher eine Quittung für 
die von Beginn an nur unzureichend vollzogene Organisationspolitik, die der 
Ausformulierung der Struktur einen Vorzug gegenüber der Programmatik und 
Personalpolitik gab, und dies einhergehend mit dem Ergebnis einer unzurei-
chenden und kontinuierlichen Betreuung der Mitglieder und Funktionäre in ihren 
Bezirken. Dabei übertragen die betroffenen Mitglieder die konkreten Erfahrun-
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gen einer schlechten Betreuungsleistung auf das gesamte Projekt ver.di und 
lehnen auch die nicht unmittelbar erfahrbaren Vorstellungen von einer verbes-
serten Interessendurchsetzung ab. 
In doppelter Weise negativ wirkt sich die in erster Linie formal vollzogene, aber 
nicht ausreichend funktionierende Matrixstruktur in den Bezirken auf die Funk-
tionäre aus. Diese trifft die Funktionäre nicht nur wegen ihres erhöhten Betreu-
ungsbedarfes besonders hart, auch die Wege der persönlichen Einflussnahme 
auf innergewerkschaftliche Entscheidungen und die Nachvollziehbarkeit der 
Entscheidungsstrukturen werden für sie immer schwieriger. Selbst wenn sich 
die Matrixstruktur als geeignet für die gewerkschaftsinterne demokratische Kon-
trolle erweist (Keller 2001b: 90), so entfaltet sie aufgrund ihres hohen Koordina-
tions- und Kommunikationsaufwandes auf die daran Beteiligten keine partizipa-
tionsfördernde Wirkung. Dies ist der Preis, den ver.di dafür zu zahlen hat, dass 
die Matrixorganisation abweichend zum theoretischen Modell eingerichtet wur-
de. 
Dass sich dennoch eine Mehrheit der Befragten mit der neuen Gewerkschaft 
ver.di identifizieren und auch ihre Organisationsform akzeptieren kann, liegt an 
der Übernahme der Organisationsstrukturen der Altgewerkschaften (im Handel 
trifft dies vor allem auf die HBV zu) in die neuen Fachbereiche. Dies war von 
den Entscheidungsträgern im Gründungsprozess auch bewusst intendiert wor-
den, wenngleich nicht aus Gründen der Effizienz. Die übernommenen Organi-
sationsstrukturen gewährleisten, dass die gewerkschaftlichen Aufgabenfelder 
mit den genannten Einschränkungen insgesamt kontinuierlich ausgeführt wer-
den können. Dieses Festhalten an den Strukturen führt jedoch nicht dazu, dass 
branchenübergreifende Themenfelder zu einer neuen gemeinsamen Identität 
unter ver.di führen.  
Wenn aber nur dort ein erfolgreiches gewerkschaftliches Handeln im Sinne der 
Mitgliederinteressen stattfindet, wo sich die Strukturen der Gründungsgewerk-
schaften behaupten können,226 bleibt zu fragen, wie ver.di die gewandelten Mit-
gliederbedürfnisse befriedigen kann und welche Strategien dazu geeignet sind, 
  
226 In diesem Sinne lassen sich die nicht unterscheidbaren Einstellungen von ehemaligen 
HBV- und DAG-Mitgliedern als fehlendes Bewusstsein an gewerkschaftlichen Grundori-
entierungen interpretieren und als Ursache eines fehlenden gewerkschaftspolitischen 
Profils von ver.di ermitteln. 
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die Gewerkschaft für unterrepräsentierte Personengruppen und Branchen inter-
essant zu machen. 
6.3. Die Verbändetheorien im Spiegel  
der Mitgliederinteressen 
Die Ergebnisse der Mitgliederbefragung ermöglichen Rückschlüsse auf die 
Aussagekraft der eingangs dargestellten Verbändetheorien im Hinblick auf die 
Mitgliederinteressen und deren Akzeptanz des organisatorischen Wandels hin 
zu ver.di. Ferner geben die so gewonnenen Erkenntnisse Antworten auf Fragen 
nach den Motiven der Mitgliedschaft, der verbandsinternen Willensbildung und 
den Folgen von Gewerkschaftszusammenschlüssen. Darüber lassen sich teil-
weise weitere Aussagen treffen, welche die Funktionen von Interessenverbän-
den definieren. 
6.3.1. Motive der Mitgliedschaft  
Die in der Mitgliederbefragung genannten Beitrittsmotive und die für die Mitglie-
der wichtigsten Aufgaben- und Leistungsfelder der Gewerkschaft reichen von 
der allgemeinen politischen Interessenvertretung über die Tarifpolitik und die 
Unterstützung der Betriebsräte bis hin zur persönlichen Betroffenheit aufgrund 
von Konflikten im Betrieb, wobei dem letztgenannten Beitrittsmotiv eine beson-
dere Bedeutung zukommt. Bei der Vielfalt der Beitrittsmotive und gewerkschaft-
lichen Aufgabenfelder für die Mitglieder bietet keine der Theorien der Verbände-
forschung einen umfassenden Erklärungsansatz, um alle Mitgliederinteressen 
in ihrer Gesamtheit zu erfassen. 
So ist die von Pluralismus und Korporatismus als Beitrittsmotiv ausgemachte 
„Interessenvertretung“ zwar durchgängig bei fast allen Mitgliedern festzustellen. 
Die vielfach vorhandene Unzufriedenheit der Mitglieder mit der gewerkschaftli-
chen Betreuung227 und ihre negativen Rückschlüsse auf die Fähigkeit von 
ver.di, die Interessenvertretung wirkungsvoll leisten zu können, zeugt davon, 
  
227 In einem weiteren Sinn ist natürlich auch die gewerkschaftliche individuelle Betreuung 
eine „Interessenvertretung“ der Mitglieder. Die „Interessenvertretung“ im Korporatismus 
und Pluralismus bezieht sich aber auf die Ebene der intermediären Akteure. 
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dass das Thema „Interessenvertretung“ für einen Großteil der Mitglieder zwar 
eine notwendige, aber keine hinreichende Voraussetzung zur Mitgliedschaft ist.  
Im Hinblick auf die Funktion der Interessenartikulation in der Pluralismustheorie 
zeigen die Bedürfnisse der wachsenden Gruppe der „betreuungsintensiven“ 
Mitglieder die Notwendigkeit einer Ausweitung der von ver.di zu vertretenden 
Interessen, die über die Interessenvertretung in Politik, Wirtschaftsbranche und 
Betrieb hinausgehen. 
Die von diesen Mitgliedern eingeforderte Beratungsleistung stellt die selektiven 
Anreize, welche die NPÖ als Mitgliedschaftsmotiv ausmacht. Dass sich diese 
von der Gewerkschaft angebotenen selektiven Anreize zur Erhöhung der At-
traktivität einer Mitgliedschaft aber nicht beliebig erweitern lassen, wird durch 
das mangelnde Interesse der Mitglieder an den Leistungen aus dem Mitglieder-
service deutlich. Es verhält sich im Gegenteil sogar so, dass nicht die erweiter-
ten selektiven Anreize zur Zufriedenheit der Mitglieder beitragen, sondern dass 
ein bereits lange vorhandenes Angebot, nämlich das der gewerkschaftlichen 
Betreuung, in seinem Nutzen für die Mitglieder wichtiger geworden ist und des-
halb häufiger nachgefragt wird. Durch die Verschärfung der Rahmenbedingun-
gen auf dem Arbeitsmarkt – drohende Arbeitslosigkeit, zunehmende Leistungs-
verdichtung etc. – hat die Wichtigkeit eines selektiven Anreizes der Gewerk-
schaften zugenommen, sodass auch mehr Augenmerk der Mitglieder auf die 
Erfüllung dieses Bedürfnisses gelegt wird. 
Bei der Inanspruchnahme des gesamten Spektrums der selektiven Anreize, die 
ver.di den Mitgliedern zur Verfügung stellt, bilden sich insgesamt deutliche Un-
terschiede zwischen „normalen“, „betreuungsintensiven“ und „aktiven“ Mitglie-
dern heraus. Nutzt das „aktive“ Mitglied sämtliche Formen der Angebote – Be-
ratung, Information, Schulungsveranstaltungen, Streikgeld, immaterielle Lei-
stungen (z. B. Ausleben der Solidarität durch Veranstaltungsteilnahme) – und 
stehen dem „normalen“ Mitglied diese Leistungen zumindest theoretisch zur 
Verfügung, so finden sich in der Gruppe der „betreuungsintensiven“ Mitglieder 
zahlreiche Personen, die von diesen Angeboten teilweise ausgeschlossen sind. 
Gerade deshalb ist es für ver.di wichtig, dass die Mitglieder aus Kleinbetrieben 
ohne Tarifanbindung, die weder über eine gewerkschaftliche Unterstützung des 
 213
Betriebsrates verfügen noch ausreichend mit gewerkschaftlichen Informationen 
versorgt werden, eine ausreichende individuelle Beratung erhalten. 
Trotz dieser Zunahme des Betreuungsbedarfs bleibt der Tarifvertrag das wich-
tigste gewerkschaftliche Aufgabengebiet mit der höchsten Bedeutungszuwei-
sung durch die Mitglieder. Das gewerkschaftliche Handeln in der Tarifpolitik 
dient den Mitgliedern dabei offenbar nicht nur der unmittelbaren Durchsetzung 
der eigenen Interessen, denn auch Erwerbslose und Mitglieder ohne tarifliche 
Anbindung ihres Betriebes sehen die Wichtigkeit der Tarifpolitik genauso. Sie 
bildet darüber hinaus den Kern des gewerkschaftlichen Handelns, der alle Mit-
glieder in ihren Interessen vereint. Hier widersprechen die Ergebnisse der Mit-
gliederbefragung der These der NPÖ, dass ein unspezifisches Kollektivgut – 
der Tarifvertrag – die Organisationsfähigkeit von Mitgliedern und ihre Mobilisie-
rungsbereitschaft sinken ließe. 
Alle von den Mitgliedern häufig genannten wichtigen Aufgabenfelder und Lei-
stungserwartungen lassen sich aus der Perspektive der Konflikttheorie im Inter-
essengegensatz von Arbeit und Kapital verorten,228 denn auch die zunehmen-
den Konflikte am Arbeitsplatz finden hierin ihre Ursache. Aber die Konflikttheo-
rie bietet noch mehr: Sie begründet, warum bei der ver.di-Gründung ein so of-
fensichtliches Missverhältnis zwischen der theoretischen Klarheit der organisa-
torischen Strukturen und der Vernachlässigung der praktischen Umsetzung be-
stand, was letztlich zu den nachteiligen Folgen für die Betreuungsarbeit führte. 
Indem die Organisation den Mitgliederinteressen vorausgeht und diesen Ziel-
vorgaben stellt, degradiert sie solche Mitgliederinteressen, die nicht unmittelbar 
dem Organisationsziel dienen, zu nachrangigen Inhalten. Die individuelle ge-
werkschaftliche Mitgliederbetreuung aufgrund von Problemen mit dem Arbeit-
geber passt zwar grundsätzlich in das oben genannte Schema des Interessen-
gegensatzes von Arbeit und Kapital, die Befriedigung der Mitgliederbedürfnisse 
in diesem Fall dient aber in der Regel kaum dem Organisationsziel einer Steige-
rung der Konfliktfähigkeit. Infolgedessen wird die Betreuungsarbeit für die Mit-
glieder erst dann für die Gewerkschaften interessant, wenn aufgrund von Unzu-
friedenheiten bei unzureichender Betreuung Mitgliederverluste bzw. ausblei-
  
228 Das mangelnde Mitgliederinteresse an Serviceleistungen ist im Sinne der Konflikttheorie 
nur folgerichtig, da diese gewerkschaftlichen Aufgabenfelder ihren Ursprung nicht im In-
teressengegensatz von Arbeit und Kapital haben. 
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bende Beitritte zu befürchten sind. Das Resultat einer solchen Vernachlässi-
gung wird ist bei der ver.di-Gründung deutlich geworden.  
In der Matrixstruktur spielt die tatsächliche Umsetzung der bezirklichen Betreu-
ung nur eine geringe Rolle und die Mitglieder quittieren dieses Vorgehen mit 
großer Unzufriedenheit. Diese Unzufriedenheit kann auch nicht durch den Soli-
daritätsgedanken – einem weiteren Motiv der Mitgliedschaft in der Konflikttheo-
rie – ausgeglichen werden. Denn obwohl insbesondere bei den Funktionären 
die Solidarität ein bedeutendes Mitgliedschaftsmotiv darstellt, ist es auch diese 
Gruppe, die den größten Unmut über die Defizite in der Betreuungsarbeit äu-
ßert. Damit wird die Funktion der Legitimierung in der Konflikttheorie von den 
Mitgliedern eindeutig zugunsten der Befriedigung ihrer materiellen Bedürfnisse 
entschieden. Gerade die „unzufriedenen“ Mitglieder zeigen, dass eine unzurei-
chende Befriedigung ihrer Interessen auch zu einem Legitimationsverlust von 
ver.di führt. 
Das bürgerschaftliche Engagement, das bei der Theorie des Dritten Sektors als 
Mitgliedschaftsmotiv genannt wird, kann angesichts der geringen Beteiligung 
eines Großteils der Mitglieder an den innergewerkschaftlichen Aktivitäten nur 
für eine kleine Minderheit der Mitglieder angenommen werden.229 Die noch 
deutlichere Abstinenz der jüngeren Mitglieder, die von den gewerkschaftlichen 
Angeboten nur Bildungsveranstaltungen wahrnehmen, bestärkt die These, dass 
Gewerkschaften nicht als Ort genutzt werden, in dem bürgerschaftliches Enga-
gement praktiziert wird. Damit wird nicht die Dritte-Sektor-Theorie in Frage ge-
stellt, vielmehr liegt die Interessenlage der Mitglieder in Gewerkschaften außer-
halb dieses Bezugsrahmens. Die Befriedigung von materiellen Bedürfnissen, 
sei es nun indirekt durch Einflussnahme auf die Politik und durch betriebliche 
sowie individuelle Beratungsleistungen oder direkt durch den Tarifvertrag, steht 
bei den Mitgliedern im Vordergrund. Da auch keine Forderungen insbesondere 
der passiven Mitglieder nach mehr Engagementmöglichkeiten zu beobachten 
sind, ist dieses Beitrittsmotiv für die große Mehrheit der Mitglieder irrelevant.  
Die Feststellung sowohl seitens der NPÖ als auch in der Konflikttheorie, dass 
sich schwache Interessen nicht oder nur schlecht organisieren lassen, bestätigt 
  
229 Das fehlende Interesse der Mitglieder an der Möglichkeit der Teilhabe an der verbandsin-
ternen Willensbildung lässt auch die Funktion der Partizipation in der Pluralismustheorie 
für die große Mehrheit der Gewerkschaftsmitglieder fragwürdig erscheinen. 
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sich bei den Befragungsergebnissen nicht nur in Bezug auf den zahlenmäßigen 
Anteil an der Gesamtmitgliedschaft, sondern auch im Hinblick auf die Befriedi-
gung ihrer Bedürfnisse. Selbst wenn Personen, die aufgrund ihrer persönlichen 
oder betrieblichen Merkmale aus gewerkschaftlicher Sicht nur über eine unzu-
reichende Konfliktfähigkeit verfügen, den Weg zu ver.di gefunden haben, so 
können sie nur bedingt vom gewerkschaftlichen Leistungsspektrum profitieren. 
Es verwundert also nicht, warum der Organisationsgrad bei geringfügig Be-
schäftigten, Arbeitnehmern aus Betrieben ohne Betriebsrat und Tarifvertrag so 
niedrig ist. 
6.3.2. Partizipation 
Das festgestellte Desinteresse der Mehrheit der einfachen Mitglieder an den 
Prozessen der verbandsinternen Willensbildung und die Kritik der Funktionäre 
an der Form der innerorganisatorischen Partizipationsmöglichkeiten bestätigen 
die Aussagen der Verbändetheorien bzw. deren Erklärungsdefizite. Die in der 
Theorie des Pluralismus angezeigte Richtung der Interessenartikulation von 
unten nach oben verläuft, wie bereits kritisch angemerkt, in der Praxis bei ver.di 
umgekehrt. Die befragten Funktionäre, welche die Basis dieser innerverbandli-
chen Interessenartikulationen bilden sollen, fühlen sich mehrheitlich von diesem 
Prozess ausgeschlossen. Auch die Einführung der Matrixorganisation, die in 
dieser Perspektive dazu beitragen soll, die verbandsinterne Gruppenheteroge-
nität zu reduzieren, erreicht nur teilweise dieses Ziel. Zwar lassen sich durch die 
starke Stellung der Fachbereiche eindeutige Interessenlagen im Handel identifi-
zieren, es bleibt aber für die daran beteiligten Funktionäre undurchsichtig, wie 
die Entscheidungsfindung in der Gesamtorganisation verläuft.  
Die NPÖ erklärt fehlendes Engagement und Interesse der meisten Mitglieder an 
den innergewerkschaftlichen Abläufen durch ihren Fokus auf die Inanspruch-
nahme der materiellen Vorteile der Organisation. Um diese Bedürfnisse zu be-
friedigen, verfügt die Organisation über eine professionelle Führerschaft, wel-
che die Mitglieder kontrolliert. In dieser Theorie bildet das zweckrationale Ver-
halten von Organisation und Mitgliedern die Klammer, die beide Interessen ver-
eint und eine Mitgliederpartizipation überflüssig macht. In Erweiterung der NPÖ 
um die Theorie der kritischen Masse gibt diese auch einen Hinweis auf die 
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möglichen Folgen der Unzufriedenheit der Funktionäre mit den innerorganisato-
rischen Partizipationsprozessen. Danach ist die „kritische Masse“, die zur 
Durchführung von Aktionen notwendig ist, nicht mehr gewährleistet, wenn auf-
grund von verbandsinterner Institutionalisierung unterschiedliche Interessenla-
gen von der Organisation nicht mehr erkannt und umgesetzt werden. Die Funk-
tionäre sind aber durch ihre Engagementbereitschaft unabdingbar zur Initiierung 
von kollektiven Aktionen. 
Noch klarer gibt die Konflikttheorie Aufschluss über die Gründe der Unzufrie-
denheit der Funktionäre mit der innergewerkschaftlichen Beteiligung. Damit 
Gewerkschaften ihre Konfliktfähigkeit erhalten können, müssen sie die Mitglie-
der und Funktionäre disziplinieren, was zwangsläufig zu einer innerverbandli-
chen Entdemokratisierung beiträgt. Diese Disziplinierung von Funktionären und 
Mitgliedern findet grundsätzlich permanent statt, sodass die mangelnden Parti-
zipationsmöglichkeiten aus der Sicht der Funktionäre auch schon vor der ver.di-
Gründung vorhanden gewesen sein müssen. Aber offensichtlich ist es ver.di 
nicht gelungen, eine ausreichende Legitimierung der Organisationsgründung 
gerade bei den Funktionären zu erreichen. Denn anders als die einfachen Mit-
glieder sind die Funktionäre auch an einer Beteiligung an der innerverbandli-
chen Entscheidungsfindung interessiert. Misslingt die alternative Form der Legi-
timierung – die Befriedigung der materiellen Bedürfnisse –, so werfen die Funk-
tionäre einen schärferen Blick auf die Partizipationsmöglichkeiten. Da die Ein-
flussoptionen auf die Gesamtorganisation im Vergleich zur Gründungsorganisa-
tion kleiner geworden sein müssen, wird dies von den Funktionären mit Unzu-
friedenheit quittiert. 
Vor diesem Erfahrungshorizont mangelnder Partizipation bei den Aktiven und 
dem Desinteresse der Mitglieder erfasst die Forderung aus der Theorie des 
Dritten Sektors nach einem gewerkschaftlichen Handlungsbedarf im Bereich 
des bürgerschaftlichen Engagements (Schmid 2002) nur zum Teil den Kern der 
Mitgliederinteressen. Zwar sind Dienstleistungen für die Mitglieder wichtig, aber 
nur solange sie einen unmittelbaren Bezug zu ihrem Arbeitsplatz haben. Wei-
tergehende Partizipationsangebote werden von einem Großteil der Mitglieder 
nicht nachgefragt. 
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6.3.3. Die Folgen von Gewerkschaftszusammenschlüssen 
Die Einschätzungen der Mitglieder und Funktionäre zur ver.di-Gründung bilden 
zunächst nur eine Situationsanalyse der Befragten, die häufig durch die persön-
lichen Erfahrungen mit den Auswirkungen der neuen Organisationsstrukturen 
geprägt sind. Infolgedessen lassen sich nur bedingt Aussagen über die Folgen 
von Gewerkschaftszusammenschlüssen vor dem Hintergrund der Verbän-
detheorien treffen. 
Dass die Befragten mit großer Mehrheit gestiegene Einflussmöglichkeiten in der 
allgemeinen und Tarifpolitik durch die ver.di-Gründung annehmen, deckt sich 
mit den Thesen aus dem Korporatismus und der Netzwerktheorie. Beiden The-
orien zufolge steigt mit dem Zusammenschluss von mehreren Akteuren der Ein-
fluss auf das korporatistische System bzw. auf die politischen Netzwerke. Ins-
gesamt verweist die Einstellung der Mitglieder zur ver.di-Gründung, die sich vor 
allem durch eine Einschätzung von mehr Durchsetzungsfähigkeit auf der Politik- 
und Tarifebene auszeichnet darauf, dass die Organisation in diesem Punkt die 
Erwartungen der Mitglieder erfüllt, während die Ansprüche auf den unteren 
Ebenen – Betrieb und individuelle Erwartungen – von ver.di längst nicht in die-
sem Umfang bedient werden können. 
Differenzierter wirken die Analysen der Gewerkschaftszusammenschlüsse im 
Pluralismus und in der Konflikttheorie. Zwar steigen demnach einerseits die Ein-
flussmöglichkeiten, weil durch den Zusammenschluss (tarif-)politische Forde-
rungen einheitlicher und auch durchschlagskräftiger formuliert werden können – 
es kommt zu mehr Gegenmacht –, andererseits muss eine branchenübergrei-
fende Gewerkschaft wie ver.di die heterogenen Mitgliederbelange stärker als 
ein kleiner Berufsverband berücksichtigen. Dieser positiven wie negativen Aus-
wirkungen einer Multibranchengewerkschaft sind sich auch die befragten Mit-
glieder bewusst. Obwohl die Zustimmungsrate zu den positiven Effekten auf der 
Politik- und Tarifebene sehr hoch ausfällt, sieht auch eine große Anzahl der 
Mitglieder die Zukunft eher in einer Branchengewerkschaft als in ver.di. 
Nicht anwenden lassen sich die Ausführungen der NPÖ über die Folgen von 
Gewerkschaftszusammenschlüssen auf die erzielten Ergebnisse der Befra-
gung. Dort wird zum einen auf den Vorteil von kleineren Gruppen gegenüber 
größeren Gruppen hingewiesen, da in kleinen Gruppen der Einfluss und die 
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individuelle Gewinnerwartung größer ist. Gleichzeitig sieht Olson (1968: 65ff.) 
aber auch Vorteile bei Zusammenschlüssen von Gewerkschaften, aber nur, 
wenn sie sich des Mittels der Zwangsmitgliedschaft, wie in den USA üblich, be-
dienen. Von einer solchen Praxis sind die deutschen Gewerkschaften jedoch 
weit entfernt. 
6.3.4. Fazit 
Insgesamt bieten die Aussagen der Konflikttheorie den größten Erklärungsge-
halt für die festgestellten Mitgliederinteressen, die Einstellungen zur innerge-
werkschaftlichen Partizipation und zur ver.di-Gründung. Der im Zentrum dieser 
Theorie stehende Grundkonflikt zwischen Arbeit und Kapital vermittelt am be-
sten ein Verständnis dafür, wie sich sowohl Organisationsziele als auch Mitglie-
derinteressen um diesen Interessengegensatz herum entfalten. Darüber hinaus 
zeigt die Konflikttheorie auch den Grund auf, warum es zu einem Missverhältnis 
zwischen gewerkschaftlichen Organisationszielen und den Mitgliederinteressen 
kommt. 
Gewerkschaftliche Effizienz richtet sich in dieser Perspektive primär auf die Po-
litik- und Tarifebene. Betriebliche und individuelle Betreuung spielen nur inso-
fern eine Rolle, als dass sie einer Stärkung dieser beiden Ebenen zuträglich 
sind und zur Steigerung der Konfliktfähigkeit beitragen, indem z. B. durch eine 
intensive gewerkschaftliche Betreuungsarbeit die Streikbereitschaft in diesen 
Betrieben erhöht wird. Unter diesem Blickwinkel erscheint auch die ver.di-
Gründung in ihren Folgen ausschließlich positiv, da im Vergleich zu den Grün-
dungsorganisationen keinesfalls mit einer Reduzierung des Einflusses in der 
Politik und im Tarifgeschehen zu rechnen ist. Während also insgesamt die Mög-
lichkeiten der Einflussnahme gestiegen sind, wurde auf der anderen Seite durch 
die Einrichtung der Matrixstruktur versucht, der zunehmenden Heterogenität der 
Interessen der Gründungsgewerkschaften und der einzelnen Branchen mit ei-
ner weit reichenden Autonomie der Entscheidungsstrukturen auf Fachbereichs-
ebene zu begegnen. 
Weit gehend außer Acht gelassen wurden bei diesem Vorgehen die Bedürfnis-
se der Mitglieder und Funktionäre nach einer Kontinuität der gewerkschaftlichen 
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Beratung vor Ort. Diese gewinnt erst dann an Bedeutung, wenn sich die Unzu-
friedenheit von Mitgliedern und Funktionären in Reaktionen wie mangelndem 
Engagement, fehlender Bereitschaft zur Mitgliederwerbung etc. äußert, und 
damit die Konfliktfähigkeit von ver.di zu sinken droht. Verstärkt wird diese Unzu-
friedenheit bei den Funktionären noch dadurch, dass die fehlenden persönli-
chen Einflussmöglichkeiten durch die Unübersichtlichkeit der Handlungsstruktu-
ren bei ver.di und die Ohnmacht gegenüber den unzureichenden Betreuungs-
strukturen noch deutlicher sichtbar geworden sind. 
Da sich bis auf die mangelnde Betreuungsleistung Organisationsziel und Mit-
gliederinteressen bei ver.di weit gehend decken, ist auch die Prämisse der Kon-
flikttheorie erfüllt, dass die „Organisation den Interessenvertretungen voraus-
geht“ (Offe 1979: 76), und so kann trotz der genannten Einschränkungen von 
einem gelungenen Organisationswandel hin zu ver.di gesprochen werden. Al-
lerdings besteht die Notwendigkeit der Erkenntnis bei ver.di, dass auch die Be-
friedigung der individuellen Interessen der Mitglieder durch eine ausreichende 
Betreuungsleistung nicht nur mittelbar die eigene Konfliktfähigkeit erhöht, son-
dern – genauso wie das Aushandeln von Tarifverträgen – zum elementaren 
Leistungskatalog von Gewerkschaften gehört. Gleichzeitig zeigt sich im Hinblick 
auf die mangelnde Konfliktfähigkeit und Organisierbarkeit von schwachen Inter-
essen ein Dilemma, das nicht nur ver.di, sondern prinzipiell alle Gewerkschaf-
ten betrifft. Der Personenkreis der schwachen Interessen – Arbeitslose, Studen-
ten, geringfügig Beschäftigte – lässt sich nicht nur schlechter organisieren, er 
kann auch innerhalb der Gewerkschaften nur bedingt vom gewerkschaftlichen 
Leistungsangebot profitieren. Um die Gewerkschaft für diesen Personenkreis 
attraktiver zu machen, müssten zusätzliche Leistungsangebote geschaffen 
werden, die sich jedoch aufgrund des geringen Beitragsaufkommens und der 
mangelnden Zunahme an aus gewerkschaftlicher Sicht in finanzieller Hinsicht 
kaum lohnen. So bewegt sich die gewerkschaftliche Mitgliedergewinnung und 
Interessenvertretung nach wie vor auf dem Gebiet des „normalen“ Arbeitsver-
hältnisses, das im Handel allerdings überwiegend von weiblichen Beschäftigten 
und Teilzeitkräften geprägt ist. 
Vor dem Hintergrund der Ergebnisse aus der Mitgliederbefragung und Ver-
gleichsanalysen ist nun der Blick nach vorn gefragt. Wie kann ver.di seine ge-
werkschaftlichen Organisationsziele und Strategien anpassen bzw. neu struktu-
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rieren, um die Defizite in der Erfüllung der Mitgliederinteressen zu beheben, den 
veränderten Erwartungen Rechnung zu tragen und sowohl in der Außendarstel-
lung als auch bei potenziellen Mitgliedern an Attraktivität zu gewinnen? Der fol-
gende und letzte Abschnitt versucht einen Ausblick. 
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7. Ausblick 
Die ver.di-Gründung ging von Beginn an einher mit dem Anspruch, durch eine 
Bündelung der Kräfte den Rückgang der Mitgliederzahlen in den Gründungs-
gewerkschaften zu stoppen und eine stärkere gewerkschaftliche Verankerung 
im Dienstleistungsbereich zu erreichen. Tatsächlich ist zumindest die mediale 
Präsenz der neuen Dienstleistungsgewerkschaft ungleich höher als die der Vor-
gängerorganisationen. Inwieweit es aber auch zu einer Steigerung der Ein-
flussmöglichkeiten auf dem politischen Sektor und in den Dienstleistungsbran-
chen gekommen ist, lässt sich kaum beurteilen.  
Die angestrebten Ziele einer Effizienzsteigerung konnten kaum erreicht werden, 
es sind stattdessen neue Problemlagen hinzugetreten: Der Mitgliederrückgang 
innerhalb der Vorgängerorganisationen konnte durch ver.di bis jetzt nicht auf-
gehalten werden, erweiterte Mitgliederinteressen werden durch ver.di nicht aus-
reichend wahrgenommen und durch die Neuordnung der Organisationsstruktu-
ren und die Einrichtung der Matrixstruktur sind zusätzliche Probleme entstan-
den, die sich auf die Betreuungssituation der Mitglieder und auf die Partizipati-
onsmöglichkeiten der ehrenamtlichen Funktionäre negativ auswirken. Diese 
negativen Erscheinungen sind vor allem Resultat der organisationspolitischen 
Entscheidungen während des Fusionsprozesses und der anfallenden Transak-
tionskosten bei der Zusammenführung der Organisationen, sodass in der Regel 
mehrere Jahre vergehen, bis die gesteckten Ziele erreicht werden können 
(Kahmann 2005: 109).  
An dieser Stelle werden nun einige Entwicklungsansätze aufgezeigt, die von 
ver.di initiiert wurden, um den Mitgliederrückgang aufzuhalten und die Betreu-
ungsleistung zu verbessern. Diese Maßnahmen werden in Relation zu den Er-
gebnissen der Mitgliederbefragung gestellt und auf ihre zukünftigen Erfolgsaus-
sichten hin überprüft.  
Die Mitgliederentwicklung ist das Ergebnis von Gewerkschaftsbeitritten abzüg-
lich der Austritte. Zwar lässt sich für den Personenkreis der ver.di-Mitglieder im 
Handel keine Fluktuationsrate feststellen, da nur die absoluten Zahlen bekannt 
sind. Aber die niedrige Zahl von jüngeren Mitgliedern deutet darauf hin, dass 
hier ein massives Mitgliederproblem vorhanden ist. Die Vorläuferorganisationen 
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von ver.di wiesen bei einer insgesamt ähnlichen Mitgliederentwicklung unter-
schiedliche Beitritts- und Austrittsquoten aus,230 die durch verschiedene Strate-
gien der Gründungsgewerkschaften zur Eindämmung des Mitgliederrückgangs 
beantwortet wurden. Diese Strategien werden in ver.di fortgesetzt. 
Die HBV setzte ihren Schwerpunkt aufgrund der höheren Fluktuationsrate und 
ihrem schwachen Organisationsgrad in der Fläche auf die Mitgliedergewinnung 
durch Kampagnen. Dabei wurde versucht, schwerpunktmäßig in einzelnen Un-
ternehmen – wie z. B. bei Schlecker in den 1990er-Jahren – durch die Einrich-
tung von Betriebsräten und das Anprangern von mangelhaften Arbeitsbedin-
gungen neue Mitglieder zu gewinnen. Diese Tradition setzt sich auch in ver.di 
fort.231 Die Mitgliederwerbung durch gewerkschaftliche Kampagnen ist an an-
gelsächsische Organizing-Strategien232 angelehnt und soll dazu beitragen, „die 
immer größer werdende Zahl von unorganisierten Beschäftigten, die mehr und 
mehr in kleinen und zersplitterten Betriebsstrukturen arbeiten, zu organisieren“ 
(Schreieder 2005: 37). Damit bietet diese Methode der Mitgliedergewinnung 
den Vorteil, die auch in der Mitgliederbefragung unterrepräsentierten Personen-
gruppen aus Betrieben ohne Betriebsrat und aus Kleinbetrieben gezielter an-
sprechen zu können. Nachteil bei einer auf Kampagnentätigkeit beruhenden 
Mitgliederwerbung ist der hohe finanzielle und zeitliche Aufwand. Dieser ist 
nicht nur während der Kampagne zu leisten, sondern auch anschließend nach 
erfolgreicher Mitgliederwerbung, da die so geworbenen Mitglieder als beson-
ders betreuungsintensiv zu betrachten sind. 
Ebenfalls auf die Mitgliederwerbung setzt das zuvor erwähnte Projekt con-
nexx.av das von der DAG und den IG Medien initiiert wurde und die Organisie-
rung des Bereiches der Neuen Medien und der New Economy zum Ziel hat. 
Das connexx-Projekt zeichnet sich durch die Besonderheit aus, dass es nicht 
nur ins Leben gerufen wurde, um Mitglieder zu rekrutieren und Beschäftigte im 
Medienbereich zu betreuen, „sondern gleichsam als Lernprojekt für die gewerk-
schaftliche Organisation neuer Branchen implementiert wurde“ (Mentez/Töbsch 
  
230 So verfügten ÖTV und DPG über niedrige Fluktuationsraten (ÖTV 1993: Beitrittsquote 
2,6 %, Austrittsquote 5,6 %; DPG 2000: Beitrittsquote 3,7 %, Austrittsquote 6,15 %), wäh-
rend die HBV eine höhere Fluktuation aufwies (HBV 2000: Beitrittsquote 6,4 %, Austritts-
quote 10,2 %) (Dribbusch 2003: 285).  
231 So in der Kampagne um bessere Arbeitsbedingungen beim Discounter Lidl (vgl. Ha-
mann/Giese 2004). 
232 Vgl. Frege 2000; Behrens 2002. 
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2003: 44). Hier werden die Schwerpunkte auf die effektive Einzelfallhilfe für die 
Mitglieder, d. h. die Serviceorientierung steht im Vordergrund, und auf die Grün-
dung von Betriebsräten in der Medienbranche gesetzt. Dabei passt sich con-
nexx.av in seinem Auftreten stark an die Bedürfnisse der angesprochenen Ziel-
gruppen an.233 Da die IT-Branche bisher nur schlecht organisiert ist, werden 
sich die dort über das Projekt erzielbaren Mitgliederzuwächse möglicherweise 
über viele Jahre hinziehen und damit auch nicht mittelfristig zu höheren Bei-
tragseinnahmen führen. Es handelt sich bei connexx.av um ein Projekt mit klas-
sischer Quersubventionierung innerhalb von ver.di. Zur Erschließung von bisher 
weißen Flecken in der Gewerkschaftslandschaft bietet sich ein Projekt wie con-
nexx.av an, da es sich flexibel an die Strukturen der jeweiligen Branche an-
passt. Für die in der Mitgliederbefragung unterrepräsentierten Personengrup-
pen der jüngeren Arbeitnehmer und geringfügig Beschäftigten ergibt sich durch 
ein solches Projekt aber keine zusätzliche Attraktivität.  
Die von ver.di gegründete ver.di Service GmbH folgt der Tradition des ÖTV-
Mitgliederservices und widmet sich dem Ausbau konfliktferner Leistungen unter 
den Stichwörtern „Vorsorgen, Versichern, Finanzieren, Reisen, Kommunizieren, 
Einkaufen, Beraten/Helfen“. Ziel dieses Ausbaus dieser Serviceleistungen ist 
es, die Mitgliederbindung zu erhöhen und zusätzliche Anreize zum Beitritt zu 
schaffen. Im Hinblick auf die in der Befragung ermittelten Leistungserwartungen 
der Mitglieder kann hier jedoch festgestellt werden, dass dieser Weg in eine 
falsche Richtung führt, da die Angebote aus dem Mitgliederservice im Vergleich 
zu anderen Leistungen am wenigsten nachgefragt werden und allenfalls für 
Mitgliedergruppen, die nicht mehr im Arbeitsleben stehen, interessant sind. 
In Anlehnung an die Praxis der DPG, die schon seit den 1990er-Jahren auf-
grund der Privatisierung der Bundespost die Mitgliedergewinnung mit Hilfe wis-
senschaftlicher Unterstützung und Systematisierung verfolgte, richtete ver.di 
den Bereich der Mitgliedergewinnung auf Bundesebene ein. Zusätzlich wurde 
der Einsatz von Werbebeauftragten in allen Fachbereichen und auf allen Ebe-
nen initiiert. Die darauf folgenden Werbeaktionen gelangten zu gemischten Er-
gebnissen (vgl Dribbusch 2003: 292 ff.). Diese Form der Mitgliederwerbung 
setzt vor allem auf das persönliche Werbegespräch von gewerkschaftlich Akti-
  
233 Die ungewohnte Dienstleistungsrhetorik von connexx.av sorgt dafür, dass das Projekt 
innerhalb von ver.di umstritten ist (vgl. Hamann 2001). 
 224
ven – Hauptamtliche, Vertrauensleute, Betriebsräte (vgl. ver.di 2004b). Vor dem 
Hintergrund der zum Teil ernüchternden Einstellungen der befragten Funktionä-
re in Bezug auf die gewerkschaftliche Partizipation und deren häufig negativen 
Betreuungserfahrungen bleibt festzuhalten, dass eine Mitgliederwerbung über 
die gewerkschaftlich Aktiven nur dann Früchte tragen kann, wenn diese von 
den Leistungen der Gewerkschaft persönlich überzeugt sind. Dies ist bei einer 
relativ hohen Anzahl der Befragten allerdings nicht der Fall. 
Schließlich kam es bei ver.di in den Anfangsjahren zur Neueinstellung von 40 
Jugendsekretären – trotz eines allgemein vorhandenen Personalüberhangs. Mit 
ihrer Hilfe soll der schwache Organisationsgrad der jungen Arbeitnehmer deut-
lich gesteigert werden. Es bleibt zwar ungeklärt, inwieweit sich hier bereits Er-
folge vermelden lassen, zumindest zeigt diese Maßnahme aber den hohen Stel-
lenwert, den ver.di der Mitgliederentwicklung im Jugendbereich zumisst. 
Insgesamt lässt sich bei dieser unvollständigen Aufzählung kein einheitliches 
Konzept der Mitgliederwerbung feststellen, was angesichts der unterschiedli-
chen Zielgruppen aber auch nicht unbedingt ein Nachteil sein muss. Wenn die 
Mitgliedergewinnung zu einer gewerkschaftlichen Hauptaufgabe werden soll, 
wird eine erhebliche Umverteilung der personellen und materiellen Ressourcen 
dafür erforderlich sein. Dies bedeutet angesichts rückläufiger Mitgliederbeiträge, 
dass an anderen Stellen Finanzmittel eingespart werden müssen. Zudem be-
wirkt die alleinige finanzielle Mittelzuweisung „von oben“ noch nicht, dass die 
Mitgliederwerbung in den Mittelpunkt des gewerkschaftlichen Engagements von 
Haupt- und Ehrenamtlichen rückt. Hierzu ist ein Wandel der gewerkschaftlichen 
Kultur notwendig. 
Um Abhilfe in Bezug auf die genannten Defizite zu schaffen, muss generell ne-
ben einer systematischen Thematisierung der Mitgliederwerbung innerhalb von 
ver.di die professionelle Vermarktung der gewerkschaftlichen Schwerpunkte 
gezielt angegangen werden. Besonders die Problemlagen der unterrepräsen-
tierten Zielgruppen der geringfügig Beschäftigen, der Jugendlichen und der Ar-
beitnehmer aus Kleinbetrieben bedürfen einer spezifischen gewerkschaftlichen 
Ansprache. Hier muss auch mit jenem traditionellen gewerkschaftlichen Denken 
aufgeräumt werden, das Arbeitnehmer dann als Mitglieder „zweiter Klasse“ ein-
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ordnet, wenn sie aufgrund ihrer betrieblichen Strukturen nicht zu einer Steige-
rung der gewerkschaftlichen Konfliktfähigkeit beitragen. 
Den Fokus auf die gewerkschaftliche Betreuung vor Ort legt das Projekt „Quali-
tätsmanagement in ver.di“ des ver.di-Landesbezirkes Berlin-Brandenburg, das 
bis 2004 durchgeführt wurde. Themenfelder waren hier u. a. die Qualität der 
betrieblichen Gewerkschaftsarbeit, die persönliche und telefonische Erreichbar-
keit von Ansprechpartnern im Bezirk, die fachliche Qualität des gewerkschaftli-
chen Rechtsschutzes und die Betreuungsqualität der Fachbereichssekretäre. 
Auch wenn in diesem Projekt – insbesondere bei der telefonischen und persön-
lichen Erreichbarkeit – deutliche Defizite vorliegen, so sind die Lösungsansätze 
lediglich auf einer technischen Ebene angelegt, z. B. durch Sicherstellung der 
telefonischen Erreichbarkeit während der Bürozeiten und die Benennung eines 
diensthabenden Sekretärs bei Abwesenheit des Fachsekretärs (Bechmann/ 
Landerer/Ruhnke: 2004: 19f.). Das generelle Bedürfnis nach der inhaltlichen 
individuellen Betreuung durch Gewerkschaftsvertreter, das sich auch in der Mit-
gliederbefragung widerspiegelt, wird von ver.di durch die Einrichtung eines sol-
chen Projektes grundsätzlich erkannt. Allerdings täuscht die Blickrichtung auf 
eine Optimierung von Verfahrensabläufen darüber hinweg, dass die Ursachen 
der auftretenden Defizite in der gewerkschaftlichen Betreuung eng mit der 
ver.di-Gründung selbst und der Installation der Matrixorganisation verbunden 
sind. Ähnlich wie bei den unterschiedlichen Ansätzen der Mitgliederwerbung 
bleibt abzuwarten, ob die individuelle Mitgliederbetreuung in den Mittelpunkt 
gewerkschaftlichen Handelns rücken wird. Es steht demgegenüber eher zu be-
fürchten, dass bei weiter rückläufigem hauptamtlichem Personal innerhalb von 
ver.di und zunehmendem Betreuungsbedarf der Mitglieder noch weniger Bera-
tungszeit für das einzelne Mitglied zur Verfügung steht. Die einzige Konsequenz 
hieraus ist die Verlagerung von personellen Ressourcen aus der Bundes- und 
Landesebene auf die Bezirke. Dabei erweist sich die Verbesserung der ge-
werkschaftlichen Betreuungsarbeit als dringlich zu erledigendes Handlungsfeld. 
Gerade die hohe Unzufriedenheitsrate der ehrenamtlichen Funktionäre zieht 
gravierende Folgen nach sich, die sich ebenfalls negativ auf die gewerkschaftli-
che Mitgliedergewinnung in den Betrieben auswirken können. 
Ebenfalls organisatorischer Handlungsbedarf besteht bei der Verbesserung der 
Partizipationsmöglichkeiten für die gewerkschaftlich aktiven Mitglieder. So ver-
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mutet Kahmann (2005: 111) mit Blick auf die Fusion zur IG BCE, dass größere 
Gewerkschaften aufgrund von Anonymisierungs- und Bürokratisierungstenden-
zen die passiven Einstellungen der Mitglieder fördern, was dann im Vergleich 
zu den vormals überschaubaren Strukturen der kleineren Vorgängergewerk-
schaften zu Unzufriedenheiten bei den Aktiven führt. Damit wären geringere 
Partizipationsmöglichkeiten nach großen Gewerkschaftsfusionen eine naturge-
mäße Folge und die Unzufriedenheit damit ein temporäres Problem. Dennoch 
muss ver.di alles daransetzen, diese Defizite abzubauen – nicht nur, um den 
eigenen gewerkschaftlichen Leitbildern zu entsprechen, sondern auch, um die 
gewerkschaftliche Handlungsfähigkeit zu erhalten und auszubauen. 
Eine Möglichkeit, die innergewerkschaftlichen Einflussmöglichkeiten für die eh-
renamtlichen Funktionäre zu erhöhen, ist die spezifischere Anpassung der in-
stallierten Matrixorganisation .Hierzu muss sich ver.di von den gewerkschafts-
politischen Altlasten befreien, die während des Gründungsprozesses aus-
schlaggebend für die Ausprägung der Matrixstrukturen waren, und stärker an 
Effizienzkriterien orientieren: eine weitere Reduzierung der Anzahl von Gremien 
und Matrixeinheiten (Zusammenlegung von Fachbereichen und Ebeneneinhei-
ten) und klarere Zuweisung von Verantwortlichkeiten sowie eine verbesserte 
interne Kommunikation. Dies dient auch der Steigerung der Effizienz im Hinblick 
auf die Mitgliederbetreuung. 
Schließlich muss ver.di die gemeinsame Programmatik noch stärker und geziel-
ter ausformulieren. Solch eine eindeutige Leitlinie trägt nicht nur dazu bei, den 
unterschiedlichen Branchen und Fachbereichen ein eine verbindende Grundla-
ge an die Hand zu geben, sondern sie kann auch helfen, den vorhandenen Un-
zufriedenheiten mit den konkreten Erfahrungen bei ver.di ein positives Pendant 
entgegenzusetzen. Solange bei den Mitgliedern und Funktionären lediglich ab-
strakte Begriffe wie „mehr Größe und Stärke“ sowie „bessere Durchsetzungsfä-
higkeit“ zwar bekannt, aber nicht erfahrbar sind, werden sie von den teilweise 
unvermeidlichen negativen Erlebnissen überlagert. An dieser Stelle gilt es, die-
sem Umstand ein positives und erfahrbares gewerkschaftliches Leitbild entge-
genzusetzen.  
Der Begriff der „sozialen Gerechtigkeit“ von von Alemann (Gewerkschaftliche 
Monatshefte 1999: 739) bietet sich im Hinblick auf diese Thematik an, da er die 
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beiden gegensätzlichen Positionen der Gegenmachtsorientierung und der Sozi-
alpartnerschaft miteinander vereinigen kann. In Ermangelung solch eines ge-
meinsamen Leitbildes steht längerfristig zu befürchten, dass die einzelnen 
Fachbereiche nicht nur wie die zuvor bestehenden Einzelgewerkschaften auf-
treten, sondern dass es darüber hinaus außer einem gemeinsamen Dienstlei-
stungsstandard keine weiteren verbindenden Elemente mehr gibt. 
Soll die Existenz von ver.di nicht nur als ein formaler Anpassungsprozess an 
sich verändernde politische und wirtschaftliche Bedingungen verstanden wer-
den, so sind weitere Reformen notwendig, die sich nicht nur auf die Umstruktu-
rierung und Verbesserung der Mitgliederwerbung und -betreuung beziehen, 
sondern den insgesamt gewandelten Bedürfnissen der Arbeitnehmer Rechnung 
tragen. Ob sich dabei die Spezialisierung der Interessen in Form von Bran-
chengewerkschaften oder weitere Konglomerate von Interessen auf nationaler 
wie internationaler Ebene als beste Lösung herausstellen werden, bleibt dabei 
offen und wird von den Erfahrungswerten der Zukunft abhängen.  
Mit der ver.di-Gründung wurde aber zumindest ein erster wesentlicher Schritt 
vor weiterreichenden gewerkschaftlichen Reformen getan. Denn selbst wenn 
die hier aufgeführten Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Matrixorgani-
sationen überwunden sind und eine effektivere Mitgliederwerbung und 
-betreuung aufgebaut werden kann, so warten weitere Herausforderungen auf 
die Gewerkschaften. Die zeitgleich stattfindende fortschreitende Individualisie-
rung und sich beschleunigende Globalisierung der Arbeitsbeziehungen verlangt 
von den Gewerkschaften eine Remobilisierung der Basis und eine Ausweitung 
des Handlungsspektrums auf eine transnationale Ebene. Ansonsten besteht die 
Gefahr, dass sie sich selbst zu einem ausschließlichen Interessenverband mit 
weiter sinkendem Einfluss degradieren. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt steht die Dienstleistungsgesellschaft ver.di also 
an einer massiven Orientierungsschwelle und muss sich auch weiterhin konti-
nuierlich dem politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandel unse-
rer Zeit stellen. Dabei sind nicht nur bislang gewonnene Erfahrungswerte und 
erkenntnistheoretische Faktoren ausschlaggebend für eine nachhaltige Positio-
nierung. Hier sind auch vorausschauende Qualitäten gefragt, der Mut, neue 
Wege zu gehen und vor allem sich durch offene und eindeutige Kommunikation 
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Rückendeckung von innen wie von außen zu verschaffen. Somit werden die 
zusammenwirkenden Gewerkschaften ihr Potenzial aufrechterhalten, eine at-
traktive sowie gesellschaftlich unverzichtbare Instanz mit dem Anspruch der 
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Dieser Fragebogen richtet sich an ver.di-Mitglieder im Fachbereich Handel in Nord-
rhein-Westfalen. 
Bitte beantworten Sie möglichst alle Fragen. Jede Antwort ist wichtig, falsche Antwor-
ten gibt es nicht. Falls eine Frage nicht beantwortet werden kann, lassen Sie bitte die 
Antwort frei. 
Bitte schicken Sie den ausgefüllten Fragebogen in dem beiliegenden frankierten Brief-
umschlag an ver.di Landesverband Nordrhein-Westfalen in Düsseldorf. 
Die Befragung folgt strikt den Richtlinien des Datenschutzes, d.h.: Es werden keine 
Antworten von einzelnen Personen veröffentlicht, jeder Fragebogen wird anonym ein-
gegeben und danach vernichtet. 
 
Mitgliederfragebogen 
Es folgen zunächst einige allgemeine Äußerungen zur ver.di-Gründung  
 
1. Bitte geben Sie an, ob Sie 
den Statements zustimmen, 































Ich fühle mich mit ver.di mehr ver-
bunden als mit meiner Gründungs-
gewerkschaft. 
{ { { {
Leute wie ich haben sowieso keinen 
Einfluss darauf, was ver.di tut. { { { {
Die ver.di-Gründung hat die Durch-
setzungsfähigkeit in den 
Tarifverhandlungen erhöht. 
{ { { {
Ver.di verschleudert seine Mitglieds-
beiträge für übertrieben hohe Vor-
standsgehälter. 
{ { { {
In ver.di zählt die einzelne Meinung 
mehr als in den Gründungsorganisa-
tionen. 
{ { { {
Obwohl im Handel überwiegend 
Frauen organisiert sind, haben bei 
ver.di Männer das Sagen. 
{ { { {
Aufgrund des Mitgliederschwundes 
sind Zusammenschlüsse zu großen 
Gewerkschaften – wie ver.di – un-
umgänglich. 
{ { { {
Der Zusammenschluss zu ver.di ist 
hauptsächlich von  Funktionären 
ohne Beteiligung der Basis gemacht 
worden. 
































Durch die Gründung von ver.di ha-
ben sich die Einflussmöglichkeiten 
der Gründungsgewerkschaften auf 
Politik und Gesellschaft erheblich 
vergrößert. 
{ { { {
Durch die Organisationsstruktur von 
ver.di ist eine Durchsichtigkeit der 
innergewerkschaftlichen Entschei-
dungen kaum noch gegeben. 
{ { { {
Eine große Organisation wie ver.di 
wirtschaftet besser mit den Mit-
gliedsbeiträgen als die fünf Einzelor-
ganisationen vor ver.di. 
{ { { {
Die 13 Fachbereiche in ver.di treten 
wie einzelne Gewerkschaften auf. { { { {
Der Zusammenschluss zu ver.di war 
notwendig, weil nur eine große Ge-
werkschaft eine erfolgreiche Politik 
gegenüber Arbeitgeber- und Wirt-
schaftsverbänden betreiben kann. 
{ { { {
Spezialisierte Gewerkschaften für 
einzelne Branchen können für ihre 
Mitglieder mehr erreichen als Multi-
branchengewerkschaften wie ver.di. 
{ { { {
 
Nun interessieren uns Ihre Einstellungen und Erwartungen an ver.di  
2. Welche gewerkschaftspoliti-
schen Aufgabenfelder er-



































- Sicherung der Sozialsysteme (ge-
setzliche Rentenversicherung, 
Krankenversicherung etc.) 
{ { { {
- Erhalt und Schaffung  
von Arbeitsplätzen { { { {
- Löhne und Gehälter { { { {
- Sicherung und Verbesserung  
von Ausbildung/ Jugendarbeit { { { {
- Frauenpolitik/ Gleichberechtigung { { { {
- Arbeitszeitpolitik { { { {
- betriebliche Sozialpolitik { { { {
- Seniorenarbeit { { { {
- Integration von ausländischen 
Kollegen/innen { { { {
3. Welche Mitgliedsleistungen 
von ver.di sind Ihnen be-
kannt? Welche haben Sie 



























- Bildungsangebot { { 
- Streikgeld { { 
- Rechtsberatung  
zum Arbeitsrecht { { 
- Rechtsvertretung  
beim Arbeitsrecht { { 
- Freizeitunfallversicherung { { 
- Lohnsteuerberatung { { 
- Mietrechtsberatung { { 




4. Welche Eigenschaften und 




































- Interessenvertretung in Politik und 
Gesellschaft { { { {
- Verhandlung von Tarifverträgen { { { {
- Unterstützung der betrieblichen 
Interessenvertretung { { { {
- Rechtsberatung und -vertretung { { { {
- Serviceleistungen { { { {
- Bildungsangebot { { { {
 
 
5. Welche Leistungen sollten von 




- Interessenvertretung  
in Politik und Gesellschaft { 
- Aushandlung von Tarifverträgen { 
- Unterstützung der betrieblichen 
Interessenvertretung { 
- Bildungsangebot { 
- Rechtsberatung und -vertretung im 
Arbeitsrecht { 
- Rechtsberatung  
in anderen Rechtsfeldern { 
- Mitgliederservice { 
6. Wie beurteilen Sie die Betreu-
ung durch ver.di in Ihrem 
ver.di-Bezirk auf einer Noten-
skala von 1 (sehr gut) bis 6 
(ungenügend)? 
 
- sehr gut { 
- gut { 
- befriedigend { 
- ausreichend { 
- mangelhaft { 
- ungenügend { 
- das kann ich nicht beurteilen { 
7. Muss Ihrer Meinung nach die 
Betreuung durch den ver.di-
Bezirk verbessert werden? 
 
- nein, die Betreuung  
ist ausreichend { 
- ja, die Betreuung  
muss verbessert werden { 
- das kann ich nicht beurteilen { 
8. Welche Informationsquellen 
nutzen Sie, um sich über die  















- Kontakt mit ver.di-Bezirk  
(persönlich, telefonisch) { { {
- ver.di public { { {
- Flugblätter { { {
- ver.di-Homepage im Internet { { {
- sonstige ver.di-Publikationen { { {
 
Nun folgen einige Fragen zu Ihrer Gewerkschaftsmitgliedschaft 
9. Wie alt sind Sie? __________Jahre 
10. Wie ist ihr Geschlecht? 
- Weiblich { 
- Männlich { 
11. In welcher Branche sind Sie beschäftigt? 
- Einzelhandel { 
- Groß- und Außenhandel { 
- sonstige Branche { 
- zur Zeit nicht beschäftigt { 
12. In welchem Jahr sind Sie Mitglied der Ge-
werkschaft geworden? Aus welcher Grün-
dungsgewerkschaft kommen Sie? 
- Eintrittsjahr : _________ 
- Gründungsgewerkschaft { HBV 
 { DAG 
 { sonstige
- eventuelle vorherige Ge-
werkschaftsmitgliedschaft 
Welche? ____________ 
   von___________(Jahr) bis ___________(Jahr) 
13. Haben Sie betriebliche 
oder gewerkschaftliche 







































- in der Vergangenheit hatte 
ich Funktionen inne { { 
- bis zu welchem Jahr? ____ ____
- ich habe gegenwärtig 
Funktionen inne { { 
- ich bin weder in betrieblichen 
noch in gewerkschaftlichen 
Gremien 
{ { 
14. Zu welchem Zeitpunkt Ihres Berufslebens 
sind Sie Mitglied der Gewerkschaft gewor-
den? 
- zu Beginn der Ausbildung { 
- während meiner Ausbildung { 
- bei Antritt der ersten Stelle nach meiner 
Ausbildung { 
- während meiner ersten Stelle { 
- nach einem Betriebswechsel { 
- bei einem Arbeitsplatzwechsel in den Han-
del { 
- zu einem anderen Zeitpunkt in meinem 
Berufsleben { 
15. Wie oder zu welchem Anlass sind Sie Mit-
glied von ver.di bzw. eine der Gründungs-
gewerkschaften geworden? 
- Werbung durch Familie/Verwandte { 
- Werbung durch Kollegen/Kolleginnen { 
- Werbung durch Betriebsrat { 
- meine Kandidatur zu Betriebsratswahlen { 
- bei einem Arbeitskampf/Streik { 
- durch einen Übertritt aus einer anderen 
Gewerkschaft { 
- aufgrund beruflicher Fragen/Probleme { 
- ohne besonderen Anlass { 
- sonstiges { 
16. Was waren Ihre Beitrittsmotive zur Ge-
werkschaft?(Mehrfachantworten möglich) 
- Interessenvertretung der Arbeit-
nehmer/innen in Politik und Gesellschaft { 
- Einzige Interessenvertretung im Betrieb { 
- Konfliktunterstützung { 
- tarifvertragliche Leistungen { 
- Rechtsschutz { 
- Arbeitslosigkeit { 
- Solidarität { 
- Sonstiges { 
17. Bei welchen Aktivitäten haben 


















- 1. Mai-Kundgebung { { {
- Demonstrationen { { {
- Streik/Warnstreik { { {
- Bildungsveranstaltungen { { {
- Gremienarbeit bei ver.di bzw. der 
Gründungsorganisation { { {
- Sonstiges { { {
18. Treten Sie als ver.di-Mitglied im Betrieb 
oder in Ihrem Bekanntenkreis auf? 
- immer oder häufig { 
- gelegentlich bzw. manchmal { 
- selten bzw. nie { 
- kann ich nicht sagen { 
 
Zum Abschluss noch einige Fragen zu Ihrem Beruf und Ihrem Arbeitsverhält-
nis 
19. Wie ist Ihre berufliche Qualifikation? (Mehr-
fachantworten möglich) 
- in Ausbildung  { 
- mit Berufsabschluss { 
- ohne Berufsabschluss (aber nicht in Aus-
bildung) { 
- Fachhochschulabschluß { 
- Hochschulabschluß { 
- Sonstiges {  
20. Wie ist Ihre berufliche Stellung? 
- Arbeiter/in { 
- Angestellte/r { 
- Auszubildende/r { 
- Praktikant/in { 
- Student/in { 
- erwerbslos (bitte weiter mit Frage 28) { 
- sonstiges und zwar { 
_______________________________
21. Arbeitest Sie in Vollzeit oder in Teilzeit? 
- Vollzeit { 
- Teilzeit { 
- geringfügig beschäftigt { 
22. Wie viele Stunden beträgt Ihre  
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit? 
- Anzahl der Stunden pro 
Woche ___,___Std. 
- ich habe keine vertraglich  
festgelegte Arbeitszeit {  
23. Arbeiten Sie in einem befristeten oder un-
befristeten Arbeitsverhältnis? 
- Unbefristet { 
- Befristet { 
- in Ausbildung { 
 
24. Wie groß ist der Betrieb, in dem Sie arbei-
ten? 
- bis 5 Beschäftigte { 
- 6 – 20 Beschäftigte { 
- 21 – 50 Beschäftigte { 
- 51 – 200 Beschäftigte { 
- 201 – 500 Beschäftigte { 
- über 500 Beschäftigte { 
25. Arbeiten Sie in einem Einzelbetrieb 
oder in einem Unternehmen?  
 
- ich arbeite in einem Einzelbetrieb { 
- ich arbeite in einer Filiale eines  
Unternehmens { 
- ich arbeite in der Zentrale eines  
Unternehmens { 
26. Wird in Ihrem Betrieb ein Tarifvertrag an-
gewendet? 
- es gilt der Flächentarifvertrag des  
Einzelhandel NRW bzw. des Groß- und  
Außenhandel NRW 
{ 
- es gibt einen Haus- bzw.  
Firmentarifvertrag { 
- es kommt kein Tarifvertrag zur  
Anwendung { 
27. Besteht in Ihrem Betrieb ein Betriebsrat? 
- ja { 
- nein { 















Auswertung Fragebogen – Einfache Häufigkeiten 




Statement 1: Ich fühle mich mit ver.di mehr verbunden




























Statement 2: Leute wie ich haben sowieso keinen


























Statement 3: Die ver.di-Gründung hat die
























Statement 4: Ver.di verschleudert seine Mitgliedsbeiträge



























Statement 5: In ver.di zählt die einzelne Meinung mehr


























Statement 6: Obwohl im Handel überwiegend Frauen























Statement 7: Aufgrund des Mitgliederschwundes sind
























Statement 8: Der Zusammenschluss zu ver.di ist


























Statement 9: Durch die Gründung von ver.di haben sich
die Einflussmöglichkeiten der Gründungsgewerkschaften























Statement 10: Durch die Organisationsstruktur von ver.di
ist eine Durchsichtigkeit der innergewerkschaftlichen























Statement 11: Eine große Organisation wie ver.di
wirtschaftet besser mit den Mitgliedsbeiträgen als die
















































Statement 13: Der Zusammenschluss zu ver.di war
notwendig, weil nur eine große Gewerkschaft eine
























Statement 14: Spezialisierte Gewerkschaften für einzelne
























2. Welche gewerkschaftspolitischen 
Aufgabenfelder erachten Sie für sich als 
wichtig? 





















































































































































































































3. Welche Mitgliedsleistungen von ver.di 
sind Ihnen bekannt? Welche haben Sie 











































































































































4. Welche Eigenschaften und Leistungen 
sind Ihnen bei ver.di wichtig? 











































































































































5. Welche Leistungen sollten von ver.di 








Interessenvertretung in  
Politik und Gesellschaft 352 12,5% 39,2% 
Aushandlung von  
Tarifverträgen 571 20,2% 63,5% 
Unterstützung der betrieblichen 
Interessenvertretung 547 19,3% 60,8% 
Bildungsangebot 207 7,3% 23,0% 
Rechtsberatung und 
-vertretung im Arbeitsrecht 499 17,7% 55,5% 
Rechtsberatung in  
anderen Rechtsfeldern 275 9,7% 30,6% 
Mitgliederservice 376 13,3% 41,8% 
Gesamt 2827 100,0% 314,5 
101 fehlende Fälle; 899 Fälle mit mindestens einer Antwort 
6. Wie beurteilen Sie die Betreuung durch 
ver.di in Ihrem ver.di-Bezirk auf einer 































7. Muss Ihrer Meinung nach die Betreuung 





















8. Welche Informationsquellen nutzen Sie, 
um sich über die Aktivitäten von ver.di zu 
informieren? 











































































































9. Wie alt sind Sie? 
Alter - gruppiert
53 5,3 5,5 5,5
179 17,9 18,4 23,9
338 33,8 34,8 58,7
326 32,6 33,6 92,3





30 - 39 Jahre
40 - 49 Jahre
50 - 59 Jahre





















































12. In welchem Jahr sind Sie Mitglied der 
Gewerkschaft geworden? Aus welcher 
















































13. Haben Sie betriebliche oder 
gewerkschaftliche Funktionen inne? 














































14. Zu welchem Zeitpunkt Ihres Berufslebens 












zu Beginn der Ausbildung
während der  Ausbildung
nach der Ausbildung

















15. Wie oder zu welchem Anlass sind Sie 








Werbung durch  
Familie/Verwandte 102 8,6% 10,3% 
Werbung durch  
Kollegen/Kolleginnen 223 18,7% 22,6% 
Werbung durch Betriebsrat 297 25,0% 30,1% 
meine Kandidatur zu  
Betriebsratswahlen 85 7,1% 8,6% 
bei einem Arbeitskampf/Streik 34 2,9% 3,4% 
durch einen Übertritt aus einer 
anderen Gewerkschaft 38 3,2% 3,8% 
aufgrund beruflicher  
Fragen/Probleme 213 17,9% 21,6% 
ohne besonderen Anlass 135 11,3% 13,7% 
sonstiges 63 5,3% 6,4% 
Gesamt 1190 100,0 120,4% 
12 fehlende Fälle 988 Befragte mit mindestens einer Antwort  









Interessenvertretung der  
Arbeitnehmer/innen in  
Politik und Gesellschaft 
392 14,3% 39,9% 
Einzige Interessenvertretung 
im Betrieb 317 11,6% 32,2% 
Konfliktunterstützung 486 17,8% 49,4% 
tarifvertragliche Leistungen 467 17,1% 47,5% 
Rechtsschutz 391 14,3% 39,8% 
Arbeitslosigkeit 147 5,4% 15,0% 
Solidarität 404 14,8% 41,1% 
Sonstiges 132 4,8% 13,4% 
Gesamt 2736 100,0% 278,3% 
17 fehlende Fälle; 983 Fälle mit mindestens einer Antwort 
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17. Bei welchen Aktivitäten haben Sie bereits 


































































































































18. Treten Sie als ver.di-Mitglied im Betrieb 































in Ausbildung 14 1,3% 1,5% 
mit Berufsabschluss 766 69,0% 79,6% 
ohne Berufsabschluss  
(aber nicht in Ausbildung) 57 5,1% 5,9% 
Fachhochschulabschluß 91 8,2% 9,5% 
Hochschulabschluß 34 3,1% 3,5% 
Sonstiges 148 13,3% 15,4% 
Gesamt 1110 100,0% 115,4% 
38 fehlende Fälle; 962 Fälle mit mindestens einer Antwort 
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22. Wie viele Stunden beträgt Ihre 
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit? 











10 bis unter 20 Stunden
20 bis unter 35 Stunden































































25. Arbeiten Sie in einem Einzelbetrieb oder 










































27. Besteht in Ihrem Betrieb ein Betriebsrat? 
630 74,6 74,6
215 25,4 100,0
845 100,0
155
1000
ja
nein
Gesamt
Gültig
keine AntwortFehlend
Gesamt
Häufigkeit
Gültige
Prozente
Kumulierte
Prozente
 
